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Erste Sitzung
im Ständehlluse zu Düsseldorf, am Sonntag den 28. April 1895.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchenbeider Bekenntnisse abgehaltenenGottesdienstes
versammelten sich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtages im Sitzungssaal des Ständehauses,
Um 12 Uhr 40 Minuten eröffnete der Königliche Landtagscommissarius, Oberpräsident der
Rheinvrouinz, WirklicherGeheimer Rath, Herr Nasse den 39. RheinischenProvinziallandtag mit
folgender Ansprache,welche die Mitglieder stehend entgegennahmen:

Hochgeehrte Herren!

Den von Seiner Majestät dem Kaiser und König hierher einberufenen 39. Provinzial¬
landtag der Rhcinprovinz Namens der KöniglichenStaatsregierung herzlichst begrüßen zu dürfen,
gereichtnur zur großen Ehre und Freude.

Aus den Ihnen bereits zugegangenenVorlagen werden Sie ersehen haben, daß zahlreiche
und bedeutsameAngelegenheitender Beschlußfassungdurch den Provinziallandtag harren.

Von dein Provinzialausschuß sorgsam vorberathen, entrollt Ihnen vor Allem der Haus¬
haltsplan für die Etatsjahre 1895/96 und 1896/9? ein übersichtliches Bild der vielseitigen und
dankbaren Aufgaben, deren Erfüllung der provinziellenFürsorge und Verwaltung obliegt.

Gewiß ist es Ihr lebhaftesterWunsch, in gemeinsamerArbeit mit den staatlichen und
communalen Organen thunlichst allen auf Förderung des Gemeinwohls innerhalb der Provinz
gerichtetenBestrebungen nach Maßgabe der vorhandenen Mittel dienlichzu sein. So darf denn
auch jetzt wieder eine reiche Bethätigung des Wohlwollens erwartet weiden, welches der Rheinische
Provinziallandtag für die Bedürfnisse des Armen- und Krankenwesens,von Gewerbe und Verkehr,
von Kunst und Wissenschaft und vorzugsweise auch für die Interessen der Landwirthschaft
treibenden Bevölkerung stets an den Tag gelegt hat.

Mit Befriedigung werden Sie es begrüßen, daß von dem Provinzialausschuß im
Hinblick auf die Schwierigkeiten,unter denen auch die Rheinische Landwirthschaftund insbesondere
der Kleinbauernstandzu leiden hat, in dem Entwürfe des Haushaltsplanes eine Verstärkung der
für landwirthschaftlicheZwecke zu verwendendenMittel vorgesehenworden ist.

Das Gebiet der Landwirthschaft ist es auch, auf dem sich die bedeutsamsteunter den
Vorlagen der Staatsregierung bewegt. Es ist die im Auftrage der zuständigenHerren Minister
Ihrer Beschlußfassungunterbreitete Vorlage über die Errichtung einer Landwirthschaftskammer
für unsere Provinz. Ich bin überzeugt, daß Sie, hochgeehrte Herren, mit voller Unbefangenheit an
die Prüfung dieses wichtigen GegenstandesIhrer Berathungen herantreten werden, und gebe mich
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der Hoffnung hin, daß das in der Vorlage zum Ausdruck gelangende Bestreben der Staats-
regicrung, auch dein Berussstande der RheinischenLandwirthe durch eine umfassende korporative
Organisation die sichere Grundlage für die zur Hebung und Forderung der Landwirthschaft
erforderlichenMaßnahmen aller Art zu verleihen, nicht nur Ihr ungetheiltes Interesse hervorruft,
sondern auch, entsprechenddem Ernste der gegenwärtigen Lage unserer Landwirthschast, einer
gerechten Würdigung bei Ihnen begegnet. Die Staatsrcgierung legt auf das Zustandekommen
des Unternehmens wegen seiner Bedeutung für viele wichtigeund gerade jetzt dringlicheAufgaben
der Landwirthfchaft einen hohen Werth.

AIs KöniglicherEummissar erkläre ich den 39. Rheinischen Provinziallandtag hiermit
für eröffnet.

Räch ß. 32 der Provinzialordnung hat nun zunächst das an Jahren älteste Mitglied
des Landtages den Vorsitz zu übernehmen. Soweit mir bekannt, ist Ihr Senior der am
27. Dezember 1805 geborene Herr Hoffstadt. (Vravo!) — Es meldet sich kein älterer, und ich
erlaube mir daher, dem Herrn Hoffstadt hiermit den Vorsitz zu übergeben. (Die Mitglieder
nehmen wieder Platz.)

Alterspräsident Hofsstadt: Ich ersuche die beiden jüngsten Mitglieder, als Schriftführer
sich hierher zu verfügen. Es sind dies wohl Herr von Sandt und Herr Guilleaumc, (Die
Herren AbgeordnetenDr, von Sandt und Guilleaume nehmen die Plätze der Schriftführer ein,)
Herr Guilleaume, Sie werden fo gütig fein, die Rednerliste zu führen. Die Mitglieder werden
jetzt verlesen, Ich bitte die Herren, mit „Hier" zu antworten. (Der vom Schriftführer Abge¬
ordneten 1>. von Sandt vorgenommeneNamensaufruf ergiebt die Auwefenhcit von 119 Mit¬
gliedern.) Es fehlen 26 Mitglieder. Mithin sind wir mit großer Majorität befchluhfähig. Ich
bitte, jetzt den Vorsitzendenin Vorschlag zu bringen.

Abgeordneter Conze: Ich erlaube mir den Antrag, die Sitzung auf eine halbe Stunde
zu vertagen, damit die Versammlung Gelegenheit hat, sich über die Person schlüssig zu machen.
(Vravo!)

Alterspräsident Hoffstadt: Es ist der Vorschlag gemacht, die Sitzung auf eine halbe
Stunde zn vertagen. Ist Jemand gegen die Vertagung?

Abgeordneter Eourth: Es wird das immer eine vertrauliche Sitzung sein müssen. (Zu¬
stimmung.) Ich wollte nur darauf aufmerksammachen.

Alterspräsident Hoffstadt: Ja, dann müssenwir uns in den anderen Saal verfügen.
Also die Sitzung wird aus eine halbe Stunde vertagt, und ich bitte die Herren, sich da drüben
in dem Zimmer zu versammeln.

Abgeordneter Graf Beissel von Gnmnich: Ich möchte vorschlagen, daß wir hier
bleibeil und die Tribünen abtreten lassen. Hier ist doch ein geeigneterer Platz.

Alterspräsident Hoffstadt: Auch das,

(Uni 12 Uhr 55 Minuten tritt eine Vertagung bis um l'/s Uhr ein.)

Alterspräsident Hoffstadt: Sehr verehrte Herren! Ich eröffne hiermit die öffentliche
Sitzung und bitte um Vorfchläge für den Vorsitzenden.

Abgeordneter Eonze: .Ich beantrage, durch Acclamation den Herrn Oberbürgermeister
Becker znm Ersten Vorsitzenden des Provinziallandtages zu wählen. (Allgemeine Zustimmung)

Alterspräsident Hoffstadt: Der Herr Oberbürgermeister Becker ist als Vorsitzender
ernannt worden. Ich frage, ob der Herr Oberbürgermeister die Wahl annimmt?
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AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich nehme die Wahl im Interesse der Sache mit
Dank an. Ich werde mich bemühen, das Amt »«glichst unparteiisch zu führen, und bitte dabei
um Ihre Nachsicht und freundlicheUnterstützung.

Alterspräsident Hoffstadt: Ich bitte, jetzt einen zweiten Vorsitzenden in Vorschlag
zu bringen,

Abgeordneter Conze: Ich Wage vor, in gleicher Weise durch Acclamation zum zweiten
Vorsitzendendes Provinziallandtages den Herrn Grafen von Fürstenberg-Stammheim wählen zu
wollen. (Beifall.)

Alterspräsident Hoffstadt: Es erfolgt lein Widerspruch, mithin ist der Herr Graf
ernannt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich erkläre mich zur Annahme
der Wahl bereit, danke den Herren allerseits für das mir geschenkte Vertrauen und habe nur
die eine Bitte noch auszusprechen,daß die Herren mir als einem Neuling in dem Amt auch ihre
vollste Nachsicht zu Theil weiden lassen möchten. (Beifall.)

Alterspräsident Hoffstadt: Ich ersuche nunmehr den Vorsitzenden,Herrn Oberbürger¬
meister Becker, den Vorsitz zu übernehmen.

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Indem ich hiermit für diese Session das Amt
des Vorsitzenden übernehme, spreche ich zunächst in Ihrer aller Namen dem verehrten Herrn
Alterspräsidenten, der bis dahin die Verhandlungen so gedeihlich geführt hat, unsern herzlichsten
Dank aus und ersuche Sie, sich zum Zeichen dessen von Ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.)

Sodann, meine Herren, mochte ich Ihnen den unmaßgeblichen Vorschlag machen, da
Seine Durchlaucht der Fürst zu Wied trotz seines allbekannten hervorragenden Interesses für die
Provinz uur aus Krankheitsgründen sein Amt niedergelegthat, daß es Ihnen vielleicht gefallen
möge, zu beschließen, daß dem Fürsten zu Wied unser Bedauern durch eiu Telegramm zum Aus¬
druck gebracht wird, (lebhafter Beifall) und wir damit den Wunfch und die Hoffnung verbinden,
daß es ihm vergönnt sein möge, recht bald wieder an unserer Spitze hier mit uns für das
Wohl der Provinz thätig zu feiu. (Beifall.) Darf ich das als Ihren allfeitig zustimmenden
Beschluß feststellen? (Zustimmung.) Dann werde ich das Weitere in die Wege leiten.

Ebenso, meine Herren, wird es, glaube ich, auch Ihren Wünschen, jedenfalls den meinen,
entsprechen, wenn ich meine Kraft jetzt auf den Vorsitz im Landtage beschränke und daher das
Amt, mit welchem mich Ihr Vertrauen bisher beehrt hatte, das Amt des stellvertretenden Vor¬
sitzendenim Ausschusse,hiermit niederlege. (Zustimmung.) Es würde also an meiner Stelle
im Prouinzialllusschusseein Anderer zum stellvertretendenVorsitzendenzu wählen sein.

Wir kommennun zur Wahl der Schriftführer. Ich sehe Ihren Vorschläge,: entgegen.
Abgeordneter Conze: Ich erlaube nur, zur Abkürzung des Verfahrens vorzuschlagen,

auch durch Acclamation die Schriftführer wieder zu wählen, die fchon in früheren Jahren uns
trefflichgedient haben. Ich schlage vor, zu Schriftführern zu berufen die Herren: Freiherr von
Eoels, Linz, Spiritus und Brüning. (Beifall)

VorsitzenderBecker: Das scheint allfeitige freundlicheAufnahme zu fiuden. Bedenken
werden nicht laut. Ich darf wohl Ihr Einverständniß mit diefen Vorschlägenfeststellen und die
Wahl als vollzogenerklären.

Damit wäre die Constituirung des Vorstandes beendet.
Meine Herren! Dann wollen wir gleich, wie auch in früheren Jahren, die Verloosung

der Abtheilungen vornehmen. Dann ist das abgemacht, und dann könnte» die Abtheilunge»
1»
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morgen um 10 Uhr zusammentretenund ihre Vorsitzendenwählen und gleichzeitig auch die Com¬
missionswahlenthätigen, so daß dann also die Commissionen in die Arbeit eintreten könnten.
Um 11 ^2 Uhr würden wir morgen zweckmäßiger Weise eine Plenarsitzung halten. Für dieselbe
wird folgende Tagesordnung in Vorschlag gebracht:

Als erster Gegenstandwürde auf die Tagesordnung zu setzen sein: Bericht des Provinzial¬
ausschusses über die Ergebnisseder Provinzialverwaltung für das Etatsjahr 1893/94;

ferner Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffendWahl der Commission
zur Mitwirkung bei der Unteruertheilung der nach H. 16 des Gesetzesüber die Kriegsleistungen
vom 13. Iuui 1873 etwa auszuschreibendenLanolieferungen auf die Kreise;

sodann Vorbericht zu dein Haupt-Etat der Provinzialverwaltung der Nheinprovinzsowie
zu den zu demselbengehörenden Etats der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten für die
Vtatsjahre vom 1. April 1895 bis 31. März 1896 und 1. April 1896 bis 31. März 1897, —
dem Etatsheft vorgeheftet — nebst

Haupt-Etat der Provinzialverwaltung für die Etatsjahrc vom I. April 1895 bis
31. März 1897;

und schließlichBericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögensstand des
RheinischenProvinzialverbandes.

Wenn Sie mit dieser Tagesordnung einverstandensind, meine Herren, — und ich stelle
das fest, da kein Widerspruch erfolgt, — dann würden wir heute am Ende unferer Geschäfte
sein, und ich bitte Sie, die erste Sitzung in gewohnter Weise mit dein Rufe zu schließen, der
uns stets am Herzen liegt, wenn es sich um das Wohl unserer Provinz handelt: Se. Majestät
unser theurer Kaiser und König, er lebe hoch und nochmals hoch und abermals hoch, (Die
Mitglieder erheben sich und stimmen begeistertdreimal in das Hoch ein,)

Ich schließe die Sitzung. (Zurufe: Die Ausloosung in die Abtheilungen!)
Meine Herren! Dann eröffne ich die Sitzung wieder. Wir treten noch in die Aus¬

loosung der Mitglieder in die Abtheilungen ein, und ich bitte Herrn von Coels und Herrn Linz,
freundlichstdabei zu afsistiren, (Die Ausloosung wird vorgenommen.)

Meine Herren! Die Ausloosung hat stattgefunden. Ich bitte das Nefultat zu verlefen.

Schriftführer Abgeordneter Linz: Die Ausloosung hat folgendes Ergebniß gehabt:

I. Abtheilung:

Graf Veiffel von Gnmnich, von Noch, Werner Breuer, Casvers, Albert Croon,
Dietze, Engelsmann, Freiherr von Geyr-Schweppenburg, de Greiff, Dr. Haniel,
Heuser, Hoffstadt, Iörissen, Knebel, Kunz, Limbourg, Freiherr Felix von Los,
Meufer, Oster, Pelizaeus, Quack, Rautenstrauch, Rossi«, Schlick, Schrakamp, Talbot,

Abgeordneter für den Kreis Waldbroel, von Wätjen, Freiherr von Wenge-Wulffen.

II. Abtheilung:
Freiherr von Anx, Veppler, von Bohlen, von Vreuning, Claetzen, Theodor Croon,
Dingelstlld, Effer, Guilleaume, Hardt, Graf Eugen von und zu Hoensbroech,
Huesgen, Kattwinkel, Eduard Klein, Kratz, Laeis, Lindemann, Karl Lueg, Michels,
Moritz, Peters, Naab, Ren, Dr. von Sandt, Schleß, Schünnenbeck, Spilles, Vogt,

Fürst zu Wied.
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III. Abtheilung:
Narthels, von Beulwitz, Bönniger, Brockhoff, Freiherr von Coels, Destree, Effertz,
Fischer, Frings, von Hagen, Heising, Graf und Marquis von und zu Hoensbroech,
Hupertz, Iorissen, Kelders, Krupp, Lehr, Lingenbrink, Heinrich Lueg, von Monschaw,
Nels, Freiherr von Plettenberg-Mehrum, Radermacher, Ludwig Heinrich Noechliug,

Sasse, Scheidt, Schneeinann, Freiherr von Solemacher-Antweiler, Vopelius.

IV. Abtheilung:
Baumann, Blank, Freiherr von Böselager, Graf von BrUhl, Conze, Dick, Gfrörer
von Ehrenberg, Franken, Fritzen, Graeff, Emil Haldy, Helfferich, Freiherr August
von Hövel, Dr. Klein, Kühlwetter, Lekebusch, Linz, Melchers, Mooren, Neussel,
Porcher, von Randow, Karl Röchling, Sauerwein, Schmitz, Simons, Spiritus,

Wegeler, Zweigert.

V. Abtheilung:
Becker, Blum, Ioh. Adolf Breuer, Brüning, Courth, Freiherr von Diergardt,
Eifenlohr, Friederichs, Graf von Fürstenberg-Stammheim, von Grand-Ry, Richard
Haldy, Herrmann, Freiherr Clemens von Hövel, Ianhen, von Kühlwetter, Lieven,
Freiherr Eugen von Loö, Merrem, von Niefewand, Pastor, Preuh, vom Rath,
Römer, Freiherr von Scheidler. Schmidt von Schwind, Servaes, Freiherr von Stumm-

Halberg, Weidenfeld, Zerwes.

Vorsitzender Becker: Ich schließe die Sitzung.
Schluß der Sitzung 2 Uhr.

Zweite Sitzung.
im Standehause zu Düsseldorf, am Montag den 29. April 1895.

Beginn: 11 ^2 Uhr Vormittags.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzialverwaltung für das Etats¬

jahr 1893/94.
3. Bericht und Antrag des Provinzialausfchusses,betreffend Wahl der Commission zur Mitwirkung

bei der Untervertheilung der nach §. 16 des Gesetzes über die Kriegsleistungenvom 13. Juni
1873 etwa auszuschreibenden Landlieferungen auf die Kreise.

4. Vorbericht zu dem Haupt-Etat der Provinzialverwaltungder Rheinprovinz sowie zu den zu
demselben gehörenden Etats der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten für die Etatsjahre
vom 1. April 1895 bis 31. März 1896 und 1 April 1896 bis 31. März 1897. — Dem
Etatsheftvorgeheftet. -
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5. Haupt-Etat der Pruvinzialverwaltung für die Etatsjahre vom 1. April 1895 bis 31, März 1897.
6. Bericht des Provinzialausfchufses, betreffend den Vermögensstand des Rheinischeil Provinzial-

verbandes.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll in heutiger Sitzung wird
führen mein Nachbar zur Rechten der Herr Abgeordnete Brüning, die Rednerliste Herr Ab¬
geordneter Spiritus.

Das Protokoll der gestrigen Sitzung liegt auf dem Tisch des Hauses zur Einsicht offen.
Gehen bis zum Schluß der Sitzung Erinnerungen nicht ein, dann gilt das Protokoll als festgestellt.

Von Sr. Durchlaucht dem Fürsten Wied, dem nach Ihrem Beschlusse gestern ein herz¬
liches Telegramm mit dem Bedauern über seine immer noch nicht gehobene Krankheit zugesandt
ist, ist folgende Antwort eingegangen:

„Grfuche Sie, dem Provinziallandtag für feine Wünfche und für feine Theilnahme
an meiner Erkrankung meinen angelegentlichsten und wärmsten Dank auszusprechen.

Fürst Wied."
Seit der letzten Tagung sind uns leider folgende Herren durch den Tod entrissen:

zunächst der Königliche Landrath Vüninger in Merzig, dann der Kaufmann Liebrecht in
Nuhrort, dann der Gutsbesitzer Friedrich Pflug in Valtersbacherhof bei Ottweiler, endlich der
Königliche Landrath Geheime Negierungsrath Schmitz in M.-Gladbach, Ich erfuche Sie, sich
zum ehrenden Andenken der Verstorbenen, von Ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.)

Durch Mandatsniederlegnng sind seit der letzten Tagung ausgeschieden: der Königliche
Landrath Lindenberg in Waldbroel — das Ergebniß der Ersatzwahl, die in diesen Tagen
stattgefunden haben muß, ist noch nicht bekannt (Zuruf: heute!), heute ist sie; — der Königliche
Landrath in Solingen, Möllenboff, ersetzt bereits durch den Fabrikbesitzer Römer 8Ln. in
Opladen; der Gast- und Landwirth Schneider in Euren, Landkreis Trier, ersetzt dnrch den
Hüttenbesitzer von Beulwitz in Trier (Bravo!); der Königliche Negierungsrath und Landraths-
cuntsverwalter Wallraf in St. Goar, ersetzt durch den Königlichen Landrath Pastor in Malmedu;
der Königliche Landrath Wenderhold in Simmern, ersetzt durch den Geheimen Regierungsrath
und Landrath a, D. Knebel in Köln; endlich der Königliche Landrath Dr. Wieland in St, Goar,
ersetzt durch den Rentner Preuß in Obcrwesel.

Die Wahl der Abgeordneten für den Kreis Saarlouis, Landrath Helfferich und Major
a. D. Schmidt von Schwind, war durch Erkenntniß des Oberverwaltungsgerichts für ungültig
erklärt worden. Die beiden gedachten Herren sind vom Kreistage aber bereits wieder gewählt
worden.

Dann haben Se. Excellenz der Herr Ober-Präsident die Benachrichtigung hierher gelangen
lassen, daß sie zu ihrem Commissarius den Herrn königlichen Regierungsrath Dr. zur Neddeu
zu den Sitzungen des Provinziallandtages und der von demselben zur Vorberathung seiner Be¬
schlüsse gewählten Commissionen ernannt haben.

Se. Excellenz der Herr Ober-Präsident theilen ferner mit, daß die Herren Abgeordneten
Fürst zu Wied, Freiherr von Stumm-Halberg, Friederichs, Vogt, Weidenfeld und Iorifsen wegen
Krankheit und der Herr Abgeordnete Porcher durch eine militärische Dienstleistung verhindert
sind, an den Sitzungen des Prouinziallandtags theilzunehmen. Der Herr Abgeordnete Kühl-
wetter-Küln hat sein Erscheinen wegen seines Gesundheitszustandes als zweifelhaft bezeichnet und
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der Herr AbgeordneteKrupp gebeten, ihn für die ersten Sitzungstage zu entschuldigen. Ferner
theilt der Herr Abgeordnetevon Randow aus Baden-Baden mit, daß es ihm nicht möglich sei,
vor dem 1. Mai zu den Verhandlungen nach Düsseldorf zu kommen, und bittet bis zu dem ge¬
nannten Tage um Urlaub. Endlich depcschirt Herr AbgeordneterFreiherr von Geyr, daß er
Geschäftehalber nicht vor Dienstag kommen könne.

Die Direktion der Gesellschaft „Verein", meine Herren, hat uns wie in früheren Jahren
freundlichst eingeladen, für die Dauer der Session ihr Gesellschaftslokalmöglichst häusig
zu besuchen.

Desgleichenhat die Verwaltung der Kunsthalle im Auftrage des Herrn Oberbürgermeisters
Lindemann eine Anzahl Karten zum Besuche der Kunsthalle übersandt. Die Karten werden die
Herren auf ihren Plätzen gefunden habeil.

Meine Herren, die Eonstituirung der Abtheilungen sowie die Wahl nnd Eoustituirung
der Commissionenhat heute Morgen stattgefunden. Das Resultat behalte ich mir vor, Ihnen
mitzutheilen, sobald ich im Besitze der Zusammenstellungbin, die noch nicht vorliegt; dann wird
auch die Zusammenstellung durch Druck zur Kenntniß der Herren Mitglieder des Hauses ge¬
bracht werden.

Wir kommendann zu den Eingängen und zwar ist zunächst eingegangen eine Petition
der Herren Luchgens, Krön, Römer, Votiert, Scherrer, Maaß und Schulte-Maselow, betreffend
die von anderer Seite gestelltenAnträge auf Gewährung des Wahlrechts an juristische Personen
bei den Wahlen zum Gemeinderathe,

Vielleichthaben Sie (zum Schriftführer Spiritus) die Güte, die Petition zu verlesen.
Schriftführer Abgeordneter Spiritus (liest):

Neeck, deu 20. April 1895.
Petition an den hohen Provinziallandtag der Nheinprovinz, betreffend den von anderer

Seite gestelltenAntrag auf Gewährung des Wahlrechtes an juristische Personen bei den Wahlen
zum Gcmeinderathe.

Die Endesunterzeichnetenrichten an den hohen Provinziallandtag die Bitte:
„Provinziallandtag wolle sich gegen den Antrag auf Gewährung des Wahlrechtes an
juristische Personen bei den Wahlen zum Gemeinderathe anssprechcn."

Gründe:

Durch diese Veränderung des §. 4tt der Landgemeinde-Ordnung würde speziell für die
hiesige Gemeinde eine bedeutende,für die Laudwirthfchaftverderbliche Verschiebung der bestehenden
Gemeindcuerhältnisseentstehen. Zur Zeit sind von der Aktiengesellschaft Phönix 5 Personen
(eigentlich6 Personen; dieses sechste Mitglied, Herrin. Zamwinkel, ist inzwischen gestorben) im
Gemeinderathc, und zwar hauptsächlich deshalb, weil die genannte Gesellschaft die III, Wählerklasfe,
welche zum überaus größten Theile aus ihren Arbeitern besteht, jetzt schon ganz beherrscht. Bei
der letzten Gemcinderathswahl hat die genannte Gesellschaft in Verbindung mit den Bruckhaufener
Werken ihre Kandidaten in der II. Abtheilung trotz aller Anstrengung von anderer Seite auch
du, chgebracht.

Würde der Gesellschaft Phönix das Wahlrecht verliehen — fo würden die Industriellen
Phönix, Gewerkschaft Deutfcher Kaifer, Grillo und Horlohe — auch die I. Abtheilung beherrschen
resp, bilden. In die II. Abtheilung kämen sodann fast die sämmtlichenBeamten der genannten
Werke, so daß diese Klasse den Industriellen auch ganz sicher wäre.
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Auf diese Weise hätten die Werke durch ihre Beamten und die von ihnen abhängigen
Personen unter allen Umständen die Mehrheit im Gemeinderathe, die sie, wenn ein ihnen wichtig
erscheinenderPunkt auf der Tagesordnung steht, wegen ihrer dann vollzähligen Anwesenheit
vielfach jetzt schon haben

Ist nun die Industrie schon an und für sich in der günstigen Lage, ihre Interessen
nach allen Richtungen hin besser vertreten zu können, wie die Landwirthschaft, fo würde dieselbe
durch die Gewährung ihres Antrages nach allen Seiten der Landwirthschaft überlegen fein,
welches bei der allerseits anerkannten, schon länger bestehenden trostlosenLage der Landwirthschaft
von größtem wirthfchaftlichenNachtheil für dieselbe in einzelnenFällen werden könnte und wahr-
scheinlich auch werden würde.

Hochachtungsvoll
(Unterschriften).

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Ich möchte Ihnen vorschlagen, diese Petition zur
Vorbcrathung derselben Commission mit zu überweisen, welcher die Vorlage, auf welche sie sich
bezieht, von Ihnen nachher noch zu überweisen sein wird; das wird voraussichtlich die I. Fach¬
commissionsein. Jedenfalls entspricht es unserer Geschäftsordnung, daß diefe Petition mit der
Vorlage felbst zur Verhandlung und Beschlußfassunggelangt.

Sind Sie damit einverstanden? (Zuruf: Ja!) dann können wir uns über die Commifsion,
in die wir die Vorlage felbst mit dieser Petition verweisen, nachher bei dem betreffendenGegen¬
stand der Verhandlung verständigen.

Dann übersendet der Herr Ober-Präsident die Verhandlungen über die seit der letzten
Tagung des Provinziallandtaa.es in den Kreisen Malmedy, St. Goar, Simmern, Solingen,
Merzig, Ottweiler, Saarlouis und Trier Land stattgehabten Ersatzwahlen von Abgeordneten,
ferner die Wahlverhandlungen für den Kreis M.-Gladbach. Ich möchte vorfchlagen, diese Wahl¬
verhandlungen der Wahlprüfungscommission,die für diefen Zweck gerade eingefetzt ist, zur Vor¬
berathung zu überweisen. Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich danach verfahren.

Dann theilt der Herr Landesdirettor mit, daß das KöniglicheOberverwaltungsgericht,
II. Senat, in der Verwaltungsstreitsacheder KreistagsabgeordnetenFissen« und Knicsz zu Saar¬
louis, Kläger, wider den Provinziallcmdtag der Nheinprovinz, Beklagten, in feiner Sitzung vom
15. Dezember 1894 für Recht erkannt habe, daß unter Aufhebung des Beschlusses des 38. Pro-
vinziallandtages vom 2. Juni 1894 die Seitens des Kreistages des Kreises Saarlouis vorge¬
nommene Wahl des Majors a. D. Schmidt von Schwind zu Eschberg und des Landraths Helfferich
zu Saarlouis zu Abgeordneten für den Prouinziallandtag für ungültig zu erklären, fowie daß
die beiden gedachtenHerren von dem Kreistage zu Saarlouis am 15. Januar d. I. wiedergewählt
worden seien.

Ferner habe die vom 38. Provinziallandtag vorbchaltene Entscheidungüber die Gültig¬
keit der Wahl des Herrn Landraths Lindenberg zum Abgeordneten für den Kreis Waldbroel da¬
durch ihre Erledigung gefunden, daß Herr Landrath Lindenberg fein Mandat niedergelegt habe.

Die Angelegenheitist ja vorhin schon von mir zur Sprache gebracht worden. Ich mochte
empfehlen, diese Verhandlungen der Wahlprüfungs-Comniission zu überweisen. Wenn dagegen
kein Widersprucherfolgt, werde ich dies ebenfalls bewirken.

Dann legt der Herr Landesdirektor ein Schreiben des Herrn Präsidenten des landwirth-
fchaftlichen Vereins für Rheinpreußen vom 18. April d. Is. im Anfchluh an die Vorlage des
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Provinzialausschusses (Drucksache21), betreffend die Abänderung des Vertrages zwischen der
RheinischenProvinzialverwaltung und dem landwirthschaftlichenVerein über die landwirthschaft¬
lichen Winterschulenvor.

Ich möchte vorschlagen,diese Angelegenheitder II. Fachcommission zu überweisen,welche
ja wesentlich für die landwirthschaftlichenAngelegenheitenbestimmt ist. — Auch hiergegen erhebt
sich kein Widerfpruch, das wird geschehen.

Ferner legt der Herr Landcsdirektor eine Eingabe der Kreisabtheilung Mettmann des
Bundes der Landwirthc vom 15. Dezember v, Is., betreffenddie Errichtungvon Landwirthschafts¬
kammern, im Anschlußan die dieselbe Angelegenheitbehandelnde Vorlage des Provinzialausschusfcs
vor. Ich möchte anheimgeben,diese Angelegenheitin derselbenWeise zu behandeln wie die Vor¬
lage der KöniglichenStaatsregierung über die Landwirthschaftskammernfelbst. Dieselbe wird
uns zunächst im Plenum beschäftigen uud vielleicht der betreffenden Fachcommission, oder besser einer
besonderenCommissionüberwiesenwerden. (Zustimmung.) Das wird sich bei der Berathung im
Plenum entscheiden, meine Herren Jedenfalls würde die Petition in dieselbe Commission z»
verweisen sein. Es scheint, daß das Ihr Einverständnis) findet. Dann werde ich darnach
verfahren.

Sodann legt der Herr Landesdirektor eine Petition der Gilbacher Zuckerfabrik, der Zucker¬
fabrik Bedburg, der Kreis Iülicher Zuckerfabrikund der ZuckerfabrikBrüht vom 24 April d. Is.,
betreffend Befreiung von den Wegebaulasten,vor.

Ich möchte vorschlagen, diese Petition der III. Fachcommission,die für den Wegebau
bestimmt ist, zu überweisen. — Auch hiergegen erhebt sich kein Bedenken. Ich werde darnach
verfahren.

Nun, meine Herren, haben wir noch zu befchließenüber die geschäftliche Behandlung
der im Verzeichnis) der Landtagsvorlagen Ihnen bereits zur Kenntniß gebrachten Vorlagen. Es
ist dies die Drucksache Nr. 25.

Der 1. Gegenstand:
Wahl von bürgerlichen Mitgliedern, bezw. Stellvertretern für die Ober-Ersatz-
commissionen,

würde wohl in die I. Fachcommission zur Vorprüfung zu überweifen sein.
Den Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Vorlage der KöniglichenStaats-

regicrung wegen Errichtung einer Landwirthschaftstammer für die Nheinprovinz, hatte ich die
Absicht und möchte Ihnen das vorschlagen, am Mittwoch zur Plcnaruerhandlung zu stellen. Wir
würden dann morgen voraussichtlich keine Plenarsitzung haben, damit die Comnnssionen Zeit
haben, den morgigen Tag ordentlich zu benutzen und uns die nöthigen Vorlagen vorzubereiten.
Ich würde in diesem Falle neben ein paar anderen kleinen Sachen am Mittwoch die Land-
wirthschaftskammerzur Berathung im Plenum stellen, je nach Befund des Landtages dann
vielleicht eine Commifsionsberathung über diesen Gegenstand veranlassen und dann jedenfalls
M einer zweiten Plenarsitzung die Schluhverhandlung eintreten lassen. Diese zweite Plenar¬
sitzung über die Landwirthschaftskammerist unmaßgeblich auf den Sonnabend in Aussicht
genommen. Ich theile das schon jetzt mit, damit die Herren sich danach richten können-
Ich komme auf die Sache auch noch bei Festsetzung der Tagesordnung für die nächste
Sitzung am Schluß der heutigen Sitzung zurück. Iedeufalls darf ich feststellen,daß die Ver¬
sammlung mit mir darin einverstanden ist, daß diese Angelegenheitzunächst im Plenum zur Be¬
rathung kommt.
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Dann, meine Herren, kommen wir zu den Gegenständen aus der I. Abtheilung der
Emtralverwaltung und zwar zunächst zum:

Bericht des Pruvinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für
das Etatsjahr 1893/94.

Der steht heute bereits auf der Tagesordnung.
Dann der Bericht und Antrag

des Provinzialausschusses, betreffendWahl der Commissionzur Mitwirkung bei der
Nutervertheilung der nach §. 16 des Gesetzes über die Kriegsleistungenvom 13. Juni
1373 etwa auszuschreibendenLandlieferungen auf die Kreife.

Derselbe steht heute ebenfalls auf der Tagesordnung.
Dann der

Bericht und Antrag des Prooinzialausfchusses, betreffend Verlängerung des mit der
Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt „Rheinprovinz" wegen Gestellung von
Beamten zur Erledigung der Bureau-, Kassen-, Rechnungs-, Kanzlei- und Boten¬
geschäfte bei derselben abgeschlossenen Vertrages.

Ich möchte anheimgeben, diese Angelegenheit der I. Facheommissionzur Vorberathung
zu überweisen.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Pensionirung des
Landesbauraths Guinbert.

Desgleichen mochte ich vorschlagen, diese Angelegenheit der I, Fachconunissionzu
überweisen,

Ich nehme an, daß Sie damit wie mit meinen weiteren Vorschlägeneinverstanden sind,
wenn im einzelnenFalle nicht von irgend einer Seite Einspruch erhoben wird.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Petition der Rheinischen
Stahlwerke zu Meiderich-Ruhrort, der KölnischenMaschinenbau-Aktiengesellschaftzu
Köln-Vanenthlll und 26 anderer Äktiengefellschaftcnwegen Befürwortung der Zu¬
lassung der juristischenPersonen, Aktiengesellschaften :c. zu den Gemeindewahleu.

Auch diefer Antrag würde der I. Fachcommissionzu überweisen sein.
Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffenddie Auflösung des unter
Titel 1 Nr. 1 der Einnahme des Pcnsionsetats verzeichnetenFonds und anderweite
Festsetzung des zur Verzinsung nnd Tilgung des Nestes der Irrenanstaltsbauschuld in
den Hauptetat einzustellenden Betrages.

Ebenfalls der I. Fachcommission.
Vorbcricht zu dem Hauptetat der Provinzialverwaltung der Nheinprovinz sowie zu den
zu demselben gehörendenEtats der einzelnenVerwaltungszweige und Anstalten für
die Etatsjahre vom 1. April 1895 bis 31. März 1896 nnd 1. April 1896 bis
31 März 1897.

Steht heute auf der Tagesordnung.
Dann kommt:

Hauptetat der Provinzialverwaltung für die Etatsjahre vom 1. April 1895 bis 31.
März 1897, Etat des Provinziallanotags, des Provinzialausschusses und der Pro-
vinzial-Eentralverwllltungsbehorde, Etat zur Zahlung von Pensionen :c. an Pro-
vinzilllbeamteund von Wittwen- uud Waisengelder» sowie Unterstützungen an deren
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Hinterbliebene, Etat der Besoldungen und anderen persönlichenAusgaben für die
bei der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt „Nheinprovinz" beschäftigten
Prooinzialbeamten, Etat der Verwaltungskosten der Rheinifchen Provinzial-Feuer-
Societät, Etat der Verwaltungskostender Landesbank der Nheinprovinz, Etat für die
Verwaltung der Angelegenheiten,welche die Forderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen, Etat für die Verwaltung der Provinzialnmseen zu Bonn und Trier, Etat
für gewerbliche Zwecke,

Ich möchte vorschlagen,diese Etats der I. Fachcommission zu überweisen.
Der Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögensstand des Rheinischen''

Provinzialuerbandes, derselbe steht heute bereits auf der Tagesordnung.
Bericht des Provinzialansschusses über das Ergebniß des auf Beschluß des 38.
Rheinischen Provinziallandtages an die KöniglicheStaatsregierung gerichtetenAn¬
trages wegen unentgeltlicherUeberweisungvon Duplikaten der Katasterdokumenteund
Karten, sowie von Ausfertigung der jährlichen Veränderungen an die Gemeinden zum
eigenen Gebrauch.

Diesen Gegenstand möchte ich vorschlagen, im Plenum zu behandeln; es ist eine sehr
einfache Angelegenheit.

Bericht und Anträge des Prouinzialausfchnsses, betreffendBewilligungen aus dein
Dispositionsfonds des Pruuinziallandtags (Ständefonds).

Wird wohl der 1. Fachcommissionzuzuweisen sein.
Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die zur Ausführung der Beschlüsse des
38. RheinischenProuinziallandtags getroffenenAnordnungen.

Ich gebe anheim, den Gegenstand im Plenum zu behandeln,
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Erweiterung des großen
Sitzungssaales im Ständehause.

Dürfte nach den Vorgängen in früheren Jahren wohl an die I. Fachcommissionzu
verweisensein. Im vorigen Jahre haben wir erst eine Plenarberathung eintreten lasse». Die
Sache ist aber durch die damalige Verhandlung soweit geklärt, daß es sich vielleicht empfiehlt,
wenn wir gleich die Fachcommission darüber berathen lassen und den Gegenstandin einer Plenar¬
sitzung erst hinterher verhandeln. Ich gebe das aber anheim. — Ich nehme an, daß Sie mit
der Ueberweisungan die I. Fachcommissioneinverstandensind.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Ausgabe weiterer 20
Millionen Nheinprovinz-Anleiheschcine.

I. Fachcommission.
DesgleichenEntlastung der RechnungenNr. 25 bis 31.

Dieselben sind immer erst in die I. Fachcommissiongegangen.
Wir kommen zu den Vorlagen der Abtheilung II der Centmlvcrwaltung. Für die

Sachen der Abtheilung II der Centraluerwaltung ist im Wesentlichendie II. Fachcommission
bestimmt. Da sind zunächst drei Etats: der Verwaltung des Landarmenwesens, der Kosten der
Unterbringung verwahrloster Kinder und der Polizeistrafgelderfonds. Ich schlage vor, diese
drei Sachen der II. Fachcommissionzu überweisen, ebenso wie die Entlastung der drei folgenden
Rechnungen.

Dann kommen wir zur Abtheilung III der Ecntralverwaltung Da handelt es sich
zunächst um neun Etats, die wohl ebenfalls in die II. Fachcommifsionzu verweisen sind, dann

2*
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Bericht und Anträgedes Provinzialausschusses,betreffenddie Abänderung des Regle¬
ments vom 10. Dezember 1892 über die Ausführungdes Preußischen Armengesetzes
vom 11. Juli 1891.

Diese Anträge durften auch der II, Fachcommissionzunächst zugehen,
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Erhohuug des Pensions¬
satzes für die Kranken der I, und II Klasse in den 5 Provinzial-Irrenanstalten,

Hier empfiehlt sich wohl auch zunächst eine Prüfung in der II. Fachcommission. (Zustimmung.)
Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffenddie Errichtung zweier
besondererAbtheilungen bezw. Lehrkurse für schwachbegabte taubstumme Schüler.

II. Fachcommission.
Bericht und Anträge des Provinzialausschusses,betreffeud die Errichtung einer zweiten
Blindenanstalt in der Rheinprouinz.

II. Fachcommission.
Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Ausführungdes Gesetzes vom 11. Juli
1891 über die erweitere Annenpflege in der Rheinprovinz, insbesondere das Ver¬
hältniß des Landarmenuerbcmdeszu den Privat-Irrenpflegeanstalten.

II. Fachcommission.
Entlastung von Rechnungen, — Nr. 52 bis 63 — sämmtlichII. Fachcommission.

Dann kommen wir zu den Sachen der Abtheilung IV der Centralverwaltung.
Zunächst liegen vor 3 Etats, Nr. 64 bis 66, Die würden der II Fachcommission wohl

am besten zugehen.
Dann der

Bericht des Provinzialausschusses,betreffendVorschlag des Obersten z. D. von Giese
zur Kultur und Kolonisation des hohen Venn durch eine Rheinische Landeskultur-
Rentenbllnk.

Dieser Gegenstand dürfte wohl auch zunächst in der II. Fachcommission zu berathen sein.
Bericht und Anträge des Provinzialausschusses,betreffend die Abänderungdes Statute
für die landwirthfchaftlichenWinterschulender Nheinprovinz.

Desgleichenzunächst II. Fachcommission.
Sodann kommen acht Entlastungen von Rechnungen,Nr. 69 bis 76 des Verzeichnisses.

Ebenfalls II. Fachcommission.
Dann kommen wir zu der Abtheilung V der Centralverwaltung, für welche im Wesent¬

lichen ja die III. Fachcommission ressortmäßig bestimmt ist.
Zunächst

Etat für die Verwaltung und Unterhaltung der Provinzialstrahcn.
III. Fachcommission.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffendden Ausbau und die Ueber¬
nahme der 3,4 Kin langen GemeindestraheDinslaten-Nruchhause» in die Verwaltung
der Provinz.

Auch wohl III. Fachcommission.
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Uebernahme einer bei
Mombacherbach über die Wupper zu erbauenden Brücke in die Unterhaltung und
Verwaltung der Provinz.

III. Fachcomission.
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Bericht und Anträge des Provinzialausfchusses, betreffend die zur Förderung von
Bahnunternehmungen getroffenenund weiter zu treffenden Mahnahmen.

Ebenfalls III. Fachcommission.
Meine Herren! Diese Angelegenheithaben wir früher zunächst im Plenum behandelt,

dann in die Commissionverwiesenund dann wieder im Plenum vorgenommen. Die Angelegen¬
heit ist aber jetzt schon soweit klar gestellt,daß ich unmahgeblichglaube, daß auch hier eine ein¬
malige Berathung im Plenum, nachdem die Angelegenheit in der Fachcommissiondurchberatheu
ist, genügen wird. Ich stelle das aber anheim.

Endlich, meine Herren, Nr. 81—90 des Verzeichnisses,lauter Entlastungen von Rech¬
nungen, die den Wegebau betreffen, — ebenfalls III. Fachcommission. —

Wenn also nicht jetzt noch von irgend einer Seite ein Widerspruch erfolgt, dann nehme
ich an, dah Sie mit diesen Vorschlägen,meine Herren, einverstandensind, und werde darnach
verfahren.

Meine Herren! Soeben geht mir das Verzeichnis; der Abtheilungen und das Verzeichnis)
der Commissionenzu. Aus dem Abtheilungsverzeichnihmöchte ich nur mittheilen, welche Herren
zu Vorsitzendenund zu Schriftführern gewählt sind. Die Namen der anderen Mitglieder sind
Ihnen bereits im Drucke zugegangen.

In der I. Abtheilung ist VorsitzenderHerr Dietze, stellvertretender Vorsitzender Herr
Limbourg, Schriftführer Herr von Wätjen, stellvertretender Schriftführer Herr B reu er (Werner).

In der II, Abtheilung ist Vorsitzender Herr Carl Lueg, stellvertretender Vorsitzender Herr
Michels, Schriftführer Herr Dr. von Sandt, stellvertretender Schriftführer Herr von Breuning.

In der III. Abtheilung ist Vorsitzender Herr Freiherr von Solemacher-Antweiler,
stellvertretender Vorsitzender Herr Scheidt, Schriftführer Herr Freiherr von Coels, stell¬
vertretender Schriftführer Herr Safse.

In der IV. Abtheilung ist VorsitzenderHerr Emil Haldy, stellvertretenderVorsitzender
Herr Conze, Schriftführer Herr Helfferich, stellvertretenderSchriftführer Herr Dick,

In der V. Abtheilung ist Vorsitzender Herr Eisenlohr, stellvertretender Vorsitzender
Herr von Kühlwetter, Schriftführer Herr Pastor, stellvertretender Schriftführer Herr
Freiherr von Scheibler.

Wenn Sie nun noch von dem Verzeichnis)der CommissionenKenntniß nehmen wollen!
Ich bitte den Herrn Schriftführer, das Verzeichnis) zu verlesen,

Schriftführer AbgeordneterBrüning: Die Wahlprüfungscommissionist gebildet ans den
Herren AbgeordnetenCourth als Vorsitzenden, von Bohlen als Stellvertreter, Guilleaume
als Schriftführer, von Boch als stellvertretender Schriftführer, ferner aus den Mitgliedern:
von Beulwitz, Albert Croon, Theodor Croon, Emil Haldv, Richard Haldn, Clemens
Freiherr von Hövel, Hupertz, Meufer, Ludwig Heinrich Noechling, Spiritus, Wegeler,

Die Geschllftsoldnungscommissionhat sich in folgender Weife gebildet: Es ist gewählt
worden zum Vorsitzenden Herr Abgeordneter Lindemann, zu seinem Stellvertreter Herr
Abgeordneter von Kühlwetter, zum Schriftführer Herr AbgeordneterDick, zum stellvertretenden
Schriftführer Herr AbgeordneterPastor. Mitglieder sind die Herren Abgeordneten: Barthels,
von Hagen, Dr. Haniel, Helfferich, Laeis, Moritz, Oster, Ludwig Heinrich Noech¬
ling, Sauerwein, Schmidt von Schwind, von Wätjen.
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Die I. Fachkommissionbesteht aus den Herren Abgeordneten: Freiherr von Sole-
macher-Antweiler als Vorsitzender, Zweigert als stellvertretender Vorsitzender, I)i-, von
Sandt als Schriftführer und Heising als stellvertretender Schriftführer, ferner ans den Mit¬
gliedern: Destree, Dietze, Graeff, von Grand-Nn, de Greifs, Linz, Karl Lueg,
Michels, von Nieseroand, Quack, vom Rath.

Die II. Fllchcommission besteht aus folgenden Herren Abgeordneten:Cunze als Vorsitzender,
Graf von Brühl als stellvertretenderVorsitzenoer,Freiherr von Scheid ler als Schriftführer,
Merrein als stellvertretender Schriftführer. Mitglieder sind die Herren Abgeordneten:Vönniger,
Eisenlohr, Fischer, Kattwinkel, Knebel, Limbourg, Peters, Ney, Scheidt, Simons,
Freiherr von Wcnge-Wulffen.

Die III, Fllchcommissionhat gewählt als Vorsitzenden Herrn AbgeordnetenMeuser,
als stellvertretendenVorsitzenden Herrn AbgeordnetenIürissen, als Schriftführer Herrn Abge¬
ordneten Freiherr von Eoels und als stellvertretenden Schriftführer Herrn Abgeordneten
Richard Haldu, Sie besteht weiter aus den Mitgliedern, Herren: Freiherr von Ayx, von
Vreuning, Freiherr von Diergardt, Herrmann, Freiherr August von Hövel, Huesgen,
Melchers, Freiherr von Pleitenberg-Mehrum, Nadermacher, Nautenstrauch, Karl
Ruchling.

VorsitzenderBecker: Dann, meine Herren, treten wir in die Tagesordnung der heutigen
Sitzung ein. Der erste Gegenstand „Eingänge" hat bereits bei den Mittheilungen seine Erledi¬
gung gefunden.

Wie kommenzum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:
„Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Prouinzial-
verwaltung für das Etatsjahr 1893/94."

Ich gebe dem Berichterstatter Herrn AbgeordnetenDietze das Wort.
Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Nach §. 102 der Provinzialordnung ist der

Provinzialausschuh verpflichtet, Ihnen über die abgelaufenenEtatsjahre Bericht zu erstatten. Ich
habe von demfelbenden Auftrag erhalten, dies in einem kurzen Referat zu thun. Das Druck¬
exemplar selbst ist schon seit vielen Wochenin Ihren Händen. Es umsaht das Etatsjahr vom
I. April 1893 bis zum 31. März 1894. Es ist seitdem ein ganzes Jahr darüber hinweggegangen
und die sämmtlichenZahlen haben sich ganz wesentlichverändert, auch andere Thatsachen sind
eingetreten. Ich habe deshalb geglaubt, nur gestatten zu dürfeil, uur in gedrängter Kürze über
diefen Bericht ein Referat zu erstatten.

I. Abtheilung.
^. Aus den Angelegenheiten des Provinziallandtags und Provinzial¬

ausschusses ist hervorzuheben,daß im Jahre 1892 die Provinz die Freude gehabt hat, Seme
Majestät den Kaiser und König bei sich zu sehen, bei welcher Gelegenheit der Platz am Deutschen
Eck, wo das Kaiser-Wilhelm-Denkmalerrichtet werden soll, in prächtiger Weise geschmückt und
beleuchtet war.

Die Beschlüsse des 37. RheinischenProvinziallandtags sind ausgeführt worden, worüber
auf Seite 2 und 3 das Nähere mitgetheilt wird.

Der Provinzialausfchuß hat den schmerzlichen Verlust seines Mitgliedes des Bürger¬
meisters und Gutsbesitzers Eich in Vödingen zu beklagengehabt, er wird mit Ihnen dem Heim¬
gegangenen ein ehrendes Andenkenbewahren.
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Bereits im vorigen Landtage hat eine Ersatzwahl für den Provinzialausschuß statt¬
gefunden und ist Herr Graf von Fürstenberg - Stammheün als Mitglied desselben gewählt
worden.

In 8 Sitzungeil hat der Promuzialausschuh mit einer Gesammtdauer von 15 Tagen
399 Geschäftssacheu berathen bezw. zum Beschluß gebracht.

In den Bezirksausschuß wurde an Stelle des HeimgegangenenLandtagsabgcordneten
Dr. ^u.r. Frowein der Rentner Herr Will). Blank in Elberseld gewählt.

Die Wahl der Kassenanwälte für die Nuhegehaltskassender Lehrer und Lehrerinnen
an den öffentlichen Volksschulen hat stattgefunden.

L. Bei der Central-Verwaltuugsbehörde sind 1893/94 103 801 Geschäftsstücke
eingegangen, gegen 87 110 im Vorjahre. Die Veränderung in den Personalien ist auf Seite
4 und 5 mitgetheilt.

Seite 6 bis 9 enthält die Nechnungsrcsultatebei dem Etat des Provinziallandtags, des
Provinzialausschusses und der Central-Verwaltuugsbehörde, auf Seite 10 wird über die Ange¬
legenheiten, betreffendden Etat zur Zahlung von Pensionen :c an Provinzialbeamte und Unter¬
stützungenan deren Hinterbliebeneberichtet.

Nach dein letzten Jahresbericht schloß die Wittwen- und Waisenkasseder Provinzial-
beamten für 1892/93 mit einem bei der Landesbauk der Rheiuprovinz rentbar angelegten Depo¬
situm von 156 470 M., der Nebenfonds der Straßenverwaltung zur Gewährung von Wittweu-
und Waifeugeldern und von Unterstützungen an die Hinterbliebenen von Straßenaufsehern :e.
mit einem Depositum von 181121 M.

Die ganze Einnahme beträgt ...........224313 M. 33 Pf.
die ganze Ausgabe .......... .... 214 114 „ 78 „

mithin Bestand 10198 M. 55 Pf.
Am Schlüsse des Etatsjahres warm 94 Wittwen, 149 Waisen und 17 Doppelwaise,,

vorhanden, welche 4? 729 M. zu beziehen hatten.
<ü Allgemeine Finanzverwaltung.
An wirklicher Ist-Einnahme weist der Finalabschlußbei dein Haupt-Etat nach 8 385 121 M.

in Eiunahme, der die gleiche Ausgabe gegenübersteht.
Zur Bestreitung der Ausgaben waren an Prouinzialabgaben 3 791000 M. erforderlich

und ist auf Seite 18 bis 22 nachgewiefen,wie die Verkeilung stattgefuuden hat.
I). Der ausführliche Bericht über die Angelegenheiten der Provinzial-Feuer-

societüt findet sich auf Seite 26 bis 30. Die Verwendung des Ueberschusses in Höhe von
120 035 M. ist auf Seite 29 nachgewiefen.Das Vermögen der Societät besteht aus 5 890 000 M.
inclusive Werth des Hauses und Inventars.

Die Feuerwehr-Unfallkassehatte eine Einnahme von M. 47 591 und eine Ausgabe vou
47 530 M. Das Stammkapital beträgt 43 000 M. Aus den 5 Regierungsbezirkengehören
der Unfallkasse 1? 003 Mitglieder an.

N, Die Resultate über den Betrieb der Landesbant finden sich auf Seite 30—37,
danach beträgt der Stammfonds 3 000 000 M., der Ncfcrvefonds^.. 3 000 000 M., der Neserve-
fonds L. 200 995 M. Das Stammkapital des Rheinischen Meliorationsfonds beträgt 2 000 000. M.
— An Vcrwaltungskostenwurden bei der Landesbant 100 014 M. verausgabt. Die Gesaiumt-
Darlehensforderungen am Schlüsse des Jahres 1893/94 betragen 91 893 000 M. uud sind iu-
zwifcheu auf über 100 Millionen gestiegen.
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?. 1. Angelegenheitender niederen landwirthschaftlichen Schulen sowie der
Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicherZwecke, Seite 38—43. Für diese Zwecke sind im
Ganzen 199 738 M. verausgabt; es standen zur Verfügung 285 873 M., so daß ein Bestand von
86 135 M. verbleibt.

An Zuschüssenfür die landwirthschaftlichen Schulen wurden 74 500 M. verwendet.
Der Nothstandsfondsoder Fonds für Meliorationen hatte 138 534 M. zur Verfügung, wovon
93 650 M, verwendet wurden, fo daß dem Zuschuß von 100 000 M. für das neue Jahr
44 884 M. hinzutreten.

?. 2. Die Eröffnung der Provinzial-Weinbauschule zu Trier hat am 6. No¬
vember 1893 stattgefunden und fanden zunächst 13 Schüler Aufnahme. Ueber die weiteren
Ergebnissewird auf Seite 56—59 berichtet.

I?. 3. Auf Seite 59, Angelegenheiten des Rittergutes Desdorf. Die Rechnung
für dasfelbe weist einen Bestand von 1134 M nach.

<^. 1, Auf Seite 59 finden sich die Angelegenheitender Provinz ial-Museen zu
Bonn und Trier. Die Rechnungen über dieselben weisen eine Einnahme von 48 408 M.
und eine Ausgabe von 40 210 M, somit einen Bestand von 8198 M, nach.

tt. 2, Für die Verwendung verschiedener Art zur Förderung von Kunst und
Wissenschaft standen 95 065 M. zur Verfügung, über deren Verwendung auf Seite 64—65
berichtetwird.

tt. 3 und 4. Ueber Denkmälerstatistik und Herstellung eines geschichtlichen
Atlas der Rheinprovinz wird Seite 66 und 6? berichtet.

O. 5. Die monumentale Ausführung der Figurengruppe vor dem Ständehause
geht ihrem Ende entgegen und wird darüber Seite 67—69 Näheres berichtet.

H. 6. Der Fonds zur Errichtung eines Kaiser-Wilhelm-Denkmals in der
Nheinprovinz weist auf Grund früherer Beschlüsse der Verwaltung einen Bestand nach —
Seite 68 — von 371066 M.

6. 7. Für den Ständefonds blieb ein Bestand von 121 775 M. zur Verfügung, worauf
113 600 M. bewilligt sind.

O. 8. Ueber die Verwendung der zur Verfügung des Provinzialausfchusses für gemein¬
nützige Zwecke stehenden Ueberschüfse der Prooinzial-Feuer-Societät ist der Nachweis auf Seite
70—73 geführt, ebenso

tt. 9. auf Seite 73 der Nachweis über die Hebung und Förderung der gewerblichen
Thätigkeit, wofür 52 500 M. verwendet wurden.

II, Abtheilung.
^. Angelegenheiten des Landarmenwesens. Die Ausgabe für dasselbe ist leider

in stetiger Zunähn« begriffen; es haben 922 366 M. für das Landarmenwesen verwendet
werden müssen.

L. Die Unterbringung verwahrloster Kinder ist auf Seite 78—88 nachgewiefen.
Zur Zwangserziehung wurden 13? Kinder eingeliefert.

6. Die Polizeistrafgelderfonds und der Ehrenbreitsteiner Allgemeine
Armenfonds sind Seite 89—91 behandelt.

D. Die Angelegenheiten des Langenfelder Hofes sind ausführlich dargelegt von
Seite 91—97. Aus der Aufstellung geht hervor, daß der effektive Vermügensbestanddes Gutes
181788 M. beträgt.
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15. Ueber die Angelegenheiten der erweiterten Armenpflege auf Grund des
Gesetzes von: 11. Juli 1891 ist ein ausführlicher Bericht erstattet bis Seite 111. Aus der
Aufstellungcrgicbt sich, daß die Ausgabe 2 075 116 M. betragen hat, wozu der Provinzialzufchuß
562 468 M. beträgt.

III. Abtheilung.
^,. u. L. Die Angelegenheiten der Provinzial-Irrenanstalten, Taub¬

stummenanstalten werden ausführlich behandelt bis Seite 131, Die sämmtlichenAnstalten
sind, wie vorgeschrieben, ordentlichund außerordentlichreuidirt worden.

O. Ueber die Provinzial-Vlindenanstalt in Düren ist besonderer Bericht
Seite 132—13? erstattet und wird an dieser Stelle darauf verwiesen, daß eine zweite Anstalt
für evangelische Blinde in Neuwied errichtet werden soll, worüber besonderer Bericht erstattet wird.

1). DieProvinzial-Hebammen-Lehranstalt in Köln gab zu besonderen Mittheilungen
keine Veranlassung.

15. Ueber die Provinzial-Arbeitsanstalt zu Branweiler wird berichtet, daß in
1892/93 1145 Korrigenden und im Jahre 1893/94 1171 Aufnahme fanden.

Für die Anstalt hat bei einer Einnahme von 329 569 M. und einer Ausgabe von
340 936 M, ein Vorschuß vou 1136? M. geleistet werden müssen, welchem Einnahmerestc in
gleicher Höhe gegenüberstehen. Das frühere Militärwachtcommandoist aufgehoben und wird für
die Sicherheit durch Angestellteder Anstalt gesorgt,

1''. Das Landarmenhaus zu Trier hatte einen Bestand am Schlüsse des Jahres von
390 Köpfen. Es hatte eine Einnahme von 145 48? M. und eine Ausgabe vou 113 243 M., so daß
ein Bestand von 32 19? M. verblieb. Die genaue Nechnuugsaufstellungbefindet sich, auf Seite 160.

<3. Für die Unterbriugung und Fürforge Epileptischer war ein Zuschuß aus
Provinzialmitteln von 5000 M. erforderlich.

IV. Abtheilung.
^,. Die Angelegenheiten der Rheinischen landwirthschaftlichen Verufs-

genossenschaft finden sich auf Seite 163—173.
Nach der Uebersicht über deren Geschäftsumfangim letzten Jahre (S 169) wurden an

Entschädigungsbeträgen455 230 M. geleistet.
0. Die Angelegenheiten der Ausführung der Viehfeuchengefetze sind auf

Seite 174 bis 175 des Näheren nachgewiesen,
1^, Die Angelegenheiten der Wittwen- uud Waisenversorgungsanstalt für

die Eommunalbeamteu der Rhein pro uinz — Seite 180 — ergaben eine Einnahme von
96 091 M. und eine Ausgabe von 3904 M,, fo daß ein Bestand von 92 18? M. verbleibt.
Ueber die anderen Angelegenheitender IV, Abtheilung ist von Seite 163 bis incl. 180 referirt.

V. Abtheilung.
In dem ausführlichen Bericht dieser Abtheilung von Seite 181—198 ist die Unter-

stützuug des Gemeinde- und Kreiswegebaues auf Seite 19? genau nachgewiefen. Die
Unterstützuugssummcbetrug im Ganzen 256180 M.

Hiermit, meine Herren, schließe ich mein Referat und frage an, ob zu dem einen oder
andern Punkte etwas zu bemerken ist. — Das scheint nicht der Fall zu sein.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann darf ich feststellen,
daß die Versammlung durch Kenntnißnahme den Bericht für erledigt erklärt hat.

8
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Wir kommen zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
„Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Wahl der Commission zur Mitwirkung bei der Unterverthei¬
lung der nach H- 16 des Gesetzes über die Kriegslei stuug en vom
13. Juni 1873 etwa auszuschreibenden Landliefcrungen auf die
Kreise."

An Stelle des verhinderte«: Herrn AbgeordnetenSchmidt von Schwind hat der Herr
Landesdirektorden Bericht freundlichstübernommen. Ich gebe dem Herrn Landesdirektordas Wort.

Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Auf Grund des Gesetzes über die Kriegs-
lcistungen vom 13. Iuui 1873 hat die Uutervertheilung der in Gemäßhcit dieses Gesetzes etwa
auszuschreibendenLandlieferungen durch die Herren Ober-Präsidenten unter Mitwirkung einer
Commissionvon 6—10 Mitgliedern zu erfolgen, welche von der Provinzialuertretung gewählt
werden sollen. Es ist aber gleichzeitigdurch Nescript der Herren Minister des Krieges, des
Innern und der Finanzen bestimmt worden, daß der Provinzialausschuh diese Fuuktiou auf die
Dauer von je 6 Jahren übernehmen könne. In Gemähheit dieses Ncscriptes habe,: Sie in
früheren Jahren befchlosscn, daß der Provinzialausschuh diese Funktionen wahrzunehmen habe.
Der 36. Provinziallandtag hat in seiner Sitzung vom 10. Dezember 1890 den Provinzialaus¬
schuh abermals mit dieser Funktion betraut, und erreichendie bezüglichen 6 Jahre im Jahre 1896
ihr Ende. Da ungewiß ist, ob der Provinziallandtag vor dein Herbst 1896 zusammentritt,
beehrt sich der Provinzialausschuh, dcu Antrag zu stellen:

„Der Provinziallandtag wolle die Mitwirkung bei der Vertheilung dieser Kriegsleistungcn
wiederum dem Provinzialausschuh auf die feruere Dauer von 6 Jahren übertragen."

Glücklicherweiseist der Provinzialausschuh nicht in die Lage gekommen, sich dieser
Funktion annehmen zu müssen, und wir wollen zu Gott hoffen, dah es auch nicht in den nächsten
6 Jahren geschehen wird.

VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu dieser Vorlage das Wort? — Das ist uicht
der Fall. Dann darf ich feststellen, dah Sie dein Vorschlage des Herrn Referenten zustimmen.

Wir kommenzum Gegenstand Nr. 4 der Tagesordnung:
„Vorbericht zu dem Haupt-Etat der Prouinzialverwaltnng der Nhein-
prouinz fowie zu den zu demfelben gehörenden Etats der einzelnen
Verwaltungszweige und Anstalten für die Etatsjahre vom 1. April 1895
bis 3l. März 1896 und 1. April 1896 bis 31. März 1897."

Ich gebe dem Berichterstatter, Herrn Landesoirektor, das Wort.
LandesdirektorDr. Klein: Ich möchte den Herrn Präsidenten bitten, die Nummern 7,

8 und 1? zusammen vortragen zu dürfen, weil diefelbenin einem inneren Zusammenhange stehen
und bei der später an mein Referat sich anschließendenGeneraldiskussion zweckmäßig gemeinsam
behandelt werden,

VorsitzenderBecker: Das scheint mir sachlichgerechtfertigt zu sein. Wenn das Hans
damit einverstanden ist — das ist der Fall — dann bitte ich danach zu verfahren.

Demgemäß werden mit Nr. 4 der Tagesordnung verbunden:
„Nr. 5: Haupt-Etat der Provinzialverwaltung für die Etatsjahre vom
1, April 1895 bis 31. März 1897" und
„Nr 6: Bericht des Provinzialausfchufses, betreffend den Vermögens¬
stand des Rheinischen Prouinzillluerbanbes."
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Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Der Ihnen im Entwurf vorgelegte Haupt-
Etat für die Jahre 1895/96 und 1896/97 bietet insofern ein günstiges Bild dar, als der
Prozentsatzder Unilage nur ganz unwesentlich gestiegen ist. Derselbe ist nämlich von 9,94463869«/«
auf 10°/« abgerundet worden, fo dah nur eine Erhöhung um 55 Tausendstel Prozent eingetreten
ist, dagegen ist die Summe der Provinzialabgaben durch Erhöhung der direkten Staatssteuern
um 195 009 M. gestiegen.

Wie der Vorbericht zum Haupt-Etat ergiebt, sind die direkten d. h. die unmittelbar für
Rechnung des Provinzialvcrbandes durch die Landeöbant fließenden Einnahmen und Ausgaben

von 8 381 000 M. in 1893/95
auf 8 621000 ^ „ 1895/9?

also um 240 000 M.
und die Gesammteinnahmeund -Ausgabe der Proviuzialuerwaltung

von 13 729 679 M. 36 Pf. in 1893/95
auf 14 358 380 „ 93 „ „ 1895/9?

also um ^628 701 M. 57 Pf.
höher veranschlagt

Die vorerwähnten 240 000 M. sind in dem Mehrbetrage von 628 701 M. 5? Pf.
mitenthalten.

In dein Vorberichte zu dem Haupt-Etat finden Sie, meine Herren, eine genaue und
detaillirteZusammenstellungder einzelnen Posten, aus welchen die Etats-Erhöhung von 240 000 M.
bei den direkten Einnahmen und Ausgaben bezw. 628 701 M. 5? Pf. bei den Gesammt-Einnahmen
und Ausgaben sich gebildet hat.

Für die Herreu, welche neu in dieses hohe Haus eingetreten und mit unseren Etats-
Verhältnissen noch weniger vertraut sind, erlaube ich mir hinsichtlich des Unterschiedesbei unserer
Etatsaufstclluug zwischen direkten Einnahmen und Ausgaben einer- und eigenen Einnähn«» und
Ausgaben der einzelnenVerwaltungszweigeandererseits Folgendes zu bemerken:

Wir trennen die Einnahmen, welche dem Prouinzialverbande direkt aus Staatsreuteu,
Provinzialabgaben, Zins- beziehungsweiseGewinn-Antheilen aus der Landesbank, dem Melio¬
rationsfonds und der Prouinzial-Feuer-Societät zufließen, fowie die Ausgaben, welche aus diefeu
Einnahmequellen unmittelbar oder in Form von Zuschüssenan die einzelnenAnstalten und Ver¬
waltungszweige bestritten werden, von den Gesammt-Einnahmen und Ausgaben der einzelnen
Verwaltungszweigeund Anstalten.

Die ersteren, d. h. die aus den genannten Quellen direkt iu die Provinzial-
Hauptkasse fließenden Einnahmen sowie die daraus bestrittenen Ausgaben bilden die ersteil
Eolonncn des Haupt-Etats und den Gegenstand einer besonderen Rechnungslageauf Grund des
Hauptanschlages.

Die gesammten Einnahmen und Ausgaben der einzelnenVerwaltungszweige lind An¬
stalten dagegen, für welche selbstständigcRechnungen geführt werden, sind in den als Anlagen
dem Haupt-Etat beigefügten Spezial-Etats enthalten. Das Ergebnißdieser Spezialetats in Einnahmen
und Ausgaben findet sich in den drei letzten Colonnen des Haupt-Etats aufgeführt.

Die Einnahmen bei diesen Verwaltungszweigenund Anstalten bestehen in den etwaigen
Zuschüssen aus Provinzialmitteln, also aus den direkten Einnahmen des Haupt-Etats oder aus
eigenen Einnahmen, welche sie in ihrem Betriebe erzielen, d. h, dem Betriebe der Landwirth-
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schaft, den Penstonsbeiträgen der Kranken, dein Erlöse aus dem Verkaufe gefertigter Waaren und
dergleichen. Diese Einnahmen steigen und fallen mit der Ausdehnung der Geschäfte bezw. mit
der Zahl der Insassen der Anstalt.

Die Ausgaben der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten umfassen alle Beträge,
welche die betreffende Anstalt insgesammt für ihren Betrieb verausgabt. Diese Ausgaben sind
ebenso wie die Einnahmen von dem Anwachsen des Betriebes abhängig. Wenn z. B. eine Irren¬
anstalt eine größere Zahl von Kranken hat, wie der bisherige Etat vorsieht, so vereinnahmt sie
mehr Pflegegelder, hat dagegen aber auch größere Ausgaben an Beköstigung und dergleichen, so
daß es hier in der Regel sich nur von durchlaufenden Posten in Einnahme und Ausgabe handelt.

Wir haben bei der Etatsaufstellung die direkten Einnahmen und Ausgaben der Haupt¬
verwaltung von den Einnahmen und Ausgaben der einzelnen Anstalten und Verwaltungszweigc
aus einem doppelten Grunde getrennt. Es ist dieses einmal der Nechnungslage wegen geschehen,
für welche die Etats die Grundlage bilden, und das andere Mal aus dem Grunde, weil diese
Einrichtung wesentlich zur Gewinnung eines raschen Neberblickes über die Finanzverwaltung der
Provinzialuerwaltung beiträgt Nehmen Sie, um ein Beispiel herauszugreifen, Seite 10 des
Haupt-Etats Titel II Pos. 12 „den Etat der Provinzial-Blindenanstnlt zu Düren", so findcu Sie
in Eolonne 1 in dem Voranschlag für die Jahre 1895/97 als Zufchuh aus Prouinzialmitteln
angeführt........................84870 M.
gegen . . . '..................... 84 900 „

in der Periode 1893/95 also weniger............... 30 M.
In den Colonnen 6 bis 8 einschließlich sind die Ergebnisse des Spezial-Etats der

Blindenanstalt zu Düren (welchen Sie als Anlage XII des Haupt-Etats auf Seite 284 ff. des
Etatsheftes findeu) wie folgt angeführt:

Eolonne 6. Zuschuß aus Provinzialmitteln, wie der Voranschlag, Eolonne 1, ergiebt 84 870 M.
Eolonne 7 eigene Einnahmen...............22 830 „

so daß der Etat für Düren im Ganzen an Einnahmen umfaßt .... 10? 700 M,
Diefen Gefmnmteinnahmen stehen die Ausgaben Eolonne 8 mit dem gleichen Betrage

gegenüber.
Aus diesen Angaben des Etats können Sie also entnehmen:
1. wie viel die Blindenanstalt zu Düren überhaupt kostet; es ist dieses die Gesammt-

ausgabesumme von 107 700 M.;
2. welchen Zuschuß hierzu die Provinz leistet, das sind......84870 M.

endlich
3. welche Einnahmen die Anstalt an Wegekosten, aus der Landwirthschaft

und der Industrie im Ganzen bezieht, das sind........22 830 „
wodurch die Gesummtausgabe von.............10? 700 M.
gedeckt wird.
An der Hand dieser kurzen Erläuterung wird es Ihnen, meine Herren, nicht schwer

fallen, sich in unseren Etats zurecht zu finden und iusbesondere mit den Erhöhungen der einzelnen
Etatstitel, wie solche auf den Seiten 6, 7, 8 und 9 des Vorberichtes zum Haupt-Etat zufammen-
gestellt sind, sich näher bekannt zu machen.

Es würde für die heutige Diskufsion offenbar zu weit führen, wollte ich jetzt auf alle
einzelnen Positionen des neuen Voranschlages, welche eiue Aenderung bezw. Erhöhung erlitten
haben, näher eingehen, es wird dies vielmehr Aufgabe der vorprüfenden Fachcoimnission sein.
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Nach diesen allgemeinen Bemerkungen möchte ich nunmehr Sie, meine Herren, bitten,
mir zur Erläuterung des Haupt-Etats zu folgen.

Derselbe besteht, wie bisher, aus 5 Einnahme-Titeln,
Titel I hat die Renten zum Gegenstande,welche vom Staate ans Grund des Dotations-

gesetzes oder besondererTitel an den Prouinzialuerband gezahlt werden.
Diese Renten zerfallen in zwei Kategorien und zwar in eine allgemeine Dotationsrente

und Renten für einen gesetzlichbestimmtenZweck.
Die allgemeineDotationsrente finden Sie unter ^ mit 1 756 736 M. angegeben.
Die Dotationsrenten für einen bestimmtenZweck sind unter L aufgeführt. Dieselben

bestehen aus den Beträgen für:
1, das Hebammenwesen,
2, die Hebammcn°Lehranstalt,
3. die landwirthschaftlichenSchulen,
4, die Prouinzial-Straßenuerwaltung,
5. die Uebernahme der sogenannten Veckmannstraßesowie aus
6. dem Antheil an der Staatsrente des Provinzialverbandes Westfalen für die Unter¬

haltung der Strahenstrecke in der Gemeinde Oberbonsfeld.
Hier ist nur neu die Rente für die Veckmannstraße Es handelt sich hier nm eine

Strahenstrecke, welche bei der ursprüngliche» Bemessung der Dotationsrentc außer Betracht
gebliebenwar. Der Provinziallandtag hatte mit Recht die Uebernahmeder Straße abgelehnt, so
lange nicht die den Unterhaltungslosten entsprechende Rente bewilligt war. Diese ist nunmehr
auf 8100 M ermittelt und die Staatsregiernng hat sich zur Zahlung derselbenbereit erklärt-
Es handelt sich also eigentlichum einen dnrchlaufcudenPosten, da die gezahlte Rente zur Unter¬
haltung der Straße verbraucht wird.

Titel II hat die Einnahme aus Provinzialabgaben zum Gegenstande.
Wie erwähnt, sollen in Zukunft 10«/» der berichtigten Staatssteuern an Stelle — wie

bisher — einer festen Summe erhoben werden.
Dieser neue Modus der Erhebung der Provinzialabgaben wird aus Zweckmäßigteits-

gründen vorgeschlagen.
Nach den Entscheidnngendes Ober-Vcrwaltungsgerichtssollen nämlich die Provinzialab¬

gaben nach Maßgabe der in dem betreffendenVerthcilungsjahr aufgebrachtenStaatssteuern um¬
gelegt werden. Es führt dies in der Praxis zu mannigfachenSchwierigkeiten,znnächft schon aus
dem Grunde, weil das Isteintommen der Staatssteuern in Folge von Reklamationenund der Ent¬
scheidung über dieselbenim Laufe des Jahres in der Regel nicht zur rechuungsmäßigenFeststellung
gelangt. Dazu kommt, daß eine jede Herabsetzuugder Staatssteuern im Wege der Reklamation
nach dein neuen Eommunalsteuergesetzvon Rechtswegendie entsprechende Verminderung der Pro¬
vinzialabgaben zur Folge hat. Hieraus ergiebt sich, daß eiue feste Steuersumme zur Vertheilung
der Provinzialabgaben im Laufe des Jahres gar nicht gefunden werden kann, da die Staats¬
steuern, welche der Vertheilung der Umlage zu Grunde gelegt werden sollen, sich bei jeder Rekla¬
mation, welche Erfolg hat, ändern.

Bei dieser Sachlage kommt die Verwaltung, wenn sie die vom Landtage festgesetzte
Summe auf das Staatssteuersoll umgelegt hat, nach jeder Reklamation in die Lage, an Kreise,
die in Folge von Reklamationen bewirkte,: ratirlichcn Herabsetzungenherauözcchlcnzu müssen,
ohne diese Beträge indessen in demselbenRechnungsjahre wieder umlegen zu könuen; da sie häusig
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erst nach Schluß des Rechnungsjahres in Folge verzögerter Entscheidungen bekannt werden. Das
Ober-Verwaltungsgcricht hat Angesichts der hieraus hervorgehenden Schwierigkeit auf den Weg
verwiesen, einen festen Prozentsatz der Staatsstcuern zu erheben und denselben so zu greifen, daß
auch nach Berücksichtigung der Abzüge durch Reklamationen noch ein ausreichender Betrag zur
Deckung der Prouinzialbedürfnisse verbleibt.

Dieser Andeutung entsprechend schlagt der Prouinzialausschuh Ihnen vor, rund 10«/<>
des berichtigten Steuersolls zu erheben, anstatt der bisherigen festen Summe, welche 9,944»38e» °/«
der Isteinnahme der Staatsstcuern des letzten Jahres ausmachte, also 55 Tausendstel «/<, mehr.

Diesem Vorschlage liegt folgende Rechnung zu Grunde. Das berichtigte Staatssteuersoll
hat für das Jahr 1894/95 betragen 39 003160 M. 89 Pf. bei einem Veranlagungsfoll von
40 369 914 M,, so daß ein Ausfall in Folge von Reklamationen von rund 1 360 000 M, ein¬
getreten ist.

Dies berichtigte Steuersoll des abgelaufenen Etatsjahres von 39 003160 M. 89 Pf.
wird indeß im Jahre 1895/96 um etwa 400—500 000 M, steigen, weil in dem berichtigten
Steuersoll von 1894/95 nur das I. Quartal der Erhöhung der Gcbaudesteuer enthalten war.
In Folge dieses Umstandes kann das berichtigte Steuersoll für 1895/96 auf 4-500 000 M.
höher veranschlagt werden, etwa auf die Summe von 39 450 000 M. 10°/« diefer Summe
würde an Provinzialabgaben 3 945 000 M. oder 195 000 M, mehr ergeben, wie die Umlage in
der abgelaufenen Etatsperiode betragen hat,

Die Annahme eines festen Prozentsatzes der Umlage erleichtert das Erhebungsgeschäft
den zahlreichen Reklamationen gegenüber fowohl an der Eentralstelle, wie bei den einzelnen Kreisen
und Gemeinden in bedeutendem Maße, indem bei diesen: festen Prozentsatz ein jeder Kreis, sowie
jede Gemeinde mit Leichtigkeit berechnen kann, wie hoch die Provinzialabgabe sich für jeden Kreis
bezw. Gemeinde belauft, ob die Veranlagung in der richtigen Weife erfolgt ist, und welcher
Betrag in Folge von Reklamationen abgefetzt bezw. herausgczahlt werden muh.

Sollten die Steuern die veranschlagte Summe nach Absetzung der angenommenen Netla
»Nationen, also die Isteinnahme die Summe von 39 450 000 M. und demnach die Provinzial¬
abgaben den Betrag von 3U45 0N0 M. übersteigen, so wird der Mehrertrag im nächsten Etat
als Bestand bezw. Ueberschuß einzustellen sein, über dessen Verwendung dann der Landtag zu
beschließen hätte.

Wenn bei der Abrundung des Prozentsatzes der Umlage auf 10«/« auch nur eine ganz
geringe Erhöhung des Prozentsatzes, um 55 Tausendstel, stattgefunden hat, so ist in Folge der
vermehrten Steuereinnahme doch in Wirklichkeit eine Erhöhung der Umlagen um 195 000 M.
vorgesehen. Diese Erhöhung ist dadurch nothwendig geworden, daß 1. ein Ausfall bei den Ein¬
nahmen von Vorausleistungen der Fabriken u. s. w, auf Grund des Gesetzes vom 4. August 1891
um 75 000 M, entstanden ist, und 2. die Ausgaben für Landarmenzwecke um 120 000 M.
gestiegen sind.

Für den angeführten Ausfall von Einnahmen fowie die Mehrkosten für das Landarmen-
wesen konnte nur Deckung durch Erhöhung der Umlage gefunden werden.

Ich werde auf diefe beiden Positionen im Laufe meines Nortrages noch näher zurückkommen.
Titel III ist ein durchlaufender Posten. Es handelt sich um die Kreisrente. Dieselbe

beruht auf dem Gefetz vom 30. April 1873 und §. 26 des Gesetzes vom 8. Juli 1875. Sie wird
von der Staatsregierung an den Provinzialverband und von diesem zur Deckung der durch die
Einführung der Kreisordnung zc. entstandenen Kosten an die Kreise gezahlt.
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Titel IV betrifft die Einnahmen aus den sogenanntenNebenfonds. Diese sind:
1. die Zinsen und Gewinnantheile der Landesbank,
2. Zinsgewinn des RheinischenMeliorationsfonds und
3. Überschüsseder Provinzial-Feuer-Societät.
Die Einnahme aus der Landesbank ist um 50 000 M. erhöht worden, wahrend die

Einnahmen aus den: Meliorationsfonds und der Prouinzial-Feuerfocietätunverändert geblieben sind.
Die Nothwendigkeitund Zuläfsigkeitder Erhöhung der Einnahme aus der Landesbank

werde ich bei Titel IV der Ausgaben begründen.
Titel V enthält an unvorhergesehenen Einnahmen und zur Abrundung nur 66? M.

50 Pf. Es „ruhten hier 13 100 M. abgefetzt werden und zwar aus folgendemGrunde.
Nach der Einführung des Gesetzes über die außerordentliche Armenpflege muß der

Provinzialoerband die Pflegetosten für etwa 7000 Perfonen, welche auf Grund dieses Gesetzes
in den verschiedensten Anstalten untergebracht sind, an Letztere ^uartÄliwr entrichtenund häufig
noch im Laufe des Quartals Vorschüsse gewähren. Von diesen Wegekosten sind etwa ^/» von
den Kreisen bezw. Gemeinden zu ersetzen. Bevor nun die Liquidationen für die einzelnenKreise
aufgestellt und von den letzteren nach Mittheilung Zahlung erfolgt, vergeht jedesmal eine geraume
Zeit, so daß der Landarmenverband feit dein 1. Juli 1893, dem Tage des Inkrafttretens des
neuen Gesetzes, stets mit erheblichen Summen im Vorfchuh ist und nicht nur oie Nnarbestände
der Eentraluerwaltnng absorbirt, sondern darüber hinaus eine Schuld bei der Landesbank ver¬
ursachte. Damit fallen die bisherigen Zinsen fort.

Die Gesammt-Einnahmen aus den 5 Titeln belaufen sich demnachauf 8 621000 M.
und mit Hinzurechnung der eigenen Einnahmen der einzelnen Vcrwaltungszweige auf
14 358 380 M. 93 Pf.

Der Voranschlag der Ausgaben weist ebenfalls 5 Titel nach.
Der I. Titel umfaßt die auf der Dotationsrente gesetzlich ruhenden Ausgabe-Ver¬

pflichtungen. Es ist hier nur zu bemerken, daß die Fruchtrente an die Armen in Werden in
Folge der weiter gefunkencnGetreidcpreifeum 100 M. niedriger angefetzt werden konnte.

Titel II enthält die Zufchüsseaus der Provinzialkasse an die einzelnenVerwaltnngs-
zweige und Anstalten, sonne in Colonne 6—8 die Gesammt-Einnahmcnund Ausgabender letzteren.

Da dieser Titel die gesammte Verwaltung umfaßt, fo bitte ich mir zu gestatten, bei
demselbenetwas länger verweilen zu dürfen Ich glaube, hierbei Ihres Eiuverständnisfes sicher
zu fein, wenn ich mich nicht auf die Vorführung der trockenen Zahlen beschränke, sondern bei den
einzelnen Positionen dieses Titels bezw. bei den einschlägigenVerwaltungszweigenund Anstalten
die allgemeinen Verhältnisse der Letzteren und insbesonderediejenigenFragen berühre, welche den
Pruvinzillllandtag bei seiner jetzigenSession vorzugsweisebeschäftigen werden.

In diesem Sinne beginne ich mit Nr. 1 „Etat des Provinziallandtags, des Prouinzial-
ausschusses und der Eentral-Verwaltungsbehörde."

Wie Sie aus der Vorlage entnehmen, beträgt nach dein Voranschlägeder Zuschuß aus
Provinzialmitteln 234100 M. gegen 201200 M. in der abgelaufenen Periode, alfo mehr
32 900 M. Die Gefammt-Einnnhmenund Ausgaben diefes Etats betragen nach der letzten Eolonne
400 700 M., wovon 234100 M. durch direkte Zufchüsse aus der Provinzialkasse und 166 600 M.
aus eigenen Einnahmen gedeckt werden. Der betreffendeEtat ist S. 1? ff. abgedruckt und die
Verweudung der 400 700 M. wird dort im Einzelnen nachgewiesen. Die Prüfung der einzelnen
Positionen wird, wie bereits hervorgehoben, Sache der Fachcommissionfein, an welche der
bezügliche Etat zur Vorprüfung gelangen wird. Für die heutige Gencraldiskufsiou dürfte eiu
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kurzer Ucberblick über die Mehrforderung von 32 900 M. genügen. Die letztere beruht zum
Theile auch nicht auf einer Mehrausgabe, sondern auf einer Aenderung in der Etatsaufstellung.
Visher waren nämlich in dem Etat Über die Kosten der bauliche»Unterhaltung der Provinzial-
anstalten auch die Gehälter und Reisekostender nn der Ecntralstelle festangestelltenVaubecnnten
enthalten. Es ist uns richtiger erschienen, diese letzterenAusgabe» auf den Etat der Central
Verwaltungsbehördezu übernehmen, wodurch der Etat der baulichenUnterhaltung der Prouinzial-
anstalten um die betreffendenBeträge entlastet und dagegen der Etat der Central-Vcrwaltungs-
behörde entsprechend belastet worden ist. Es trifft dies zu bei den Gehältern des Ober-Bau-
iuspektors Ostrop und des HülfstechnikersZarth, deren Gehälter :c, auf den Etat der Centrnl-
stelle übernommen worden sind. In Folge dessen konnte der Zuschuh aus Provinzialmitteln an
den Etat für baulicheUnterhaltung um 8400 M. vermindert werden, wogegen der Etat der
Central-Verwaltungsbehürde entfprechenderhöht werden mußte Diese «400 M, stcllcu also in
der Sache selbst keine Erhöhung bezw. Mehrbelastung der Provinz dar und sind deshalb von der
vorgenannten Summe von 32 900 M. in Abzug zu bringen

Nach Absetzung dieser 8400 M, bleiben noch 24 500 M. Mehrausgabc. Die Letztere ist,
abgesehenvon der gemäß dein von Ihnen beschlossenenNormaletat erforderlichen Erhöhung der
einzelnen Gehälter, bedingt durch die außerordentlichgroße Zunahme der Geschäfte.

Ueber das Anwachsen der Geschäfteunserer Verwaltung giebt folgende Tabelle die beste Auskunft.

Anzahl der Geschiiftsslichen in den Jahren Zahl
der

I. Vier¬ Beamten

1882 1883 1888 1889 1890 1891 1892 1893 1894 teljahr
1895

Stände¬
hause

Abtheilung I . . . 3 089 3 340 6 866 7 058 7111 9 082 9 20? 9 702 9 800 2 700 8
19
1211. . . 15 636 13 328 16 232 19 709 20 391 23195 27 022 38 535 28 503 8 146

wcl. iliol
erw.

Aimeichfl.

„ III. . . 11212 12 009 9 546 9117 9 368 10170 10 315 9 668 2177?
>Ml,I2lW

ei»,
Armenpsi.

5 109 19

„ IV. . . 2 777 2 869 3 564 7 265 9 077 12 787 15 448 20 084 26 050 7 280 1?

V. . . 15 610 14715 18 360 20 924 20 908 21342 21672 24 205 26 224
iucl.

6 044
incl.

2?
! 41? V2 503 V ü

Summe 48 324 46 261 54 568 64 0?3 6U919> 76 669 83 748 102 194 112354 29 279 102
s 14 951

Die Einnahme- und Äusgabe-Iournal-Nummen
139 210

54161der 34

Rendantur der Landcsbankbetragen pro 1894: 136

Abtheilung I 11475
II 27 735

Inv.- und Altersver- 39 210
sicherungs-Anstlllt. 62 400 39

Prov.-Feuer-Societät. 53 670 51
Gesammtsumme 282 585 226
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Dieses Anwachsen der Geschäfte hatte eine Vermehrung der Arbeitskräfte zur nothwen¬
digen Folge. Diese Vermehrung hat mit der Zunahme der Geschäfte nicht einmal gleichen Schritt
gehalten, indem die Zunahme der Gcfchäfte über 150"/» beträgt, während die Zahl der Beamten
nur um l00°/o vermehrt worden ist.

An neuen Stellen sind in dem Voranschläge, auher dein von dem 38. Provinzialland-
tage bereits gewählten neuen Landesrath vorgesehen: 1 Sekretärstelle, 3 Sekretariats-Nssistenten-
stellen, 1 Kanzlistenstelle, 1 Botcnstelle.

Die Gehälter dieser Beamten mit Hinzunahme der für Hülfsarbeiter im Bttremidienste
mit 6150 M. und im Kanzleidienste mit 4000 M. mehr zn verausgabenden Beträge stellen
im Wesentlichen die Erhöhung des Etats der Ccntral-Verwaltnngsbehörde dar.

Diese Mehrausgaben waren nicht zu vermeiden, wie schon aus den mitgetheilten Ziffern
über das Anwachse» der Geschäfte bezw. Eingänge hervorgeht.

Man könnte nun diesem Anwachsen der Geschäfte gegenüber zu der Annahme neigen,
daß das Schreibwerk übermäßig von uns gepflegt werde, allein dieses ist in keiner Weise der
Fall. Ich glaube im Gegeatheil anführe» zu können, daß es kaum eine größere Verwaltnng
giebt, welche so einfach organisirt ist und so sehr auf Vcrminderung des Schreibwerks hinwirkt,
wie die Provinzialverwaltung. Es ist hierauf vo» jeher mein Augenmerk gerichtet gcwefen.

Das Anwachsen unserer Verwaltnng beruht vielmehr auf der Größe nud Ausdehnung
unserer Provinz, der reichen und vielgestaltigen Entwickelung derselben auf allen wirthschaftlichen
Gebieten und insbesondere auf dem Unistande, daß fast kein Landtag zusammentritt, ohne daß
wir über die Uebernahme neu zugewiesener Aufgaben zu berichten haben.

So ist seit der letzten Etatöaufstcllung hinzugekommen die erweiterte Armenpflege und
die Ausführung des Gesetzes über die Kleinbahnen, Aufgaben, welche einen Landesrath und 8
bis lO Sekretariatsbeamte uud Hülfsarbciter vollauf beschäftigen und ferner eine entsprechende
Mehrarbeit für die Kanzlei u. s. w. verursachen.

Ich darf Ihnen, meine Herren, überhaupt nicht verhehlen, daß das Nnwachfen der
Geschäfte bei der Eentralstellc geradezu einen unheimlichen Charakter anzunehmen und ins¬
besondere die Kräfte des leitenden Beamten zn übersteigen droht. (Zuruf: Allerwärts diefelbe
Geschichte!)

Es muh uämlich hier in Betracht gezogen werden, daß dem Landesdirektor nicht bloß
die Eentral-Verwaltnngsbchörde mit ihren Instituten, Anstalten, Landesbauämtern u. s, w. unter¬
stellt ist, sondern daß zu den Geschästsnummern der Eentralstelle mit . . 112 354 Nummern
noch hinzutreten:

1. die Invaliditäts- und Altersversichernngs-Answlt mit .... 62400
2. die Landesbank mit..............54161 „

3. die Provinzial-Feuer-Societät mit..........___53 670____„__
zusammen also 282 585 Nummern,

im Ganzen also fast 300 000 Nnmmern oder pro Arbeitstag rund 900 Eingänge, wofür die
Verantwortlichkeit in letzter Linie von dem Landcsdirektor zu tragen ist, und hinsichtlich deren er
nicht blos einen furtlaufenden Ueberblick sich erhalten, sondern auch auf die weitere Fortbildung
und Entwickelung Bedacht nehmen soll.

Wenn ich den in dieser Hinsicht nur obliegenden Pflichten im Allgemeinen wenigstens
nachzukommen vermochte, so beruht dieses hauptsächlich darauf, daß ich zur Zeit über 18 Jahre
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in der Verwaltung thätig bin und daß die Sachen unter »leinen Händen gewachsen sind,
sowie daß ich mit den einschlägigen sachlichen und persönlichen Verhältnissen vertraut bin.
Allein ich glaube es der Sache schuldig zu sein, wenn ich sage, daß ich an der Grenze der
Leistungsfähigkeitangekommenbin und die Verantwortlichkeit fiir die Verwaltung nicht mehr in
dem Maße übernehmen kann, wie dieses eigentlicherforderlich wäre und auch «erlangt werden
könnte.

Wenn unserer Verwaltung gegenüber darauf hingewiesen wird, daß sich auch der
Geschäftskreisdes Herrn Ober-Präsidenten auf die gefammte,jetzt 5 090 990 Einwohner umfassende
Provinz erstrecke, und daß auch die übrigen Provinzialverwaltungen mehr oder minder in der
gleichen Lage sei n, so möchte ich demgegenüberdoch einige Unterschiede hervorheben,Unterschiede,
welche von der wesentlichsten Bedeutuug für die hier vorliegendeFrage sind. Zunächst ist die
staatlicheVerwaltung der Provinz ganz anders organisirt, insofern, als die Geschäftenicht un¬
mittelbar an den Herrn Ober-Präsidenten gelangen, sondern größtcntheils in erster Instanz von
den Landräthen und den 5 Negicrungs-Präsidenten und erst in letzter Instanz von dem Herrn
Ober-Präsidenten erledigt werden, während ich ohne Zwischeninstanzen mit jeder einzelnen
Gemeinde,Privaten u. s. w. direkt verkehren muh. Sodann sind die übrigen Provinzen wesentlich
kleiner, oder haben, wie Schlesien, ihren Geschäftskreisnicht fo weit ausgedehnt, wie die Rhein-
provinz. So hat z. B. Schlesien die Prooinzialstraßen an die Kreise abgetreten, während wir
umgekehrt die Nezirksstraßen, das sind die Kreisstraßen der alten Provinzen, in Unterhaltung
und Verwaltung der Provinz genommen haben.

Endlich sind in den übrigen Provinzen des Staates die Kreise auf den der Prouinzial-
verwaltung überwiefenenGebieteil in ganz anderer Weife thätig, wie in der Nheinprovinz, wo der
Kreis sich mit Eommunalanfgaben nicht befaßt und eigentlichnur Verwaltungsbezirkist. Gerade
in Folge des letzterenUmstandes hat die hiesige Prooinzialverwaltung wesentlich mehr Arbeiten,
wie dieses in den alten Provinzen der Fall ist.

Es ist indessen bis jetzt gelungen, die Geschäfte zn bewältigen uud deu nöthigen Ucber-
blict sowie die erforderliche Initiative zu erhalten, und diefes wird, insofern keine neuen Aufgaben
an uns herantreten, auch wohl in der Zukunft noch der Fall feiu. Sollten in letzterer Hinsicht
indessen Bedenken oder Zweifel auftauchen, fo wird der Prouiuzialausfchuß gewiß nicht säumen,
dem hohen Hanse zeitig entsprechende Vorlagen zu unterbreiten.

Ich wende mich nunmehr zu Nr, 2 des Titels II: „Zuschuß an den Etat zur Zahlung
von Pensionen, Wittwen- und Waiscngeldern" Dieser Etat balancirt mit 252 999 M., wovon
195 419 M. als Zuschuß direkt ans der Prouinzialkasse gezahlt und 146 599 M. anderweit auf¬
gebracht werden.

Die letzterenEinnahme,: bestehen in Zinsen sowie in Beiträgen der Invaliditäts- und
Altersversicherungsanstalt, der Prouinzial-Feuer-Societät, der Landesbant und anderer Verwal¬
tungszweige,wie Seite 35 ff, des abgedruckten Etats im Einzelnen ergiebt. Die Beiträge dieser
Anstalten u. s. w. für Pensionen, Wittwen- und Waisengelder betragen 15«/» der Durchschnitts-
gehälter der Beamten und mußte mit Rücksichtauf die eingetretenen Gehaltserhöhungen sowie
die Ncueinstellungvon Beamten der Zuschuß um 7139 M. erhöht werden.

Dem von dem 37. Prouinziallandtage bei diesem Etat ausgesprochenenErsuchen wegen
Auflösung des bei diesem Titel angesammeltenFonds ist Rechnung getragen worden und befindet
sich die bezügliche Vorlage in Ihren Händen.
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Zu der folgenden Nr. 3: ,,Etat der Besoldungen und andern persönlichen Ausgaben
für die bei der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt beschäftigten Beamten" wird ein Zuschuß
aus Provinzialmitteln nicht gezahlt, da die Anstalt die Kosten der Verwaltung selbst tragen muß.
Der Etat weist eine Erhöhung von 11200 M. auf, welche durch Vermehrung des Beamten¬
personals in Folge Ausdehuuug der Versicherungspflicht auf die Hausgewerbetreibendeu fowie der
Zunahme der Nentenanträge herbeigeführt worden ist.

Der Etat fchlieht mit 117 200 M. Einnahme und Ausgabe ab.
Ich möchte bei diesem Etat zwei Punkte kurz berühren.
Der Eine betrifft die Höhe der Kosten der Anstalt, wovon manchmal in der Presse die

Rede ist. Es wird dabei jedesmal vergessen, zu erwähnen, daß diese Klagen, soweit die
Rheinische Versicherungsanstalt in Betracht kommt, gänzlich unbegründet sind. Während nach
dem Voranschlag der Reichsbehörden die Kosten auf 1 M. pro Kopf der Versicherten angenommen
worden waren, betragen dieselben in der Nheinprovinz nur 22 Pfg, das ist ungefähr die Hälfte
der Durchfchnittskosten sämmtlicher übrigen Anstalten. Wir nehmen mit Bayern, wo der Staat
Vieles ohne Entgelt leistet, die unterste Stufe der Verwaltungstosten ein. Bei dem angeführten
Satze von 22 Pfg,, woraus den Versicherten Alles, Karten, Marken geleistet, und alle Kosten der
Festsetzung der Renten, Schiedsgerichte, Verwaltung getragen werden, darf man gewiß nicht über
die ungerechtfertigte Höhe der Kosten klagen und noch weniger behaupten, daß ein zu großer
Prozentsatz der Beiträge von Kosten abforbirt werde. Dieselben betragen in der Nheinprovinz
vielmehr nnr etwas über 2°/» der gezahlten Beiträge, 22 Pfg. von 10 Mark, eine Ausgabe,
welche von solch' kleinen Beiträgen in der Regel für die bloße Einziehung der Beiträge allein
gezahlt wird.

Unter diesen Betrag der Kosten wird man niemals kommen, mag man das Markenkleben
abschaffen und die Einziehung der Beiträge durch direkte Erhebung Seitens der Gemeinde oder
m anderer Weife bewirken lassen.

Der zweite Punkt betrifft die angesammelten Kapitalbestände der Invaliditäts- lind
Altersversicherungsanstlllt, welche bis jetzt ca, 35 Millionen Mark betragen.

Wir haben, wie ich bei der letzten Etatsberathung zu erwähnen die Ehre hatte, in unserer
Versicherungsanstalt dieses Geld in pupillarisch sicheren Werthpapieren, Rheinischen Provinzial-
Obligationen, Eonsols, Pfandbriefen und dergleichen angelegt.

Auf die angesammelten Kapitalbestände sind die Blicke vieler gemeinnütziger Köpfe gerichtet.
Die öffentliche Meinung wird in der Presse, wie in den Parlamenten, stets darüber rege erhalten,
was sich alles Nützliche und Schöne mit diesen angesammelten Kapitalien schassen ließe, der
^me will diese, der andere jene Wohlfahrtseinrichtung damit fördern, oder diese oder jene sozialen
Mihstände heben.

Es kommen mir diese Bestrebungen fast so vor, als wenn Jemand sich darüber den
Kopf zerbrechen wollte, was sich Alles Schöne für die leidende Menschheit mit den Kapitalien des
Herrn von Nothschild ausrichten ließe. (Heiterkeit.) Ich meine, es kommt doch vor allem daraus
an, haben diese Kapitalien bereits eineil Eigenthümer uud zu welchen Zwecken sind dieselben
aufgebracht und angefammelt worden.

Diefe meines Erachtens nicht blos wesentlichen, sondern allein durchschlagenden Fragen
sind bei der Erörterung von Verweadungsvorschlägen für die fraglichen Kapitalien mit Still¬
schweigen übergangen worden. Nach den gesetzlichenBestimmungen gehören aber diefe Kapitalien,
welche aus den Beiträgeil der Arbeiter und Arbeitgeber gebildet worden sind, den betreffenden
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Invalidität- und Altersversicherungsanstaltenund sind zu dein Zwecke angesammelt worden,
die Durchführung des Gesetzes über die Alters- und Invaliditätsversicherung für die Zukunft sicher
zu stellen.

Die aus dein Gesetze angesammeltenKapitalien sollen nämlich zunächst ermöglichen,daß
mit Hülfe derselben die Versicherungsanstalt auch nach Eintritt des sogenannten Veharrungszn-
standcs ohne Erhöhung der Veitläge den Ansprüchengerecht werden kann. Im Falle die Kapi¬
talien die Erreichung dieses Zweckes übersteigeil, haben dieselben dazu zu dieneil, entweder die
Rente an die Versicherten zu erhöhen, oder aber die Altersgrenze von 70 Jahren auf etwa 65
Jahre herabzufetzen.

Endlich sollen die angesammelten Kapitalteil den Provinzialverbänden, welche für den
Fall der Unzulänglichkeitder Mittel der Versicherungsanstaltenzur Erfüllung der ihnen obliegenden
Leistungen für Letztere mit ihrer Steuerkraft eintreten müssen, als Garantie dienen. Lediglich
zu diesen gesetzlichfestgelegten Zwecken sind die fraglichen Kapitalteil angesammelt und Eigenthum
der Versicherungsanstaltengeworden. Um die Gelder diesen Zwecken zu erhalten, sollen dieselben
nach gesetzlicher Vorschrift pnpillarisch sicher angelegt werden.

Ich vermag mir in der That nicht zu erklären, wie sonst gerecht und wohlwollend
denkende Männer dazu gelangen können, darauf zu dringen, und zwar eventuell auf dem Wege der
Gesetzgebung, diese Gelder zu anderen Zwecken,und mögen dieselbenauch noch so schon sein, zu
verwenden. Wie glaubt man dieses den Arbeitern und den Provinzialverbänden gegenüber ver¬
antworten zu köuncn? Der Vorstand der VersicherungsanstaltNheinprouinz, dessen Vorsitzender
ich bin, hat sich zu derartigen Verwendungen der angesammelten Kapitalteil nicht für berechtigt,
fundcru vielmehr für verpflichteterachtet, die angesammeltenBeträge pupillarisch sicher anzulegen
und sich von allen Verzettelungen in Wohlthätigkeitseinrichtungen,mögen dieselben auch noch so
nützlich sein, fern zu halten. (Bravo!)

Dabet haben wtr doch, insoweit dieses, unbeschadet der Sicherheit lind ohne die fraglicheil
Gelder ihrem eigentlichenZwecke zu entfremden, möglich war, bei der Anlage der Gelder ans
Forderung gemeinnützigerZwecke Rücksicht genommen.

So habeil wtr 1000 000 M. zu 3"/« allerdings gegen ausreichendeGarantien zu Ar-
beiterwohnungendargeliehen und ferner bei der Anlage der flüssigenGelder vorzugsweiseNhein-
prouinzobligationenberücksichtigt und dadnrch der Laudesbank auch in geldknapperZeit die Mög¬
lichkeit geboten, dem ländlichen Grundbesitz Geld zu 3 ^/2 ''/u darleihen zu können, was bis vor der jetzige,,
seit 1'/2 Jahr eingetretenen Geldftüssigteitin keiner Provinz des Staates der Fall gewesen ist.
Selbst die Landschaft von Westfalen sowie die Landesbankzu Wiesbaden haben nämlich bis zum
Jahre 1894 einen Zins von 4"/« genommen, während unsere Landesbant die Darlehen zu 3^2"/u
für bäuerliche Grundbesitzergewährte.

Da die Invalidität«- und Alters-Versicherungsanstaltin den Rheinprouinz-Obligationen
eine pupillarisch sichere Anlage erhält, so ist bei unserem Verfahren Neides vereinigt, Sicherheit
liud gute Anlage für die Anstalt und billiger Zins für die Landwirthschaft

Wollten wir anders verfahren, fo würden wir in doppelter Hinsicht ein Unrecht begehen,
— und das »lochte ich den Herren, welche sich für eine auderweite nützlicheVerwenduug dieser
Kapitalteil begeistern,nochmals zu bedenken geben, — nämlich:

1. den Arbeitern gegenüber, welche das Recht und den Anspruch auf die ungeschmälerte
Erhaltuilg dieser Kapitalien für die Zwecke der Versicherung, und zwar event, für Erhöhung der
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Alters- und Invaliditätsrenten oder zur Herabsetzung der Altersgrenze von 70 auf 65 Jahre
haben, und

2. dem Pruuinzialucrbande gegenüber, welcher allein das Risten des Gesetzes zu tragen hat.
Die Versicherten und Arbeitgeber zahlen nämlich ihre Beiträge in Form der eingeklebten

Marken und sind damit jeder weiteren Verpflichtung enthoben; das Reich gewährt 50 Mark Zu¬
schuß zu jeder Rente und damit ist dessen Verpflichtung ebenfalls begrenzt; für die Reute» hat,
infofern die Beiträge und angesammelten Kapitalien nicht ausreichen, allein der Communalvcrbaud,
das ist hier die Provinz, zu haften. Hieraus folgt, das; die Provinz iu erster Linie dabei
interessirt ist, daß die Kapitalien, welche in Wirklichkeit für die Provinz einen Reservefonds bilden,
unversehrt erhalten bleiben, und dah keinerlei Experimente mit denselben auf Kosten der Provinz
vorgenommen werden.

An diesen Anschauungen halte ich in voller Uebereinstimmung mit dein zur Hälfte aus
Arbeitgebern und zur Hälfte aus Arbeitern bestehenden Vorstande der Anstalt unverbrüchlich fest,
und wir werden diesen Stcmdpuukt trotz allen Anfechtungen und Lockungen nicht verlassen. (Bravo!)

Zu Nr. 4: „Etat der Verwaltnngskosten der Rheinischen Provinzial-Fcuer-Societät"
habe ich nichts zu bemerken, es sei denn die Mittheilung, daß die Geschäfte der Societät fort¬
während durch Zunahme der Versicherungen anwachsen, was der Geschäftsführung der Societät
nur zur Ehre gereichen kann.

Der „Etat der Verwaltungskosten der Landesbank" ist von 101 800 M. auf 129 500 M,
also um 27 700 M. gestiegen.

Diese Steigerung beruht auf der Zunahme der Geschäfte der Landesbank, welche sich
mich in der Vergrößerung des Reiugewiun.es der Bank ausdrückt. Die Landesbank besitzt z. Zt.
ca. 110 Millionen Mark Darlehen gegen 76 Millionen bei Beginn der abgelaufenen Etatsperiode,
also eine Zunahme von 34 Millionen Mark.

Diese Vermehrung der Geschäfte erfordert selbstredend andererseits eine Vermehrung des
Personals und damit der Verwaltnngskosten,

Unter den 110 Millionen M. Darlehen sind ca. 40 Millionen M. ländlicher Darlehen zu 3'/2"/«,
Wenn die Landesbank in der kurzen Zeit ihres Bestehens auch viel, ja recht viel für

den ländlichen Immobilarkredit geleistet hat, so harren derselben doch noch größere Aufgaben auf
diesem Gebiete.

In der ersten Denkschrift, welche ich im Jahre 1880 dem damaligen Provinzial-Verwal-
tungsrathe aus Anlaß der seiner Zeit beabsichtigten Vereinigung der Provinzialhülfskasse mit
der ständischen Hauptkasse bezw. der Schaffung eines ständischen Kreditinstitutes vorgelegt habe,
sind als zu erstrebendes Ziel hingestellt:

1. Die Ausbildung der Provinzialhülfskasse zu einem Grund-Krcditinstitut behufs Ge¬
währung eines billigen und unkündbaren, in kleinen Raten zu tilgenden Hnpotheteu-Kredits an
die Landwirthschaft.

2. Die Verbindung dieses Grund-Kreditinstitutes mit den öffentlichen Sparkassen iu der
Art, daß Letztere ihre flüssigen Gelder dort hinterlegen und Vorschüsse empfangen, fowie als Neben¬
stellen der Hauplanstlllt fungiren, indem sie die kündbaren Darlehen für sich behalten, dagegen
die unkündbaren Tilgungsdarlehen der Hauptanstalt zuweifen sollten.

3. Endlich die Schaffung einer Centralstelle für den Personalkredit, indem die Naiffeisen'-
scheu Kassen und sonstige Vorschußvercine auf genossenschaftlicherBasis, welche für den Perfoual-
tredit unmittelbar zu sorgen haben, gleichfalls an die Hauptbank angefchlossen werden sollen.
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Diese allerdings weitreichendenZiele ließen sich nicht auf einmal, sondern nur nach und
nach in bestimmtenEtappen erreichen. Das Meiste ist indessen ans diesem Gebiete durch die
spätere Umwandlung der Provinzialhülfskasse in die Landesbank und die umsichtige und richtige
Geschäftsthätigkeit der Letzteren inzwischen erreicht worden Die bestehenden Einrichtungen
bedürfen nur noch der Ausbildung im Einzelnen, um die Wohlthaten der Landesbank weiteren,
insbesondere den kleinbäuerlichenKreisen in größeren: Maße zugänglich zu machen. Hierüber
wird Ihnen im nächstenLandtage eine Vorlage zugehen und wird hierbei auch die Frage in den
Kreis der Erörterung gezogen werden, ob die Landesbank für die Folge nicht an Stelle der
jetzigenProvinzialobligationen in ähnlicher Weise wie die andern Grund-Kreditanstalten Pfand¬
briefe ausgeben soll.

Die jetzige Einrichtung, wonach die Provinz Provinzialobligationen ausstellt und der
Landesbankzu ihrem Geschäftsbetriebübcrgiebt, war ein Nothbehelf, zu welchem in der Vorlage
des Jahres 1881 gegriffen werden mußte, weil die damals in der Nheinprovinz geltende Gesetz¬
gebung die Ausgabe von Pfandbriefen mit dinglicher Sicherheit nicht gestattete.

Zwischenzeitlich ist auf Antrag des Nheimschen Prouinziallaudtages die Grundbuchordnung
in der Nheinprovinz eingeführt und damit die Möglichkeitgeschaffen worden, auch iu der Nhein¬
provinz Pfandbriefe auszugeben, allerdings 50 bis 60 Jahre für die Landwirthschaftzu spät.

Die Ausgabe von Pfandbriefen hat aber vor den Nheinprovinz-Obligationen fol^
gende Vorzüge:

1. Die Stempel d^r Pfandbriefe werden auf die Stempel der Schuldurkunde angerechnet,
wodurch Letztere stempelfreisind, was bei den Darlehen, welche bei der Landesbank aufgenommen
und ans Anleihescheinen der Provinz gewährt werden, nicht der Fall ist.

2. Der Amortisationszwang fällt bei den Pfandbriefen fort, während die Anleihescheine
der Provinz demselbenunterliegen.

3. Die Ausgabe von Pfandbriefen darf innerhalb der Normalbestimmungenohne Weiteres
erfolgen, während für die Ausgabe von Provinzialobligationen jedesmal ein besonderes Privilegium
nachgesucht werden muß, welches in der Negel erst nach Monaten ertheilt wird und deshalb den
Schwankungen des Geldmarktes schwer angepaßt werden kann.

Diese Vorzüge der Pfandbriefe lassen gewiß die Erwägung angezeigt erscheinen, deren
Ausgabe für die Laudesbank an Stelle der jetzigen Provinzialobligationen näher zu treten.

Bei Nr. 6: „Etat der Verwaltung des Landarmenwesens" finden Sie die bereits erwähnte
Erhöhung des Zuschussesum 120 000 M. Die Gesammtausgabe für Landarmenzweckebeläuft
sich jetzt auf 950 000 M. und ist ein Stillstehen dieser Ausgaben noch gar nicht abzusehen.

Die Verwaltung steht dieser Ausgabe machtlos gegenüber. Die Ausgaben werden von
den Ortsarmenverbänden bestritten und bei dem Landarmenuerbandeliquidirt. Diese Liquidationen
werden zwar mit aller Sorgfalt geprüft, allein es Iaht sich hierbei nicht viel mehr machen. Die
Gelder sind verausgabt und müssen von dein Landarmenverbande ersetzt werden.

Bei Nr. ?: „Etat der erweitertenAnnenpflege"reicht der bisherige Zuschuß von 650 000 M.
für die neue Etatsperiode aus.

Ich werde auf diesen Zweig der Verwaltung bei Nr. 10: „Etat der Irrenanstalten" noch¬
mals zurückkommen.

Zu Nr. 8: „Etat über die Kosten der Unterbringung verwahrlosterKinder", welcher un¬
verändert geblieben ist, habe ich nichts zu bemerken.

Dasselbe gilt von Nr. 9: „Etat der Polizeistrafgeldcr".
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Zu Nr. 10: den „Etats der Prouinzial-Irrenanstalten" ist in finanziellerHinsicht Neues
nicht hervorzuheben.

Der Zuschuß aus Provinzialmitteln für die 5 Irrenanstalten beträgt wie im abgelaufenen
Jahre 35 300 M., wofür Freistellen bewilligt werden, Es hat bei dem Zuschüsse uur die kleine
Verschiebungstattgefunden, daß für die Anstalt zu Grafenberg, welche nach dem bisherigen Etat
einen Zuschuß von 1000 M, erhalten sollte, im neuen Etat ein Zuschuß uicht vorgesehen,vielmehr
die betreffendeSumme mit je 500 M. auf die Anstalten zn Düren und Andernach vertheilt
worden ist. Es rührt dies daher, daß Grafenberg eine größere Anzahl Pensionäre I und II.
Klasse besitzt und hierbei Ueberschüsse erzielt, welche zur Gewährung der reglementsmäßigeu
Freistellen ausreichen, so daß ein Zuschuß nicht erforderlichist,

Die Irrenfnrsorge wird in der Rheinpruuiuz in dieser Session den hohen Landtag und
die betreffende Fachcummifsionin ganz besonderem Maße beschäftigen. Es wird den Herren
Mitgliedern diefes Hanfes nicht entgangen fein, daß feit dein Inkrafttreten des Gesetzes über die
außerordentlicheArmenpflegevom Jahre 1891 in Zeitschriftenund in der Presse die Provinzial-
Verwaltung hinsichtlich der Irrenpflege vielfach angegriffen worden ist. Es wurde tadelnd hervor¬
gehoben, daß die Nheinprovinz im Gegensatze zu den anderen Provinzen, welche große Snmmen
für den Bau und die Unterhaltung öffentlicherIrrenanstalten seit dem Jahre 1891 verwendeten,
auf diesem Gebiete zurückgeblieben sei und falsche Wege eingeschlagen habe.

Diese Einwendungen gegen die Ausführung des Gesetzes von 1891 bedürfen gewiß einer
eingehenden Prüfung. Der Provinzialausschuß hat sich wiederholt mit dieser Angelegenheitbefaßt
und hierbei die Ueberzeugunggewonnen, daß die erhobenen Einwenduugcn theils auf mangelnder
.Kenntniß der hiesigen Verhältnisse und theils auf theoretischer Voreingenommenheit beruhen.
Obwohl der Provinziallandtag das Vorgehen der Prouinzialuerwaltung auf dem Gebiete der
Irrenpflcge gebilligt hat, erachtete der Provinzialausschuß dennoch für angezeigt, nochmals das
hohe Haus mit dieser Angelegenheitzu befassen. Zn diesem Endzwecke ist Ihnen eine besondere
Denkschrift— Nr. 23 der Drucksachen — unterbreitet worden, welche die obschwebenden Fragen
eingehendbeleuchtet und Material zu deren Entscheidungdarbietet.

Ich will heute der Verhandlung über die in dieser Denkschrift angeregten Fragen nicht
vorgreifen, sondern nur in der Kürze hervorheben, daß bei den hier aufgeworfenenFragen, wie
vielfach zu Unrecht angenommen wird, keineswegs der finanzielle Gesichtspunkt weoer für den
Prouinzialausfchuß noch für mich der ausfchlaggcbmdeFaktor gewesen ist. Ich stimme vielmehr
mit dem gesammtenProvinzialausschuß dariu überein, daß die Summe von 500 bis 600 000 M,
an jährlichen Mehrausgaben, welche das empfohlene System der ausschließlich öffentlichen Anstalten
der Provinz jährlich verursachenwürde, zwar seine Beachtung verdient, allein an und für sich
nun und nimmermehr Grund und Veranlassung bieten dürfe, das jetzige System der Fürsorge
beizubehalten,wenn die derzeitigenZustände zu berechtigtenKlagen Anlaß böten oder sich mit
Grund annehmen liehe, daß bei einer Aenderung des Systems die unserer Fürsorge anvertrauten
Unglücklichen in irgend einer Beziehung besser gestellt sein würden, wie dieses gegenwärtig der
Fall ist. '

Dieser letztere Gesichtspunkt,das Interesse der unserer Pflege anvertrauten Unglücklichen,
ist stets als maßgebend betrachtet worden und lediglich dieses Interesse, nicht aber theoretische
Tagesmeinungen glaubte der Proviuzialausschuhfür seine Vorschlägc^bestimmendsein lassen zu sollen.

Die Denkschrift zielt dahin, über die Frage des wirklichen Interesses der Kranken
Klarheit zu verschaffen, und ich würde es dankbar begrüßen, wenn die Fachcommissionsich nicht
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bei unserer Darlegung beruhigen wollte, sondern in ähnlicher Weise, wie dieses bei der von mir
im Jahre 1879 angeregten Reform der Verwaltung unserer Irrenanstalten geschehen ist, die eine
oder andere Prouinzial- sowie Privatanstalt, in welcher Kranke für Rechnung der Provinz unter-
gebracht sind, selbst in Augenschein nehmen und sich an Ort und Stelle auf dein Wege eigener
Anschauungein Bild der bestehenden Verhältnisse bilden würde. Je tiefer die Fachcoinmifsiou
und der Provinziallandtag in diese Fragen eindringt, um so mehr erwünschter ist dieses dem
Provinzialausschuß wie den Beamten der Provinz. Eine eingehendePrüfung und Diskussion
der hier aufgetauchten Fragen erscheintebenso sehr im Interesse der großen Zahl der in Betracht
kommenden Unglücklichen, wie zur Beruhigung der durch die Mittheilungen in der Presse erregten
Oemnther geboten, und es wird unser aufrichtiges Bestreben fein, alles Material, welches irgend¬
wie zur Klärung der fchwebendenFragen dienen kann, der Facheommission zur Verfügung
zu stellen.

Ich gestatte mir nunmehr zu Position ^ der Nr. 10 der Ausgaben „Zur Verzinsung
uud Tilgung der Irrenanstaltsbanschuld" überzugehen.

Die Provinz hat bekanntlich in den Jahren 1870 bis 187? ca, 12 Millionen Mark
für den Neubau der 5 Prouiuzial-Irrenanstalten verausgabt. Zur Deckung der Baukosten sind
für 10'/2 Millionen Mark 4>/2«/a Prouinzialobligationen emittirt worden. Diese Obligationen
find im Jahre 1880 auf 4"/« reduzirt und im Jahre 1887 sämmtlichzur Rückzahlunggekündigt
worden. Die gekündigtenObligationen sind aus angesammeltenBeständen der Provinz bis auf
6 Millionen, welche als neues Darlehn bei der Landesbank aufgenommen wurden, zurückgezahlt
worden.

Die neue Schuld von 0 Millionen Mark sollte nach den Beschlüssendes Prouinzial-
landtages mit 3'/2«/o verzinst und mit l'/^/» zuzüglich der ersparten Zinsen getilgt werden.
In Folge der Tilguug hat sich die Schuld bis auf 5 299 853 M. 32 Pf. vermindert. Der
Provinzialausschuß schlägt Ihnen in einer besonderenVorlage vor, auf diefe Schuld aus den
aufgelöstenBeständen des Pensionsfonds 299 853 M. 32 Pf. abzutragen und alsdann den Rest
von 5 Millionen mit 3^2«/» weiter zu verzinfen und mit 1'/«"/» zu tilgen. Im Falle der
Annahme dieses Vorschlages sind für 5 Millionen nur 250 000 M. jährlich anstatt der bisherigen
300 000 M., also 50 000 M. weniger in den Etat einzustellen. Es verlängert sich zwar dadurch
die Tilguugsfrist der Schuld um 7 bis 8 Jahre, allein bei der geringen Belastung der Provinz
mit Schulden — die 5 Millionen bilden die einzige Schuld, der liquide Mittel in weit höherem
Betrage gegenüberstehen— erscheint dieses Moment wohl ohne Bedeutung.

Bei der folgenden Nr. 11: „Etat der Prouiuzial-Taubstummenanstalten" ist nur die
Erhöhung des Provinzialzufchussesim Betrage von 6925 M. zu erwähnen. Diese Erhöhung
beruht im Wesentlichenauf dem Steigen der Gehälter nach dein Normal-Etat uud einem Ausfall
von Pflegeküstenbeiträgenfür Taubstumme von etwa 3000 M.

Ich gestatte mir bei diesen: Etat noch zu erwähnen, daß dem Hause eine besondere
Vorlage des Prouinzialausfchusses, Nr. 14 der Drucksachen,betreffend die Einrichtung zweier
besondererAbtheilungen beziehungsweiseLehrkursefür fchwachbegabte taubstumme Schüler, unter¬
breitet würden ist, deren Annahme eine weitere Erhöhung des Provinzialzufchusseszur Folge
haben wird.

Es handelt sich dabei zwar um eine nicht unerhebliche Summe. Der Provinzial¬
ausschuß glaubt aber dennoch, hoffen zu dürfen, daß das hohe Haus diefen Vorschlägendes
Provinzialausschusscsin Anbetracht ihrer Zweckmäßigkeit zustimmenwerde.
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Es handelt sich hier um die Ausbildungder zurückgebliebenen und schwachbegabtenTaub¬
stummen. Die Vereinigung dieser Kinder und der Unterricht derselbenin besonderen Kursen macht
sich als ein immer dringenderes Bedürfniß nicht bloß im Interesse der zurückgebliebenenund
schwachbegabten Kinder selbst, sondern.auch im Interesse der übrigen taubstummenKinder geltend,
und das für diesen Zweck verwendete Geld wird in der besseren Ausbildung unserer Taubstummen
gewiß reichliche Zinsen tragen. Mittelst der Errichtung dieser besonderen Kurse für schwachbegabte
Taubstummen nimmt die Nheiuprooinz wieder die führende Stelle auf dem Gebiete des Taub¬
stummen-Unterrichtsein.

Nro. 12: „Etat der Provinzial-Nlindenanstalt zu Düren" weist nur ganz geringe Aende¬
rungen in einzelnenPositionen nach. Der Zuschuß aus Prouinzialmitteln beträgt 84 870 gegen
84 900 M. im vorigen Etat, also 30 M. weniger. Die eigenen Einnahmen an Pensionsbciträgcn
der Zöglinge, Kleiderkosten,Erträgen der Handarbeiten u. s. w. belaufen sich auf 22 830 M.
(oder 270 M. weniger wie im vorigen Etat), fo daß die Gesammt-Einnahmen und Ausgaben
sich auf 107 700 M. belaufeu

Auch in diesem Etat steht eine nicht unerhebliche Erhöhung bevor, und ich erlaube mir
dieserhalb auf Nro. 20 der Drucksachenzu verweisen, in welcher die Errichtung einer zweiten
Blindenanstalt, und zwar für die evangelischen Blinden der Provinz, in Vorschlag ge¬
bracht wird.

Die Nothwendigkeitder Errichtung dieser zweiten Anstalt sowie die Zweckmäßigkeit der
vorgeschlageneuTrennung nach Confessioneu ist in der Ihnen mitgetheilten Druckschriftdes
Näheren dargethan, und die Fachcommifsionsowie das Haus wird sich noch eingehendmit dieser
Frage befassen.

Ich möchte zu dieser Vorlage hier nur ein Wort sagen. Nachdem ich in der Sitzung
des Provinzialausschussesvom Dezember v. I, auf die Nothwendigkeitder Errichtung eiuer zweiten
Blindenanstalt hingewiesenhatte und mir der Auftrag ertheilt worden war, eine bezügliche Vor¬
lage für den Prouinzialausschuh auszuarbeiten, erschienen, bevor ich noch an die Ausführuug
dieses Auftrages heraugetreten war, in der Presse Artikel, welche den Provinzialausfchuh uud
mich beschuldigten, daß wir in der Anstalt zu Düren die Parität in der gröblichsten Weise verletzt
hätten und jetzt gar schlimme Pläne gegen die evangelische Bevölkerung im Schilde führten.

Die Vorlage, welche Ihnen unterbreitet worden ist, beweist auf das Schlagendste die
Unrichtigkeitjener Unterstellung, indem dieselbe allen Wünschender evangelischen Bevölkerungauf
das Bereitwilligste entgegenkommtund allen Paritätsklagen auf die gründlichsteWeise ein Ende
bereitet. Wie wenig begründet diese Klagen aber waren, wird in der Fachcommissionan der
Hand offiziellerZahlen auf das Eingehendstenachgewiesen werden.

Als bezeichnend für jene Klagen mochte ich hier nur hervorhebe», daß das Verhältniß
der Lehrer, Beamten und Wärter sich nach der Confessionauf 9 Katholikengegen 5 Evangelifche
stellt, sodah 35,71»/» evangelische Lehrer und Wärter angestellt sind, während der Prozentsatz
der evangelischen znr katholischen Bevölkerung wesentlich geringer ist, nämlich nur 2?»/» beträgt.

Derselbe günstige Prozentsatz ergiebt sich für die euangelifchcnBlinden hinsichtlich der
Aufnahme in die Anstalt.

Ich erwähne dieses Umstandes an dieser Stelle, weil auch Ihnen die betreffendenArtikel
zugesandt worden sind, und weil deshalb mir und dem Provinzialausschuß darau gelegen ist,
Ihnen bereits jetzt zn sagen, daß wir in der Lage sind, die Unrichtigkeit jener Anklagen auf das
Evidentestezu erweisen.
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Zu dem „Etat über das Hebammenwesen einschl. der Provinzial-Hebammenlehranstalt", Nr.
13, ist nnr zweierlei hervorzuheben,nämlich:

1, daß die Ausgaben für Unterstützungen an Hebammen um 300 M. erhöht wurden
sind, um den Hebammen, welche an einem Nachkursus mit besonderemErfolge Theil genommen
haben, Prämien bewilligen zu tonnen;

2. daß die Zahl der ausgebildeten Schülerinnen dem Bedürfnisse nicht mehr genügte,
und daß deshalb anstatt des bisherigen einen vom 1. April d. I ab zwei Lehrkursevon je
9monatlicher Dauer eingeführt werden muhten. Da die Schülerinnen nur gegen Vergütung der
Kosten aufgenommenwerden, fo bleibt der Zuschuß aus Prouinzialmilteln von der Einführung,
des Doppelkursus unberührt.

Nr, 14 hat den „Etat der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Nrauweiler" zum Gegenstände.
Hier konnte der Zuschuß aus Provinzialmitteln von 91000 auf 81000 M,, alfo um

10 000 M. vermindert werden.
Dieses günstige Resultat ist vor Allein der Entwickelung des Arbeitsbetriebcs in der

Anstalt zu Arauweiler zu verdanken. Der Erlös aus dem Arbeitsbetriebe konnte nämlich um
25 000 M. höher eingestellt werden und beträgt uach den letzten Nechuungsresultaten184 M. 84 Pf.
pro Jahr und Kopf Diefe Summe stellt das Dreifache des Betrages dar, welcher in der Regel
in Strafanstalten erzielt wird und auch in Nrauwciler zur Zeit des Ucberganges der Anstalt in die
ständische Verwaltung erzielt wurde. Der Betrag von 184 M, 84 Pf. ist, was ich nicht zu über¬
sehen bitte, der Durchnittssatz für fämmtlicheInsassen der Anstalt, umfaßt also alle Kranken so¬
wie die Weiber, deren Arbeitsverdienst wesentlich geringer ist, mit. In Folge des hohen Ertrages
aus dem Arbcitsbctriebe ist der Zuschuß aus Provinzialmitteln für die Anstalt zu Nrauweiler auf
ca, 72 M. pro Kopf und Jahr gefunken. Ich »lochte hier noch hervorheben, daß wir bei dem
Arbeitsbetriebe iu Brauweiler in erster Linie für die Provinz, d. h. unsere zahlreichenAnstalten
und für die Strahenverwaltuug arbeiten lassen und damit eine schädigende Concurreuz des Hand¬
werks zu vermeiden suchen. Ganz läßt sich allerdings die Veschäftiguugder Korrigenden in ein¬
zelnen Handwerkszweigen,wofür wir in Provinzialanstalten keinen Bedarf haben, nicht umgehen,
wenn wir nicht die betreffendenkorrigenden, welche nnr in diesem Zweige ausgebildet sind, un¬
zweckmäßig oder gar nicht beschäftigen wollen, aber unser Augenmerk ist immer darauf gerichtet,
daß die Anstalt zu Nrauweiler das Haudwerk und den freien Arbeiter möglichst wenig schädigen
und nur für den Bedarf der Provinz arbeiten soll. Diesem Nestreben verdanken wir nicht zum
geringsten Theile die günstigen Resultate der Abschlüsse der einzelnen Anstalten, wie der Anstalt
zu Brauweiler selbst.

Die Letztere kaun ich überhaupt nur als eine Mustcranstalt bezeichnen,deren Leiter,
Direktor Schellmann, die vollste Anerkennungverdient.

Zu Nr. 15: „Etat des Landarmenhauses zu Trier", habe ich nichts zu bemerken. Die
Anstalt erhält sich aus den reglementsmähigen Pflegekostenfür Arme und Epileptiker und bezieht
keine Zuschüsse aus Provinzialmitteln,

Nr. 16 ist der „Etat über oie Kosten der Leituug und Beaufsichtigung der baulichen
Unterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten",

Ich habe bereits erwähnt, daß die Gehälter der bei der CentralstelleangestelltenBeamten
von diesem Etat abgezweigt und auf den Etat der Central-Verwaltungsbehörde übertragen worden
sind. Dadurch hat sich der Zuschuß zu dein ersteren Etat um 8400 M. vermindert, während
derselbebei dem Etat der Central-Verwaltungsbehörde sich verhältnihmäßig gesteigerthat.
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Zu 17: „Etat über die Unterstützung milder Stiftungen u s. w." im Betrage von
8000 M. ist nichts zu bemerken, Dieser Etat hat seit dem 1. April 1893, dem Tage des
Inkrafttretens des Gesetzes über die erweiterte Armenpflege seine Bedeutung verloren, indem die
betreffendenAnstalten bezw. die verpflegtenPersonen unter das letztere Gesetz fallen.

Zu 18: „Etat der Vcrwaltungskostendes Genossenschaftsvorstandesder Nheinifchcnland-
wirthschaftlichenVeiufsgenosscnschaft"ist vor Allen» das Anwachsender Ausgaben zu beklagen.
Diese Klage gilt allgemein für alle Provinzen. Bei der Ausdehnung, welche die Rechtsprechung
des Ncichsversichcrungsamtsdiesem Gesetze gibt, ist das Ende der Ausgaben gar nicht abzusehen.
Wir werden zuletzt dahin kommen, daß jeder Knecht, jede Magd, kurz jeder Landarbeiter irgend
eine Rente für einen kleinen Fehler bezicht.

Ich bin der Ansicht, daß das Gesetz über den ursprünglich gewolltenZweck ausgedehnt
wird. Zweck des Gesetzes war offenbar nur, daß die Folgen der Unfälle im landwirtschaftlichen
Betriebe von den Grundbesitzern gemeinschaftlichinsoweit getragen werden sollten, daß der ver¬
unglückteArbeiter auf gemcinfchaftliche Kosten für die erlittene Einbuße am Verdienste schadlos
gehalten werden sollte. Die letztere Voraussetzung, die wirklicherlittene Einbuße am Verdienste,
ist in der Rechtsprechungimmer mehr in den Hintergrund getreten, und so ist es dahin gekommen,
daß jährliche Renten von 50 M. und noch weniger an Personen gezahlt werden, welche genau
denselbenLohn wie früher beziehenund keinerleiEinbuße am Verdienst erlitten haben.

Es erscheint gewiß die Frage am Platze, was sollen diese kleinen Renten heißen?
Stellen dieselben nicht eine Verzettelung öffentlicher Mittel dar, welche keinerlei Sinn und
Zweck hat. Dem Arbeiter ist mit diesen Pfennigen nicht geholfen, wahrend es andererseits an
einein Rechtsgrunde fehlt, weshalb die Genossenschaftder Grundbesitzer diese kleinen Renten
zahlen soll, da eine Verminderung des Erwerbes in diesen Fällen der Regel nach nicht ein¬
getreten ist.

Die Sache verhielte sich anders, wenn es sich um eine wirkliche Versicherungsanstalt
handelte, welche Prämien bezogenhat. Dann konnte der Arbeiter sagen, ich habe die Prämie
bezahlt nnd will nun für den erlittenen Unfall, einerlei ob derselbe eine wirkliche Einbuhe des
Erwerbes für mich zur Folge gehabt hat, die zugesicherte Entschädigung haben. So liegt aber
die Sache nicht. Der einzelne Arbeiter hat sich weder bei der Genossenschaftversichert, noch
irgend welche Beiträge gezahlt, sondern er soll auf Gnmd gesetzlicher Bestimmung ohne Zahlung
von Entgelt von der Gesammtheit der Grundbesitzernur gegen die Folgen eines Unfalles, insoweit
ihm dadurch ein Ausfall an feinein Verdienste erwachsen ist, geschützt werden. Unter diesen
Gesichtspunktfallen aber die zahlreichenkleinen Renten in der Regel nicht. Sind diese Renten
auch im Einzelnen klein, so verursachensie doch in der Gesammtheit für die Genossenschafteine
große Belastung und eine noch größere für die Verwaltung. Das Gefetz müßte meines Erachtens
dahin abgeändert werden, daß eine Entschädigungnur für die in Folge Unfalles wirklich erlittene
Einbuhe an Arbeitsverdienstgewährt wird.

Bei Nr. 19: dem „Viehuersicherungsfonds"ist nur zu erwähnen, daß in Folge der Milz¬
brandentschädigungdie Ausgaben gewaltig gewachsen sind.

Während vor Erlaß des Gesetzes über die Entschädigung für Milzbrand nach den
damaligen statistischen Ermittelungen der Milzbrand nnr in wenigen Gegenden der Provinz ganz
vereinzelt vorkommen sollte, ist die Krankheit nach Gewährung der Entschädigung geradezu
epidemisch überall in der Provinz hervorgetreten. Wir haben 1893/94 ungefähr 120 000 M.
für Milzband zahlen müssen, während die Abgabe von 5 Pf. nur 48 959 M. betrug.
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Dieselbe Wahrnehmung ist in den anderen Provinzen gemachtworden. Der Prouinzial-
ansschuß hat hieraus Veranlassung genommen, der Frage näher zu treten, ob sich bei der
Feststellungdes Milzbrands besondereKautelen einführen lassen. Die bezüglichen Verhandlungen
schweben noch.

Ich komme nunmehr zum „Etat für die landwirthschaftlichenAngelegenheiten", Nr. 20.
Ich habe hier zunächst zwei formelle Aenderungen zu erwähnen.

Dieselben bestehen darin, daß dieses Mal die sämmtlichenAusgaben für landwirthschaft-
lichc Angelegenheitenin einem Etat zusammengestelltsind, und daß ein neuer Unter-Etat für die
Verwaltung der Weinbauschulezu Trier beigefügt worden ist.

Die Gesammtausgaben für landwirthschaftliche Zwecke belaufen sich, wie der Etat ergiebt,
auf 341190 M.; es ist dies gewiß eine beachtenswertheSumme, allein die Bedürfnisse auf
diesen: Gebiete sind bei dem Darniederliegen der Landwirthschaftäußerst groß und hat deshalb
der Provinzialausschuß, soweit dies möglich war, eine Erhöhung dieses Etats und zwar um
36 000 M. vorgeschlagen.

Den Schluß dieses Titels Nr. 21 bildet die Hauptsumme, der Zuschuß für die
„Provinzial-Straßeuucrwaltung". Der Zuschuß ist mit 4 881683 M. eingestellt, oder mit 83 100 M.
mehr, wie bisher.

Dieses Mehr besteht in der neu hinzugetretenenStaatsrente für die Veckmannstraßemit
8100 M, und in der Erhöhung des Zuschusses zum Ersatze des Ausfalles an Erträgen von
Vorausleistungen der Fabriken auf Grund des Gesetzesüber die Vorausleistungen im Betrage
vou 75 000 M.

Im Uebrigen haben nur Verschiebungender einzelnen Positionen des Etats stattgefunden.
Für das Kleinbahnwesenist ein neuer Unter-Etat in Gemäßheit Ihrer desfallstgen Be¬

schlüsse beigefügt.
Im Allgemeinensind bei der Straßenverwaltung folgende Puukte hervorzuheben:
1. Die Ausführung des schon wiederholt gestreifte» Gesetzesüber die Vorausleistungen:
Wenn irgend ein Gesetz den daran geknüpften Erwartungen nicbt entsprochen hat, fo

trifft dieses bei dem Gesetze über die Präcipnalleistungen zu. Das Gesetz ist in der Theorie
gewiß richtig, und theoretisch pflichtet demselben wohl Jeder bei, allein in der Praxis will Nie¬
mand von demselben Etwas wissen.

Keiner glaubt, daß er die Straße erheblich in Anspruchnehme, und wenn er es den
offenen Thatsachen gegenüber nicht in Abrede stellen kann, sagt er, dafür zahle ich meine Steuern
und will nicht noch besonders herangezogenwerden. Kurz, alle Welt verhält sich ablehnend, und
wir müssen überall klagend vorgehen. Nach den gefälltenEntscheidungen und bei der Schwierigkeit,
die Mehrbelastung in einzelnen Fällen nachzuweisen,sind wir genöthigt, die Einnahmen auf
W0U00 M. herabzusetzen.

Dieser Einnahme von 100 000 M. stehen die zahlreichenProzesse und vielfacheErbitte¬
rung und Verstimmuug gegen die Provinzialverwaltung gegenüber, welche diese Prozesse hervor¬
rufen. Insbesondere macht der Umstand hier böses Blut, daß die Abgabe nicht von allen
Provinzilllstrahen, fundern nur von einem Theile, den durch Gemeinden ausgebauten Bezirks¬
straßen, erhoben werden kann. Dicfe Unterscheidungist der Bevölkerung unfaßbar und wird in
concreten Fällen auf Begünstigungen nnd Ungerechtigkeiten zurückgeführt. Dieser letztere Umstand
hat bekanntlichden 38. ProvinziaUandtag veranlaßt, die Ausdehnung des Gesetzes auf alle
Prouinzialstraßen zu beantragen, wie dieses auch in der Provinz Hannover geschehen ist.
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Eine Bescheidungauf den desfallsigenAntrag ist noch nicht ergangen. Der Prouinzial-
nusschnß beabsichtigt, diese Entscheidung abzuwarten, und je nach dein Ausfalle derselbendem
hohen Hause Vorschläge wegen anderweiter Erhebung der Präcipualleistnngen zu unterbreiten,
Vorschläge,welche dahin zielen sollen, dies Gesetz nur als Schutzmittel gegen mißbräuchlicheBe¬
nutzung der Straßen in einzelnen Fällen anzuwenden,

2, Die Reformen, welche bei der Verwaltung unserer Straßeil mittelst Beschränkung
der Zahl der Straßeuaufseher und Einstellung der Strahenwärter, das sind wirkliche Arbeiter
mit Schuppe und Hacke, gemachtworden sind, haben sich vollkommen bewährt und ist der Znstand
der Straßen dadurch wesentlichbesser geworden. Die Zahl der Straßenaufseher wird von 360
auf 120 vermindert, was eine Ersparnis; von über 300 000 M. pro Jahr im Laufe der Zeit
ergeben wird. Wir haben diefe Ersparnis) jetzt nur zum Theile, weil wir die Zahl der vor¬
handenen Aufseher nur allmählichvermindern können,

3, Bei der Vorlage der jetzt abgelaufenen Etats ist den Zerren Mitgliedern des Pro-
mnziallaudtages ein Verzeichnis) über außerordentlicheAusgaben ans unseren Straßen, bestehend
in Brückenbautenund Pflasterungen, vorgelegt worden, Dieses Verzeichnihumfaßt eine Summe
von 2139 400 M,, welche in etwa 8 Jahren verwendet werden soll.

Der Provinziallandtag hat den Provinzialausschnß ersucht, die bezüglichen Arbeiten in
kürzerer Frist ansführen zu lassen. In Folge dieses Auftrages siud in der abgelaufenen Etats¬
periode statt der vorgesehenenSnmme von 600 000 M. im Ganzen für 1173 492 M. außer¬
ordentlicheArbeiten ausgeführt worden, so daß mir noch 965 90? M. 18 Pf. restiren, welche
minder dringende Ausführungen zum Gegenstandehaben und auf die nächsten3 Jahre vertheilt
werden tonnen,

Die Mittel zu den Mehraufwendungen sind, da anderweite Fonds dem Provinzialaus-
schussc nicht zur Verfügung stauden, großtentheils dem Reservefonds der Strahenverwaltung
entnommen worden, welcher letztere dadurch sehr zusammen geschmolzen ist. Die Erfahrung hat
indessenergeben, daß die Strahenverwaltung eines so hohen Reservefonds nicht bedarf und daß
unter diesen Umständen das fast gänzliche Verschwinden dieses Fonds den Interessen einer gesunden
Finanzvenvaltnng nicht zuwiderläuft.

4, Endlich wollte ich mir noch die Mittheilung gestatten, daß wir in: letzten Jahre im
Anschlüsse an die in der Provinz Hannover gemachtenErfahrungen Verfnche mit der Anlegung
von Kleinpflaster in hiesiger Provinz geinacht haben. Die Versuche haben sich bis jetzt gut
bewährt und versprecheneine nicht unweseutliche Verbilligung der Unterhaltung schwer belasteter
Straßen sowie eine große Verbesserungderselben.

Der folgende Titel III bildet den durchlaufendenPosten der Krcisrente.
Titel IV hat die Ausgaben zum Gegenstände, welche aus den Zinsantheilen der Landes-

bant, dem Zinsgcwinn des Meliorationsfonds und den Überschüssender Provinzial-Feucr-Societät
geleistetwerden.

Hier ist nur zu bemerken, daß die 50 000 M, um welche die Einnahmen aus der
Landesbank höher angesetzt sind, nach den Vorschlägeil des Provinzialansschusses verwendet
werden sollen:

1. sür gewerbliche Zwecke mit 14 000 M. uud
2. für landwirthfchaftlicheZwecke 36 000 M.
Beide Mehrverwendnngenentsprechen dringenden Bedürfnissen, wie diefes bei der Be¬

rathung des Etats im Einzelnen des Näheren ausgeführt werden wird.
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Die Entnahme eines Mehrbetrages von 50 000 M. aus der Landesbank entspricht
dein gesteigerten Gewinne der Letzteren und kann ohne zu große Belastung der Landesbank
erfolgen. Die Gesammtüberschüsseder Landesbank erreichennämlich die Summe von 550 000
bis 000 000 M. Hiervon werden abgeliefert 240 000 > 150 00» ist 390 000 M., sodaß
noch für Agioverluste in Reserve der Bank verblieben 160 000 bis 210 000 M, was gewiß
ausreichendist.

Titel V umfaßt die außergewöhnlichenAusgaben, Die Letzteren müssen mit 8601 M,
hoher eingestelltwerden zur Verzinsung der zeitweiligenVorschüssebei der Landesbank in Folge
des neuen Armengesetzes.

Der Haupt-Etat schließthiernach an direkten Einnahmen und
Ausgaben mit ................... 8 621000 M. — Pf,
und hinsichtlich der Einnahmen und Ausgaben der einzelnen Institute mit 5 73? 380 „ 93 „

mit 14 358 380 M. 93 Pf.
gegen 13 729 679 „ 36 „

in der abgelaufenen Etatsperiode, also einem Mehrbeträge von . . . 628 701 M. 5? Pf,
Die Provinzialabgaben sollen, wie bereits bemerkt, nach dein Voranschlage 10"/„ des

berichtigten Staatssteuersolls betragen.
Mit der Erhebung von 10°/« nimmt die Nheinvrovinz hinsichtlich der Provinzialabgaben

eine der günstigstenStellen ein, abgesehendavon, daß in den 10°/« die Kosten der Unterhaltung
der Bezirksstrahenenthalten sind, welche in den übrigen Provinzen neben den Provinzialabgaben
als Kreislasten getragen werden. Während vor 12 Jahren die Nheinvrovinz mit 17°/» Provinzial¬
abgaben alle Provinzen, von denen die Mehrzahl damals keine Provinzialabgaben hatte, übertraf,
haben jetzt zu zahlen:

1. Ostpreußen .... 12,4 6. Schlesien .... 11
2. Westpreuhen . . . 12,5 7. Sachsen ..... 8,»
3. Brandenburg .... 12,« 8. Schleswig-Holstein . 10,?
4. Pommern ..... 14,« 9. Hannover , . . . 6,2«
5. Posen ...... 18,. 10. Westfalen .... 8,<

gegen 10«/o oder nach Abzug der Nezirksstraßen4«/« in der Nheinprouinz.
Mit Hinzurechnungder Abgabe für die Unterhaltung der Nezirksstraßennimmt hinsichtlich

der Höhe der Umlagen die Nheinvrovinz die achte und nach Abzng der Vezirksstraßenkostendie
letzte Stufe ein. Aus den angeführten Ziffern erhellt meines Erachtens auf das Klarste, daß die
RheinischeProvinzialverwaltung in finanzieller Hinsicht einen berechtigtenGrund zu Klagen nicht
bietet, und daß iu unserer Provinz mit der nöthigen Sparsamkeit verwaltet wird.

Es liegt mir nun noch die Aufgabe ob, Ihnen meine Herren nachzuweifen,daß bei dem
vorliegenden Etat keine unzulässigenKavitalverschiebungensich finden, indem weder vorhandene
Kapitalbestande zur Bestreitung laufender Ausgaben eingestellt, noch aus laufenden Einnahmen
Kllpitalbeständegebildet werden.

Diesen Nachweis ergiebt die Zusammenstellung des Vermögensbestandesdes Rheinischen
Provinzialverbandes für die Etatsperiode 1892/94, Ein gleicher Nachweis wird dem hohen
Hause bei Ablauf der neuen Etatsperiode für die Jahre 1895/9? vorgelegt werden und durch
diese Zusammenstellungenwird der rechnungsmäßigeNachweis geliefert, ob und inwieweit das
Vermögen der Provinz zu- oder abgenommenhat.
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Wie die ZusammenstellungS. 9 ergiebt, betrug das Vermögen des Proviuzialverbandcs
nach Abzug der Schulden am 1. April 1894 im Ganzen ....... 20 94? 20U M.

gegen 20 5811 39 „
am 1, April 1892 also Zunahme ............... 366070 M,

Dieser Zuwachs besteht, wie die Zusainmenstellnng gleichfalls ergiebt, im Wesentlichen:
1. in der Ansammlung der Kosten für das Kaiser Wilhelm-Denkmalmit 93 200 M.
2. in den pro 1892/94 amortisirtcuSchulden 1>/2«/<, von 6 000000 und

ersparten Zinsen mit ................ 210168 „
3. in dem Werthe der Taubstummenanstalt zu Aachen, welche von dem

Verein für Taubstummenbildung der Provinz übergeben worden ist, mit 43 000 „
zusammen 346 868 M,

Hierzu kommen noch verschiedene kleinereWerthscrhöhungen der Anstalten «.
Aus diesen Ziffern ergiebt sich also, daß das Vermögen weder aus laufenden Einnahmen,

d, h. Steuern der Provinz, unzulässig vermehrt, uoch vermindert worden ist.
Dein Vorgange der früheren Berathungen folgend beehre ich mich uuumchr im Namen

des Provinzialausschussesden Antrag zu stellen:
„Das hohe Haus wolle den Haupt-Etat »lebst Vorberichtund Bericht über die Zusainmen¬
stellnng des Vermögensbestandesan die betreffenden Fachcommissionen überweise!:und
zwar den Haupt-Etat nebst den beiden Berichten sowie die Spezial-Etats I, II, III,
IV, V, XXII, XXIII und XXIV der I. Fachcommission, die Spezial-Etats VI bis
XX einschließlich der II. Fachcommissionund den Spezial-Etat XXI der III, Fach¬
commission,"

Ich wage, in voller Uebereinstimmung mit dem Provinzialausschuh, die Hoffnung zu
hegen, daß die Prüfung der Etats in den FachcommissionenSie überzeugen wird, daß wir
überall der gebotenenSparsamkeit Rechnung getragen, andererseits aber auch berechtigte Anforde¬
rungen nicht unberücksichtigtgelassen haben, sowie daß unsere finanzielle Verwaltung vor wie
nach auf einer gefnnden Grundlage beruht und ein festes Rückgrat in einer von mannigfachen
SchwierigkeitbewegtenZeit bildet. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Es hat sich zu», Worte gemeldet Herr Abgeordneter
Fritzen. Ich ertheile dein Herrn AbgeordnetenFritzen das Wort.

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich danke dem Herrn Landesdirektor für die
ausführlichen Mittheilungen und Darlegungen, die er uns gemacht hat, und ich kann zu meiner
Freude erklären, daß ich mit feinen Ausführungen im Wesentlicheneinverstandenbin.

Was er zunächst gesagt hat über die Frage, ob man Pfandbriefe oder Obligationen
ausgeben soll, fo will ich zugeben,daß die Ansgabe von Pfandbriefen mancherlei formale Vortheile
für sich hat. Indessen ist dabei doch zu bemerken, daß die Rheinprouinz-Obligationen ein sehr
beliebtes Papier geworden sind, daß sie sich vollständig eingebürgert haben, und daß sie in den
letzten Jahren mit großem Erfolge an den Börsen in Berlin, Frankfurt und Brüssel zur Ausgabe
gekommen sind. Unter diesen Umständenmöchte ich doch bitten, der Frage, ob künftighinPfand¬
briefe ausgegeben werden follen, oder ob es bei den Provinzial-Obligationen bleiben foll, mit
großer Vorsicht gegenüber zu treten. Ich wiederhole, die Nheinprouinz-Obligationen sind ein
beliebtes Anlagepapier geworden. Eine größere Sicherheit, als sie die Nhcinprouinz bietet, kann
der Gläubiger nicht verlangen, und ich fürchte, wenn man znr Ansgabe von Pfandbriefe!, übergeht,
wird man eine Verbesserung,eine größere Beliebheit des Papiers dadurch nicht erzielen.
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Was dann der Herr Landesdirektor weiter ausgeführt hat über die Irrenpstege, namentlich
über das Vorgehen der Provinzialverwaltung zur Ausdehnung der Irrenpflege, über die Verträge
mit den Privatanstalten, so kann ich in dieser Beziehung seinen Darlegungen nur vollständig
beistimmen. Es ist uns ja ein ausführliches und von sehr sachkundigerHand geschriebenes
Referat Über diefen Puukt mitgetheilt worden, und diejenigen Herren, welche dieses Referat
bereits gelefen haben, werden mit mir darin einverstanden sein, daß wir dem Vorgehen des
Proviuzialausschussesauf diesem Gebiete nur lebhaften Beifall zollen können. Namentlich möchte
ich dafür warnen, zn einem weiteren ausgedehnteren Reubau von Irrenanstalten zu fchreite».
Meine Herren, ich bin auch einer uou denjenigenBeamten, welche die Misere des Neubanes der
Irrenanstalten Anfangs der siebziger Jahre mitgemachthaben, und ich weih mich noch sehr gut
der Zeit zu erinnern, wo der Landesbaurath Dreling in die Verwaltung eintrat und Ordnung
zu schaffen hatte. Also, meine Herren, wenn eine Provinz baut, dann wird es gewöhnlichsehr
theuer, uud ich möchte davor warnen, mit Neubauten allznrasch und allzuleicht anzufangen
Dagegen hat das jetzige Vorgehen noch einen besondern Nutzen in anderer Beziehung. Es sichert
uns, daß auch die Privat-Krankenanstaltcn unter eine gewisse Aufsicht kommen. Man hat ja
allerhand Klagen gehört über den Zustand von Privat-Irrenanstalten. Dadurch, daß die
Provinz Verträge mit ihnen abfchlieht, daß sie sich ein Aufsichtsrechtsichert, daß sie gewisse
Normativbestimmungenfür sie aufstellt, dadurch verbessert sie das ganze Irrcnpflegewesen in der
Provinz. (Sehr richtig) Das Privat-Irrenwefen wird auf eine höhere Stufe gehoben, und ich
glaube, dies kommt der ganzen Provinz zu Gute. (Sehr richtig) Ich möchte nur vor Einem
warnen Ich möchte die Provinzialverwaltung in ihrem wohlberechtigtenStreben einen Einfluß
auf die Privatanstalten zu gewinnen, davor warnen, allzu büreaukratisch vorzugehen. Ich habe
doch schon von mancherSeite Klagen darüber gehört, daß sich die Prouinzialuenualtnng hier oder
da vielleicht ein zu ausgedehntes Aufsichtsrecht angemaßt oder vielmehr in Anspruch genommen
uud sich zu sehr eingemischt habe.

Meine Herren! Auch hier heißt es: allzu scharf macht schartig, und ich möchte in der
Beziehung dem Herrn Dezernenten empfehlen, da ein gewisses vernünftiges Maß eintreten zu
lassen, wenngleichwir auch Alle davon überzeugt sein müssen, daß diejenigen Anstalten, denen
wir unsere Kranken anvertraue», nach jeder Richtung hin musterhaft verwaltet werden, nnd
wünfchen, daß die Provinzialverwaltung sich auch jederzeit davon überzeugen soll.

Meine Herren! Desgleichenkann ich mich nur damit einverstanden erklären, was der
Herr Landesdirektor über das Blindenwesen geäußert hat. Ich bin vollständig damit einver¬
standen, daß wir eine zweite evangelische Blindenanstalt in Neuwied bauen, und ich begrüße das
aus vollem Herzen.

Was die landwirthschaftlicheVerufsgeuossenfchaftangeht und die Vennehrung der Unfall¬
schäden, die der Herr Landesdircktor beklagt hat, so wird allerdings die Rechtsprechungdes
Reichsversicherungsamtsnicht ohne Einfluß darauf gewesensein. Auf der anderen Seite aber
möchte ich glaubeu, daß dieses drohende Anwachsen der Unfälle vielleicht mehr zurückzuführen
sein wird auf die immer noch sich verbreitende Kenntniß der Sache im Publikum. Meine
Herren, die landwirthfchaftlicheUnfallversicherungist vor wenigen Jahren — es wird vielleicht
6 Jahre her sein — in Kraft getreten. Bevor ein solches Gesetz durchsickert bis zu den Knechten
und Mägden auf dein Lande, gehen immer einige Jahre hin, und erst wenn es recht bekannt
ist, wird es angerufe», und daher wird es auch wohl kommen, daß die Ansprüchejetzt häufiger
austreten als in den ersten Jahren.
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Meine Herren! Anlangend den Milzbrand, worüber der Herr Landcsdirektor ja auch
geklagt hat, will ich doch daran erinnern, daß das Gesetz über die Entschädigung wegen Milz¬
brand auf wiederholtes einstimmiges Ersuchen des Prouinzialverbandes der Nheinprouinz erlassen
ist. Ich habe damals als Dezernent selbst die betreffendeEingabe gemacht; vor 2 Jahren ist ja
dann dem wiederholten Ersuchen des Provinziallandtages entsprechend ein derartiges Gesetz,
welches auch Entschädigungfür den Milzbrand vorsieht, erlassen worden.

Wenn die Entschädigungeneine so hohe Summe erreicht haben, wie uns gesagt worden
ist, so folgt daraus meines Erachtens vor Allein, daß jenes Gesetz ein großes Bedürfniß war,
und wenn Sie bedenken, meine Herren, wie viel kleine Ackerwirthfchaften durch die Entschädigung
für an Milzbrand gefallene Thiere lebensfähig erhalten worden sind, welche früher eine Entschä¬
digung nicht bekommenhatten, sich auch nicht versichernkonnten, weil die meisten privaten Ver¬
sicherungsgesellschaften gegen Milzbrand nicht versichern, so können wir überhaupt nur froh sein,
daß dieses Gesetz erlassenist, nnd müssen es dabei in den Kauf nehmen, daß das eine oder andere
Stück Vieh auch entschädigtwird, ohne daß es grade an Milzbrand gefallen ist.

Meine Herren! In Bezug auf die Präzipualabgaben für die Bezirksstraßen kann ich
dem Herrn Landesdirektor vollständig beistimmen. Wenn die Summe, welche wir aus diesen
Präzipualabgaben erzielen, nur 100 000 M beträgt, also wenn ich recht rechne, 2^2 Prozent
der ganzen Provinzialumlage (Landesdirektor Dr, Klein: '/4 Prozent!) — also '/^ Prozent der
ganzen Provinzialumlage, ja, meine Herren, dann ist es wirklich nicht der Mühe werth, einzelnen
Personen die großen Opfer aufzuerlegeil,deren Einziehung schließlich zu Prozessenführt, die bis
in die dritte Instanz hineingehen, und dann sind diese Plackereien doch nicht der Mühe werth.
Es wird wohl genügen, wenn in einzelnen schwierigen Fällen eine Präzipualabgabe erhobeu wird.

Nun komme ich aber zu einem Punkte, in dem ich mit dein Herrn Landesdirektornicht
ganz einverstanden bin. Das ist der Reservefonds für die Straßenucrwaltung. Meine Herreu!
diejenigen, welche länger hier im Landtage sind, werden sich noch wohl erinnern, daß ich vor
4 Jahren einmal die Höhe dieses Reservefonds hier angegriffen habe. Als damals auf einmal
die Provinzialumlage um etwa 300 000 M. erhöht werden sollte, habe ich gefragt, ob nicht aus
dem Reservefonds der Straßenuerwaltung, der damals, sage und schreibe 900 000 M, betrug,
etwas herausgenommen werden könnte, um die Erhöhung der Steuer damit zu vermeiden.
Damals wurde mir vou Seiten des Prouinzialausschusses und von Seiten der Verwaltung
erwidert: Rein, das geht nicht, diesen Reservefonds müssen wir haben, denn da kann alles im
Laufe der Jahre passiren, es können die Ströme austreten, es kann ein Eisgang stattfinden,
dadurch werden die Straßen zerstört, wir müssen einen großen Reservefonds haben. Ja, meine
Herren, diefer Nefervefonds von 900 000 M. ist nun im Laufe der Jahre sehr zusammen¬
geschmolzen. Er betrug — ich habe mir aus dem Verwaltungsbericht Notizen gemacht— Ende
des Etatsjahres 1893/94 nur noch 2-300 000 M., Ende 1892/93 562 000 M., Ende 1891/92
673 000 M,, 1890/91 830 000 M. Also Sie sehen, meine Herren, daß er sehr zusammen¬
geschmolzen ist, und heute wird er vielleichtnoch 50 000 M. betragen, denn wie Sie aus den
Bemerkungen im Etat für die Strahenverwaltung sehen, sind an Zinsen aus dem Reservefonds
hierfür im vorigen Etat noch 12 000 M. vorgesehenworden, jetzt sind nur noch 1250 M vor¬
gesehen von einem Kapital von 50 000 M. Meine Herren, dieses Verfahren entspricht ja ganz
demjenigen, was ich damals ausgeführt habe, deu Reservefonds zu verkleinern, wofür ich aber
damals heftig angegriffen und gewissermaßenals ein Umstürzler hingestelltwurde. Nun glaube
ich aber doch, daß wir mit dem Reservefonds etwas vorsichtigerumgehenmüssen. Einen gewissen
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Reservefonds muß meines Erachtens die Straßenverwaltung haben. Die Kosten der Straßen-
Verwaltung, welche Ihnen hier im Etat vor Augen geführt werden, betreffen wesentlich nur die
.Kosten der ordentlichenStraßenverwaltung,

Solche Ausgaben,die durch außerordentlicheEreignisse, durch Witterungseinflüsse,durch Eis¬
gang, durch Bergrutsche häufig entstehen, kann man natürlich nicht veranschlagen. Dafür muß ent¬
weder in den Etat ein besonderer Posten eingestellt werden, wie es ja auch zum Theil der Fall ist,
der aber auch schwerlich im Voraus berechnet weiden kann, oder es muß ein Reservefondsvorhanden
sein, aus dem eine derartige Ausgabe gedeckt wird Zu der Zeit, wo ich die Straßenuerwaltung hier
führte, ist es vorgekommen,daß in Folge Eisgangs an der Mosel und der Nahe in einem Winter
an den dortigen Straßen für über 300 000 M. Beschädigungeneingetreten waren, und daß mit
einem FederstrichKostenanschläge von ca 300 000 M, bewilligt werden mußten, um die Straßen
wieder in guten Zustand zu setzen.

Meine Herren! Ich glaube also, daß wir in der Beziehung vorsichtigsein müssen, und
daß es wünschenswerth ist, allmählig wieder einen Reservefonds anzusammeln. Ich gebe gern
zu, daß die Verwendung des Fonds, in sachgemäßer und dem Provinziallandtage entsprechender
Weise vor sich gegangen ist. Es sind damit Brücken gebaut, es sind damit Pflasterungen vor¬
genommen worden, kurz, ich glaube, daß er gut verwendet ist, ich erhebe da nicht die geringste
Bemängelung, Aber ich denke, es wird doch gut sein, daß wir allmählichwieder einen derartigen
Reservefonds ansammeln, und zwar aus denselben Beständen, aus denen er früher angefammelt
ist. Er hat sich gebildet aus Ersparnissen der Straßenverwaltung, besonders aus der Periode,
als eine Verschiebungdes Etatsjahres stattfand, und in Folge dessen auf einmal für ein Viertel¬
jahr mehr Beiträge erhoben wurden. Dadurch ist der Reservefonds gebildet worden, und aus dem
Grunde, weil ich wünsche, daß der Reservefonds allmählich wieder eine gewisse Höhe erreicht,
möchte ich Sie dringend bitten, den Etat der Straßenverwaltung, der ja doch der Hauptblocktu
unser,» Etat ist, — denn er beläuft sich im Ganzen auf mehr als 5 Millioneil — möglichst wenig
beschneiden zu wollen. Die Ausgaben für Unterhaltung der Straßen sind nach althergebrachter
Weise nach dein Durchschnitteder beiden letzten Jahre berechnetworden. Daraus ist eiu Mittel
gezogen,und das ist diejenige Summe, welche der Etat für die ordentlicheUnterhaltung einstellt,
nämlich etwa 3 200U00 M. Ich möchte Sie bitten, hiervon nichts zu streichen, damit, wenn
noch einige Ersparnisse eintreten, diese verwendet werden können, um den Reservefonds wieder in
früherer Höhe zu bilden, wie ich überhaupt der Ansicht bin, daß beim Etat der Straßenverwaltung,
so groß er auch scheint, in seinen Schluhsummen nicht viel gekürzt werden kann. Es mag sein,
daß bei der Besoldung der Aufseher, oder bei anderen Kleinigkeitenein paar Mark erspart werden
können. Das hat aber auf den ganzen Etat absolut keinen Einfluß. Im Großen und Ganzen
bin ich der Ansicht,daß der Etat der Straßenverwaltung, so wie er ist, acceptirt werden kann.
Der einzige Punkt, der noch angreifbar bleibt, ist der sehr große Zuschuß von 360 000 M. für
den Eommunalwegebau,Unter-Etat 6.

Meine Herren! Sie erinnern sich, daß vor einigen Jahren dieser Posten, der früher nur
240 000 M. betrug, plötzlich auf 360 000 M. erhöht wurde. Ich habe damals dagegengesprochen
und beantragt, den Posten wieder auf 240 000 M. zurückzuversetzen, und dieser Antrag ist mit
einer geringen Majorität hier im Landtage abgelehnt worden. Der Posten betragt also schon
seit einigen Jahren 360 000 M.

Meine Herren! Heute bemängle ich diesen Posten nicht mehr. Ich bemängle ihn nicht,
einmal aus dem Grunde, weil er bereits seit mehreren Jahren bestanden hat, und weil die
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Unterstützungenfür den Gemeindewegebausich nach der Grüße dieses Postens eingerichtethaben.
Ich bemängle ihn aber besondersauch aus dem Grunde nicht, weil dieser Posten wesentlichder
Landwirthschaftzu Gute kommt, und die Landwirthschaft ist ja heute, wie Sie alle wissen, in
einer schwerbedrückten nothleidendenLage, und daher möchte ich gerade heute umsowenigereinen
Pusten kritisiren, welcher ja — es handelt sich um kleine Gemeindewegevon Dorf zu Dorf, von
Gemeinde zu Gemeinde — wesentlich in seinen Wirkungen der Landwirthschaftzu Gute kommt.

Meine Herren! Dieser letzte Umstand führt, mich nun auch auf die Unterstützungder
Landwirthschaft überhaupt. Wenn Sie das zusammenrechnen,was die Provinz für landwirth»
schaftliche Zwecke ausgiebt, fo kommen Sie auf eine ziemlichhohe Summe. Es werden aus¬
gegeben im landwirthfchaftlichenEtat 341 000 M. Darin steckt nun allerdings ein Zuschuß des
Staates von etwa 12 000 M. und die Pacht des Gutes Desdorf von 5100 M, sooah der Nein¬
zuschuß der Provinz etwa 323 000 M, beträgt. Meine Herren, dazu kommt noch derjenige
Posten, von dem ich vorhin gesprochen habe, also der Posten zur Beihülfe zum Communalwegebau,
welcher wesentlich der Landwirthschaft zu Gute kommt, sogar ausschließlich,denn die Städte
erhalten gewöhnlich keine Beihülfe,

Ich kann daher annehmen, daß dasjenige, was die Provinz für die Landwirthfchaft
leistet, sich auf circa 700 000 M. belauft, und ich glaube, daß wir mit Genugthuung auf einen
Etat Hinblicken können, der gerade in der gegenwärtigen, für die Landwirthfchaft so schwer
drückenden Lage ihr eine so ausreichendeBeihülfe zukommenläßt. Ich möchte den Prouinzial-
ausschuß bitten, mit der Gewährung der Beihülfen für den Wegebau möglichst rafch vorzugchen,
!ie möglichst rasch flüssig zu machen, damit die Mittel recht bald unter die LandbeUölterung
fliehen mögen.

Hieine Herren! Wenn ich so davon absehe, beim landwirthfchaftlichenFonds irgend welche
Ermäßigung zu beantragen und ebenfo beim Strahenbanfonds, so bleibt eigentlich nicht viel mehr
übrig, was angreifbar ist, denn man muß zwei Punkte bedenken, Der größte Theil derjenigen
Ausgaben, welche die Provinz zu inachen hat, beruht auf gefetzlichen Verpflichtungen, an denen
einmal nichts zu ändern ist. Dahin rechne ich die Kosten der Armenpflege, die Kosten der
außerordentlichenArmenpflege,ferner die Kosten für die verwahrlosteil Kinder, welche zusammen
ungefähr 2 000 000 M. betragen, welche aus gefetzlichenVerpflichtungenberuhen, und woran bei,,,
besten Willen nicht gespart werden kann. Ich bin sogar der Ansicht, daß die Kosten für die
Landarmenpflegeauch in diesem Jahre, wie es in früheren Jahren leider der Fall gewesen ist,
nicht hoch genug veranfchlagt sind, daß die Wirklichkeitdas Etats-Soll noch um eine gewisse
Summe überschreitenwird.

Meine Herren! Der zweite große Posten in: Etat sind die verschiedenen Anstalten,welche
°er Charitas und der Humanität dienen. Das sind die Anstalten für die Irrenpflege, für die
taubstummen Kinder, für die Idioten, überhaupt für alle diejenigen unserer Mitmenschen,welche
die schwersten und die bemitleidenswerthestcnaller Gebrechen an sich tragen, und, meine Herren,
ich glaube, daß Sie auch in diesem Pnnkte nicht die Absicht haben werden, hier den Etat allzu
knapp zuschneiden zu wollcu. Ich glaube, daß der Prouinziallandtag auf den Schultern seiner
Vorgänger stehen bleiben und immer dazu geneigt sein wird, in diesem Punkte eher weiter zu
gehen, als irgend einen Schritt rückwärts zu machen. (Bravo!)

Meine Herren! Zum Schluß möchte ich noch auf einen Punkt eiugehen, welchen der
Herr Landcsdirektor auch in feiner Rede berührt hat. Er hat hervorgehoben,daß die Zahl der
Eingänge bereits 120 000 betrüge, daß außerdem »och dazu käme die Aufsicht über die Prouinzial-

a*
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Feuer-Societät und die Hülfskasse, und er hat es in Zweifel gestellt, ob schließlich seine Kraft
dazu ausreichen würde, um diefe Verantwortung länger tragen zu können. Meine Herren! Ich
glaube dem Landesdirektor die Versicherung geben zu köunen, daß, so wie der Provinziallandtag
auch in früheren Jahren ihn, stets alle die Mittel und alle die Unterstützungskräfte zugebilligt
hat, welche er zur Erhaltung feiner Verantwortlichkeit und zur Ausführung feines Amtes nöthig
zu haben glaubte, fo auch der jetzige Landtag und der Landtag in künftiger Zeit, wenn er in
dieser Beziehung Antrage an ihn stellt und Wünsche an ihn richtet auf Vermehrung der ilnn
zugewiefcucn Hülfskräfte, ihm dann stets in jeder Weife entgegenkommen wird. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Freiherr von Solemacher.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Nach dem

vortrefflichen Vortrag, den wir eben gehört haben, ist es ja überhaupt ein gewagtes Beginnen,
Ihre Aufmerksmnkeit noch fesseln zu wollen. Ich werde das auch nur sür einen ganz knrzen
Moment thun; denn ich befinde mich in der außerordentlich glücklichen Lage sagen und erklären
zu tonnen, daß Wort für Wort Alles das, was Herr Fritzen gefügt hat, mir aus der Seele
gesprochen ist, und ich Alles unterschreiben möchte, und in Allem mit ihm übereinstimme, Es ist
ein einziger Punkt, den ich hier nur berühren will, nicht als ob ich darin nicht mit ihm über-
einstimme, sondern im Gegentheil, ich möchte darin seine Aussührnngen noch etwas bekräftigen.
Ich fühle mich umfomehr erfreut, weil, meine Herren, Herr Kollege Fritzen ausführte, daß, als
er vor einigen Jahren eine Verminderung des Reservefonds der Straßenbauuerwaltung anstrebte,
er gewissermaßen als ein Umstürzler angegriffen worden wäre, und ich auch das Gefühl und die
Empfindung habe, daß er mit dein, der diesen Vorwurf gemacht hat, eigentlich mich gemeint hat
(Verneinende Bewegung des Abgeordneten Fritzen), es sollte mir leid thun, ich habe aber die
Empfindung, daß ich es wirklich gewesen bin. (Hcilerteit.)

Aber, meine Herren, die Sache lag denn doch wohl so: Der Reservefonds hatte früher
900 und fo viel Taufend Mark gehabt und es hatte sich nuu bei uns die Idee eingebürgert,
denfelben auf 1 Million zu bringen. Als Herr Fritzen damals ihn fo energifch anfassen wollte,
da war das sehr schmerzlich für diejenigen, die ihn in diefer Höhe angesammelt hatten. Mittler¬
weile hatte man sich mit der Idee befreuudet, daß man ihn wohl um die Hälfte reduziren könne,
daß aber ein Reservefonds von 500 bis 000 000 M, doch wohl angemessen bleibe.

Alles das, was Herr Fritzen angeführt hat über die einmaligen außerordentlichen Auf¬
wendungen, die wohl nöthig werden bei Überschwemmungen und Eisgang, das ist ja auch
mehrfach eingetreten und man hat auf diefeu Fonds zurückgreifen müssen.

Nun möchte ich mir die eine Bemerkung noch gestatten. Als man dazu kam, zu ermitteln,
daß eine Menge Pflasterungen renovirt werden müßten, daß eine Menge Brücken umgebaut werden
„rußten, hat man liä bu« gerade diesen Titel „Außerordentliche Ausgaben" geschaffen und hat
ihn mit 295 000 M. und 290 000 M. jetzt in den Etat eingestellt, ihn ungemcin gegen früher
vermehrt, indem diese Umbanten daraus wirklich bestritten werden sollten. Im Landtag griff nun
die Meinung Platz, es sei zweckmäßig, das Tempo dieser Umbauten etwas zu beschleunigen, und
man hat dem Ausschuh auheim gegeben, die Kosten für diese nothwendige Ausführung von
Brücken und Pflasterungen, die damals auf 1 000 000 uud fo viel Hunderttaufende veranschlagt
waren, vorschußweise aus dem Reservefonds zu entnehmen und sie nachher wiederum zu ersetzeu
nicht durch eine höhere Umlage — denn dagegen würde ich auch ganz sein — sondern, indem man den
Titel von hundert und einigen tausend Mark, wie er früher war, auf beinahe 300 000 M. vermehrt
hat, hat man sich damals gefagt, daß man daraus fpäter den Reservefonds wieder ergänzen wolle.
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Nun war ich etwas niedergedrückt,aus dem Munde des Herrn Landesdirektors zu hören,
dlltz davon gar keine Rede mehr zu sein schiene, sondern er hat gesagt, wenn man den Reserve¬
fonds wieder erhöhen wolle, so müsse man die Umlage erhöhen, und dagegen möchte ich mich
allerdings ganz entschiedenausfprechen und doch den Herren von der Straßenverwaltung die
damals gegebene Zusage in Erinnerung zurückrufen, daß mit der Erhöhung von 100 auf
290 000 M. auch wirklichdiefe Umbauten bestrittcn werden können. Also, meine Herren, halten
Sie sich gütigst das vor Augen, daß Sie, nachdem Sie aus dem Reservefonds alle diese Umbauten
zum großen Theil gemacht haben, indem Sie den Neservefundsvon 910 000 M, auf 30 000 M.
zurückgebracht haben, Sie nunmehr aus den: Titel von 290 000 M. auch jedes Jahr wieder etwa
100 000 M. zur Ergänzung des Refervefondsbis auf die Höhe von wenigstens 5- bis 600 000 M.
entnehmen, daß es nicht etwa jetzt eine füßgewordeneGewohnheit sein möge, nunmehr auch diese
290 000 M. so schlankweg zu Ausgaben zu verwenden, sondern diese Entnahme aus dem Reserve¬
fonds ist im Sinne, im Geiste und dein Wortlaut nach damals ausdrücklich fo verstanden worden,
daß sie nur vorschußweise erfolgen sollte, und ich hoffe, daß die Herren, dessen eingedenk, für die
Zukunft fo verfahren werden.

VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet. Ich schließe die
Verhandlung und gebe dem Herrn Berichterstatter das Schlußwort.

LlludcsdirektorDr. Klein: Meine Herreu! Herr Abgeordneter Fritzen hat Bedenken
gegen die Ausgabe von Pfandbriefen geltend gemächt. Ich erkennean, daß diese Bedenkensehr
vieles für sich haben, und es hat deshalb gerade der Prouinzialausfchuh und das Kuratorium der
Landesbank, in welchen diese Idee neuerdings augeregt worden ist, beschlossen,die Sache bis zum
nächstenLandtage zu vertagen, nm zwischenzeitlichalle Gründe pro und contra auf's reiflichstezu
erwägen. Es ist also nicht die Absicht, bereits jetzt dazu überzugehen, sondern es soll erst eine
Vorlage für den nächsten Landtag vorbereitet werden.

Die beiden Herren, Excellenz von Solemacher wie Herr Fritzen, haben sodann
den Reservefonds berührt. Beide Herren sind darin einig, daß der Provinzialausschuß nicht
anders handeln konnte, wie er gehandelt hat, indem er nach dem Beschlusse des Landtages die
außerordentlichen Arbeiten im schnellerenTempo förderte und die erforderlichen Mittel dem
Reservefonds entnahm. Die beiden Herren wünfchennur, daß der Reservefonds wieder ergänzt
werde, um für die Folge gegen Unglücksfälleund dergleichen zu dienen. Diese Ergänzung würde
allerdings aus den 300 000 M., welche für außerordentlicheAusgaben eingestelltsind, im Laufe
der Zeit erfolgen können; da nämlich nur noch 900 000 M. für außerordentliche Arbeiten
erforderlich sind, so kann nach Ablauf von 3 Jahren die Summe zur Verwendung für das
Extraordinarinm herabgesetzt und ein Theil zur Anfammlnng eines neueu Reservefonds verwendet
werden, infofern die Absicht des hohen Hanfes dahin geht, einen folchen Fonds wieder zu bilden.
Es wird sich demnachbei der nächsten Etatsberathung Gelegenheit finden, auf diese Angelegenheit
zurückzukommenund eine derartige Bildung des Reservefonds zu beschließen.Ich glaube nicht, daß
der Provinzialausschuß — er hatte ja meines Erachtens gar keinen Grund dazu, — Bedenkeil
dagegen erheben wird, daß die Summe von 300 000 M„ welche für außerordentlicheAusgaben
im Etat steht, nach Ablauf von 3 Jahren zum Theile für die Anfammlnng eines neuen Reserve¬
fonds verwendet wird.

Im Uebrigcn sind ja feitens des Herrn Fritzen nur zustimmendeAeußerungen, wie ich
mit Freuden bekundenkann, in seinen erschöpfenden Ausführungen zum Etat gemacht worden.
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Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung. Es liegt nur ein
Antrag des Herrn Berichterstatters vor, der dahin geht, die Angelegenheit in die I. Fachkommission
zu verweisen mit Ausnahme der Titel, über die Sie schon bestimmt haben, welche der II. und
III, Fachcommission zugehen. Der Herr Landcsdirektor hat Ihnen bereits dieselben Vorschläge
gemacht.— Ich darf feststellen, daß Sie mit diesem Antrage einverstanden sind.

Damit wären wir am Ende unserer heutigen Sitzung, Ich nehme an, den Bericht über
den Vermogensstcmdhaben Sie (zum Landesdirektor) gleich mit den: anderen Bericht verbunden,
(Landcsdirektor Dr, Klein: „Ja!") sodaß wir von diesem Berichte wohl nur Kenntniß zu
nehmen hatten.

Ich möchte Ihnen nun Folgendes vorschlagen,meine Herren, daß wir morgen die Plenar¬
sitzung ausfallen lassen, um den Commissionen genügende Zeit zur Arbeit zu geben. Es sind
besondereGegenstände,die ohne Commissionsberathunggleich ins Plenum kommen könnten, kaum
noch zur Genüge vorhanden. Dann würden die Herren Vorsitzenden der Commissionen aber
dafür Sorge tragen müssen, daß die Commissionenmöglichstrechtzeitig morgen zusammentreten,
daß sie heute schon die Berichterstatter für die Commissionenernennen und so möglichst viel von
dein Pensum morgen erledigen und mir möglichst bald zugchen lassen, damit ich es womöglich
schon übermorgen mit auf die Tagesordnung fetzen kann. Am Mittwoch fchlage ich Ihnen vor,
wieder eine Plenarsitzung zu halten, und zwar, um den Commissionenfreie Zeit zu lassen, auch
am Morgen des Mittwoch noch wiederum ihrerseits zu tagen, möchte ich Ihnen vorschlagen, die
Sitzung am Mittwoch um 12 Uhr zu beginnen und auf die Tagesordnung folgende Gegenstände
zu setzen:

1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesüber das Ergebniß des auf Beschluß des 38. Rhei¬

nischen Prouinziallaudtages (Sitzung vom 1. Juni 1894, S. 161, 162 des stenographischen Be¬
richts) an die KöniglicheStaatsrcgieruug gerichtetenAntrages wegen unentgeltlicherUeberweisung
von Duplikaten der Katasterdokumenteund Karten, sowie von Ausfertigung der jährlichen Ver¬
änderungen an die Gemeinden zum eigenen Gebrauch.

3. Bericht des Provinzialausfchusses, betreffend die zur Ausführung der Befchlüsse des
38. RheinischenProvinziallcmdtags getroffenen Anordnungen.

4. Bericht des Prouinzialausfchusses, betreffend die Vorlage der Königlichen Stcmts-
regieruug wegen Errichtung einer Landwirthschaftskammerfür die Nheinurouinz. I. Berathung,

In diefer Beziehungmöchte ich mir zugleich folgende Bemerkungerlauben. Meine Herren!
Von einer großen Anzahl Mitglieder dieses Hauses ist an mich der Wunsch gerichtet, es möchte
eine Vorbesprechungüber diesen wichtigen Gegenstand, wohl den wichtigstenGegenstand unserer
diesmaligen Tagung, eintreten, und die Herren hatten den Wunsch, daß ich mich zum Organ
dieser Absicht Ihnen gegenüber machen möge. Ich schlage als geeignete Zeit für diefe Vor-
besprechung morgen Abend 5 Uhr vor und als Ort derselben diesen Saal. Eine spätere Zeit
erschien nicht angezeigt, mit Rücksichtauf die liebenswürdigen Wünsche, die der Herr Landeö-
direktor für den Abend an uns geäußert hat. Wenn Ihnen das alfo genehm wäre, dann würde
ich anheim geben, im Namen der Herren, die diefen Wunfch nur gegenüber ausgefprochenhaben,
daß sich alle diejenigen Herren, welche sich für diese Angelegenheitinteressiren, morgen Abend um
5 Uhr hier einfinden mochten.

Dann endlich, meine Herren, würde ich vorschlagen,noch auf die Tagesordnung zu fetzen:
Anträge der Commissionen,
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Unter diesem Titel würde dann alles das noch zusammenzufassensein, was inzwischen
fertiggestellt wird, und was, sobald die Zeit es zuläßt, dann am Mittwoch noch mit erledigt
werden könnte.

Sind Sie mit diesen Vorschlägen einverstanden? (Zustimmung,) Es erhebt sich kein
Widerspruch. Ich stelle das fest, meine Herren, und schließe damit die Sitzuug.

(Schluß der Sitzung gegen 3 Uhr.)

Tritte Sitzung
im Ständehcmse zu Düsseldorf, am Mittwoch den I. Mcn l89l

Beginn 12 Uhr:

Tagesordnung:
1, Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesüber das Ergebniß des auf Beschluß des 38. Rheinischen

Prouinziallandtages (Sitzung vom 1. Juni 1894, S. 161, 162 des stenographischen Berichts)
an die Königliche Staatsregierung gerichtetenAntrages wegen unentgeltlicher Ueberweisuug
von Duplikaten der Katnsterdoknmenteund Karten, sowie von Ausfertigung der jährliche»
Veränderungen an die Gemeinden zum eigenen Gebrauch.

3 Bericht des Provinzialausschusses,betreffenddie zur Ausführung der Beschlüsse der 38. Rhei¬
nischen Provinziallandtags getroffenen Unordnungen.

4. Anträge der Fachcommisswncn.

Nachtvags-Tagesordnung:
1. Antrag der I. Fachcommissionzu dein Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

Verlängerung des mit der'Inualiditäts- und Altersversicherungsanstalt„Rheinprouinz" wegen
Gestellung von Beamten zur Erledigung der Bureau-, Kassen-,Nechnungs-,Kanzlei- und
Botengeschäftebei derselben abgeschlossenen Vertrages.

2. Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Pensionirung des Landesbauraths Guinbert.

3. Antrag der I. Fachcommifsionzu dem Bericht uud den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffenddie Auflösung des unter Titel 1 Nr. 1 der Einnahme des Pensionsetats verzeich¬
neten Fonds und andenueite Festsetzung des znr Verzinsung und Tilgung des Nestes der
Irrenanstaltsbanschuld in den Hauptetat einznstellenden Betrages.

4. Antrag der 1. Fachcommissionzu dein Etat des Provinziallandtags, des Provinzialausschusses
und der für die Etatsjahre 1, April 1895 bis
31. März 1897.
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5. Antrag der I. Fachcommifsionzu dem Etat zur Zahlung von Pensionen «, an Prouinzial-
beamte und von Wittwen- und Waisengeldern sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene
für die Etatsjahre 1, April 1895 bis 31. März 1897.

6, Antrag der I. Fachcommission zu dem Etat der Besoldungen und anderen persönlichen Ausgaben
für die bei der Invaliditäts- und Altersuersicherungsanstalt „Nheinprovinz" beschäftigten
Prouinzialbeamten für die Etatsjahre 1. Januar 1895 bis 31. Dezember 1896.

?. Antrag der 1, Fachcommissionzu dem Etat der Verwaltungskostender RheinischenProvinzial-
Feuer-Societät für die Etatsjahre 1. Januar 1895 bis 31. Dezember 1896.

8. Antrag der I. Fachcommifsion zu dem Etat der Verwaltuugskosten der Landesbant der
Nheinprovinz für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31, März 1897.

9. Antrag der I, Fachcommissionzu dem Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten, welche
die Förderung von Kunst und Wissenschaftbetreffen, für die Etatsjahre 1. April 1895 bis
31. März 1897.

10. Antrag der I. Fachcommission zu dem Etat für die Verwaltung der Prouinzialmufccn zu Bonn
und Trier für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

11. Antrag der I. Fachcommission zu dein Etat für gewerblicheZwecke für die Etatsjahre
1, April 1895 bis 31, März 1897.

12. Antrag der I. Fachcommission zu dein Bericht und Antrag des Provinzialcmsschusscs,betreffend
die Ausgabe weiterer 20 Millionen Nheinprovinz-Anleihescheine.

13. Antrag der III. Fachcommissionzu dem Etat für die Verwaltung und Unterhaltung der
Provinzialstraßen nebst:

Unter-Etat ^ über die Vcrwendnng des Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen,
Unter-Etat lil über die Verwendung des Eiseubahnfonds,
Unter-Etat 6 über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung des Gemeinde- und

Kreiswcgebaues,
für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

14. Antrag der III. Fachcommifsionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den Ausbau und die Uebernahme der 3,4 Km langen GemeindestraßeDinslaken-
Nruchhaufen in die Verwaltung der Provinz.

15. Antrag der III. Fachcommifsionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausfchuffes,
betreffend die Uebernahme einer bei Vlombacherbachüber die Wupper zu erbauenden Brücke
in die Unterhaltung und Verwaltung der Provinz.

16. Antrag der III. Fachcommifsionzu dein Bericht und den Antragen des Provinzialausschusses,
betreffend die zur Förderung von Vahnunternehmungen getroffenen und weiter zu treffenden
Maßnahmen.

17. Antrag der III. Fachcommissionzu dem Gesuche der Gilbacher Zuckerfabrik, Zuckerfabrik
Nedburg, Kreis Iülicher Zuckerfabrik und der ZuckerfabrikNrühl um Befreiung von den
Wegebaulasten.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll der letzten Sitzung liegt
aus. Die Rednerliste wird heute führen der Herr Schriftführer Abgeordneter Linz und das
Protokoll der Herr Schriftführer Abgeordneter Freiherr von Coels.
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Ich habe Ihnen zunächst einige geschäftliche Mittheilungen zu machen, meine Herren.
Es haben Urlaub erhalten: Herr Abgeordneter Krupp vom 29. April bis 1, Mai, Herr Abgeord¬
neter Graf Veissel von Gymnich für den 30. April Nachmittags und den 1. Mai behufs Erledi¬
gung eines dringenden Geschäfts, Herr Abgeordneter Merrem für die Sitzungen vom 1, und 2.
Mai. Sodann hat Herr Krupp noch gebeten, ihn vom 5. Mai ab bis zum Schluß des Land¬
tages wegen dringender Geschäfte und wegeu der Sitzungen des Reichstages zu beurlauben. Ein
Urlaub über drei Tage steht der Versammlung zu. Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich
annehmen, dah Sie den Urlaub ertheilen. Das ist der Fall.

Dann, meine Herren, hat der Schriftführer der III. Fachcommission, Freiherr von Coels,
den Wunsch ausgesprochen, mit dem stellvertretenden Schriftführer der I, Fachcommissiou Herrn
Heising zu tauschen. Meine Herren, die betreffenden Fachcommissionen waren mit diesem Wunsche
einverstanden, und so habe ich denselben vorläufig zugelassen. Sie werden gebeten, sich nachträglich
ebenfalls damit einverstanden zu erklären. (Heiterkeit.) Wenn lein Widerspruch erfolgt dann
stelle ich fest, daß Ihr Einverständnis, erfolgt ist.

Der Vorstand des Künstlervereins „Malkasten" ladet die Herren Abgeordneten zum Besuch
des Vereinslokals wie in früheren Jahren ein.

Die Rheinisch-Westfälische Baufach-Ausstellung hat eine Anzahl Einladungskarten für die
Herren Abgeordneten übersandt; Sie werden sie unter den Drucksache» auf Ihren Plätzen
gefunden haben.

Der Verein zur Förderung der Anstalt für Kunststickerei und Fraucnerwcrb ladet zum
Besuch der Kunststickercischule im Hause des Herrn I. Stubben, Allcestraße 38, neben der
Schulte'schen Ausstellung ein. Die Ausstellung ist vom Donnerstag den 2. Mai bis Sonntag
den 5. Mai einschließlich, Vormittags von 10—1 Uhr und Nachmittags von 3—6 Uhr geöffnet.

Wir kommen zu de» Eiugängen.
Zunächst theilt der Herr Ober-Präsident mit, daß der I)r. meä. Venn in Waldbroel

zum Abgeordneten des Kreises Waldbroel gewählt worden ist. Die Mittheilung der Wahlver¬
handlungen bleibe vorbehalten. Herr Venn ist bereits in's Haus eingetreten. — Ich möchte anheim¬
geben, mich zu ermächtigen, die Wahluerhandlungen, wenn sie eingehen, ohne Weiteres der Wahl¬
prüfungscommission zugehen zu lassen. Das geschieht.

Sodann übersendet der Herr Ober-Präsident die Verhandlungen über die Wahl des
Herrn Generaldirektors Seruaes zu Laar bei Nuhrort zum Provinzial-Landtagsabgeordneten für
den Kreis Nuhrort. Sie werden wohl einverstanden sein, daß diese Verhandlungen ebenfalls der
Wahlprüfungscommission zugehen.

Sodann übersendet der Herr Landesdircltor einen an den Provinziallandtag gerichteten
Antrag des Vorstandes des Bienen- und Seiden-Zuchtvcreins der Nheinprovinz um Gewährung
eines jährlichen Zuschusses von 2000 M. - Ich möchte vorschlagen, diesen Antrag der II. Fach-
commission zu überweisen. — Wenn kein Widerspruch erhoben wird, stelle ich das fest.

Ferner legt der Herr Landeödirektor eine Eingabe des Vorsitzenden des Kreisausschusseö
des Landkreises Aachen, betreffend Errichtung einer laudwirthfchaftlichen Winterschule zu Eschweiler,
vor. — Auch hier schlage ich vor, den Antrag der II. Fachcommission zu überweisen, und nehme
von der Verlesung des Antrages Abstand, wenn solche nicht ausdrücklich verlaugt wird. - Es
scheint auch hier Einverständnis) der Versammluug vorzuliegen.

Ferner ist eingegangen die Petition des Bürgermeisteramtes bezw. der Stadtverordneten-
Versammlung zu Kirchberg (Hunsrück), betreffend Vereinigung der keinen eigenen Kreis bildenden

>,.

?
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Städte der Nheinprouinz zu einen: Pensionskasscnvcrbandcmit den Lcmdbürgermeistercicnund
Landgemeindender Nhciuprovinz, — Ich möchte Ihnen vorschlagen, diese Petition der I, Fach-
commissionzu überweisen.

Endlich ist eingegangen eine Petition des pensionirten Strahenaufsehers Apitz zu Weiten
im Kreise Saarburg auf Erhöhung seiner Pension unter Anrechnung des Jahres 1871 als
Kriegsjahr. — Auch hier empfiehlt es sich wohl, die Petition zunächst der 1. Fachcommissionzu
überweisen. Es erhebt sich dagegeu kein Bedenken, Ich stelle das als Ihren Beschluß fest.

Taun, meine Herren, treten wir in die Tagesordnung ein, und zwar zunächst in den
„Bericht des Provinzialausschusses über das Ergebniß des auf Beschluß
des 38, Rheinischen Provinziallandtagcs (Sitznng vom 1. Juni 1894,
S. 161, 162 des stenographischen Berichts) an die Königliche Staats-
regierung gerichteten Antrages wegen unentgeltlicher Ueberweisung von
Duplikate» der Katasterdokumente und Karten, sowie von Ausfertigung
der jährlichen Veränderungen au die Gemeinden zum eigenen Gebrauch,"

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Destr6e, dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter Abgeordneter Destr^e: Meine Herren! Bekanntlich hatte der 38. Pro¬

vinziallandtag an die Königliche Staatsregierung das Ersuchen gerichtet, diese Duplikate der
Katastcrdokumenteden Gemeinden auszuhändigen. In recht rascher Weise ist das Ministerium
darauf eingegangen. Sie finden die betreffendenVerfügungen und Schreiben unter den Druck¬
sachen Nro. 13. Ich verweisedarauf und glaube nicht nöthig zu haben, dieselbenvorzutragen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und darf wohl Ihr Einverständniß mit dem Antrag des Herrn Berichterstatters feststellen,
(Heiterkeit.)

Meine Herren! Wir kommenzum dritten Gegenstand der Tagesordnung:
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die zur Ausführung der
Beschlüsse des 38. Rheinischen Provinziallandtagcs getroffenen An¬
ordnungen,"

Berichterstatter des Provinzialausschussesist Herr Landesdircktor Dr. Klein, dem ich das
Wort gebe.

Landesdircktor Dr. Klein: Meine hochzuverehrendenHerren! In der Regel wird
unserm Verwaltungsbericht eine Nachweisungüber dic Ausführung dcr Beschlüsse beigefügt, welche
der Landtag des vorhergehendenJahres gefaßt hat. Da nun der Jahresbericht für das Etats¬
jahr 1894/95 nicht bis zum Landtag fertig gestellt werden konnte, so hat der Prouinzialausschuh
es für zweckmäßig erachtet, daß über die Ausführung der Beschlüssedes im Monat Juni 1894
hier versammelt gewesenen 38. Provinziallandtages Ihnen ein besonderer Bericht erstattet werde,
weil es Sie ja vor allen Dingen interesfiren wird, zu erfahren, wie die Beschlüssedes im vorigen
Juni zusammengewesenenLandtages von Seiten des Provinzialausschusses zwischenzeitlich ausge¬
führt worden sind

Meine Herren! Die Beschlüsse, über welche ich zu berichtenhabe, sind in der Drucksache
Nro. 18 aufgeführt, und ich glaube Ihren Intentionen zu entsprechen,wenn ich auf die Befchlüfse,
dic nur eine geschäftliche Bedeutung haben, nicht näher eingehe. Es trifft das zu bei:

1. „der Wahl vou bürgerlichen Mitgliedern und Stellvertretern", ferner bei
2. „Bericht des Provinzialausfchufses über die Ergebnisseder Provinzialverwaltung pro

1892/93", — sodann bei dem „Bericht des Provinzialausschusses, betreffend Ergänzungs- bezw.
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Ersatzwahlen". Bei der folgenden Position: „Bericht und Anträge des Prouinzialausschusses,
betreffend die Errichtung des Kaiser Wilhelm-Denkmals in der Rheinprouinz" muß ich jedoch
einen Augenblickverweilen. Es ist dort gesagt, daß die Deukmals-Connnissionnach Maßgabe
Ihres in der letzten Landtagssessiongefaßten Beschlusses in einer Sitzung, welche am 30. Juni
1894 hier stattgefunden hat, den Vertragsentwurf mit den Künstlern nach dem hier ausgestellten
Modell beschlossen hat. In dein Vertrage war vorbehalten, daß die Künstler alle diejenigen
Aenderungen vornehmen mußten, die etwa von Seiner Majestät dem Kaiser bei der Besichtigung
des Denkmals angeregt würden, und daß für den Fall, daß das ganze Projekt verworfen würde,
sie keine weitere Entschädigungzu bekommen hätten, als nur Ersatz der bis dahin gemachten
Leistungenund Auslagen.

Die Allerhöchste Besichtigung des Denkmals hat am 23. Oktober u. I, in Gegenwart
des Herrn Vorsitzendendes Prouinzialausschussesund meiner Persönlichkeit stattgefunden, und
es sind hierbei einige Aenderungen von Seiner Majestät angeregt wurden. Diese Aenderungen
betreffen erstens die Bedeckung des Hauptes des Kaifels Bekanntlich war nach dem Modell der
Kaiser ohne Kopfbedeckung. Seine Majestät verlangten die Bedeckung des Hauptes durch den Helm.
(Sehr richtig!)

Die zweite Aenderung, die Seine Majestät anregten, betraf das gesenkte Schwert.
Das gesenkte Schwert, meine Herren, hat Sie ja vielfach hier beschäftigt. Seine Majestät
huben namentlich hervor, daß einesteils die gerade Linie, von der Schulter bis zur Schwertspitze
ungefähr 18 Fuß betragend, für das Auge keinen angenehmen Eindruck mache, und andernthcils für das
gesenkte Schwert eine ausreichendeMotiuirung fehle. Seine Majestät hielten eine andere Lösung
für geboten und zwar in dein Sinne, in welchem hier im Landtage bereits früher Herr Abge¬
ordneter Courth uud iu der Denkmals-CommissiouHerr OberbürgermeisterBecker sich ausgesprochen,
nämlich dahin, daß der Kaiser den Marschallsstabin der Hand halte. Ein solches Modell mit
dem Marschallsstab ist angefertigt worden und macht sich sehr gut. Einzelne der Herren haben
es in Berlin gesehen, und haben diese Alle gesagt, es sei eine wesentliche Verbesserungdurch den
gekrümmtenArm mit dem Marschallsstab herbeigeführtworden.

Die dritte Aenderuug, meine Herren, betraf die fo viel umstrittene allegorische Figur.
Hinsichtlich dieser wurde eine Aenderung in der Weife angeregt, daß die weiblicheFigur, die
urfprünglich das Pferd führte, dann die Hand nach dein Kopfe des Pferdes ausstreckte, nur die
Krone mit beiden Händen tragend, neben dem Pferde einherschreitensoll,

Nachdem ein neues Modell unter Beachtuug der erwähnten Aenderungen fertiggestellt
war, ist dasselbe hier in einer Sitzung der Denkmals-Commissionvorgestelltworden, und hat das
neue Modell hierbei die Zustimmung der Herren Mitglieder der Denkmals-Commissiongefunden,
und ist zwischenzeitlich nunmehr nach diesem veränderten Modell das größere Thonmodell für die
Ausführung in Arbeit begriffen und beinahe vollständig fertiggestellt. -

Von Seiten des Herrn Ober-Präsidenten ist uns mitgetheilt worden,daß Seine Majestät
die Genehmigung zur Ausführung des also veränderten Denkmalsmodellsertheilt haben, sodaß
nunmehr die Angelegenheitendgültig entschieden angesehenwerden kann.

Zu Nr. 4 ist nur mitzutheilen, daß der Nachtrag zum Prouinzialstatut die Allerhöchste
Genehmigung erlangt hat.

Zu Nr. 5 und Nr. 6 ist nichts zu bemerken, es handelte sich hier von unbedeutendere»
Aenderungender Statuten der Pruuiuzial-Feuer-Societät und der Landesbank, welche nach Maß¬
gabe Ihrer Beschlüsse bestätigt worden sind.
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Nr. 7 ist erledigt. Der Beschluß hat sich insofern als zweckmäßigerwiesen, weil der
Provinziallandtag nicht vor dem 1. April zusammengekommen ist, sondern erst Ende dieses Monats,
sodah wir ohne Etats gewesenwären, wenn nicht vorgesehenworden wäre, daß provisorischnach
den alten Etats verfahren würde, aber mit der Maßgabe, daß der jetzt von Ihnen zu beschließende
Etat vom 1. April rückwärts in Kraft tritt.

Ueber 8. „die Wahl des Herrn Brandts" ist nichts zu bemerken. Ebensowenigüber 9. „die
Wahl von zwei Landesräthen" und Nr. 10 „die Aufstellungeines Nesoldungsplanesfür die oberen
Provinzialbeamtcn".

Zu 11: Die Berichte und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend den Ban eines
Schifffahrtskanals vom Dortmund-Ems-Kanal bis zum Nheiu haben leider nicht den erwünschten
Erfolg gehabt. Wie Ihnen auf Seite 5 unter Nr, 11 der Beschlüsse mitgetheilt worden ist, hat
das Haus der Abgeordnetenbekanntlich die Vorlage der KöniglichenStaatsregierung, betreffend
die Ausführung der Süd-Emscherlinie, nicht angenommen; der Provinzialuerband von Westfalen
hat in Folge dessen seine Garantieleistung für die Süd-Emfcherlinie zurückgezogenund sich statt
dessen für die Lippelinie ausgesprochen. Der Provinzialausschuß hat, davon ausgehend, daß die
Provinz Westfalen nicht einseitig von den getroffenenAbmachungen zurücktreten beziehungsweise
die Garantieleistung für die Süd-Emscherlinie zurückziehenkönne, bei der KöniglichenStaats¬
regierung Beschwerdegeführt, allein der Herr Minister hat erklärt, daß er keine Veranlassung
nehme, die Provinz Westfalen an der früheren Garantie festzuhalten. Der Minister hat nun
zwischenzeitlich Vorarbeiten über die zweckmäßigste Linienführung für den Kanal angeordnet,
welche sich auch auf die Süd-Emscherlinie mit erstrecken,sodaß noch keineswegs von Seiten der
KöniglichenStaatsregierung die Süd-Emscherlinie definitiv fallen gelassen wird.

Die Interessenten sind noch sehr bemüht und hoffen noch die Süd-Emscherlinie durch-
zubringcn. Im Provinzialausschuß herrscht darüber Einstimmigkeit,daß die Garantie, welche die
Provinz Westfalen für den Grunderwerb bezüglichder Lippelinie zu leisten hat, sich auf die
ganze Linie erstrecken müsse, indem Seitens der Rheinprovinz auf eine Unterstützung der Lippe¬
linie nicht zu rechnen sein würde. Der hiesige Provinziallandtag hat nämlich im Hinblick auf
die großen Vortheile, welche die Süd-Emfcherlinie der RheinifchenIndustrie bringen würde, die
Garantie ausgesprochen, wogegen die Lippelinie derartige Vortheile für uns gar nicht bringen
kann, sondern im Gegentheil für die Rheinische Industrie vielfach für nachtheilig erachtet wird.
Unter diesen Umständen wird wohl nicht darauf zu rechnensein, daß die Nheinprouinz für das
Lippcprojektmit einer Garantie eintreten wird.

VorsitzenderBecker: Zn diesem Gegenstand hat sich Herr Zweigert zum Wort gemeldet.
Vielleichtist es dem Herrn Referenten Recht, wenn wir über diefen Gegenstand die Verhandlung
erst erledigen und dann weiter gehen. (Zustimmung.)

Zu diesem Gegenstandegebe ich zunächst Herrn Zweigert das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Der Provinziallandtag der Provinz Westfalen

hat zu nicht geringem Erstaunen einer großen Anzahl von Freunden dieses Kanals ganz plötzlich
seine Stellung zu der Sache geändert und, wie ich und viele Andere der Auffassung sind, unter
Verlassung des allgemeinen GesichtspunktesbesondereVortheile für die Provinz Westfalen und
speziell für die Stadt Dortmund durch seine Beschlußfassungzu erreichenversucht. Wenn wir —
meine Freunde und ich — bei der jetzigen Lage der Sache davon Abstand genommen haben, mit
besonderenAnträgen an den Landtag in dieser Session heranzutreten, so ist das einzig und allein
jn der Erwägung geschehen, daß aller Voraussicht nach vorläufig, d. h. in der nächsten Zeit, doch
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an eine Ausführung der Kanalprojektenoch nicht zu denken ist, da die Seitens der Königlichen
Staatsregieruug in dankenswerthcr Weise erneut in Angriff genommenen Vorarbeiten voraussichtlich
sobald noch nicht abgeschlossen sein werden. Es schien daher den Interessenten der Kanallinie
angezeigt, den Abschlußdieser Vorarbeiten abzuwarten. Ein vollständigesStillschweigenin diesen:
Augenblick hätte aber den Eindruckhervorrufen können, als ob man in den intercssirten Kreisen
und speziell auch in diesem hohen Hause mit dem Vorgehen des Provinziallandtagcs von West¬
falen einverstandenwäre, und, um zu constatiren, daß dieses nicht der Fall ist, habe ich eben das
Wort ergriffen. (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand weiter zum Wort, Ich schließe die Ver¬
handlung über diesen Gegenstand und wir können wohl in dem Berichte fortfahren.

Ich gebe dein Herrn Berichterstatter das Wort.
Berichterstatter Landcsdirektor Dr. Klein: Nr. 12 betrifft den Bericht und die Anträge

des Provinzilllausfchussesüber die Erweiterung des Sitzungssaales im Ständehause, Die Vorlage
befindet sich in Ihren Händen. Meine Herren, sie wird in der I. Fachcommissionvorberathen
werden und dann hier wieder zur Verhandlung gelangen.

Nr. 13 hat den Bericht, betreffend den Dispositionsfonds (Ständefonds) zum Gegen¬
stand. Ich habe an dieser Stelle darüber Nichts zu bemerken.

Nr. 14 betrifft die Angelegenheit„Handelsakademie". Wir haben in Ausführung Ihres
Beschlusses eine Zusammenstellungdes Materials machen lassen, welche von vielen Seiten, theil¬
weise über die Grenzen unserer Provinz hinaus, begehrt wordeu ist und überall dankbar entgegen¬
genommenwurde.

Nr. 15—32 betrifft Rechnungen,welche entlastet worden sind.
Nr. 33 betrifft den Bericht des Provinzialausschusses über die Ausgleichung der Ein¬

quartierungslast im Frieden.
Zu diesem Beschluß ist noch ein Nachtrag von Seiten des ProvinzialausschussesIhnen

mitgetheilt worden.
Meine Herren! Der Prouinzialausschuß hat in Ausführung Ihres Beschlussesan den

Herrn Ober-Präsidenten unter dem 2. Juli vorigen Jahres die Bitte gerichtet, bei dein Reichs¬
kanzler befürworten zu lasseu, daß die Entschädigung der Quartierträger den Selbstkosten
entsprechend festgesetzt werde, wodurch die Petition gegenstandslos würde. Als diese Zusammen¬
stellung abgefaßt wnrde, war eine Antwort auf die desfallsige Bitte noch nicht eingegangen. Diese
Antwort ist unter dem 10. April dieses Jahres erfolgt und lautet folgendermaßen:

C ob lenz, den 10. April 1895.
Euer Hochwohlgeborenbeehre ich mich auf das gefällige Schreiben vom 18.

Februar d, I. (I. L. 1209), betreffend die Erledigung des von dem 38. Nheinifchen
Provinziallandtage am 2. Juni u. I. beschlossenen Antrages auf Ausgleichung der Ein¬
quartierungslast im Frieden bezw. Erhöhung der den Quartiergebern zu gewährenden
Entschädigung, ergebenst zu erwidern, daß nach einem Erlasse des Herrn Ministers des
Innern vom 2, d. M„ welcheraus Veranlassung des dortseitigen gefälligenSchreibens von
mir um eine Aeußerung über den Stand der Angelegenheitgebeten worden ist, seit den im
vorigen Frühjahr seitens der Militärverwaltung getroffenenMahnahmen, von welchenich
in der Sitzung vom 2. Juni v. I, dein Provinziallandtage felbst Mittheilung zu macheu
die Ehre hatte, eine weitere Erörterung der Einquartierungsfrage innerhalb der Reichs¬
verwaltung nicht stattgefunden hat.
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Von dem Herrn Minister ist aber erneut darauf hingewiesen worden, daß gelegentlich
der bevorstehendenallgemeinen Revision des Servistarifs zum Zwecke der Erleichterung der
Eiuguartiruugslnst eine Erhöhung der jetzt geltenden Vergütungssätze für die Gewährung
von Naturalquartier in Erwägung gezogen werden soll.

Der Ober-Präsident der Rhcinvrovinz:
Nasse.

Zwischenzeitlich hat sich auch der im Februar d, I. versammelt gewesene Prouinzial-
laudtag der Provinz Westfalen, wo dieselben Ucbelständeemvfnnden werden, mit diesem Gegen -
stände besaht und beschlossen,von einem Ausgleiche abzusehen,vielmehr statt dessen abermals dringend
bei der Königlichen Staatsregierung dahin vorstelligzu werden, daß die Verpflegungssätze,den
Selbstkosten entsprechend, möglichst bald festgesetzt werden, also denselben Beschlußgefaßt, den Sie
im Juni v. I. gefaßt haben. Weitere Mittheilungen habe ich zu diesem Puntte nicht zu macheu,
sondern der Provinzialausschuh war der Meinung, daß wir nunmehr die weiteren Schritte der
Reichsregicrungin Gemäßheit der Zusage des Herrn Ministers zunächst abwarten sollten.

Nr. 34 betrifft den Neubau des Landesbankgebäudes, Meine Herren! Die erforderlichen
Bauten für die Landesbank sind bereits soweit gediehen, daß das Dach in den nächsten Tagen
aufgeschlagenwerden kann, und es darf angenommenwerden, daß im Herbst d, I. der Einzug der
Landesbank in das neue Gebäude erfolgen wird, während das Haus Nr, 1t in der Elisabeth-
straße von mir zwischenzeitlich bezogen worden ist.

Zu Nr. 35: Die Angelegenheitder Darlehen, welche aus Anlaß des Streu- und Futter¬
mangels im Sommer 1893 bewilligt worden sind, ist im Sinne Ihres Beschlusses dahiu erledigt
worden, daß die betreffendenAusfälle an Zinsen, welche die Provinz zu tragen hat, aus dem
Zinsgewinn der Landesbank des Jahres 1893/94 entnommen und zurückerstattet wordeu sind,

Die Angelegenheit,betreffenddie Weinbauschule in Trier, Nr. 36 des Berichts, ist in
der Weise erledigt worden, daß die Gebäulichkeiten,deren Ankauf Sie beschlossenhatten, erworben
und der Neubau in Angriff genommen worden ist Derselbe ist so gefördert, daß im Herbst
des vorigen Jahres das Gebäude bereits unter Dach gebracht worden ist und voraussichtlichim
Laufe dieses Sommers bezogen werden kann. Die veranschlagtenBaukosten werde« hierbei nicht
überschrittenwerden. (Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Aus welchenMitteln?^»
Nach dem damaligen Beschlusse de^ Proviuziallandtagcs sollten die Kosten bestlitten werden aus
den Zinsüberschüssender Landesbank im Jahre 1894/95. Soweit das nicht angeht, wird der
Provinzialausschuh die vorläufige Deckung aus bereiten Fonds vornehmen und dem nächsten
Provinziallandtage eine Vorlage unterbreiten wegen definitiver Deckungder Baukosten.

Zu Nr. 37: Meine Herren! Die Angelegenheit wegen der Landwirthschaftsschuleuin
Vitburg und Eleve, betreffeud Uebernahme der Pensiunslasten gegen Ausantwortung der ange¬
sammeltenPensionsfonds der Anstalten ist erledigt uud sind die Fonds bereits abgeliefert worden.

Ebenso ist die — Nr. 38 — Angelegenheitdes Fischereigesetzes zwischenzeitlich erledigt
worden.

Nr. 39 bis 68 betrifft Rechnungen,welche entlastet worden sind.
Nr. 69 hat die Aktienstraßenzum Gegenstände Die Erledigung dieser Angelegenheitist

soweit gediehen, daß die Aktienstraße Mayeu-Andernach demnächst fertig ausgebaut und in
Provinzialuuterhaltung genommen werden kann, während die frühere AkticnstraheAachen-Stolberg
bereits übernommen worden ist. Der Ausbau der Stolbcrg-Eschweiler Aktieustraße ist in der
Ausführung begriffen und schweben nur Unterhandlungen wegen der Straße Eschweiler-Düren,
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welche voraussichtlich auf irgend einer Basis zu», Abschlüsse führen werden, so dah die Angelegen¬
heit der Aktienstratzen binnen etwa 2 Jahren wohl definitiv von der Tagesordnung verschwinden wird

Zu Nr. 70: Die kleine Strahcnstrecke der Gemeinde Fankel ist übernommen worden.
Zu Nr. 71: Ebenso sind Ihre Beschlusse hinsichtlich der Unterstützung des Gemeinde- nnd

Kreiswegebaues in der Weise zur Ausführung gelangt, daß die Unterstützungen für das
Jahr 1895/96 in diesem Winter bereits nach Maßgabe Ihrer Beschlüsse vertheilt wurden, nnd
können wir bereits heute constatiren, daß anscheinend die Bestimmungen sich fehr bewähren.
Es sind lange nicht fo viele Anträge eingelaufen wie früher, und es hat sich ergeben, daß die
Anträge gegen den Fonds H, — es ist dies der Fonds für die kleinen Unterstützunge» — fast
vollständig berücksichtigt werden konnten, während die gegen den Fonds L — das sind die
größeren Unterstützungen — mit einzelnen Ausnahmen, wo noch Prüfungen hinsichtlich der Zweck¬
mäßigkeit der Ausführung vorzunehmen sind, fast sämmtlich bewilligt werden können.

Zu 72: Hinsichtlich der Kleinbahnuntcrnehmungen liegt Ihnen, meine Herren, eine
besondere Vorlage vor, in welcher der Prouinzialausschuß beantragt, auf Grund der zwifchen-
zeitlich gemachten Erfahrungen die Bedingungen für die Hergabe von Darlehen zu Kleinbahnen
noch etwas zu erleichtern. Ebenso ist in diesem Berichte ausführlich gefügt, was alles zwischen¬
zeitlich geschehen ist ans dem, Gebiete des Kleinbahnwesens und inwieweit die Fonds, die Sie
dafür zur Verfügung gestellt hatten, in Benutzung genommen worden sind.

Die folgenden Nnnunern betreffen die Uebernahme einer kleinen Straßenstrecke, ferner
von zwei Brücken und den Ausbau der Straße Casel-Waldrach und endlich die weitere Behand¬
lung der Anträge auf Uebernahme von Aktienstratzen, wobei überall nach Maßgabe Ihrer
Beschlüsse verfahren worden ist,

Nr. 7? bis 8? betreffen entlastete Rechnungen,
Die Petitionen, welche an den 38. Provinziallandtag gerichtet waren, sind gleichfalls in

Gcmäßheit Ihrer Befchlüsse dahin erledigt worden, daß die bezüglichen Anträge, die auf Grund
dieser Petitionen an die Staatslegierung zu stellen waren, sämmtlich abgegangen sind. Angelegen¬
heiten von größerer Tragweite oder Bedeutung befinden sich nicht darunter.

Weiteres habe ich zu dieser Position der Tagesordnung nicht anzuführen.
Vorsitzender Becker: Wünscht Jemand zur Vorlage das Wort? — Herr Graf Brühl

hat das Wort.
Abgeordneter Graf von Brühl: Infoweit ich den Herrn Landesdirektor von meine»!

Platze aus verstehen konnte, hat er auch die Einquartierungslast im Frieden und den Bericht des
Provinzialausschusses über diese Frage erwähnt. Wir hatten uns in der letzten Sitzung des
Landtages mit der Angelegenheit bereits eingehend beschäftigt. Was uns jetzt der Provinzial-
ausschuv mittheilt, geht im Großen und Ganzen dahin, daß bis jetzt keine wesentliche Aenderung
gegen den früheren Zustand eingetreten ist. Ich möchte unter diesen Umständen beantragen, daß
der Bericht des Provinzialausschusses einer Fachcommission zur weiteren Prüfung überwiesen wird,
damit diese Fachcommission vielleicht noch weitere Anträge für das Plenum vorbereitet. Soviel
ich aus den Verhandlungen des vergangenen Landtages ersehen habe, ist die II. Fachcommission
bisher damit betraut gewesen, uud ich würde deswegen beantragen, dieser Fachcommission auch
den Bericht des Provinzialausschusses über diesen Punkt zu überweisen

Vorsitzender Becker: Der Herr Lcmdcsdirektor hat das Wort.
Berichterstatter Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Es handelt sich bei dieser

Frage in der jetzigen Lage lediglich um ein Prinzip, welches meines Trachtens dieses hohe Haus
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sofort entscheiden kann. Es fragt sich, will man abwarten, bis die Staatsrcgierung die von ihr
gemachte Zusage erfüllt und die Servissatze erhöht hat, oder will man bereits zwischenzeitlich
einen Ausgleich schaffen. Diefe Frage ist im letzten Landtage von Ihnen im verneinendenSinne
entschieden worden, und soviel ich mich entsinne, war einer der Hauptgründe der, daß man sagte,
wenn wir jetzt dazu übergehen, einen Ausgleich für die Provinz zu treffen, dann Präjudiziren
wir vielleichtin ungünstiger Weise der Frage, indem damit der Hauptgruud für die Erhöhung
der Servisfätze durch das Reich mehr oder minder fortfallen würde. Auf der audercn Seite
läßt sich allerdings nicht verkennen, daß einzelneKreise oder einzelne Ortschaften fehr unter dem
jetzigen System leiden und daß den Betroffenen das Abwarten schwer fallt.

Demungeachtet hielt der 38. Provinziallandtag doch für angezeigt, mit dein Ausgleiche
der Einquartierungslast zu warten, bis das Reich die weitere Entscheidunggetroffen hat, indem
erst dann, wenn die neuen Servissatze bewilligt sind, man an der Hand der festen Zahl der
erhöhten Tarife oder erhöhten Servisfätze die Differenz zwifchen den Selbstkosten ermitteln und
eine mindergroheLast auf die Gesammtheit übernehmenkönne, als das heute der Fall wäre. Die
Summen, um welche es sich hier handelt, waren nämlich nicht unbedeutend. Es ist Ihnen damals
nachgewiesen worden, daß der Netrag für den Ausgleichzwischen 300 900—400 000 M., wenn
ich nicht irre, sich bewegen würde, welche Summe nur im Wege einer besonderenUmlage zur
Deckung dieser Kosten aufgebracht werden könnte, da der Provinz eigene Mittel zu deren
Deckungfehlen.

Diefe Frage ist im vorigen Jahre in der Eommission wie im Plenum so eingehend
berathen worden, daß es heute wohl einer nochmaligen Verweisung in die Fachkommission meines
Erachtens nicht bedarf, zumal da zwischenzeitlich ein Novum nicht eingetreten ist, und insbesondere
die Entscheidung,welche uns damals in Aussicht gestelltwurde, noch nicht ergangen ist. Eben¬
sowenig sind die Erfahrungen, die man aus dem Umstände ziehen wollte, daß die Verpflegung
der Truppen während des Manövers eine andere werden follte, bis jetzt abgeschlossen.Der
Versuch ist im vorigen Jahre erst gemachtworden, und soll in diesem Jahre bei mehrerenArmee¬
corps wiederholt werden, damit die Reichsregierung Anhaltspunkte darüber gewinnt, inwieweit
die Servisfätze erhöht oder das System der Unterbringung der Truppen in anderer Weise geregelt
werden soll.

Unter diesen Umständen bin ich der Ansicht, daß heute nichts weiter zu thun ist, als
abzuwarten, bis die weitere Entscheidungder Rcichsregierung ergangen fein wird.

VorsitzenderBecker: Der Antrag ist mir bis jetzt noch nicht fchriftlich zugegangen, ich
bitte das noch vor Schluß der Verhandlung zu thun, — Zur Geschäftsordnunghat der Herr Ab¬
geordnete Graf von Brühl das Wort,

Abgeordneter Graf von Brühl: Meine Herren! Es ist, glaube ich, vielen Herren
nicht klar gewefen, daß heute die Sache überhaupt zur Sprache kommen wurde. Wir haben heute
eine Nachtragstagesordnung, die viel länger ist, wie die richtige Tagesordnung, und verschiedene
Herren fragten mich: Wann kommt denn diefe Angelegenheitzur Sprache? Gerade um noch eine
eingehendere Ausfprache zu ermöglichen, habe ich mir erlaubt, den Antrag auf Commissions-
berathung zu stellen. In einem Punkte glaube ich dem Herrn Landesdirektorzu meinem Bedauern
widersprechen zu müssen. Im vorigen Jahre hat keine prinzipielle Abstimmung über die Ein¬
quartierungslast stattgefunden. Die Annahme des Antrages des Herrn OberbürgermeistersBecker
verhinderte damals eine prinzipielle Entscheidung, unter Umständen, die ich hier nicht weiter
erörtern will.
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Ich glaube, daß eine einfache Ueberweisung an eine Fachcommissioneines schriftlichen
Antrages nicht bedarf. Ich bin aber sofort bereit, den Antrag schriftlich zu stellen.

Vorsitzender Becker: Nach unserer Geschäftsordnung ist dies für alle Anträge vor¬
gesehen und, glaube ich, auch bisher geübt worden. Wenigstens bestätigen dies die Schriftführer.
Ich muß daher doch bitten, daß Sie den Antrag kurz fchriftlich formuliren.

Meine Herren! Vielleichtkönnten wir die Beschlußfassungüber diesen Gegenstand aus¬
setzen, bis der Antrag vorliegt, und inzwischen eine andere kurze Angelegenheit zur Verhandlung
stellen. Wenn kein Widerspruch erfolgt und der Herr Berichterstatter damit einverstanden ist,
dann werde ich darnach verfahren. Inzwifchen sehe ich der Einreichung des Antrages entgegen
und schlage Ihnen vor, daß wir nunmehr in der Tagesordnung fortfahren.

Der Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Vorlage der Königlichen Staats-
regienmg wegen Errichtung einer Landwirthschaftskammerfür die Nheinprovinz kann heute nicht
zur Verhandlung kommen, weil der Herr Minister der Landwirtschaft gebeten hat, die Verhand¬
lung auf morgen zu verschieben, da er beabsichtigt,einen Ministerial-Lommissariuszu senden, der
heute durch eine Verhandlung im Abgeordnetenhausein Berlin verhindert ist. Unter diesen
Umständen werden Sie damit einverstandensein, wenn wir heute den Gegenstand absetzen. Da¬
gegen habe ich die Absicht,denselbenmorgen auf die Tagesordnung zu setzen, und zwar, da doch
wahrscheinlicheine längere Verhandlung mit dem Gegenstände verbunden ist, wenn Ihrerseits
dagegen keine Bedenkenerhoben würden, schon die Versammlung auf 11 ^ Uhr anzuberaumen.

Dann kämen wir zum letzten Gegenstand der Tagesordnung, meine Herren:
„Anträge der Fachcommissionen"

Diese Anträge, die bei Schluß der vorigen Sitzung noch nicht vorlagen, sind inzwischen
bei mir eingegangen,und ich habe mir deshalb erlaubt, sie Ihnen durch eine Nachtrags-Tages«
ordnung zu svezialisiren. Diese ist nun aber Dank des Fleißes, der in den Commissionen geherrscht
hat, so umfangreich geworden, daß sie 1? einzelne Gegenstände umfaßt. Ich wollte zu Ihrer
Beruhigung nur von vornherein erklären, daß ich nicht die Absicht habe, diese Gegenständeheute
alle von Ihnen erledigt zu sehen, sondern daß wir, denke ich, in der Tagesordnung so lange
fortfahren, bis wir ein angemessenes Zeitpensum zurückgelegt haben.

Treten wir nun in diese Nachtragstagesordnung ein und kommen wir zum ersten Gegen¬
stande, so handelt es sich um den

„Antrag der 1. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Pro¬
vinzialausschusses, betreffend Verlängerung des mit der Invaliditäts-
und Altersversicherungsanstalt „Nheinprovinz" wegen Gestellung von
Beamten zur Erledigung der Bureau-, Kassen-, Rechuungs-, Kanzlei-
und Notengeschäfte bei derselben abgeschlossenen Vertrages."

Berichterstatter in dieser Angelegenheit ist ebenfalls der Herr Landesdirektor, den ich
bitte, das Wort zu nehmen.

Berichterstatter Landesdircktor Dr. Klein: Meine Herren! Zwischen dem Provinzial-
verbande und dem Vorstande der Invaliditäts« und Altersversicherungsanstalt„Nheinprovinz" ist
am 6. November 1890 ein Vertrag geschlossen worden, auf Grund dessen die Provinz das
gcsammtc Veamtenpersonal für die Versicherungsanstalt gegen Ersatz der bezüglichenKosten zu
stellen hat. Es ist dies geschehen,um eine Lücke des Gesetzes auszufüllen. Es war nämlich
überfchen worden, den Angestellten der Versicherungsanstalt eine bestimmteVeamtenqualität bei¬
zulegen und die Verhältnisse der nicht unerheblichenZahl von Beamten zu ordnen. Um diese
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Lücke auszufüllen, ist der erwähnte Vertrag mit dem Prouinzialverbande zunächst ans 5 Jahre
abgeschlossen worden, weil man davon ausging, daß zwischenzeitlich eine Revision des Gesetzes
stattfinden und hierbei auch diese Frage wohl gelüst werden würde. Diese Revision hat bekanntlich
noch nicht stattgefunden, und es ist deshalb erforderlich, daß der Vertrag abermals aus 5 Jahre
verlängert werde.

Die I. Fachcommission hat die Angelegenheit geprüft und schlägt Ihnen vor:
„Der Provinziallandtag wolle die Verlängerung des Vertrags auf weitere 5 Jahre
genehmigen",

welchen Antrag ich hiermit Namens der Fachkommission befürworte.
Vorsitzender Veckeri Es meldet sich Niemand zu der Vorlage zum Wort, Ich schließe

die Verhandlung und darf Ihr Einverständnis) dahin feststellen, von diesen: Bericht und Antrage
Kenntniß zu nehmen.

Dann, meine Herren, können wir nun die Abstimmung über den Airtrag des Herrn
Grafen Vrühl vornehmen, da derselbe jetzt schriftlich vorliegt. Er lautet wie folgt:

„Provinziallandtag wolle den Bericht des Provinzialausfchuffes, betreffend die zur
Ausführuug der Beschlüsse des 38. Rheinischen Prouinziallandtages getroffenen Anord¬
nungen von: 2. April 1895 und den Nachtrag dazu vom 22, April 1895 der
II. Fachcoinmifsion überweise»," (Zuruf: Der I Fachcommission!)

Meine Herren! Der Antrag lautet: An die II. Fachcommission. Vielleicht ist der Herr
Antragsteller damit einverstanden, daß wir zunächst hinzusetzen „betreffend die Einguartierungslast",
sonst kann man nicht ersehen, zu welchen Theilen des Berichtes Sie (zum Antragsteller) den
Antrag gestellt haben, und zweitens, glaube ich, würde es der sonstigen Gepflogenheit mehr
entsprechen, wenn die Angelegenheit nicht in der II. Fachcommission, sondern in der I. Fach¬
commission zur Verhandlung käme.

Abgeordneter Graf von Brühl: Im vorigen Jahre ist das von der II. Fachcommission
behandelt worden,

Vorsitzender Becker: Dann würde das Bedenken fallen. — Zur Geschästsordnuug Herr
Nbgeordueter Freiherr von Sulemacher.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Im vorigen Jahre waren keine
Etats vorgelegt; es hätte die II. Fachcommission fast nichts zu thun gehabt uud da wurden eine
ganze Menge Sachen, die eigentlich der I. Fachcommission zukamen, in die II. Commission ver¬
wiesen. (Landesdirektor Dr. Klein: Das ist richtig; ich entsinne mich jetzt!)

Vorsitzender Becker: Ich weiß nicht, ob der Antragsteller unter diesen Umständen damit
einverstanden ist, wenn wir aus der II. Fachcommission die I. inachen. (Abgcorducr Graf
von Brühl. jawohl!) Dann würde also der Antrag jetzt auf die I. Fachcommission lauten
und auch vervollständigt sein bezüglich des Zusatzes, betreffend die Einquartierungslast. (Abgeord¬
neter Graf von Brühl: Ja!)

Sonst hat sich Niemand zum Wort gemeldet, dann schließe ich die Verhandlung über
diesen Gegenstand und ersuche diejenigen Herren, welche den Antrag des Grafen Brühl — den ich
wohl nicht noch einmal zn verlesen brauche — aunehmen wollen, sich zu erhebeu. (Geschieht.) ^ Das
ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen. Die Sache wird also der I. Fachcommission zugeheu.

Wir kommen zum zweiten Gegenstand der Nachtrags-Tagesordnung:
„Antrag der I Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Pensionirung des Landesbauraths Guinbert."
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LandesdirektorDr. Klein: Meine Herren! Landesbaurath Guinbert, welcher im 70. Lebens¬
jahre steht, hat seine Pensionirung nachgesucht, und schlägt die I Fachcoinmission auf Grund des
bezüglichen Berichtes des ProvinzialausschussesIhnen vor:

„Der Provinziallandtag wolle die Versetzung des Landesbauraths Guinbert in den
Ruhestand vom 1. April 1895 ab mit einem jahrlichen Ruhegehalte von 580N M.
beschließen."

Ich bemerke hierzu, daß die Stelle nicht wieder besetzt werden wird, weil der langjährige
Gehülfe des Herrn Guinbert, Herr Vaurath Ostrov, die Funktionen wahrnimmt.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort, dann darf ich feststellen, daß
die Verfammlung mit dem Antrage, den Gegenstand der I. Fachcommissionzu überweisen, ein¬
verstanden ist, (Landesdirektor I)r. Klein: Nein, es soll genehmigt werden!) daß Sie damit ein¬
verstanden sind, daß dein Antrage der 1. Fachcommission gemäß die Festsetzungdes Ruhegehalts
und die Pensionirung erfolgt.

Dann kämen wir zum dritten Gegenstand der Nachtrags Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und den Anträgen
des Provinzialausschusses, betreffend die Auflösung des unter
Titel I Nr. 1 der Einnahme des Pensionsetats verzeichneten Fonds
und anderweite Festsetzung des zur Verzinsung und Tilgung des
Restes der Irrenanstaltsbauschuld in den Hauvtetat einzustellenden
Betrages."

Berichterstatter ist der Herr Landesdirektor. (Zuruf.) — Zur Geschäftsordnunghat Herr
Abgeordneter Zweigert das Wort.

AbgeordneterZweigert: Ich wollte nur constatiren, daß in der Commissionich zum
Referenten gewählt worden bin, ich bin aber sehr erfreut, wenn der Herr Landesdirektor das
Referat übernimmt. Auf Nr. 26 der Drucksachen biu ich auch als Nefereut bezeichnet, ich bin aber
sehr erfreut, wenn der Herr Landesdirektor-------- (Unterbrechungdurch den Herrn Landesdirektor).

Landesdirektor Dr. Klein: Ich bitte um Eutfchuldigung,mein Name war als Referent
in der heutigen Tagesordnung vermerkt, was auf einem Irrthum beruht.

VorsitzenderNecker: Dann bitte ich den Herrn AbgeordnetenZweigert, die Güte haben
zu wollen, hier an, dem BerichterstattertischPlatz zu nehmen.

Landesdirektor Dr. Klein: Ich habe mich mal irreführen lassen.
Berichterstatter Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Es ist in der Sache nicht

allzuviel zu sagen. In einer der letzten Sitzungen hatten Sie vorgeschlagen,daß die verschiedenen
Fonds, die bei der Prouinzialuerwaltung bestehen und die bestimmt waren, die Neliktenuersorgung
der Prouinzialbeamten sicher zu stellen, aufzulösen seien, nachdem der Provinzialuerband die
Leistung der Neliktenpensionenaus den Mitteln der Provinz übernommen und die Zahlung von
Beitrügen seitens der Provinzialbeamten fallen gelassenhatte. Eine Auflösungdieser Fonds war
natürlich nur möglichmit Zustimmung sämmtlicher an den bisherigen Reliktenkassen betheiligten
Beamten. Nach den Mittheilungen des Provinzialausschusses haben die sämmtlichen Beamten
ihre Zustimmung ertheilt.

Es hat nunmehr der Provinzialausschuh beschlossen, dem Landtag vorzuschlagen, die
gesammteu Funds zur Abtragung der Provinzialschnld, der söge, aunten Irrenhansbauschuld, zu
verweuden. Es würden dadurch von dem angesammeltenPensionsfonds, der 34? 761 M 95 Pf.
beträgt, 299 853 M. 32 Pf. zur Abtragung der Schulden verwendet werden. Man hat nichl

8*
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die ganze Summe, sondern den genannten Teilbetrag zur Schuldentilgung bestimmt, weil
dann noch eine Irrenhansbauschuld von gerade 5 Millionen Mark übrig bleibt; der Rest von
47 908 M. 63 Pf. soll an den allgemeinen Naufonds abgeführt werden.

Für die 5 Millionen Mark ist ein neuer Amortisationsplan ausgestellt, indem wie bisher
die Summe mit 1'/2°/o amortisirt werden soll. Allerdings wird durch diese Manipulation die
Amortisirung der 5 Millionen Mark gegen den frühern Plan auf eine Reihe von Jahren und
zwar im Ganzen auf etwa 8 Jahre hinausgeschoben, und es ist daher in der Commissioneine
lebhafte Erörterung darüber gepflogen, ob es nicht besser wäre, die Amortisationsqnote etwas
höher zu bemessen, etwa auf 2°/«, um die Frist, in der die ganze Irrenhausbauschuld nach dein
früheren Plan getilgt werden sollte, nicht weiter hinauszuschieben. Man sagte sich aber, dah die
kurze Spanne Zeit von 8 Jahren nicht bedenklich sei, und daß deshalb l^«/« ausreichend seien.
Man hob besonders hervor, daß die 25 000 M, welche wir bei 2°/o mehr zur Amortisation
einzustellen hatten, nur aufgebracht werden könnten durch Erhöhung der Umlage, und daß in
der That eine Erhöhung der Umlage in jetziger Zeit nicht angebracht fei, die Irrenhäuser
befänden sich außerdem jetzt in einem so vorzüglichenZustande, daß es durchaus nicht unrecht fei,
auch noch die spätere Generation daran mitzahlen helfen zu lassen, was ja auch nur auf eine
Reihe von 8 Jahren nöthig wäre.

Es ist daher beschlossenworden, den Anträgen des Provinzialausschusses in jeder Be¬
ziehung beizutreten und Ihnen vorzuschlagen,auch dem Amortisationsvlanc, welcherdem Antrag
ans Nr. 6 der Drucksachenbeiliegt, Ihre Zustimmung zu ertheilen. Es wird daher beantragt:

„Der Provinziallandtag wolle die Anträge des Provinzialausschusses,daß:
1. von dem angesammeltenPensionsfonds von .....347 761 M. 95 Pf.

der Betrag von..............299853 „ 32 „
zur außerordentlichen Tilgung der Irrenanstaltsbauschuld ________________
verwendet und der Rost von ..........4? 908 M. 63 Pf.
an den allgemeinen Vaufonds abgeführt wird;

2. der hiernach noch verbleibendeNest der Irrenanstaltsbauschuld von fünf Millionen
Mark auf Grund des der Drucksache Nr. 6 beiliegenden Tilgungsplanes auch ferner¬
hin mit 3'/«°/n verzinst und mit 1'/«°/» amortisirt wird;

annehmen."
VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort; ich schließe die Verhandlung

und darf feststellen,daß die Versammlung dein vom Herrn Berichterstatter verlesenenAntrage
zustimmt.

Sodann, meine Herren, wird Ihnen der Vorschlag gemacht, den Gegenstand Nr. 4, zu
dem noch ein Antrag eingehen soll, der noch nicht vollständig vorbereitet ist, wenn auch nicht ab¬
zusetzen,so doch zunächst von der Tagesordnung zurückzusetzen und, wenn Sie damit einver¬
standen sind, jetzt in die Berathung des Gegenstandes Nr. 5 einzutreten Wir würden dann
später auf Nr. 4 zurückkommen. Wenn kein Widerfpruch erfolgt, werde ich darnach verfahren.

Wir würden dann alfo zur Verhandlung stellen den
„Antrag der I. Fachcommission zu dem Etat zur Zahlung von Pen¬
sionen :c. an Provinzialbeamte und von Wittwen- und Waifengeldern
sowie Unterstützungen an deren Hinterbliebene für die Etatsjahre 1. April
1895 bis 31. März 1897."

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDietze, dem ich das Wort gebe.
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Berichterstatter AbgeordneterDietze: Meine Herren! Sie finden diesen Etat auf Seite
36 bis incl. 47. Bei der Einnahme ist zuerst eine Mehrzinsen-Einnahmegegen früher zu consta-
tiren, die entstanden ist aus der Landwirthfchaftsschulein Eleve mit ?l.922 M. 67 Pf. und der
Landwirthschaftsschulein Bitburg mit 24 890 M. 46 Pf., zufammen96 813 M, 13 Pf., giebt einen
Zinsbetrag für die Einnahme von 2929 M. 54 Pf., wogegen die alte Zinseinnahine von 10 350M.
verschwindet. Die Hälfte der für Chausseepolizei-UebertretungeneingehendenStrafgelder beträgt
2230 M. An Ordnungsstrafen der Provinzialbeamteu sind statt 300 M, 200 M. eingenommen,
woraus hervorgeht, daß sich diese Strafen um ein Drittel verminderthaben. Sodann ein Beitrag
vom Obstbautechniker Arnold in Bitburg zur Wittwen- und Waifen-Fürsorge 12 M. statt 72 M.,
Beiträge der Direktoren der landwirthfchaftlicheuWinterschulen 1488 M. statt 1164 M.; giebt
Titel I in Summe 6859 M. 54 Pf. gegen 14 186 M.

Ich glaube, meine Herren, ich könnte mich darauf beschränken, Ihnen jetzt zu empfehlen,
das Ucbrige «n Iiloo anzunehmen. Denn das Ganze in diefem Etat beruht auf einer
Kalkulation.

Die Einnahme entsprichtdemnach mit 252 000 M. der Ausgabe, welche auch dieselbe
Summe ergiebt. Die ganze Ausgabe, die jetzt folgt, enthält nur die kallulatorifcheBerechnung
der augenblicklich zu zahlenden Pensionen und Wagegelder. Es ist daran nichts zu ändern, die
Berechnung ist genau geprüft und die I. Fachcommissionempfiehlt Ihnen: „den Etat unver¬
ändert anzunehmen".

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. — Sie (zum Abgeordneten
Schwitz) haben das Wort,

AbgeordneterSchmitz: Ich möchte hiermit den Antrag stellen:
„bei den Landwirthschaftsschulendie Äckcrbauschulen eingehen zu lassen, da dieselbe»:
fast keine Schüler mehr haben und die Winterschulensie vollständig ersetzen."

Berichterstatter AbgeordneterDietze: Das gehört nicht hierher.
Abgeordneter Schmitz: Das gehört nicht zu diesem Etat?
Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Das gehört nicht hierher, das ist nur der

Pensionsetat.
VorsitzenderBecker: Dann würden Sie (zum AbgeordnetenSchmitz) später auf den

eben berührten Gegenstand zurückkommen? (Abgeordneter Schmitz „Ja".)
Sonst meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließedie Verhandlung und darf feststellen,

«ah der Etat von Ihnen genehmigt ist.
Dann kommenwir zum Gegenstand Nr. 6 der Nachtrags-Tagesordnung.

„Antrag der I. Fachcommission zu dem Etat der Besoldungen und
anderen persönlichen Ausgaben für die bei der Invaliditäts- und
Altersverficherungsanstalt „Rheinprovinz" beschäftigten Proviuzial-
beamten für die Etatsjahre 1. Januar 1895 bis 31. Dezember 1896."

Das Referat hat auch hier der Herr AbgeordneteDietze,
Berichterstatter AbgeordneterDietze: Meine Herren! Die Einnahme zur Bestreitung

der nachfolgendenAusgaben beträgt 117 200 M. Generell schicke ich voraus, daß dieser ganze
Etat nicht den geringsten Einfluß hat auf den Etat des Provinziallandtages; das ist ein Etat
für sich. Es wird Ihnen der Vorschlaggemacht, das Gehalt des Stelleninhabers der Position 1
nach dein Besoldungsplan von 9600 M. um 400 zu erhöhen, sodaß sich diese Position auf
10 000 M. ändert.
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Es folgen unverändert das Gehalt für 2 Landesassessoren7200 M.; der Wohmmgs-
geldzuschuhist für 3 zu berechnen, das macht 1980 M. statt 1320 M Für 3 Sekretäre
8350 M; für 9 Sekretariatsafsistenten 14 300 M, gegen 9300 M, Wohnungsgeldzufchuh
5184 M. statt 3888 M.; 2 Kafsenseketäre 5100 M, statt 4800 M; 2 Buchhalter 4700 M.
statt 4400 M. Alle diefe Erhöhungen ergeben sich aus dein Vesoldungsplan, der von Ihnen
genehmigt ist. 2 Kassenassistenten 3100 M; diefe ergeben nach dein Durchfchnitt diefe Summe
statt 3200 M. im Vorjahre; Wohnungsgeldzufchuh2592 M. bleibt. Für deu Vorsteher der
Kartenregistratur 3550 M. statt 3400 M.; Kanzleivorstehergehaltbleibt; 4 Kanzlistengehälter
sind erhöht worden auf 6000 M., eine Stelle hat mehr creirt werden müssen; Wohnungsgeld-
zufchuh 2592 M, statt 2160 M. Für Voten, Untcrbeamte :c. 2150, 340 und 250 M, fodah
im Ganzen für diefen Titel erforderlichsind 79 738 M. Es folgen dann die anderen persön¬
lichen Ausgaben mit 2500 gegen 5000, mit 6800 gegen 6000, mit 10 000 - ist geblieben —,
mit 5000 — ist geblieben — und der Zuschuß für die Pensionen, Wittwen- und Waifengelder
ist gestiegen von 11496 ans 13 035 M. 45 Pf. Sonstige Ausgaben und zur Abrundung sind
in den Etat aufgenommen 126 M. 55 Pf., fodah diefer Etat balancirt mit 117 200 M. in
Einnahme und Ausgabe.

Die I. Fachcommifsionempfiehlt Ihnen die unveränderte Annahme.
VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort, Ich darf die Verhandlung

schließen und Ihr Einverständnis) feststellen.
Dann kommenwir zum

„Antrag der I. Fachcommission zu dem Etat der Verwaltungskosten der
Rheinischen Provinzial-Feuer-Societcit für die Etatsjahre 1. Januar
1895 bis 31. Dezember 1896."

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Schleh, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Schleh: Meine Herren! Der Etat der Verwaltungskosten

der RheinischenProvinzial-Feuer-Socictät befindet sich in Nr. 7 der Drucksachen, Seite 59 bis
69 des Etatsheftes. Zu dem Etat der Verwaltungskosten der Jahre 1895 bis 189? stellt die
1. Fachcommissiondeu Antrag:

„Der Prouinziallandtag wolle den Etat mit der Maßgabe annehmen, dah
1. bei Titel I Nr. 2 die Ausgabe von 6400 M. auf 7000 M.,
2. die Summe Titel I auf 133 913 M.,
3. bei Titel II Nr. 2 die Ausgabe von 12 000 M. auf 16 000 M.,
4. die Summe Titel II auf 35 790 M. 70 Pf.,
5. bei Titel VI Nr. 1 die Ausgabe von 1000 M. auf 2000 M.,
6. die Summe Titel VI auf 4678 M. 30 Pf.,
7. die Schluhsumme des Etats auf 288 600 M. und in Folge diefer Aenderuugeu
8. bei Titel I Nr. 1 die Einnahme von 283000 M. auf 288 600 M.

erhöht werde."
VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann fchliehe ich die Ver¬

handlung und darf Ihr Einverständniß mit dem Antrag des Herrn Berichterstatters feststellen.
Dann kommenwir, meine Herren, zum Gegenstand Nr. 8 der Nachtrags-Tagesordnung:

„Antrag der I. Fachcommifsion zu dem Etat der Verwaltungskosten der
Landesbant der Nheinprovinz für die Etatsjahre 1. April 1895 bis
31. März 1897."
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Referent ist Herr Abgeordneter Dietze, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Der Etat der Landesbank, meine Herren, vielmehr

nur deren Verwaltungskosten, befindet sich auf Seite 71 bis 79 in unserm Etatsheft. Die darin
vorgenommenen Veränderungen gegen früher ergeben sich alle aus dem stets zunehmenden Umfang
der Landesbank und der Nothwendigkeit, dafür mehr Beamte anzustellen Eins habe ich besonders
zu bemerken, daß auf Seite 73 eine kleine Aenderung vorzunehmen ist' Stelleninhaber Landesbank-
rath Easpari, Gehalt 5900 und 500 M. Erhöhung nach dein Nesoldungsplan ---- 6400 M.
Das soll abgerundet werden auf 6500 M.

Ich habe zu den anderen Positionen gar keine anderen Bemerkungen zu machen; Sie
finden sie fämmtlich auf der Seite rechts und sind, wie gesagt, alle nur dadurch nothwendig
geworden, daß die Geschäfte der Landesbank sich so wesentlich vermehrt haben, daß die Erhöhungen
haben eintreten müssen, um die Arbeiten bewältigen zu können. Wird von Ihnen gewünscht, daß
ich jede einzelne Position vorlese (Zuruf: Nein!) oder wollen Sie nach dem Antrag der I. Fach-
eommission den ganzen Etat annehmen?

Vorsitzender Becker: Herr Abgeordneter Courth hat das Wort,
Abgeordneter Eourth: Meine Herren! Ich erlaube mir bei diesem Etat eine Art der

Beleihung der Landesbank zur Sprache zu bringen. Der Fall ist zu meiner Kenntniß gekommen
im Bezirksausschuß, dessen Mitglied zu sein ich die Ehre habe. Es lag der Antrag der Stadt
Elberfeld vor, die Genehmigung zu ertheilen zu einem Darlehn, welches die Landesbank gewähren
sollte, wenn ich nicht irre, in Höhe von 12 800 000 M, Der Bezirksausschuh nahm keinen
Anstand die Genehmigung zu ertheilen, da die Bedingungen für die Stadtgemeinde günstige waren.
Es fiel aber allgemein auf, daß diefe Summe fo hoch war, die Seitens der Landesbank hingegeben wurde.

Ich glaube, meine Hevren, auf Ihr Einuerständniß rechnen zu dürfen, wenn ich fage,
daß das nicht ganz richtig war. Es fcheint nur unzweckmäßig, eine so große Summe an eine
Person oder an eine Korporation, nnd mag sie auch noch so solvent sein, in einem Block hinzu¬
geben. Einmal bcgiebt man sich der Disposition über eiue solche große Summe auf lange Zeit,
und auf der anderen Seite können auch die Fonds der Landesbank fruchtbringender geinacht
werden, wenn sie in kleineren, wenigstens nicht in ganz so kolossalen Beträgen fluctuiren. Ich
hatte mir vorgenommen, bei erster Gelegenheit den Fall zur Sprache zu bringen. Es wäre
erwünscht, wenn vielleicht der Herr Landesdirektor die Freundlichkeit hätte, zu erklären, wie er
sich in Zukunft zu folcheu Anträgen stellen würde.

Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Sie werden begreifen, meine Herren, daß ich als
Vertreter für die Stadt Elberfeld darauf nicht antworte, (Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr Landcsbankdircktor Dr. Lohe.
Landesbankdircktor Ui-. Lohe: Meine Herren! Die Bemerkungen, welche Herr Abge¬

ordneter Courth gemacht hat, würden ganz zutreffend fein, wenn wir für die Befriedigung der
anderen Darlehnsgefuche nicht genug Geld hätten. Wir haben aber stets so viel Geld gehabt,
daß wir gar kein Bedenken tragen konnten, dies Anleihegefuch zu genehmigen, um fo mehr als
die Bewilligung der Anleihe auf volle 6 Jahre vertheilt worden ist. Es macht das auf das
Jahr etwa zwei Millionen.

Außerdem waren die Bedingungen der Anleihe für die Landesbank derartig günstige,
daß wir auch nach dieser Richtung hin keine Bedenken haben konnten.

Meine Herren! Was die Befriedigung des sonstigen, von der Landesbank begehrten
Credites angeht, fo muß ich nochmals hervorheben, daß wir jederzeit in der Lage gewesen sind,
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alle an uns herantretenden Creditbedürfnissejeder Art in vollstein Maße zu befriedigen. Be¬
sonders haben wir dein kleinsten ländlichenCredit vollständig Rechnung getragen. Ich bin zufällig
in der Lage, Ihnen mittheilen zu können, in welcherWeise die einzelnenKreditgesuche,speziell
die ländlichen, die an uns herantraten und bewilligt sind, sich vertheilen. Im Ganzen sind im
vorigen Jahre 662 Darlehen mit total 20'/ü Millionen bewilligt worden, wovon ans ländliche
336 Stück entfallen. Voll letzteren komineu auf Darlehen über 100 000 M. nur ?, auf Dar¬
lehen zwischen 50 000 bis 100 000 M 11, auf solche zwischen 20 000 und 50 000 M. 59, auf
folche zwifchen 12 000 bis 20 000 M. 53, auf folche zwifchcn 6000 bis 12 000 M. 72 und
unter 6000 M. 134 Stück. Darnach haben wir die großen ländlichen Darlehen nur mit 2"/»
der Gesammtzahl dieser Darlehen berücksichtigt, während die sämmtlichen übrigen 98«/» auf die
kleinerenDarlehen unter 100 000 bezw. 50 000 M. entfallen. Meine Herren, ich wiederhole, es
ist kein Darlehen seit langen Jahren hier abgelehnt worden, welches Berücksichtigung verdiente,
etwa aus dem Mangel an Geldmitteln (Bravo!) und denizufolgefällt meines Crachtens die Be¬
mängelung Seitens des Herrn AbgeordnetenCourth vollständig in sich zusammen

VorsitzenderBecker: Herr Abgeordneter Courth hat das Wort.
AbgeordneterCourth: Meine Herren! Soweit ich der Statistik des Herrn Landesbank-

direktors habe solgen können, so scheint ja gerade doch der Fall ein Ausnahmefall gewesen zu
sein. Das hat er aber gar nicht hervorgehoben, sondern er thut, als wenn das immer so vor¬
wärts gehen solle. (Zuruf: Nein!) Ich meine aber, was dein einen Recht, ist dein anderen
billig, und wenn nunmehr die anderen Städte kämen, dann würden doch die Fonds der Landes¬
bank nicht ausreichen und die Anforderungen könnten nicht erfüllt werden.

VorsitzenderBecker: Der Herr Landesdirektor.
LandesdirektorI)r. Klein: Das Kuratorium hat ausdrücklich den Beschluß gefaßt, daß

so große Darlehen sür die Folge nur ganz ausnahmsweise bewilligt werden sollen,
VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterZweigert.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Ich kann es in der That nicht verstehen,wie

der Vertreter einer großen Stadtgemeinde dazu kommt, einer Nachbarstadt das Aufnehmen von
Credit schwierig zu machen (Sehr richtig!) und der Landesbank Vorwürfe zu machen, daß sie
einer anderen großen Stadt Credit gewährt hat. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Ich muh sagen, nur fehlt jedes Verständniß dafür, zumal irgend ein
Grund Seitens des Herrn Vorredners, daß das Nachtheile für die Landesbank hätte, gar nicht
angeführt worden ist. Möglicherweisekann das Vorgehen der Landesbank Nachtheile haben für
die großen Städte, weil sie zu leicht Credit bekommen. Nun, da ist ja der Herr Ober-Präsident
da, der schon aufpassen wird, daß wir nicht zu viel Schulden machen.(Heiterkeit.) Wenigstensfügen
wir uns der Aufsichtdes Herrn Ober-Präsidenten doch viel lieber als der des Herrn Abgeordneten
Courth. (Heiterkeit.) Und, meine Herren, daß die Landesbank davon irgend welche Nachtheile
haben soll, wenn sie einer großen Stadt Geld borgt, das kann ich nicht einsehen, und ich bitte
auch den Herrn Landesdirektor, größere Städte auch fernerhin bei Anträge»' um Creditgewährung
ebenso wohlwollendzu behandeln wie bisher. (Beifall und Heiterkeit.)

VorsitzenderBecker: Herr Abgeordneter Courth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Das ist ja voll seinem Standpunkte zu verstehen, was Herr

AbgeordneterZweigert sagt. Ich bin anderer Ansicht, und es scheint doch, als ob das'Kuratorium
der Landesbank auch anderer Ansicht geworden wäre. Ich stehe hier nicht als Vertreter der
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Stadt Düsseldorf, sondern ich stehe hier als Provinzial-Landtagsabgeordneterund habe das Wohl
der Landesbank und damit auch das der Provinz im Auge, wenn ich hier spreche.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich kann mich nur den Ausfühnugen des

Herrn Oberbürgermeisters Zweigert anschließen Ich glaube, daß die Landesbank gerade so gut
berechtigtist, dcu größeren Städten Credit zu geben wie dem Lande, allerdings den, Lande zu
geringeren Zinsen. Es scheint mir gerecht,daß die Städte, namentlich die städtischen Grundstücke
höhere Zinsen bezahlen. Aber wein, Sie bedenken, daß aus den Städten doch hervorragend die
Provinzialabgabeu der Centralvcrwaltuna zufließen, daß die Städte der steuerkräftigsteTheil der
Bevölkerung sind, so können wir ihnen auch nicht versagen, an eine», Provinzialinstitnt Theil
zu nehmen, welches ihnen Darlehen bietet, wofür in: Wesentlichendie Provinz im Ganzen haftet.
Wenn nun Provinz bezw. die Landesbank zu der Zeit, wo das Darlehen nachgesucht wurde, eine
große Summe zur Verfügung hatte — das Geld war ja sehr flüssig; es war so flüssig, daß
man nicht wußte, wo man damit bleiben sollte — ich meine, da war es ganz gerechtfertigt,auch
der Stadt Elberfeld ein solches Darlehen zu gcbeu. Es war ja damals — und auch jetzt ist
das der Fall — eine Zeit, wo die großen Banken gar nicht wußten, wo sie ihr Geld anlegen
sollten. Es ist doch viel besser, wenn die Landesbank der Stadt Elberfeld 12 Millionen bezw.
in sechs Jahren jährlich 2 Millionen zu gutem Ziusfuh giebt, als wenn sie große Snmmen
etwa beim Schaaffhausen'schenBankverein oder bei der deutschen Bank zu geringem Zinsfuß
devonirt hat, oder wenn sie die Summe ganz zinslos liegen lassen muß. Also ich bin der
A»ficht, daß die großen Städte gerade so gut ein Anrecht auf Credit bei der Landesbank haben
wie das Land, und daß, wenn die Landesbank in der Lage ist, einer Stadt einen solchen Credit
zu geben, sie sehr wohl berechtigtist, das zu thuu. Natürlich, der Ansichtbin ich auch, es darf
das nicht überHand nehmen in einer Weife, daß dadurch der Credit für das Land geschädigt
wird. Da das aber nach den Ausführungen des Herrn Direktors der Landesbank nicht der Fall
ist, so finde ich in diesem Punkte keinen Anlaß zur Bemängelung.

VorsitzenderBecker: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Um zu verhüten, daß meine Aeußerungen

bezüglich des Beschlusses des Kuratoriums mißverstanden werden, »lochte ich nochmals hervorheben,
daß keineswegsbeschlossenworden ist, den großen Städten keine Darlehen zu geben, sondern es
sollen nur ausnahmsweise solche hohen Summen gegeben werden. Solche Ausnahmen liegen vor,
wenn eine Geldflnssigkcitvorhanden ist, so daß die Landesbankdie hohen Darlehen gewährenkann,
ohne daß sie irgendwie Gefahr läuft, anderweit nicht genug Geld zu haben, kleinere Darlehen zu
berücksichtigen, oder Gefahr zu laufen, die Summe der auszugebendenObligationen fo zu erhöhen,
daß die weitere Bewilligung von Emifsionspriuilegienauf Schwierigkeit stößt. Es soll also nicht
Gcschäftsgebrauchder Landesbank werden, den großen Städten, welche selbst Obligationenausgeben
können, Darlehen von 5 bis 10 oder 12 Millionen Mark zu bewilligen.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteEasvers.
Abgeordneter Easvers: Ich möchte bei diesem Titel noch eine kleine Bitte aussvrechcn.

Es ist häusig vorgekommen, wie ich gehört habe, daß Leute vom Lande sich melden, um eiu
Darlehen zu erhalten, und daß dann bei Prüfung der Aktenstückesich Schwierigkeitenhcransstelltcn,
die ihnen fast unüberwindlichschienen, sodah sie gern wieder darauf verzichtet hatten. Nun hat
man ihnen aber gesagt: Gut, dann bekommt ihr eure Sache zurück; ihr habt aber für die
Prüfung der Angelegenheit fonndfouiel zu bezahlen. Und da möchte ich, wenn es irgendwie
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anginge, die Bitte aussprcchen,daß das in Zukunft vielleicht nach Möglichkeit nicht mehr geschieht,
daß den Leuten 3«/« oder so etwas an Kosten abgenommenwerden. Das hat viel böses Blut
gesetzt. Man hat auf dem Lande gesagt: Ihr müßt mit denen gar nicht anfangen; wenn die
euch einmal in den Fingern haben, dann lassen sie euch nicht wieder los. Ich gebe zu, daß
das ein verkehrter Standpunkt ist, aber es ist einmal so und die Landesbankdarlehen sollen dem
Lande den Vortheil bieten, daß sie möglichst die Creditgabe erleichtern.

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Wir waren eben bei den Ausführungen, betreffend
das Darlehen für die Stadt Elberfeld. Der Herr Abgeordneter Caspers hat einen ganz anderen
Gegenstandbehandelt. (AbgeordneterCaspers: Ich habe geglaubt -------------) Bitte um Verzeihung.
Lassen Sie mich aussprecheu. Ich glaube, wir handeln praktischer,wenn wir die eine Angelegenheit
erst erledigen und dann auf die andere übergehen. Ich weiß nicht, ob Herr Michels zu dem
früheren Gegenstande das Wort ergreifen will? (Abgeordneter Michels: Ja!) Dann werden
Sie (zum AbgeordnetenCaspers) wohl damit einverstanden sein, daß wir nachher auf Ihren
Antrag zurückkommen (AbgeordneterCaspers: Gewiß!) und über diese Angelegenheiterst vollständig
zum Entschluß kommen.

Nun gebe ich dem AbgeordnetenHerrn Michels das Wort.
AbgeordneterMichels: Meine Herren! Ich bin mit den Ausführungen des Herrn

OberbürgermeisterIweigert und des Herrn Landesrath Fritzen vollständig einverstanden.Ich möchte
nur nicht den Irrthum aufkommen lassen, daß ans den Ausführungen des Herrn Landcsrath
Flitzen die Meinung gefchüpft werden könnte, als wenn bei dem Schaaffhaufen'schmBankverein
Seitens der Landesbank Gelder dauernd angelegt würde»:. Das Geld, welchesdie Stadt Elberfeld
erhalten hat, muhte aus ganz anderen Fonds genommenwerden als aus denjenigen, die bei dem
Bankverein niedergelegt sind. Der Bankverein steht einfach mit der Landesbank in Conto-
Corrcnt-Verhältnih und sind die bei dem Bankverein und andern Bankhäusern vorübergehend
beruhenden Beträge zur jederzeitigcnVerfügung der Landesbank bereit, alfo gar nicht in Vergleich
zu bringen mit einem Darlehen, welches irgend eine Stadt contrahirt.

VorsitzenderBecker: Sonst meldet sich Niemand weiter zum Wort über die Anregung
des Herrn AbgeordneteilCourth. Dann erkläre ich den Gegenstand für erledigt.

Nun kommen wir zu dem von Herrn Caspers angeregten Gegenstande. Zn demselben
gebe ich das Wort dem Herrn Landesbankdirektor.

LandesbankdirektorDr. Lohe: Meine Herren! Zunächst muh ich erklären, daß die
Landesbank eine Gebühr für Prüfung der Akten, und wenn sie noch so schwierig sein sollte,
überhaupt nicht erhebt. Dagegen ist es richtig, daß bei Prüfung der Titel bei den Notarieu
und die Behandlung der Titel und Urkunden bei den HyvothekenämternKosten erwachsen, die
allerdings bisweilen ganz großartige Dimensionen annehmen. Wir haben einen Fall erlebt, in
welchem 6 bis ?«/o des Darlehens an Kosten draufgingen. Meine Herren, das liegt lediglich an
dem unglücklichen Zustande unserer Rheinischen Immobilar-Gesetzgebung. In einem Falle, der
vielleicht auch dein Herrn Caspers vorschwebt, ist ein Darlehen von 1500 M. beantragt und
bewilligt worden. Die Bewilligung ging an den Notar; die Schuldurkunde, welche der Notar
aufnahm, kostete ungefähr 30 M. Dann ging die Sache an's Hypothekenamt,welches neben der
Einschreibungdie Hypothekenauszügefertigte. Die Gegend, die Herr Caspers im Auge hat, im
Landkreise Coblenz, hat einen außerordentlich parzellirten Grundbesitz, die Parzellen gehen oft
alle 2, 3 Jahre in andere Hände über, die Hypotheken, welche auf den Parzellen stehen, gehen
auch in andere Hände über, uud so ist es denn gekommen, daß bei diesem kleinen parzellirten
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Grundbesitzbei einem Darlehen von 1500 M. 54 Inscriptionsauszüge seitens des Hnpotheken-
bewahrers genommen wurden. Diese kosteten u. Infcription 80 Pf. Das machte mit Stempel
einen Betrag von 40 bis 45 M. aus. Rechnen Sie nun den Betrag des Notars mit ungefähr
30 M. dazu, dann haben Sie ungefähr einen Betrag von 75 M, die der Mann an Gebühren
des Hypothekcnamts,also eigentlichen Staatsgebühren, und an Gebühren des Notars zu bezahlen
hat. Meine Zerren! Das sind ja sehr beklagenswerte Zustände; aber die Landesbank hat es
absolut nicht in der Hand, hierin Wandel zu schaffen. - Wir haben aber diesen und ähnliche Fälle
zur Veranlassung genommen, dem Herrn Minister darüber Vortrag zu halten, damit wenigstens
bei dem späteren Kostentarif darauf gebührend Rücksicht genommenwird.

Wenden sich die Leute nun, meine Herren, auch noch an einen Vermittler — was sie
nach unsere»! System der Fragebogen absolut nicht nöthig haben — und der Vermittler nimmt
ihnen auch noch 1°/» ab, was man ja an und für sich nicht zu hoch finden kann — es ist die
übliche Provision — dann haben sie im Ganzen in diesem gegebenenFalle zu den 75 M. noch
15 M. zu zahle», das sind 90 M, und da muh man sagen, das ist ein Betrag, der im Verhältniß zn
dem Darlehen ganz enorm ist. Ich stimme also mit den desfallsigen Ausführungen des Herrn
Caspers insoweit vollständig uberein und bedaure nur, an dieser Sachlage nichts ändern zu können,

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand weiter zum Wort. Dann darf ich die
Verhandlung über die Anregung, die Herr Caspers gegebenhat, auch fchließen.

Sonst werden Bemerkungenzn diesem Etat »icht beliebt, — Da»n stelle ich fest, das;
derselbenach dem Antrage der 1, Fachcommission die Genehmigungder Versammlung erhalte» hat.

Wir kommendann zum Gegenstand Nr. 9:
„Antrag der I, Fachcommission zu den, Etat für die Verwaltung der
Angelegenheiten, mclche die Fördern»«, von Kunst nnd Wissenschaft
betreffen, für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897."

Referent ist Herr Abgeordneter Linz, dein ich das Wort gebe.
Abgeordneter Linz: Meine Herren! Der Etat findet sich in den Drucksachen Nr. 7,

Seite 460 und folgende. Die I, Fachcommifsionbeantragt:
„Der Provinziallandtag wolle den Etat unverändert annehmen."

Meine Herren! Was die Eimmhmenangeht, fo sind sie nur aus Zuschüssen aus Prouinzial-
mitteln geschöpft in Höhe von 41 600 M., 2000 M weniger als in den letzten Jahren. Diefe
2000 M. werden Sie aber in dem gleich folgenden Etat für die Musecu zu Bonn und Trier
mehr angesetzt finden.

Was die Ausgaben angeht, so finden Sie zunächst den herkömmliche»Posten von
33 200 M. zu den in den: EinnahmepostenNr. 1 bezeichnetennäheren Zwecken,2400 M. zur
Verbesserung der Gehälter der Archiubeamten und 3000 M. Subvention der Gesellschaftfür
RheinischeGcschichtskunde— drei alte Posten. Der vierte Posten ist, wenn ich mich recht
erinnere, erst im letzten Etat eingestellt worden — mit Fug und Recht. — Zuschuß für die
städtische Gemäldegallerie zu Düsseldorf 3000 M, fo daß der Etat in Einnähn« und Ausgabe
mit 41600 M. balancirt.

Weitere Bemerkungenhabe ich nicht zu machen.
VorsitzenderNecker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich möchte, wie auch in früheren Jahren, die

Aufmerksamkeitder Versammlung ans die hervorragendsten zwei Aufgaben lenken, welche durch
Mittel der Provinz auf dem Gebiete der Kunst uud Wissenschaft zum Abschlußgebrachtwerden.
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Das ist zunächst die Beschreibungder Denkmäler der Nheinprouinz, wovon bereits mehrereBände
erschienensind. Sodann ist es der historische Atlas der Nheinprouinz. Namentlich dieser wird
noch eine große Summe Geldes beanspruchen. Derselbewird von einer besonderszu diesem Zwecke
gebildeten Commissionherausgegeben, an welche die Provinz eine ganz erheblicheBeihülfe leistet.

Es sind diese Werke meiues Trachtens im Publikum nicht hinreichendbekannt, und ich
glaube auch, daß Klagen darüber mit Recht erhoben werden können, daß sie im Großen und
Ganzen nicht diejenige Abnahme finden, welche sie ihrem Werthe nach verdienen.

Ich erlaube mir daher, auch von dieser Stelle aus die hohe Versammlung wie auch die¬
jenigen, welche später von diesen Verhandlungen Kenntniß nehmen werden, darauf aufmerkfam
zu machen, daß diese Werke nach jeder Nichtung der Unterstützungwerth sind (Zustimmung), und
daß es wünschenswerthwäre, wenn diese Werke, welche zugleich ein Denkmal sür die in der
NheinprouinzblühendeKunst abgeben, allerseits bekannt und allerseits recht fleißig gekauftwerde».
(Zustimmung und Beifall)

VorsitzenderBecker: Sonst meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhand¬
lung und stelle fest, daß der Antrag von der Versammlung genehmigt ist.

Dann kämen wir zu dem Antrag Nr. 10:
„Antrag der ersten Fachcommission zu dem Etat für die Verwaltung der
Provinzialmuseen zu Bonn und Trier für die Etatsjahre 1. April 1895
bis 31. März 189?."

Hier ist ebenfallsder Herr Abgeordnete Linz Berichterstatter. Ich gebe demselben das Wort
Berichterstatter Abgeordneter Linz: Meine Herreu! Der Etat befindet sich in Ihren

Händen in der Drucksache ? Seite 463 ff. Zu dem Etat stellt die erste Fachcommissiondie zwei
folgenden Anträge:

„Der Prouinziallandtag wolle
1. den Etat unverändert annehmen,
2. folgende Resolution beschließen:

„Die KöniglicheStaalsregierung zu ersuchen, die auf fiskalischem Grund und Boden
gemachten Alterthumsfunde thunlichst den Provinzialmuseen der betreffendenProvinzen
zu erhalten und eine Ueberweisuug an die KöniglichenMuseeu zu Berlin nur dann
zu fordern, wenn diese unbeschadet des von den Provinzialmuseen verfolgten Zweckes
einer vollständigenSammlung der Provinzialfuude geschehen kann."

Zu dein ersten Antrag bemerke ich, meine Herren, die Einnahmeposten setzen sich dort
zusammen: zuerst aus einem kleinen Einnahmeposten,Grundeigcnthum des Museums in Trier,
20 M. Das sind Nutzungsrechtevon einem nicht zu Ausgrabungszweckenin Anspruch genommenen
Theile des Ausgrabungsfeldes zu St. Barbara. Zweitens: Zuschüsse aus Staats- und Prouinzial-
mitteln, und zwar an Staatsbeihülfen 12 000 M., aus Prouinzialmitteln 2Ü400 M. gegen
23 400 M im vorigen Etat — das sind die 2000 M. Plus, meine Herren, die in dein eben
genannten Etat erspart worden sind. Weiter aus eigenem Erwerb und unvorhergesehenenEin¬
nahmen im Ganzen 24U5 M, sodaß die Einnahmeposten in Summe 39 825 M. ausmachen.

Bei den Ansgabeposten, meine Herren, werden Sie einen neuen Posten finden. Die
Besoldungsposten1—3 sind dieselbengebliebenwie im Vorjahre. An persönlichen Ausgaben sind
mehr eingestellt 3600 M. Es sind aber unter Titel III erstens ein Posten von 1400 M. und
zweitens ein Posten von «00 M. erspart worden, sodaß also eine Mehrbelastung von nur 1600 M.
zur Abrunduug eingetragen ist.
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Ich habe zu den anderen Posten weiter nichts zu bemerken.
Bezüglichdes zweiten Antrags, meine Herreu, bemerke ich folgendes: Es ist Seitens der

Museumscommissiouim Iuui 1894 an den Lcmdcsdirektorder Antrag gerichtet worden, die
erforderlichenSchritte zu thun, damit die iu der Nheiuprouinz auf fiskalischem Boden gefundenen
Altcrthumsgegenständenicht mehr in die Königlichen Musecu zu Verliu, sondern in das betreffende
Provinzialmuscum abgeliefert werden follen.

Von dem Herrn Landesdirektorist unter dem 11. Juli 1894 ein Antrag an Se. Excellenz
den Herrn Ober-Präsidenten gerichtetund darauf aufmerksam gemacht worden, daß seit der Errich¬
tung der Prouinzialmuseen zu Bonn und Trier der früher Seitens der Königlichen Staatsregierung
geltend gemachte Gruud, wonach es zur Unterbringung für die Fundgcgcuständean den uöthigcn
Lokalitäten fehle, iu Wegfall gekommen sei. Der Herr Ober-Präsident ist deshalb gebeten worden,
die Angelegenheitdein Herrn Kultusminister befürwortend zu unterbreiten und von der ergehenden
Entscheidungdesselben Mittheilung zn machen. Ans diesen Antrag erfolgte unter dem 12. Sep¬
tember 1894 ein Bescheiddes Herrn Ober-Präsidenten, wonach der Herr Minister durch Erlast
von, 31. August 1894 Entscheidungdahin getroffen hat, daß nach wie vor in jedem einzelnen
Falle die Gencralverwaltung der KöniglichenMuseen darüber gehört werden müsse, ob die Fnnd-
stücke sich etwa zur Eiuverleibungiu die Königlichen Sammlungen eignem Soweit irgend angängig,
werde von Seiten der Gcueralverwaltuug darauf verzichtetund der Ucberwcisuug an das betreffende
Provinzialmuseum zugestimmtwerden. Für die vorgeschriebene Anzeige an die Generaldirektion
der Königlichen Mnsecn sei übrigens, wie ausdrücklich hervorgehobenwird, seiner Zeit nicht sowohl
der Mangel der nöthigen Lokalitäten — die nunmehr vorhanden sind — maßgebend gewesen,
als vielmehr der Grund, daß ein Bedürfniß bestehe, nach wie vor die wichtigen Typen der
Prouinzialfundc in der Centralsammlung vertreten zu sehen. Nach Kenntnißnahme, meine Herren,
dieser ministeriellenEntscheidunghat die Museumscommissionin ihrer Sitzung vom 19. November
1894 beschlossen, die Angelegenheit dem Provinziallandtage zur weiteren Behandlung — wie
hiermit geschieht — zu überweisen.

Nach den angestellten Ermittelungen nämlich ist die erneute Forderung der Staats¬
regierung auf Ueberweifungder auf fiskalischem Boden anfgefnndcnenGegenständean die Museen
in Berlin in erster Linie auf den Mangel an Zugängen bei dem KöniglichenMuseumfür Völker¬
kunde in Berlin zurückzuführen. Es ist dieser Umstand Veranlassung gewesen, daß die Herren
Minister für Landwirthschaft, Domainen und Forsten und der Kultusminister durch gemeinschaft¬
lichen Erlaß vom 31. Mai 1884 die den Negierungs-Prästdcnten früher bereits ertheilte Ermäch¬
tigung, den Provinzialmufeen zur Vornahme von Ausgrabungen auf fiskalischem Terrain, sowie
auf Grundstückenvon Gemeinden und Stiftungen die erforderlicheGenehmiguug fclbstständig—
wie ich wiederhole selbstständig — zu ertheilen, nnnmehr von dein Einuerständniß der Direktionen
der Prouinzialmuseen mit der Gencralverwaltung der Königlichen Museen abhängig gemacht
haben.

In demselben Erlaß wird weiter die Erwartuug ausgesprochen, daß die Verwaltuug
der Königlichenund der Prouinzialmuseenüber die Theilung der Fuude — wohlverstandenüber die
Theilung der Fuude — die aus einer gemeinschaftlich unternommenen Grabung sich ergeben, sich
ohne Schwierigkeit einigen würden. Es wird also nach wie vor die Theilung verlangt, unter
vorzugsweiser Berücksichtigung der KöniglichenMuseen. Dieser Erlaß dürfte eine wesentliche und
auch, wie ich Nameus der Commission hinzufügen darf, ungerechtfertigteBeeinflussungder Thätig¬
keit der Prouinzialmuseen herbeiführen, die für eine gedeihliche Entwicklung derselben nicht vor-



70 39. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 1, Mai 1895.

theilhaft sein kann. Es wird hervorgehoben,meine Herren, daß die Möglichkeit raschen Handelns,
welche bei der selbstständigen Ermächtigung der Regiernngs-Präsidenten zur Ertheilung der
Erlaubniß zu Ausgrabungen auf fiskalischemTerrain gegeben war, durch die vorgeschriebene
Verhandlung mit der Generaluerwaltung der Königlichen Museen in Frage gestellt sei. Es
erscheint weiterhin nach der Auffassung der Commission prinzipiell bedenklich die vorgesehene
Theilung der Fuude zwischen den Pruvinzial- und den KöniglichenMuseen. Unsere provinzinlen
Alterthümer sind so sehr mit dein ganzen Kulturkreis, in dem sie entstanden sind, verknüpft, sie
haften so zähe in dem Boden, auf dem sie gewachsen sind, daß sie, losgelöst von diesem Boden
und an eine fremde Stelle verpflanzt, nicht verstanden und gewürdigt werden können. In dein
Zusammenhang der gesammten Zengen der Kultur, die sie hervorgebrachthat, sind sie allein
wissenschaftlich verwerthbar und auch Laien verständlich. Gerade darin dürfte die hohe wissen¬
schaftliche Bedeutung unserer Provinzialmusecn zu suchen sein, daß sie sich die Aufgabe stellen,
die Kulturentwicklungeines lokal engbegrenztenGebietes in der Gesammtheit ihrer monumentalen
Ueberreste darzustellen. Wer immer, sei es als Forscher, sei es als gebildeter Laie sich für
provinziale Alterthümer intcrefsirt, der wird sie da aufsuchen,wo sie gefunden sind, nicht an der
Centralstelle der Hauptstadt, wo sie mit einer Masse anderer Dinge zusammenstehen,mit denen
sie keinerlei Zusammenhang haben, Die Provinzialmuseen sammeln übrigens auch nicht einzelne
in die Augen springende Fundstücke,sondern wollen die kulturhistorische Bedeutung der ganzen
Fundstelleerkennenlernen. Dafür ist aber auch das kleinste Stück nicht zn unfcheinbar. Es ist
wiederholt vorgekommen, daß einfacheGefäßscherben,Iiegelstücke, Mörtelreste u. dergl. zu den
wichtigstenhistorischen Aufschlüssen im Nahmen der Provinzialmuseen geführt haben.

Wenn ich endlich anführe, daß diese Ausgrabungen mit bedeutendenKosten verknüpft
sind, und daß die Ausgrabungen weitaus zum größten Theil mit Mitteln der Provinz bestritten
werden, so glauben wir von dem hohen Hause annehmen zu dürfen, daß es deni Antrage, den
ich vorhin verlefen habe, und den ich hiermit aufs Wärmste befürworte, zustimmenwird.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Ich möchte bitten, daß Sie zunächst Ihre
Bemerkungen zu dem Etat selbst machen, und nachdem der erledigt wäre, dann zu dem Antrage
übergingen. Ich glaube, daß das auch die geschäftliche Behandlung der Sache erleichtert, wenn
wir nicht beide Sachen gleichzeitig zur Verhandlung stellen.

Wünscht jemand zum Etat selbst das Wort? — Das ist nicht der Fall.
Dann bitte ich diejenigen, sich zum Wort zu melden, welche über den besonderen Antrag,

der an die KöniglicheStaatsregierung gerichtet werden soll, sich äußern wollen. — Auch da
scheint nach keiner Seite ein Bedenkenvorzuliegen. Dann darf ich die Verhandlung auch fchließen
und darf wohl feststellen, daß fowohl der Etat wie der mit demselbenverbundene Antrag dem
Vorschlage der I. Fachkommissiongemäß die Zustimmung der Versammlung gefunden habe».

Meine Herren! Nur wollen wir zu dem noch zurückgeschobenen Gegenstand Nr. 4 der
Tagesordnung übergehen, wenn es Ihnen Nccht ist:

„Antrag der I. Fach commission zu dem Etat des Provinziallanota^gs,
des Provinzialausschusses und der Provinzial-Centralverwaltungs-
behörde für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897."

Referent ist Herr Abgeordneter Dietze, welchen: ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Ich schicke voraus, daß in diesem

ganzen Etat nur solche Aenderungen vorkommen, wie die I. Fachconnnissionsie Ihnen vorlegt,
die entweder aus der Nothwendigkeithervorgehen, ein oder zwei Beamte mehr anstelle,:zu müssen,



39, RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 1. Mai 1895. 71

oder wo die Gehälter sich nach Ihrem eigenen Beschluß im Besoldungsplan successiveerhöhen
muhten und die nunmehr hier eingestelltsind, mit anderen Worten, es mußten also diejenigen
Gehälter eingestelltwerden, die nach dem Besoldungsetat erforderlich waren. Ich glaube, über
die Einnahmetitel kann ich hinweggehen, da kaum eine Aenderung darin vorkommt, als in
Nr. V „Verwaltungskostenbeitragder Provinzial-Straßenverwaltung zu den Kosten der Central-
verwaltung" 7000 M. mehr. Die Erhöhung rührt im Wesentlichenvon der Vermehrung der
seitens der Straßenverwaltung beschäftigten Beamten und von der Erhöhung der Gehälter
derselben her. Die ganze Einnahme beziffert sich dann auf 166 000 M. und der Zuschuß aus
Provinzilllmitteln 284 100 M, also 400 700 M.

Es folgt dann die Ausgabe für den Provinziallandtag; diese bleibt unverändert.
Tagegelder und Reisekosten der Mitglieder des Provinzialausschusses— unverändert.
Dispositionsfonds des Provinzialausschusses— unverändert.
Der Dispositionsfonds des Vorsitzenden des Provinzialausschusses ist von 1000 auf

2000 M, verdoppelt worden, und zwar aus dem Grunde, weil die Thatsachen gezeigt haben, daß
für den Inhaber der Stelle diese 1000 ihm zur Verfügung gestellten Mark nicht ausgereichthaben.

Die Tagegelder und Reisekostender Mitglieder des Provinzialraths sind dagegen mit
500 Mark weniger angesetzt,sodatz der ganze Titel 21 000 M. gegen 20 500 M. beträgt.

Wir kommennunmehr zur Prouinzial-Ecntralverwaltungsbehörde und zwar zunächst zu
den Besoldungen, ^ Landesdirettor.

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Zu diesem Titel ist ein Abäuderungs-Antrag, von
zahlreichenMitgliedern des Landtages unterschrieben,bei mir eingegangen. Derselbe geht dahin:

Die Unterzeichnetenbeantragen, das Gehalt des Landesdirektors vom 1. April 1895
festzusetzenwie folgt:

„Für denfelben Gehalt ................ 12 000 M.
Desgl. persönliche pensionsberechtigteZulage ......... 8 000 „
Außerdem Dienstwohnung."

Ich nehme an, daß es der Sachlage entsprechen wird, diesen Antrag, der einer beson¬
deren Unterstützung nicht mehr bedarf, bei diefem Gegenstande der Verhandlung mit zur Be¬
rathung zu stellen. Ich bitte also den Herrn Referenten, sich auch darüber umsomehr zu äußern,
als, wenn ich recht unterrichtet bin, sich auch schon die I. Fachcommissionmit dem Antrage
beschäftigthat.

Berichterstatter AbgeordneterDietze: Die I. Fachkommission hat sich mit dem Antrage
beschäftigtund hat diese Form gewählt, um aus dem Hause heraus dem Herrn Landesdirektor
ein Zeichen der hohen Anerkennung über seine Leistungen zu geben und ihm deshalb als
Aequiualent für die Mehrarbeit, die er von Jahr zu Jahr hat, und in Ansehung seiner übrigen
hochvorzüglichen Eigenschaftendie persönliche penstonsbcrechtigte Zulage von 4000 M, auf 8000 M.
zu erhöhen. (Beifall.) Ich darf gleich --------------(Unterbrechungdurch den AbgeordnetenLueg.)

AbgeordneterLueg (Karl): Ich bitte den Antrag ohne Diskussion anzuuehmcu(Beifall)
und ohne weitere Motiuirung.

VorsitzenderBecker: Dein Antrage Lueg kann Statt gegeben werden, wenn Niemand
sich zum Worte meldet, meine Herren. (Heiterkeit.)— Es scheint, als wenn sich Niemand weiter zum
Worte melden wolle. Dann würden wir wohl am besten gleich über den Antrag abstimmen, der
einen Abänderungsvorschlag gegen die Vorlage des Provinzialausschusses enthält, und der also
vor dieser Vorlage zur Abstimmung kommen muß. Ich ersuche diejenigen Herren, welche dem
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Antrage zustimmenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.)— Es scheint einstimmigeAnnahme des
Antrages uorznliegen. — Ich darf das feststellen.

Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Nachdem nunmehr festgestellt ist, daß Sie den
Posten von 4000 M. auf 8000 M. erhöhen, gilt auch die Vorlage in der Drucksache Nr. 41
nicht mehr, und es muh eine calkulatorische Aenderung in den Zahlen, die nachher durch den
ganzen Etat durchgehen,gemacht werden.

Die folgende Position betrug 44 800 M. und wird nunmehr 51100 M. betragen, zu
denen noch, wie ich gleich näher referiren werde, 1500 M. hinzutreten. Um eine Ausgleichung
in der Verkeilung der Gehälter herbeizuführenuud um die Beamten nach ihrem Alter und ihrem
Eintritt gleichmäßigzu rangircn, wird Ihnen vorgefchlagen,das Gehalt des Herrn Landesraths
Kehl, das bisher 6000 M. betrug, nicht auf 6500 fondern auf 7000 M. zu setzen; desgleichen
das Gehalt des Herrn Landesraths Schmidt, das 6000 M. betrug und auch nur um 500 M.
gestiegen wäre, auf 7000 M. zu fetzen, und das Gehalt des Herrn Landesraths Vorster uon
6000 M. um 500 M. auf 6500 M. zu erhöhen. Dann ist, wie der Herr Landesdirektor uns
in der Fachcommissionmitgetheilt hat, eine Ausgleichung in den Verhältnissen der verschiedenen
Gehälter untereinander und für die Stclleninhaber jetzt fo festgestelltworden, daß die Gehälter
um 1500 M. sich erhöhen. Den eben bewilligten 4000 M. würden also diese 1500 M. hinzu¬
treten, und darauf würde nun bei der Berechnung Rücksicht genommen werden müssen.

Vielleicht hat der Herr Vorsitzende die Güte, diese Position 2 auch zur Berathung zu stellen.
VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu diesem Titel das Wort? — Das ist nicht

der Fall, meine Herren, dann schließe ich die Verhandlung uud darf feststellen, daß Sie mit
diesen Veränderungen, die in der I. Fachcommission in Vorschlag gebracht sind, einver¬
standen sind.

Berichterstatter AbgeordneterDietze: Im Uebrigen, meine Herren, hat die I. Fach-
commissiongar keine Anstände bei diesem Etat zu machen gefunden, und ich möchte mir deshalb
den Vorfchlag erlauben, mit diesen eben hier durch Ihre Beschlüsse festgestellten Aendernngen
— 5500 M. in diese,» Etat mehr — den Etat im Uebrigen unverändert anzunehmen, Die
sämmtlichenErhöhungen beruhen nur, wie ich schon im Eingange gesagt habe, auf dem Vcsol-
dungsvlan, der von Ihnen festgestellt ist, und auf einer nöthigen Vermehrung der Unterbeamtcn,
wo die größere Zahl der Gefchäftediefe bedingt hat.

VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu diesem Etat noch das Wort? -- Das ist nicht
der Fall. Dann darf ich feststellen,daß die Versammlung den Etat mit den oben gemachten
Aenderungen genehmigt hat.

An dieser Stelle möchte ich Ihnen, meine Herren, vorschlagen, heute die Sitzung zu
beenden. Wir würden dann die Tagesordnung für die morgigeSitzung festzustellen haben, welche
ich, wie gesagt, vorschlagenmöchte,auf 11 ^2 Uhr anzuberaumen.

Ich fchlage Ihnen als Gegenständevor:
1. Eingänge,
2. die Nr. 4 der heutigen Tagesordnnng, betreffenddie Vorlage der KöniglichenStaats¬

regierung wegen Errichtung einer Landwirthschaftskammerfür die Nheinvrovinz, und
3. den Nest der Nachtrags-Tagesordnung, welchen wir heute nicht erledigt haben, das

sind die Nummern 11—17. — Sie scheinen damit einverstanden zu fein.
So eben, meine Herren, läßt mir der Herr Vorsitzende— einen Augenblick Ruhe bitte

ich — so eben läßt mir der Herr Vorsitzende des Prouinzialausschussesden Wunsch zugehen, daß
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die Mitglieder des Provmzialausschusses sich nach der Sitzung im Ausschußzimmerversammeln
möchten. (Zuruf: Nach welcherSitzung?) Jetzt unmittelbar nach dieser Sitzung.

Meine Herren! Bedenkenwerden gegen die von mir vorgeschlagene Tagesordnung nicht
laut. Dann sind wir am Ende unserer Sitzung, die ich hiermit schließe.

(Schluß der Sitzung gegen 2 Uhr,)

Vierte Sitzung.
im Ständehanse zu Düsseldorf, am Donnerstag den 2. Mai 189k

Beginn: 11'/ü Uhr Vormittags.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Bericht des Provmzialausschusses, betreffend die Vorlage der Königlichen Staatsregierung

wegeu Errichtung einer Landwirthschaftskammerfür die Nheinvrovinz. I. Berathung.
3. Antrag der I. Fachcommifsionzu dem Etat für gewerbliche Zwecke für die Etatsjahre 1. April

1895 bis 31. März 1897.
4. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Provmzialausschusses,betreffend

die Ausgabe weiterer 20 Millionen RheinprovinzAnleihescheine.
5. Antrag der III. Fachcommissiouzu dein Etat für die Verwaltung und Unterhaltung der

Provinzialstraßen nebst:
Unter-Etat ^ über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen,
Unter-Etat L über die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Unter-Etat (ü über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung des Gemeinde- und

Kreiswegebaues, für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.
6. Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provmzialausschusses,betreffend

den Ausbau und die Uebernahmeder 3,4 Icin langen GemeindestraßeDinslaken-Bruchhauscn
in die Verwaltung der Provinz.

?- Antrag der III. Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Prouinzialauüschusses,betreffend
die Uebernahme einer bei Vlombacherbachüber die Wupper zu erbauenden Brücke- in die Unter¬
haltung und Verwaltung der Provinz.

8. Antrag der III. Fachcommissionzu dein Bericht und den Anträgen des Provmzialausschusses,
betreffend die zur Förderung von Bahnunternehmungen getroffenen nnd weiter zu treffenden
Maßnahmen.

9. Antrag der III. Fachcommifsion zu dem Gesuche der Gilbacher Zuckerfabrik, Zuckerfabrik
Aedburg, Kreis Iülicher Zuckerfabrik und der ZuckerfabrikBrühl um Befreiung von den
Wegebau-Lasten.

10
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VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung.
An Eingängen ist nur mitzutheilen eine Petition des Vereins für die Interessen der

Rheinischen Braunkohlen-Industrie zu Köln, betreffend das Gemeindewahlrechtder juristischen
Personen. — Wenn die Verlesung nicht verlangt wird, dann würde ich anheimgeben, diese
Petition mit dein Gegenstande selbst znr Verhandlung zu stellen und zunächst der betreffenden
Commission zuzuweisen.— Es erfolgt kein Widerspruch. Ich werde darnach verfahren.

Dann ist mir folgendes Schreiben des KöniglicheilLandtags-Commissars Zerrn Ober-
Präsidenten zugegangen:

Düsseldorf, den 2. Mai 1895.
Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich ergebenst zu benachrichtigen,daß der Herr

Minister für Landwirthschaft,Domänen und Forsten zur Theilnahme an den Berathungen
des Provinziallandtages über die Vorlage der Königlichen Staatsregierung, betreffend
Errichtung einer Landwirthschaftskammerfür die Nheinvrovinz, den Herrn GeheimenOber-
Negierungsrath Dr. Thiel hierher entsandt hat.

Sodann, meine Herren, treten wir in die Tagesordnung ein und zwar in den ersten
Gegenstand der Tagesordnung:

„Bericht des Prouinzialausschuffes, betreffend die Vorlage der König¬
lichen Staatsregierung wegen Errichtung einer Landwirthschaftskammer
für die Nheinvrovinz." I. Bernthuug.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteIanhcn, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter und Prooinzialausschuß-Vorsitzender Ianßen: Meine

Herren! Sie haben sich nach der Ihnen unter Nr. 22 der Drucksachen zugegangenenVorlage der
KöniglichenStaatsregierung, in Netreff des Gesetzes, betreffenddie Landwirthschastskammernzu
2 Punkten dieser Angelegenheitzu äußern: Zunächst über die Zweckmäßigkeit der Errichtung einer
Landwirthschaftskammcrfür die Nheinvrovinz uud fodauu, gleichviel wie Ihr Votum über diesen
Punkt auch lauten wird, über die Angemessenheitder Bestimmungen der staatsseitig entworfenen
Satzungen für die eventnell zu bildende Kammer.

Nachdem der Gegenstandnach diesen beiden Nichtnngenhin in einer durch den Herrn Ober-
Präsidenten nach Eoblenz berufenen Verfammlung von Vertretern des landwirtschaftlichen Central-
uereins und des NheinifchenBauernvercins in eingehenderWeise berathen worden ist, hat der
Provinzialausschuh seinerseits davon abgesehen, ein Urtheil darüber zu äußern. Er glaubte es
Ihnen überlassen zu sollen, unbeeinflußt durch die Auffassung Ihres Ausschusses, zur Sache
Stellung zu nehmen, nachdem eine aä noc: zu bildende Eommission die Vorlage einer Vorprüfung
unterzogen haben würde.

Meine Herren! Es ist eine nngemein schwierige Frage, welche Sie zu beantworten haben
werden, denn es handelt sich hier nicht etwa um das Schaffen einer neuen Institution auf bisher
unberührtein Gebiete, fondcrn es kommt in Frage entweder die unveränderte Beibehaltung
bestehender Einrichtungen, die sich unleugbar bisher vortrefflichbewährt habeil, oder aber die Um¬
bildung dieser Einrichtungen in eine andere Veranstaltung, welche nach der Ueberzeugung der
Königlichen Staatsregieruug unter den obwaltendenUmständen besser, als das bisher Vorhandene,
im Stande sein soll, den immer dringender sich gestaltenden Forderungen der Landwirthfchaft
entgegenzukommen.

Was auf der Eoblenzer Versammlung über die vorzüglichenErfolge unseres landwirth-
fchaftlichenVereinswesens gesagt worden ist, das werden wir gewiß alle gerne bestätigen. Ein so
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reges Leben, ein so verdienstlichesWirken und in Folge dessen ein so merkbarer, deutlicher Fort¬
schritt in manchen Zweigen der Landwirthschaft,wie er hier zu Tage getreten ist, dürfte wohl an
wenigen Stellen aufzufinden sein. Es ist darum nur allzu erklärlich, daß die erzielten Erfolge
unsere Landwirthe in ihrem Selbstgefühl gestärkthaben, und daß sie es von sich weisen, die lieb
gewordenenVerhältnisse gegen neue noch nicht bekannte Zustände einzutauschen,Es ist begreiflich,
daß sie das Bestehende,unter Opfern Herangebildete beibehalten wollen, und daß sie im Besitze
ihrer seitherigen Vcrcinssatzungendes Glaubens sind, der Landwirthschaftskammernicht zn bedürfe»,
um den Forderungen der Zeit in der Wahrnehmung der landwirthschaftlichenInteressen gerecht
zu werden.

Von der anderen Seite wird darauf hingewiesen, wie große Vortheile das Gesetz mit
der Einführung der Landwirthschaftskammernverbunden habe, und wie wenig haltbar der Stand¬
punkt der Gegner diefcr Institution sei gegenüber dem unablässigen Andrängen der auf die
Besserung der Lage der Landwirthc sich richtendenBestrebungen.

Es bedarf in der That eines recht unbefangenen und völlig fachlichen Abwägens, um
bei so auseiucmdergehendcnAnschauungendas Nichtigezu treffen. Durch sachliche Gründe werden
Sie sich, wie sonst stets, so auch in diesen Fragen leiten lassen und Sie werden umsichtig ermessen,
ob es den Nedürfnisseu unserer Landwirthschaftmehr entspricht, der in dein Gesetze angebahnten
Neuerung entgegenzukommen,oder aber ob es angezeigt erscheint, wenigstens zur Zeit eiue
ablehnende Haltung gegenüber der Vorlage der KöniglichenStaatsregierung einzunehmen,

Wenn ich mir erlaube, einige der zumeist diskutirtenVorschriften des Gesetzes in wenigen
Worten zu erläutern, so habe ich vorweg anerkennend hervorzuheben, daß das Gesetz in seiner
gesammten Fassung einen sehr großen Spielraum läßt für die den Bedürfnissen und Wünschen
unserer NheinischeuLandwirthe entsprechendeweitere Ausgestaltung und förderlicheEntwickelung
der zu fchaffendeu Institution, und daß der in den Bestimmungen festgelegte Nahmen weit genug
ist, um sowohl die provinziellen Eigenthümlichkeiten,wie auch da, wo es geboten erscheint,lokale
Verschiedenheiten aufzunehmen.

Feruer dürfte bei Beurtheilung der Vorlage nicht zu übersehen seiu, daß die Königliche
Staatsregierung bei den Verhandlungen in den beiden Häusern des Landtages der Monarchie die
ausdrückliche Erklärung abgegebenhat, daß sie in den Inndwirthschaftlicheu Eeutralvereiucn fortan
eine ausreichende Vertretung der landwirthschaftlichen Interessen nicht anerkennen tonne. Sie sagt,
eine Provinz ohne Landwirthschaftskammerwerde in dieser Hinsicht hinter denjenigenProvinzen
zurückstehen,welche mit dieser Einrichtung versehen sein werde». Es ist wohl selbstverständlich,
daß die KöniglicheStaatsregieruug, nachdemsie nu» einmal in der Errichtung von Landwirth-
schaftskammerncm wirksames Mittel erkannt hat, der Landwirthschaftaufzuhelfen,großen Werth
darauf legt, diese Institution auch iu allen Provinzen des Staates eingeführt zu seheu. Nach
ihrer Auffassung liegt, wie gesagt, die Gefahr vor, daß die Provinzen, welche sich das Gesetz
nicht zu Nutze machen, in's Hintertreffen gerathen werden uud daß die Berücksichtigungder
Bedürfnisse der Landwirthschaft in der Gesetzgebungnicht iu dein begehrten verstärkten Maße
werde erfolge» können, wenn nicht alle Provinzen sich in dein Besitz ei»er mit behördlichen Nechten
ausgestatteten legitimen Vertretung der Landwirthschaft befänden.

Kommt es in unserer Provinz zur Einführung einer Landwirthschaftskammer,so wird
unzweifelhaft — darüber sind wir uns ja klar — eine Verminderung des Ansehens unseres
landwirthschaftlichenCentralvcreins und unseres Vauernvereins eintreten. Ich glaube sogar, daß
diese Vereine »eben ei»er La»dwirthschaftskammerkaum noch weiter bestehen bleiben können. Sie

10*
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werden mir in dieser Annahme beipflichten,meine Herren, wenn Sie sich vergegenwärtigen, daß
der Herr Minister für landwirthschaftliche Angelegenheiten— wenn ich nicht irre, war es in den
Verhandlungen im Herrenhanse — eine Aeußerung that, die dahin ging, daß die gegenwärtige
KömglicheStaatsregierung zwar nicht daran denke, die staatlichenBeihülfen für die Cenlralvereine
zurückzuziehen,allein einen Rechtsanspruch darauf hätten die Vereine nicht; es fei darum nicht
ausgeschlossen,daß unter veränderten politischenVerhältnissen diefe Mittel auch einmal nicht
bewilligt werden würden. Dann würden die Vereine aber ihre Aufgabe schwerlich weiter erfüllen
können, denn sie seien nicht im Stande, die dazu nöthigen Mittel selbst zu beschaffen.

Wie fehr es nun auch zu bedauern fein würde, wenn wir felbst gefchaffene,erfolgreich
wirkende Einrichtungen aufgeben müssen, so geht die Befürchtung,daß dadurch die Gefammtordnung
unseres Vercinswcsens in Verwirrung gebracht werde, offenbar zu weit. In der Vorlage und
zwar in den Erläuterungen zu §. 2 der Satzungen ist ausgcfprochen,daß die landwirtschaftlichen
Zweig- und Kreisvereine bestehen bleiben und zu den Landwirthfchaftskammerneinzeln oder in
Untcrverbänden in dasselbe Verhältniß treten sollen, in welchemsie jetzt zu dem Centralvereine
stehen. Die Vorlage setzt demnachvoraus, daß das landwirthschaftliche Vercinslcbenin den Kreifen
und zur Förderung besondererZweige der Landwirthschaft von dein Wechfel in der Spitze unbe¬
rührt bleiben werde, und daß die Laudwirthfchaftskammeres als eine wichtigeAufgabe aufehen
müsse, die Zweig-, Kreis- und Ortsvereinen sich zweckmäßig anzugliedern.

Das ist allerdings nicht zu verkennen, meine Herren, das Gesetz sieht eine Herstellung
unterer Vereinsorganismen, zum Beispiel Kreiskammcrn, nicht vor, sondern es weist die Land¬
wirthschaftskammerauf die freie Vereinsthätigkeit hin, und fo wird auch wohl das nachdrückliche
und andauernde Bestreben auf Seiten der Kammer, die vorhandene Vereinsorganifation in den
mittleren und unteren Sphären zu conserviren, nicht füglich angezweifeltwerden können.

In der Coblcnzer Versammlung ist allseitig anerkannt worden, daß, wenn es zur An¬
wendung des Gesetzes auf unferc Provinz kommt, mir eine Kammer für das ganze Gebiet der
Provinz zu bilden sei. In Betreff des Sitzes diefer Kannner wird die von Ihnen zu bildende
Commifsiondie Vorschläge,welche schon auf der Coblenzer Versammlung in Betreff diefes Punktes
abgegebenworden sind, mit ihren Gründen zn-o et contra zu prüfen und uns demnächsteinen
Antrag darüber vorzulegen haben. Ich will in dieser Hinsichtnicht vorgreifen.

Auch in Betreff des pafsiven Wahlrechts werden Sie zunächst die Vorfchläge Ihrer
Commifsion entgegen zu nehmen haben. Wie Sie aus dem Protokoll der CoblenzerVersamm¬
lung ersehen, ist der Unterschiedin den dort gemachtenVorschlägen, nämlich 30 M. von der
einen Seite und 150 M. von der andern Seite, etwas sehr erheblich. Ich denke mir, daß die
CommissionIhnen vorschlagenwird, einen mittleren Satz anzunehmen. In anderen Provinzen
hat man folgende Sätze gewählt: In Ostpreußen sprach man sich für einen Satz von 150 M.
Grundsteuerreiuertrag aus, in Westpreuhen für 75, in Pommern für 60, in Brandenburg für
105, in Schleswig-Holsteinfür 150, in Schlesien für 105 und in Pofcn für 120 M.

Zu den Bestimmungen über die Wahlen möchte ich Folgendes bemerken. Nur die ersten
Wahlen erfolgen durch die Kreistage, es fei denn, daß die Wahlberechtigtenfelbst wünschen,diesen
Modus auch weiter beizubehalten. Das Gesetz bietet die Möglichkeit,die späteren Wahlen in die
Kreisvereine zu legen und durch die Landwirthe vollziehenzu lassen, wobei freilich vorausgefetzt
wird, daß diese Vereine sich zu Vertretungen aller zur Landwirthschaftskammcrbeitragspflichtiger
Landwirthe entwickelt haben. Ueber die Vertheilung der Mitglieder der Kammer auf die Wahl¬
bezirke wird in der Commifsionnnfchwer eine Einigung zu erzielen fein.
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Was endlich die Beiträge betrifft, so bitte ich festzuhalten, daß das Gesetz nicht sagt,
es müßten unter allen Umständen Beitrage erhoben werden, Sie brauchen nicht erhoben zu
werden, wenn anderweitige Einnahmen, insbesondereStaatszuschüsse, in hinreichendemMaße zur
Verfügung stehen. Es braucht mich nicht immer ein halbes Proccnt des Grundstcuer-Neiuertrags
als Beitrag erhoben zu werden, wenn weniger nöthig ist, wird auch weniger erhoben. Die
Befürchtung nun, daß durch die Veitragsleistung für die Landwirthschaftskammerdie auf der
Landwirthschaft ruhenden Lasten eine erhebliche Vermehrung erfahren würden, halte ich für nicht
zutreffend. Jetzt werden die Vereinsbeiträge nur von den fleißigeren, belriebssamerenLand¬
wirthen gezahlt, da nur diese den Vereinen als Mitglieder angehören, während die fauleren,
außerhalb der Vereine stehendenLandwirthe frei ausgehen. Zu der Landwirthfchaftskammeraber
müssen alle Landwirthe beitragen. Der kleinereBesitzerzahlt weniger, der größere wird etwas
mehr zahlen müssen, im Großen und Ganzen aber werden die Lasten nicht höher, sondern sie
werden nur gleichmäßigerund gerechtervertheilt.

Ich zweifle nicht, meine Herren, daß Sie den Gang dieser Angelegenheitin den anderen
Provinzen des Staates, die schon alle früher als wir darüber befchlossen haben, mit Interesse
verfolgt haben werden. Um aber in diefein Punkte Ihr Gedächtniß aufzufrischen, erlaube ich
mir, Ihnen mitzutheilen, wie die Beschlüsseder anderen Provinzen lauteten, Ostpreußen, West-
Preußen, Pommern, Brandenburg, Schlesien, Posen, Sachsen und Schleswig-Holstein erklärten
sich für die Einrichtung der Landwirthschaftskammcrn,ebenso die Communaluerbände von Hessen
und von Nassau, Hannover lehnte zur Zeit ab und Westfalen hielt es nicht für angezeigt, daß
schon jetzt mit der Errichtung einer Landwirthschaftskammer in dieser Provinz vorge¬
gangen werde.

Ich beantrage nunmehr, die Vorlage einer nach Ihrer Geschäftsordnungaus 15 Mit¬
gliedern bestehenden Commission zur Vorprüfung zu überweifen. Wie der Beschluß, den Sie
nach Entgegennahme der Anträge der Commission fassen werden, nun auch lauten möge, jedenfalls
wird er von unserer Hoffnung begleitet sein, daß derselbe ein weiteres ersprießlichesGedeihen
unserer schönen Heimathprouinz zur Folge haben werde. Wir werden ihn zugleich mit den
Gefühlen innigsten Dankes begleiten, den wir denjenigen verdienstvolleilMännern schulden, die
an der Spitze des landwirthschaftlichenCentraluereins und des Vauernuereins in selbstloser, opfer¬
voller Thätigkeit erfolgreich bemüht gewesensind, die RheinischeLandwirthschaft zu einer Ent¬
wicklung zu fördern, um die uns alle übrigen deutschen Länder und Provinzen beneidendürften.
(Bravo!) Freilich krankt sie gegenwärtig an denselben Uebeln, unter denen der gcsammte Landbau
Deutschlands leidet. Mein der wesentlichdurch die bisherige Vcreinsthätigkeit erzielte hohe Grad
fachlicher Ausbildung und wirtschaftlicher Betriebsamkeit unserer Laudlcute läßt erhoffen, daß,
wein, die Gesammtverhältnissesich wieder einmal zum Besseren gewendethaben werden, dann die
Rheinische Landwirthschaftin allererster Linie daraus Nutzen ziehen wird (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat zunächstder Herr AbgeordneteGraf Hoensbroech.
Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren! Die

letzten Worte des Herrn Referenten haben zweifelloshier im hohen Hause ungetheilteZustimmung
gefunden, und ich kann auch meinerseits dem Herrn Referenten nur dankbar fein für die sachliche
"nd objective Art, mit der er seines Amtes gewaltet und das Für und Wider dieser Vorlage
uns vorgetragen hat. Ich hätte gewünscht,zum Worte zu kommen, nachdem ein entschiedener
Gegner dieser Vorlage, deren es ja hier in diesem hohen Hanse einige geben soll (Heiterkeit),
gesprochenhätte. Doch ich glaube, auch so meine Ausführungen machen zu können, nachdem ja
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doch schon in den verschiedenen Stadien, die diese Materie durchlaufen hat, die Gründe, die gegen
dieselbe vorgebracht sind, offenkundiggeworden sind, lind ich glaube daher auch jetzt schou als
Erster in der Lage zu sein, diese Gründe einer Kritik und einer Beleuchtungunterwerfen zu können.

Zunächst möchte ich das betonen, daß, obwohl Ihnen ja wahrscheinlichnicht uubekannt,
daß ich seit geraumer Zeit eine sympathische Stellung zur Errichtung vou Landwirthfchaftstammcrn
eingenommenhabe, ich doch diese», Gesetz, so lange es noch nicht Gesetz geworden war, eine
ablehnendeund gegnerische Haltung gegenüber eingenommenhabe. Ich habe in der Commission
des Abgeordnetenhauses wie im Plenum desselbcu auf das Entschiedenste und Schärfste die
Bestimmungen bekämpft, die augenblicklichuns iu diesem Gesetze vorliegen, besonders die
Bestimmungen über das Wahlrecht, welches die Kreistage als Träger desselben hinstellt. Das
möchte ich zunächst zur Sache nochmals ausdrücklichfeststellen

Nachdemnun aber das Gesetz erlassen ist, wenn auch iu einer Form, die uiciue persön¬
liche Sympathie bis jetzt nicht gefuuden hat, so habe» wir zu urtheilen nicht <I« Iszs ferc-nckll,
sondern äs le^s lata, und ich kann daher nicbt umhin die Frage zu stellen: Ist in dem Gesetz
ein ausbildungsfähiger Kern enthalten, der es ermöglicht, dasfelbe in der Praxis richtiger uud
besser zu gestalten, wie es sich in der Theorie und auf dem Papiere zeigt? Und da komme ich
allerdings zu dein Nefultate, daß ich dieseu gesuuden uud ausbilduugsfähigcn Kern im Gesetze
erkennen muß und daher heute, nachdemdas Gesetz erlassen ist, nicht mehr in der Lage bin, es
einfachhin von der Hand zu weisen.

Das Bedürfniß nach Organisirung der Landwirthschaft ist durch Nichts schlagender
erwiesen, wie durch die Bildung der freien Vereine, wie wir sie jetzt haben. Die Laudwirthschaft
hat seit langen Jahren durch den landwirtschaftlichen Ccntralverein und feit jüngerer Zeit durch
den NheiuifchenVauernverein zu erkennen gegeben, daß der einzelne Landwirth nicht mehr in
der Lage ist, sich selbst allein über die Schwierigkeitender Zeit hinwegzuhelfen, sondern daß ein
gemeinsamer Zusammenschlußunbedingt erforderlichist. Dafür liegt, wie gesagt, gerade in der
Bildung dieser Vereine der eklatantesteund schlagendste Beweis vor.

Es frägt sich nun, und damit komme ich auf die Bedenken, die von Seiten der Gegner
dieses Gesetzes erhoben werden: Sind unsere freien Vereine, wie sie heute bestehen, in der Lage,
dem Grund und Boden sowohl wie dem Landwirthe den Schutz zu gewähren, den er in der
außerordentlichschwierigenLage, in der er sich thatsächlichbefindet, zu fordern und zu verlangen
berechtigt ist, und den er unbedingt fordern muh? Und da sage ich allerdings, daß an die
Beseitigung der Nothlage unserer Landwirthschaft Aufgaben herangetreten sind, die außerhalb der
Machtsphäre dieser freien Vereine thatsächlich liegen uud jederzeit liegen «ucrdcn, uud wenn ich
heute die entschiedensten Gegner dieses Gesetzesin den Reihen des landwirthschaftlichenCentral-
vereins sehe, so kann ich nicht umhin, den Herren in aller Sachlichkeit uud Objektivität die
Bemerkung zu machen, daß sie zu sehr Kirchthurmspolitiktreibe» (lebhaftes Oho!) — ja, meine
Herren, warten Sie nur auf meine weiteren Ausführungen, die werden meine Behauptung beweisen,
daß sie über kleinere Schwierigkeiten und kleinereBedenken die großen Ziele aus den Augen
verlieren, die wir im Interesse unserer Landwirthschaftverfolgen müssen.

Ich erlaube mir daher, den Herren vom landwirthfchaftlichenEentraluerein zunächst die
Frage zu stellen: Sind Sie in der Lage gewesen, die Grundvcrschuldunghiutanzuhalten, die
Grundverschuldungzurückzudrängen? (Unruhe!) — Ich spreche hier von der Grunduerschuldung
(fortdauernde Unruhe!) uicht von der Perso»alverschulduug (oh! oh!). Ja, meiue Herren, diese
Frage erregt, wie nur scheint, ein gewisses Unbehagen (Heiterkeit; Zuruf: Schulden siud immer
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unbehaglich.) und ich begreife das vollständig, Sie wollen aber meine Frage nicht in der Weise
auffassen, als wenn ich dem Eentralverein irgend welche Schuld hieran geben wollte. Das ist
selbstredend ausgeschlossen,sondern das liegt in den Verhältnissen, die Sie so wenig wie auch
andere freie Vereine, beispielsweise der RheinischeNauernuerein, haben überwinden tonnen und
auch in Zukunft nicht überwinden werden. Ich mochte Sie in Bezug auf diese Frage auf einen
Passus in der Begründung hinweisen, die diesem Gesetze seiner Zeit von Seiten der Staats¬
regierung beigegebenwurde. Der Herr Vorsitzendewird die Güte haben zu erlauben, daß ich
diese wenigen Sätze hier zur Vorlesung bringe.

Es heißt in dieser Begründung in Bezug auf die Verschuldung:
„Nach den neuerlichenErhebungen der statistischen Bureaus über die Hupothekenbewegung
in Preußen ist anzunehmen,daß der gesummte ländliche Grundbesitz mit einem Grundsteuer-
Reinertrag von rund 409 Millionen Mark mit etwa 10'/2—11'/2 Millionen Mark
Hypotheken beschwert ist, und zwar hat die Verschuldungseit 1886 um 900 Milliarden, seit
1892 um etwa 1'/2 Milliarden, also um das 3'/«fache des gesammten Grundsteuer-
Reinertrags zugenommen." (Hort, Hort!)

Ja, meine Herren, das sind Zustände, die mit mathematischerGewißheit voraussagen
lassen, daß eine derartige Verschuldung,welche in Rücksicht ans die heutige ungünstigewirthschaft¬
liche Lage nothwendig von Jahr zu Jahr wachsen muh, zum sicheren Ruin der Landwirthschaft
und der einzelnen Besitzerdes Grund und Bodens führen muß. Das liegt Jedermann klar vor
Augen, und wenn die Verhältnisse so liegen, so frägt es sich zunächst, was ist der Grund diefer
enormenUcberschnldung des Grundbesitzes,»nd giebt es überhaupt Mittel und Wege, diese Quelle
der Verschuldungzu untergraben und zn verstopfen? Erlauben Sie, daß ich mit wenigen Worten
auf den wesentlichen Grund der Verschuldungeingehe. Ich mochte da vorausschicken,daß nach
meiner Ansicht und nach den AnschauungensämmtlicherAutoritäten in dieser Frage der Grund
der übergroßen Verschuldung des Grundbesitzes nicht in der schlechten Wirthschaft zu suchen ist,
nicht iu der überhohen Lebenshaltung einzelnerLandwirthe, auch nicht in den Meliorationen, die
ün Interesse der Landwirthschaft ausgeführt werden — das sind alles Faktoren, die zu der
großen Masse der Schulden blos einen kleinen Veitrag liefern und thatsächlichgelieferthaben —,
der Grund der Verschuldung liegt in der Art und Weise, wie sie erfolgt, und in der Art und
Weife uuferer Hnvothekarbelastung,darin, daß der Grundbesitz, der einen immobilen Charakter
an sich trägt und jederzeit an sich tragen wird, in der Art der Verschuldungdein Kapital gleich¬
gestellt worden ist, daß der Grundbesitzkapitalisirt wird, daß dann in den Fällen, wo die Ver¬
schuldungeintreten muß — bei Kaufübergängcn, bei Erbtheilungcn —, diefer Grundbesitz nicht
nach seinem eigentlichenWerthe, d, h. nach der Rente, die er abwirft, beurtheilt wird, sondern
nach einem zufälligen Werthe, den der Verkaufspreis an die Hand giebt. Das ist der Urgrund
nnferer heutigen übergroßen Verschuldung, daß, wie gesagt, der Grundbesitzheute uoch in der
Gesetzgebungnicht betrachtet wird als ein immerwährender Ncntenfonds, fondern als wirkliches
Kapital, was er niemals gewesen ist und auch in Zukunft niemals sein wird. Um diese ganze
Frage eingehendzu diskutiren, müßte man Zeit zur Verfügung haben, die hier nicht zu Gebote
steht. In der Comnnfsionwird sich ja vielleicht Gelegenheitfinden, noch näher darauf einzugehen,
aber ich will nur sagen, die Belastung des Grundbesitzeskann seiner Natur nach niemals durch
das Kapital erfolgen, fondern muß immer blos durch die Rente getroffen werden. Die Rente
ist dasjenige, was in Geld und Geldeswerth umgesetzt werden kann und welches zu kapitalistischen
Zweckensich eignet, niemals der Grundbesitz selbst; darin liegt der Urgrund unserer heutigen
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übergroßen Verschuldung. Diese Verschuldungkann die Landwirthschaftzeitweise tragen, in Zeiten
der Prosperität, wenn es ihr gut geht, wie wir sie, Gott sei Dank, auch gehabt haben, aber diese
übergroße Verschuldungwird unerträglich und muh mit Niesenschrittenzum Ruin führen in Zeiten
der wirthschaftlichen Noth und des wirthschaftlichen Niederganges, wie wir sie heute vor uns sehen,
lind da frage ich Sie nun, sind die freie» Vereine überhaupt in der Lage, einen derartigen
Systemwechselin der Verschuldungsfrage herbeizuführen, wie ich ihn eben kurz skizzirt habe?
Eine derartige Verschuldungdes Grundbesitzesdurch die Rente, also die Einführung der Nenten-
uerschuldungan Stelle der Hypothekarverschuldung,erfordert eine gcfchloffene solidarischeBasis,
nicht nur im Interesse des Schuldners, sondern anch vornehmlich im Interesse des Gläubigers,
und diese solidarischeBasis kann nur durch eine gesetzliche Verufsgenosfenfchafterreicht und erzielt
werden. Daher geht es vollständig über die Möglichkeit jeglichen freien Vereins hinaus, diese
Frage irgcudwie zur Lüsuug zu bringen.

Meine Herren! Ich will Ihnen noch einen anderen Punkt vorführen, an dem jeder freie
Verein scheitern wird. Sie wissen Alle, daß die Getreidepreise nicht entsprechendden wirklichen
Verhältnissen von Angebot uud Nachfrage, fondern in einer durchaus willkürliche» Spekulation an
der Börse hinauf und hinunter geworfen werden, und hierdurch die Landwirthfchaft großen
Schaden leidet. Ich erinnere Sie daran, als vor 2'/« Jahren die russische Grenze gegen Einfuhr
von Roggen gesperrt war i» Folge der Mißernte in Nußland, wurden hier im Inlands die
Getreidepreise in einer maßlosen, und ich möchte beinahe sagen, schamlosen Weise von der
Produktenbörse— ich rede hier blos von der Produktenbörse, nicht von der Effektenbörse — in die
Höhe getrieben in einer Weise, die durchaus den thatsächlichenVerhältnissen nicht entsprach, weil
im Lande genug Getreide vorhanden war, was aber ganz einfach von diesen gewissenlosen Speku¬
lanten des eigenen Gewinnes wegen festgehaltenwurde. Das ist ein Beispiel, und diese Beispiele
wiederholen sich von Jahr zu Jahr, was auf's Tiefste zu beklagenist. Es wird Niemanden von
Ihnen unbekannt fein, welche Preisschwankungenin anderen Produkten, und gerade in den noth¬
wendigen Lebensbedürfnissen — ich nenne beispielsweiseden Kaffee — zu Tage treten, die durchaus
willkürlicherNatur sind und nur im Spekulationsinteressegemacht werden. Ich brauche Sie in
neuester Zeit blos auf die Preissteigerung in Petroleum hinzuweisen, Sie werden mir zugeben,
daß gerade die Landwirthschaft unter diesem unnatürlichen und schädigendenEinfluß der Börse
auf das Empfindlichsteleidet. Nun giebt das Gesetz über die Landwirthschaftskammernder Land¬
wirthfchaft eine gesetzlicheHandhabe, ihren Einfluß bei den Preisnotirungen und Märkten geltend
zu machen. Das ist eine Concession, für die ich der KöniglichenStaatsregierung außerordentlich
dankbar bin, da ich dieselbe für sehr werthvoll halte. Auch dies sind Fragen, die durch eine
freie Vereinigung nicht gelöst werden können, sondern nur auf gefetzlichemWege; und wenn wir
heutigen Tages bei unferer Getrcidcprcisbildungden Einfluß der Produktenbörse auf dieselbeals
einen schwere» Uebelstand erkennen,so sollten wir es nicht von der Hand weisen, wenn wir durch
dieses Gesetz die Möglichkeiterlangen, diesen Einfluß hintan zu halten oder wenigstens erheblich
abzuschwächen.

Meine Herren! Ich will Ihnen noch einen anderen Fall vorführen, in dem sich die freien
Vereinigungen vollständig unzulänglich erweisen. Ich habe vorhin auf die hohen Preise
vor 2 Jahren hingewiesen,als die russische Grenze gesperrt war. Damals haben diejenigen, die
im praktischen Leben der Landwirthschaftstanden, es häufig erfahren, daß ihnen von den kleineren
Landwirthen gefügt wurde, ja was nützen uns diefe hohen Preife, wir finden Niemanden, der
uns die Preife zahlt, wir haben das Getreide hier liegen und können es nicht verkaufen. Thut-
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sächlich wurde von den Getreidehändlcrn damals der Bedarf nicht hier aus einheimischein Getreide
gedeckt, sondern durch das ausländischeGetreide, und die hohen Preise kamen damals wesentlich
dem Auslande zu Gute und nicht dem Inlande, Diese Thatsache wiederholtsich von Jahr zu Jahr,
daß der kleine Landwirth absolut außer Stande ist, sein Getreide zu uerkaufeu iu einem Augen¬
blicke, der ihm günstig erscheint; er ist vollständig in den Zünden des Getrcidehändlers. Uni
diesem Uebclstandeabzuhelfen, erachte ich es für eine wesentliche Aufgabe unserer Zukunft, die
Produktion der kleinerenLandwirthe iu Silos oder Kornlagerhäuser zu sammeln, und durch diese
Lagerhäuser dem kleinen Bauer sofort die Möglichkeit zu geben, weun sie mit ihrem Getreide an
das Lagerhaus herantreten und es dort deponiren, sofort das baare Geld in Empfang zu nehmen.
Darin liegt nach meiner Auffassung eine große Aufgabe zur Hebung der wirthschastlichen Noth.
Das wird sich auch niemals durch freie Vereinigungen erreichenlassen. Die freien Vereinigungen
werden thatsächlich niemals in der Lage sein, die Lagerhäuser zu bauen oder zu verwalten.
Selbst wenn ich annehme, daß der Staat die Liebenswürdigkeithat, uns diese Lagerhäuser auf
seine Kosten herzustellen,so würde ich es für einen Uebelstandhalten, wenn gleichzeitig der Staat
die Verwallung dieser Lagerhäuser iu die Hand nähme, sondern der Staat muß die Verwaltung
dieser Lagerhäuser der Vernfsgenossenschaftübertragen. Diese selbst muß dafür einstehen und
nmß die Verwaltung führen. Das kann sie aber blos thun, wenn sie gesetzlichorganisirt ist.

Ich habe Ihnen hier drei Punkte vorgeführt, die Ihnen doch wohl gezeigt haben werden,
daß, wenn wir wirklich den Grund unseres Uebels ergreifendeMaßregeln treffen wollen, wir
dann nicht uns an die Bedenken, die von Seiten einzelnerfreien Vereinigungen erhoben werden,
stoßen sollen, sondern daß wir zu dem Schritte übergehen müssen, der uns uou der Königlichen
Staatsregierung an die Hand gegebenworden.

Es wird, nicht ohne vielfachenEindruck zu machen, diesem Gesetze gegenüberder Ein¬
wand erhoben, das ist ein Dach, dem der Unterbau fehlt, und man fängt bei einem Bau nicht
mit dem Dache an, fondern man sängt von unten an die Häuser zu bauen und baut das Dach
zuletzt. Ja, meine Herren, dieser Vergleichder menschlichen Bildungen, der menschlichen Organi¬
sationen mit den: Häuserbau ist ganz unglücklichund unzutreffend gewählt. Häuser baut man
allerdings von unten auf, aber ich möchte diejenigen Herren, die der Ansichtsind, daß wir es
hier mit einer Organisation zu thun haben, die man von unten aufbauen soll, bitten, mir eine
menschliche Bildung, eine menschliche Einrichtung namhaft zu machen, die von unten herauf sich
gebildet hat und als letztes die Spitze aufsetzt, Nein, meine Herren, sehen wir doch unsere
Vereine an, wie ist es mit unseren Vereinen gegangen? In unseren Vereinen haben sich zuerst
einige zusammengethan, die haben den Vorstand gebildet (Unruhe und Widerspruch), dann hat
sich die Organisation successive von oben auf immer breitere Basis gestellt und es ist nach unten-
hin gegangen. (Fortdauernde Unruhe,)

Ja, meine Herren, so sieht es im menschlichen Leben überall aus, und da kann Ihr
Widerspruchmich in keiner Weise widerlegen. Ich wiederholedie Bitte, mir eine Einrichtung zu
nennen, die anders entstanden ist.

Meine Herren! Ich weiß, daß von gegnerischer Seite ja noch große Bedenkenerhoben
werden in Bezug auf Dctailbcstimmungen, die in diesen: Gesetz enthalten sind, besonders auch
wegen der Kostcnfrage, Der Herr Referent hat gerade diesen Punkt durchaus objektiv uud
nüchtern zur Erläuterung gebracht, ich unterlasse es daher, zuuächst auf diefe Details einzugehen
und beschränke mich darauf, die großen allgemeinenGesichtspunkte hier in den Vordergrund gestellt
zu haben. Nur eine Erwägung, die von Seiten des Herrn Referenten schon hervorgehobenworden

ii
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ist, möchte ich noch hinzufügen. Sie haben gehört, daß der gesammte Osten und Hessen-Nassau
die Einführung der Landwirthschaftskamm crn beschlossen haben, bloß Hannover und Westfalen
haben sich zur Zeit ablehnend verhalten. Was wird, wie ich wenigstens befürchte, die Folge sein?
Daß die Landwirthschaftdes Ostens der Negierung gegenüber durch die Landwirthschaftskanunern
eine kräftigere und entschiedenere Vertretung haben wird, als wir und als die Provinzen, die sie
abgelehnt haben.

Wir müssen praktische Politik treiben, und da dürfen wir uns nicht verhehlen, daß, da
der Nothstand im Osten doch noch intensiver und schärfer zu Tage tritt als hier in unseren west¬
lichen Provinzen, die Regierung um so eher geneigt sein wird, der Stimme der Landwirthschafts¬
kammern im Osten Gehör zu schenken,und wir dann eventuell nicht in der Lage sind, dieser
Stimme das gleiche Gewicht entgegenzusetzen.Trotzdem im Allgemeinendie landwirthschaftlichen
Interessen gemcinfamesind, giebt es doch einzelne Punkte, wo wir mit dem Osten nicht harmo-
nire», und so habe ich allerdings die große Befürchtung, daß dann zu unseren: Schaden grade
diese Punkte hervorgehobenwerden, die dem Osten günstig nnd uns ungünstig sind.

Meine Herren! Es ist vor l'/s Jahren ungefähr die Aufhebung der Staffeltarife erreicht
worden, die für unsere Landwirthschaft entfchiedeuungünstig wirkten. Der Osten drängt sehr
stark nach Wiedereinführung derselben. Ich habe die lebhafteSorge und Befürchtung, daß, wenn
der Osten sich im Besitze der Landwirthfchaftskammcrnsehen wird, dann diese gcsammtcn Land¬
wirthschaftskanunerndes Ostens ihre Stimme und ihr Drängen dahin richten werden, uns wieder
die Staffeltarife zu bringeil, die wir, Gott sei Dank, für jetzt los geworden sind, und da die Ein¬
führung der Staffeltarife ja nicht von gesetzlichen Maßregeln abhängt, sondern einfach durch
Verfügung des Hcrru Eifenbahn-Ministers gemachtwerden kann, fo ist ja nichts leichter, als
einem derartigen Drängen des Ostens eventuell nachzugeben.

Meine Herren! Ich führe blos dies eine Beispiel an. Ich könnte noch andere hinzufügen,
die zu demselben Resultate kommeil, so daß ich augenblicklich, indem ich mich vor die Frage gestellt
sehe, welche Stellung ich zu dem Gesetze einnehmen soll, und in Rücksicht auf die Zwangslage, in
der wir uns den andern Provinzen gegenüber befinden, mich fchwer entschließen könnte, mein Votum
gegen die Landwirthschaftskammernabzugeben. Ich bitte Sie daher, zunächst diese Vorlage ein¬
stimmig an die vom Herrn Referenten beantragte Eommifsionzu verweisen und dort, bevor Sie
Ihr endgültiges Votum abgeben, nochmals eingehenddas Für und Wider zu erwägen (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr AbgeordneterFreiherr von Plettenberg.
AbgeordneterFreiherr von Plcttenberg-Mehrum: Meine Herren! Der geehrte Herr

Vorredner hat fchon auf den Widerstand hingewiesen, dem in wciteu Kreisen der Provinz, und,
wie ich annehmen darf, auch dieses hohen Hauses, zur Zeit die Landwirthschaftskammcrbegegnet.
Ich finde diesen Widerstand durchaus erklärlich. Er gründet sich auf den conseruativenCharakter
unseres RheinischenVolkes, auf seine Eigenart, das zu halten, was es hat, und zumal dann zu
halten, wenn es gut ist. Wir haben seit sechszig Jahren und darüber den landwirthschaftlichen
Centralucrein mit seiner mustergültigen Thätigkeit; wir sehen neuerdings neben ihm den Vauern-
verein, der anregend gewirkt und — in gegenseitigerErgänzung mit dem Centralverein —
Tüchtiges geleistet hat. Die Organisation des Eentralvereins ist eine vollendete. Sich anschmiegend
an die Verwaltungsorganisatiou der Provinz hat sie es möglichgemacht, in Wechselwirkungmit
den Verwaltungsbehörden, ihre Fühler hineinzustrecken bis in die letzte ländliche Hütte. Die Sorge,
daß diese segensreichwirkende Organisation zerstört werden könnte, müßte ich — wenn sie
begründet wäre — als eine durchaus berechtigteanerkennen.
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Der Centralverein hat auch das Verdienst, in wirthschaftspolitischer Beziehung
anregend gewirkt zu haben. Ich erinnere nur daran, wie im Jahre 1878 der verstorbene,um die
Rheinische Landwirthschafthoch verdiente Herr von Heister im Interesse des Vereins Amerika und
den Südosten zum Studium der dortigen landwirthschaftlichenProduktionsverhältnissebereist und
die Ueberzeugungmit heim gebracht hatte, daß von dort her der deutschenLandwirthschaft in
kurzer Zeit eine gefährliche, wenn nicht geradezu vernichtendeConcurrenz erwachsen würde. Aus
dieser Ueberzeugungheraus gaben dann er und seine Freunde im Centralverein den Anstoß zu
einer Petition an den Reichstag und an den damaligen Reichskanzler,Fürsten Bismarck, auf Ein¬
führung eines Schutzzollesgegen die drohende Concnrrcnz des Auslandes. Ich weiß nicht, meine
Herren, ob diefe Petition die erste Frühlingslerche der mächtigen, zum Schutze der einheimischen
landwirthschaftlichenProduktion hindrängenden Strömung war, jedenfalls aber war sie eine der
ersten. (Zuruf: die erste!) Letztereswenigstens ist jedenfalls der Fall, Mit diesem Vorgehen
auf wirthfchllftspolitifchemGebiete hat sich der Centralverein ein Verdienst erworben, das in
feiner Bedeutung weit hinausrcicht über die Grenzen unserer Provinz. Nicht minder hat der
Centralverein auf dem praktischen Gebiete hervorragende Verdienste aufzuweisen Seine
Organisation funktionirt in brillanter Weife. Gestatten Sie nur ein Beispiel aus meiner eigenen
Erfahrung. Ich vertrat im Jahre 1893 meinen Landrath, und es handelte sich darum, aus Kreis¬
mitteln den von der Futternoth bedrückten Landwirthen Abhülfe zu fchaffen. Die Sache vollzog
sich — Dank der Organisation des landwirthschaftlichenVereins — in acht Tagen, Die land¬
wirthschaftlichenCasinos frugen — auf mein Ersuchen — bei den einzelnen Besitzern an, sammelten
deren Wünsche, stellten daraus den Gesammtbedarf des Bezirks fest und berichtetengleichzeitig,
zu welchenEisenbahnstationendie auf Credit zu gewährendenFuttermittel zu liefern fein würden.
Auch übernahmen die Casinos, obwohl sie keine Corporationsrechtehatten, dennoch durch solidarische
Verpflichtungihrer Mitglieder dem Kreise gegenüber die Gewähr für die spätere Zahlungsleistung.
Der Centralverein lieferte dann aus feinen billig angekauftenFuttermitteln das begehrte Quantum
schleunigst an die betreffendenStellen, und in acht Tagen war die Sache erledigt. Meine Herren,
ich führe dies an als einen typischen Beweis dafür, wie segensreichdie Organisation gewirkt hat,
und wie berechtigt und erklärlichdeshalb der Wunsch ist, dieser Organisation nicht verlustigzu gehen.

Aber, meine Herren, wenn solche glücklichen Erfahrungen bewirkt haben, daß man der
Landwirthschaftskammerals etwas Neuem, Unerprobtem mit Mißtrauen begegnetund einer Ein¬
führung derselbenmit Sorge gegenübersteht,daß man fürchtet, das bestehende Gute würde nicht
durch ein zukünftiges Besseres ersetzt werden, so hat das doch wohl auch dahin geführt, daß
man etwas zu einseitig die Kehrseite der Medaille betrachtet und darüber verabsäumt hat, auch
das Hauptgepräge derselben eingehendund ohne Voreingenommenheitzu prüfen.

Mein Herr Vorredner hat fchon darauf hingewiefen, welche vcrhängnißuolleEinwirkung
die Produktenbörse auf unser landwirthschaftlichesLeben ausübt, und wie wesentlich es ist, wenn
— um dem theilweisewirklich verruchten Treiben derselben ein Ende zu machen — auch Ver¬
treter der Landwirthschaft berufen und ermächtigt werden, an der Börse die Interessen der land¬
wirthschaftlichenProduzenten zu vertreten. Meine Herren! Es liegt bereits der Entwurf eines
Neichsgesetzes vor, das auch die Mitwirkung der Erwerbsstände an den Börsen in's Auge faßt,
und das ist ja die Vorbedingung dafür, daß der 4. Absatz des §. 2 des Gesetzes über die Land-
wirthfchaftskammernin Wirkung treten kann. Dann aber sind es die Landwirthschaftskammern,
die durch ihre Delegirten die Einwirkung auf die Börse und die Viehmärkte auszuüben haben.
Das ist ein neues, bedeutungsvollesRecht für die Landwirthschaft, meine Herren, das wahrlich
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nicht unterschätzt werden darf, dessen wir aber nicht theilhaftig werden können, wenn wir keine
Landwirthschaftskammerbekommen; wir würden dann auch, wie der Herr Vorredner schon dar¬
gelegt hat, gegenüber den Provinzen mit Landwirthschaftskammernwesentlichbenachtheiligt sein
dadurch, daß wir unsere eigensten und besonderenInteressen weder direkt noch indirekt — gleich
jenen — bort wahrnehmen könnten.

Meine Herren! Ich habe vorher die Verdienste des Centralvereins auf dem Gebiete der
Wirthschaftspolitik hervorgehoben. Ja, meine Herren, die konnte er sich früher erwerben,
weil der Staatscmwalt damals noch beide Augen zudrückte. Jetzt ist das uicht mehr möglich,
da am 13. November 1.893 ein Erkenntniß des Kammergerichts ergangen ist, das jede derartige
Thätigkeit der freien landwirthschaftlichen Vereine auf Grund des Verciusgesetzes vom
11, März 1850 unter Strafe stellt, Es kann also weder jetzt noch zukünftig ein Centralverein
in feinen Versammlungen wirthschaftspolitischeFragen erörtern, sondern muß es lediglichseinen
Mitgliedern überlassen, sich behufs dessen in öffentlichenVersammlungen zusammenzufinden,die
dem Vereinsgcsetze unterstehen und 24 Stunden vorher bei der Polizeibehörde anzumelden sind;
diese Versammlungen aber würden eben nur den Werth einer Volksversammlunghaben und jeder
Bedeutung entbehren, die dem Centralverein selbst immerhin beiwohnt, vor allem aber nicht das
Gewicht in die Wagschalewerfen können, wie die gesetzlichbegründete und autorisirte Landwirth¬
schaftskammer.

Meine Herren! Erwägen Sie den Untcrfchied des Einflusses, den ein freier Verein in
Zntunft üben kann, gegen den einer mit gesetzlichen Befugnissen ausgestatteten Corporation, die
diese in die Lage setzen, auch in wirthschaftspolitischenund fozialen Fragen Bcfchlttssezu fassen
und Initiativanträge zu stellen, die von der Regierung gehört werden müssen.

Ich mache bei dieser Gelegenheit darauf aufmerksam, daß der Entwurf des Gesetzes, wie
er dem Landtage vorlag, zuerst nur von einem „können" sprach. Der Landtag hat das aber in
ein „müssen" umgewandelt. Damit gewinnt die Landwirthschaft in der Landwirthschaftskammer
nicht nur einen denkendenKopf, fondern auch einen Mnnd, den sie aufthuu kaun ungefragt
wann sie will und wann sie es an der Zeit hält. Ja, meine Herren, das ist doch ein außer¬
ordentlich schwerwiegendes Moment, das nicht außer Acht gelassenwerden darf.

Läge ferner, meine Herren, wie das vom Herrn Grafen Hoensbroechberührt wurde, die
Sache so, daß die neu zu crcireude Landwirthschaftskammersich nunmehr von oben nach unten
auch eine neue Organisation schaffen müßte, baun hätten wir allerdings, wie es seinerzeit im
Herrenhause von dem Vorsitzenden des landwirthschaftlichenCentralvereins mit Recht hervorgehoben
wnrde, von Neuem anzufangen; dann gäben wir etwas bewährtes Altes auf, was schon seit
60 Jahren besteht und segensreichgewirkt hat, und müßten etwas Neues dafür schaffen. Aber,
meine Herren, der §, 2 des Gesetzes enthalt den Passus — ich selbst habe ihn im Abgeordneten¬
hause hineingebracht — daß die Landwirthschaftskammern, wenn sie nach freiem Entfchluß der
Centraluereine deren Vermögen, Rechte und Pflichten übernehmen, auch mit deren bisherigen
lokalen Gliederungen derselben ihrerseits in organischen Verband zu treten haben!
Sehen Sie, meine Herren, damit ist die Sorge beseitigt, daß die segensreiche Organisation, deren
Thätigkeit und Wichtigkeitich Ihnen in einem Beispiele geschildert habe, gestört oder zerstört
werden könnte.

Ich denke mir die Sache so: Die Landwirthschaftskammer«haben das Recht, Ausschüsse
zu bilden, die hauptsächlich Fachausschüssesein und den jetzigen Sektionen des Centralvereins
entsprechen würden. Unter diesen würde dann vielleichtein Ausschuß für VereinSwescnzu bilden
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sein, als das Organ für die Pflege der freien Vereinsthätigkeit und für die Wechselbeziehung
zwischen den freien lokalen Vereinenund der Landwirthschaftskammer;derselbe könnte sich zusammen¬
setzen aus Mitgliedern der einzelnenFachansschüsseoder mich aus besonderenMitgliedern, unter
Berücksichtigung der Eigenart der verschiedenen Theile der Provinz, Das wäre dann Sache der
künftigen Landwirthschaftskammer.

Ich habe mir nur erlaubt, diefe Idee hiuein zu werfen, um einen Weg zu zeigen, wie
die Organisation auch thatsächlich in Beziehung zur Kanuner gesetzt werden kann.

Dann, meine Herren, komme ich zur Steuerfmge.
Eine große Sorge, die die Gegner der Landwirthschaftskammererfüllt, ist die, daß zu

den vielen Steuern noch eine neue kommen und Mißvergnügen erregen würde (sehr wahr!), daß
die Sache überhaupt »„gezählte Gelder kosten würde. (Sehr wahr!) Ja, meine Herren, dann
muß ich Sie doch auf Folgendes aufmerksam machen. Zunächst trat bei Berathung des Land-
wirthschastskllmmer-Gcsetzes auch im Landtage die Besorgnis!hervor, daß nach dem Insleb antreten
der mit eigenem Besteuerungsrechteausgestatteten Laudwirthschaftskammerndie Negierung sagen
würde: „Nun, Ihr habt ja eine Stenerauelle zu Eurer Verfügung, zieht die Steuerfchranbe an,
wir brauchen Euch aus Staatsmitteln keine Zuschüsse mehr zu geben." Meine Herren, auf diefe
dort erhobenenBedenken ist aber von der Negierung in aller Form zn den Akten des Hauses
erklärt worden, daß die Staatszuschüsse,die jetzt den Ccntralvereinen zu Theil werden, den Land¬
wirthschaftskammern in derselben Weise und in unverminderter Höhe gewährt werden sollen.
Aber, meine Herren, es ist auch — und darauf hat der Herr Referent schon hingewiesen— hin¬
zugefügt wordeu, daß die Ceutraluerciue kein Necht auf Staatszuschüfsehaben, und daß es —
besonders bei der uugüustigen Finanzlage, in der wir uns zur Zeit und in absehbarer Zukunft
befinden — dann doch fehr wahrscheinlich sein würde, daß bei einem Nebeneinanderbestehenvon
Kanunern und Centraluereinen man die Zuschüsse deu Kammern geben uud deu Centralvcreincn
sagen würde: „ja es thut uns sehr leid, aber dafür haben wir kein Geld mehr".

Das ist für die Ceutralucreine wohl zu erwägen.
Dann die Steuer. Ja, meine Herren, wir haben im Abgeordnetenhausedas vor¬

geschlagene eine Procent des Grundsteuerreinertrages auf ein halbes Procent heruntergesetzt.
Aber auch hier heißt es: „das wird nicht cmsreichen,das wird steigen!" Demgegenüberweise
ich darauf hin, daß eine Erhöhung dieses Procentsatzes nur ausuahmsweise von den Kammern
beschlossen werden kann uud dann noch der Genehmigung des landwirthschaftlichenMinisters
bedarf. Da werden doch ganz besondereUmstände vorliegen und diese so gründlich geprüft und
erwogen werden müssen, ehe eine solche Ausnahme als zutreffendanerkannt wird, so daß, meines
Erachtens, die Sorge, daß mit der Kannner eine in's Ungemesscne wachsende Steuerschraube
geschaffen werden würde, als unbegründet erscheinen muß. Ja, mciuc Herren, jetzt zahlcu die
Mitglieder des Ceutraluereius jährlich freiwillig 3,50 M. Nehmen Sie das als den Betrag
einer Steuer für die Landwirthschaftskammer,fo würde diese einem Grnndstcuerreinertrage von
?00 M, also einem schon ganz anständigenlandwirthschaftlichem Besitze entsprechen. (Widerspruch.)
Was unter diesen 700 M. ist, zahlt weniger; was darüber ist, zahlt mehr. Es findet also
eine gerechtere Vcrtheilung nach der Leistungsfähigkeitstatt, uud umfomehr, als auch diejenigen
herangezogen werden, die sich bisher der freiwilligen Leistung von Beiträgen entzogen haben.
Dann, meine Herren, ist das Wort „Steuer" hier doch auch etwas als Schreckgespenst gebraucht
worden. Wir müssen uns klar macheu, daß es keine Staatsstener ist, die wir bezahlen sollen,
sondern eine Steuer, die die Landwirthe für die Landwirthschaft bezahlen, und die der Land-
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wirthschaft direkt oder indirekt wieder zu Gute kommt. Es ist also immerhin eine Art Schreck¬
mittel, wenn man nur das Wort „Steuer" so nackt und bloß hinstellt. (Zurufe.)

Dann, meine Herren, ist davon die Nede gewesen — nicht heute hier im Hause, aber
es ist mir gegenübervielfach geäußert und auch in der freien Verfmnmlung ausgefvrochen worden:
„wir haben bis jetzt alle unsere Arbeit für die landwirthschaftlichenInteressen unentgeltlichgeleistet
und nun sollen Diäten gezahlt werden"! Ja, meine Herren, wo steht denn das geschrieben,daß
das so sein muß? Sowohl der §. 16 des Gesetzes wie der §. 8, 10 der Satzungen, giebt
den Kammern zwar das Recht, zu beschließen, daß ihren Mitgliedern die lmaren Auslagen ersetzt
werden, aber legt ihnen das durchaus nicht als Pflicht auf. Haben wir alfo eine Land¬
wirthschaftskammer die sich doch schließlich aus denselbenLeuten zusammensetzenwird, die jetzt
thätig sind, und erachtet diese es für einen Uebelstand, wenn die Landwirthschaftder Nheinvrovinz
in dieserWeise belastet werden soll, nun, so beschließt sie eben keine Diäten oder so minimale
Diäten, daß die Belastung keine zu große wird. Auch das ist meines Erachtens gar nicht oder
wenigstens nicht hinreichendberücksichtigt worden.

Aber, meine Herren, ich gebe eins zu. Ich halte, wie ich schon andeutete, ein Neben¬
einanderbestehenvon Centralverein und Kammer für unmöglich, einmal aus dem Grunde, weil
die freiwilligen Beiträge zum Centralverein einerseits und die Steuer für die Kaminer anderer¬
seits doppelteKosten verursachen,dann aber auch, weil die jetzige Organisation mehr oder weniger
gestört weiden würde. Der Centralverein würde voraussichtlich viele Mittel nicht mehr bekommen,
die nun als Steuer und Staatsunterstützung der Kammer zuflössen, er würde damit gelähmt
werden und dein Lokalverein keine Unterstützung mehr bieten können, daraus würde bedenkliche
Unklarheit,Verwirrung, Mißbehagen und Mißvergnügen entstehen. Ich halte es deshalb durchaus
für eine Nothwendigkeit,daß der Centralverein sich entschließt, Landwirthschaftskammerzu werden.
Aber meine Herren, das haben wir nicht in der Hand. Es ist ein freiwilliger Akt des Central-
ucreins, einen solchen Entschluß zu fassen, und soweit ich die Stimmung kenne, ist der Central¬
verein augenblicklich noch nicht geneigt, das zu thun. Die berufenen Vertreter des Centralvereius
stehen auf dem Standpunkte, daß sie sagen: „abwarten, wir wollen erst sehen, was
daraus wird!"

Das, meine Herren, zwingt mir einen Standpunkt auf, der mit meiner Ansichtund mit
meinem Wunschenicht in Einklang steht. Ich wünsche,daß wir am Rhein eine Landwirthschafts¬
kammer haben, ich bin durchdrungen davon, daß wir, wie der Herr Vorredner fchon ausgeführt
hat, ohne Landwirthfchaftskammerdurchaus in's Hintertreffen kommen und nicht im Stande sein
werden, unsere Interessen in gleicher und gleich erfolgreicher Weise zu vertreten, wie die Provinzen
im Osten; wenn jene beispielsweise die Wiedereinführung der Staffeltarife für Getreide- und
Mühlcnfabrikate durch ihre Landwirthfchaftskammernbegehren und begründen, so würde uns diese
wichtigeWaffe fehlen, um uns dagegen unserer Haut zu wehren. Und trotzdem glaube ich, daß
wir nothgedrungen dahin werden kommen müssen, die Entscheidung auf vielleicht2 Jahre zu
vertagen, weil wir auf den Eentralverein keine Einwirkung üben können und diefe von der
Belehrung, die Zeit und Erfahrung bringen werden, erhoffen müssen. Ich meine, daß in 2 Jahren
der Centralverein anders denkenwird wie heute, und daß eine Einführung der Landwirthschafts-
tllmmcr, die jetzt leider starkem Widerstrebenbegegnenwürde, dann von ihm freiwillig im Sinne
des H. 2 des Gesetzes gefördert werden wird.

Nichts destoweniger bin ich aber auch der Meinung, daß, wie der Herr Referent vor¬
geschlagen hat, in einer Commission die Satzungeil Punkt für Punkt gründlich geprüft werden
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müssen. Diese Prüfung wird, wie ich erwarte, zu einer Klärung beitragen, an der es jetzt noch
völlig mangelt nnd die mich heute noch nicht erreicht werden wird.

Eine gründlicheArbeit der Commissionaber ^ und die dürfen wir erwarten — wird,
wie gesagt, zu dieser Klärung wesentlich beitragen können (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Zum Worte hat sich noch gemeldet Herr AbgeordneterDeströe, Ich ertheile dem Herrn Abge¬
ordneten Dcströe das Wort,

AbgeordneterDestree: Meine Herren! Der Herr Referent hat die Sache mit großer
Objektivität behandelt (Rufe: lauter!), hat aber dabei betonen zu müsse» geglaubt, daß bei Ein¬
führung von Landwirthfchaftskammerndie sehr vortrefflichen vorhandenen Organisationen nicht
bestehen bleiben könnten. Wenn auch nun der Centralverein nicht in der Lage gewesen ist, die
Grundverschuldnug hintan halten zu können, so haben die beiden Vereine doch Vorzügliches
geleistet, ja, ohne Ruhmredigkeit, sie haben den heutigen Standpunkt der Landwirthschaftin der
Nheinprovinz doch herbeigeführt. Ich bin nun der Meinung, daß, wenn wir so Vortreffliches
bestehenhaben, wir dieses nicht aufgeben sollen gegen etwas Ungewisses. (Sehr wahr!)

Daß die Landwirthfchaftskammerndie Aufgaben lüfeu sollen, die Graf Hoensbroechihnen
zugewiesen hat, wird im Ernst doch wohl kein Menfch glauben. (Heiterkeit) Ich fchließe mich
deshalb dem Antrage des Referenten an, eine aus 15 Mitgliedern bestehende Commifsion aä Koo
zu wähle». (Erneuter Zuruf: lauter!) Der Commifsion wird vorzugsweise die Aufgabe zuzu¬
weisen sein, die Modalitäten, unter denen die Landwirthschaftskammerneventuell von der Staats¬
regierung eingeführt werden sollen, zu berathen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren
Es hat sich noch zum Wort gemeldet Herr AbgeordneterKnebel. Ich ertheile dem Herr«: Abge¬
ordneten Knebel das Wort.

AbgeordneterKnebel: Meine Herren! Durch die Rede des Herr» Grafe» Hoensbroech
zog sich als rother Faden der Gedanke, daß die Landwirthschaft einer korporativen Organifation
bedürfe, und daß diese nur durch die Landwirthfchaftskammernerlangt werden könne. Nun
versteht unter korporativer Organisation der LandwirthschaftkeineswegsJeder das Gleiche. Nach
meiner Auffassung befiuden die Vereine sich mitten in der Arbeit, um eine korporativeOrganisation
der Landwirthschaft herzustellen. (Sehr richtig!) Ich mochte dafür anführe», daß zunächst ja
der landwirthschaftlicheVerein sowohl, wie verschiedene Bauernvereine, die in unserer Provinz
bestehen, zu einer ihrer Hauptaufgabe gemacht haben, gemeinsame Bezüge der Landwirthe zu
vermitteln.

Diese Thätigkeit, obwohl sie erst seit wenigen Jahren in die Hand genommen worden
ist, hat sich schnell derart erweitert, daß der RheinischeProuinzialverein jetzt bereits einen jähr¬
lichen Umschlag voll mehreren Millionen durch seine Bezngscomunssionerreicht hat. Wir sind
also auf dem besten Wege dahin, daß die Landwirthe sich dem Lieferauten gegenüber die günstigste
Stellung verschaffen, die nur überhaupt denkbar ist; denn der schnelle Fortgang, den die Vezugs-
commissiongenommen hat, wird keineswegsin Stockung gerathen, sondern es wird schließlich sich
kein La»dwirth de» gemeinsame»Bezügen entziehen können, weil er einen vor Augen liegenden
Schaden davon haben würde.

Das ist aber bei weitein nicht die einzige Seite, nach welcher die Vereine einem kor¬
porativen Zusammenschlnßentgegenarbeiten. Für die Landwirthschaftskammernwird als eine der
wichtigstenAufgaben die Organisation des Personalkredils hingestellt. Sowohl der Bauernverein



88 39. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 2, Mai 1895.

als auch der Nhcinpreußifchelandwirtschaftliche Verein sind bereits eifrig thätig gewesen,um zur
Befriedigung des Personalkredits geeignete Einrichtungen zu treffen, und diese Einrichtungen sind
nicht vereinzelt geblieben, sondern sie haben bei dem NheinprcuhischenCentraluercin einen Zu¬
sammenschlußgefunden in der Hauptgenossenschaftskasse,die für die einzelnen Credituereine das
Geld, dessen sie benüthigt sind, bcfchafft, und ebenso auch für die einzelnen Vereine das über¬
schüssige Geld zur nutzbringendenAnlegung bringt. Das ist aber keineswegs die einzige Auf¬
gabe der Hauptgenossenschaftskasse, in gleicher Weise befriedigt sie anch alle einzelnen Consum-
geuosscnschaften, die im Zusammenhang mit dem Verein bestehen; sie besorgt diesen Creditinstituteu
das benöthigte Geld und legt das überschüssige für sie an, unter daukenswertherMitwirkung der
Laudesbank.

Gestatten Sie mir einen weitern Hinweis, welcher ein Schlaglicht darauf wirft, welche
störenden Wirkungen auf unfere landwirthschaftlicheEntwicklungdie Einführung einer Landwirth-
schaststammcrüben würde. Gegenwärtig findet die landwirthfchaftlicheBewegung ihren Grund
in den Ortsvereinen und landwirthschaftliche»Eafinos, die auf einzelneOrte befchränktsind. Dort
tritt der kleine Landwirth zusammen und dort ist er auch vollkommen in der Lage, seinen An¬
schauungenWort zu verleihen. Er, der in die große Versammlung überhaupt uicht hiueingewählt
wird, und wenn er hineingewählt würde, sehr häufig weder die Fähigkeit noch auch den Willeil
haben würde, sich an der Diskussion zu betheiligeu, ist ganz bereit, unter seinen Mitbauern sich
ohne Rückhalt auszusprechen. In diesen Ortsvereinen verdichten sich denn auch die Erörterungen
zu bestimmtenAnschauungenüber die gemeinsamenInteressen, ja auch zu bestimmten Anträgen.
Aus den Ortsuereinen finden diefe Anträge ihren Weg in die Kreisvereine oder, wie wir sie
nennen, in die Lokalabtheilungen. Auch dort werden sie in den Vorständen behandelt. Die
wichtigstenderselben werden an den Eentralverein und den Eentralvorstand gebracht, der ihnen
den weiteren Weg weist je nach der Bedeutung der Sache und je nach dem Zweck derselben. So
haben wir dort ein derartig entwickeltes Leben in unsern Vereinen, daß es doch außerordentlich
bedcuklich ist, darin eine Störung herbeizuführen.

Ich gebe gern zu, daß wir noch nicht vollkommenorganisirt sind, weder mit unserer
Vezugscommissionnoch mit unseren Cicditorganen, noch auch hinsichtlichder Verbreitung der
Ortsvereine über die ganze Provinz. Aber mit einem Schlage läßt sich derartiges nicht herstellen,
und wir befinden uns in einem so erfreulichen Fortschritte, daß man mit Recht sagen kann, in abseh¬
barer Zeit werden wir auf dem Wege, den die Vereine — ich spreche das ausdrücklich auch für die
Vaucrnvcrcine aus — befchrittcn haben, zu einer befriedigenden Organisation gelangen. (Sehr richtig!)

Nun hat Herr Marquis Hoensbroechverschiedene Aufgaben angeführt, denen gegenüber
eine Einwirkung der landwirtschaftlichen Vereine nicht in gleicher Weise würde möglichsein, wie
eine solche der Landwirthschaftskammer.

Er hat zunächst gemeint, daß, um hinsichtlichder Gruudschuld eine Vcrbessernng der
gegenwärtigen Lage herbeizuführen, eine Solidarität des gefammtcn Grundbesitzes eingeführt
werden müsse. Die Berechtigung dieser Forderung mag ihm ja zugegeben werden. Ich frage
aber den Herrn Grafen Hoensbroech,in welchem Paragraphen des'Gesetzes über die Landwirth¬
schaftskammerndenn diefe Solidarität gewährleistet ist! Ich vermag sie in dem Landwirthschafts-
kammergcsetz nicht zu finde,:. Eine Anregung dazu kann aber ein landwirtschaftlicher Verein mit
demselbenRechte und Erfolge geben wie die Landwirthfchaftskanuner. Aber dieser Anregung wird
es doch jetzt noch bedürfen, da die Solidarität erst durch einen neuen Akt der Gesetzgebung
geschaffen werden kann.
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Dann hat Herr Graf Hoensbrocch die Einwirkung auf die Börse angeführt. Jeder
Sachkundige, der sich die Bestimmungendes Landwirthschaftskammergesetzes darüber ansieht, wird
mir aber zugeben, daß diese einstweilenein Messer ohne Klinge sind. Will man auf die Börse
und deren Ausschreitungeneinen Einfluß gewinnen, dann muß man ganz andere gesetzliche Hand¬
haben und Mittel brauche», als sie im Landwirthschaftskammergesetzvorgesehen sind. Also
wiederum bietet das Gesetz durchaus keinen Vortheil gegenüber den landwirtschaftlichenVereinen.

Dann hat der Herr Marquis Hocnöbroechals Vortheil die Silos bezeichnet,eine Ein¬
richtung, die auch ich für außerordentlichwünschenswert!) halte. Ich bestätige dein Herrn Marquis
Hoensbrocch,daß in den Kreisen, namentlich der kleinen Landwirthe, kaun: etwas augeublicklich so
schwierig ist, als für die erzielte» Produkte, die sie verkäuflichhaben, Käufer zu finden. Der
Verkauf ist heutzutage von ausländischen Importen im Inlande derart organisirt, daß der¬
jenige, welcher als Zwischenhändler auftritt, sich nicht mehr die Mühe giebt, zu dem kleinen
Mann hinzugehen und ihm sein Getreide abzukaufen. Der Eiukauf ist ihm so sehr erleichtert,
daß schon die vermehrten Kostn ihn veranlassen, von einem Aussuchenbei kleinen Produzenten
abzusehen. Ich stimme also insofern mit dem Herrn Grafen Hoensbroechvollkommen überein.
Aber erfüllt diefe Wünfche eine Landwirthschaftskammcr? Das ist doch die Frage, Ich möchte
dem Herrn Grafen Hoensbroech namentlichentgegenhalten,daß vor wenigen Tagen der Herr Land¬
wirthschaftsministervon Hammersteinim Abgeordnetenhausesich gerade über diese Frage ausgc-
sprocheu hat und nach einer Notiz, die im „Staatsanzeiger" enthalten ist, znr Einrichtung der
Silos nicht etwa die Landwirthschaftskammer!,in erster Reihe, sondern Genossenschaften in Aus¬
sicht genommenhat, und erst in zweiter Reihe die Landwirthschaftskammcrn;ein Beweis, daß
auch i» dieser Beziehung mit den Landwirthschaftskammernan sich nichts gewonnen ist; denn die
Genossenschaften können die Vereine wenigstens ebenso gut, wenn nicht besser begründen, als die
Lllndwirthschaftskammern,

Im Ganzen ist es ja lediglicheine praktische Frage, ob man Landwirthfchastskammern
oder Vereine vorzieht. — Es kommt einzig uud allein darauf an, was von beiden die größeren
Vortheile bietet, Und da sind die Herren Vorredner Marquis Hoensbrocchund Freiherr von
Plcttenberg ganz consequcntdarin gewesen, daß sie von ihrem Standpunkt aus den Landwirth¬
schaftskammernden Vorrang gegebenhaben. Eine richtige Abwägung der Dinge wird aber zu
einein anderen Ergebniß führen müssen, Ich glaube bereits nachgewiesenzu haben, daß die
Voraussetzung der Segnungen, welche die genannten Herren von den Landwirthschaftskammcrn
in Aussicht»ehmcn, keineswegs begründet ist. Ich komme nun aber auf die Frage, welche der
beiden Einrichtungen uns eine bessere Organisation verbürgt. Zunächst frage ich mich, bringt
das Snstem der Landwirthschaftskammcrnbessere Kräfte an die Oberfläche als es bisher in den
landwirthfchaftlichcnVereinen der Fall war? Der landwirthschaftliche Verein sucht seine Sections-
Direktoren über die ganze Provinz aus nnd zwar als solche diejenigenPersonen, die auf dem
betreffendenGebiete die grüßten uud anerkannt besten Sachkenner sind, diejenigen,von denen man
weiß, daß sie arbeitsfrendig und opferwillig Hand anlegen, Diese Personen, die alle geborene
Mitglieder des Centraluorstandes sind, verbürgen die größte Sachkcnntniß, die denkbar ist, und
ihre Mitwirkung ist den landwirthschaftlichenVereinen gesichert. Das hat den weitern Vorzug,
daß alle Zweige der Laudwirthschaftin dem Eentraluorstand durch einen Sachkundigen ihre Ver¬
tretung finden. Glaubeu Sie, daß Wahlen, die doch von ganz zufälligenUmständen und keines¬
wegs fachlichen Einwirkungen abhängen, jemals eine derartig systematisch richtige und vollständige
Zusammensetzungverbürgen können? — Nuu und nimmermehr!
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Ich möchte dann weiter fragen: Ist es wahrscheinlich,daß die Landwirthschaftskammer
einen größeren Einfluß auf die Staatsregierung ausüben wird, wie das unsere Vereine bis jetzt
gethan haben? Nun steht ja da auf der einen Seite der Umstand, daß für die Provinz nur e i n
Institut vorhanden sein wird. Ob das aber ein Vorzug ist, ist mir mehr als zweifelhaft.
Mehrfach ist behauptet worden, wo verschiedeneVereine beständen, da könnten sie sich dadurch
lahmlegen, daß der Eine sich so ausspricht, der Andere umgekehrt. Keine Anschauung ist falscher
als diese. Man bringt doch nicht bloß seinen Antrag vor die Staatsregicrung, soudern mit ihm
mich dessen Begründung, und da ist es für die Negierung viel wichtiger, daß sie von den ver¬
schiedenen Interessenten — in jedem Erwerbsstand giebt es doch auch auseinandergchendeInte¬
ressen — über deren Auffassung unterrichtet wird, als wenn nur eine Richtung des Erwerbs¬
standes zum Ausdruckkommt.

Vielleicht,wenn der Laudwirthschaftskammerein recht schönes Kleid angezogenwird, wird
sie im Anfang prangend einhcrgehcu »nd auch bei der Staatsregicrung eine gewisse Berück-
sichtiguugfinden. Aber ich fürchte, dicfes schöne Kleid wird sehr bald abgetragen sein, denn,
meine tzerren, stellen Sie nur neben einander auf der ciuen Seite Männer in der freien Vereins-
thätigkeit, die durch ihre Arbeit im öffentlichen Leben sich eine Stellung und Vertrauen errungen
haben, und auf der anderen Seite folche, die aus Kreistagen oder irgend welcherandern Wähler¬
schaft durch Wahl hervorgegangen sind, da bin ich gar nicht zweifelhaft, wer auf die Dauer die
größere Beachtung bei der Staatsregicrung finden wird. Zweifellos werden das die Mäuner
sein, die aus der Arbeit im öffentlichen Leben hervorgegangen sind. (Sehr richtig! Beifall.)

Auf deu letzten Punkt, die Kosten, möchte ich nicht allzutief eingehen, meine aber doch,
daß Herr von Plettenbcrg deren Tragweite sehr unterschätzt. Er meint, das seien keine Steuern,
sondern Beiträge, die wir zu beruflichenZwcckeu geben. Ja, meine Herren, die Steuern sind es
heutzutage überhaupt nicht mehr, die am schwerstendrücken, sondern dies thun die anderweiten
Lasten, welche zu den Steuern hinzutreten. Auch bilden diese Kosten eine Ausgabe, von der so
mancher kleinere,weniger einsichtsvolle Mann den Zweck und Nutzen nicht erkennt, und die deshalb,
wie ich fürchte, sogar mehr als andere Ausgaben die Unzufriedenheit erregen wird.

Ich will meinerseits der Uebcrweifung der Vorlage an eine Commissionmich nicht wider¬
setzen, ich bin überzeugt, je sorgfältiger die Vorlage geprüft werden wird, um fo mehr wird man
dazu gelangen, sie abzulehnen.

Meine Herren! Wir haben bei uns ein vielversprechendes,werktätiges, opferfreudiges
Vereinsleben, auf das, wie schon von verschiedenen Seiten hervorgehoben worden ist, wir alle
Veranlassung haben, stolz zu sein (Beifall.) Lassen Sie uns dieses Vercinsleben hegen uud
pflegen, lassen Sie es uns bessern und ausbilden. Ich bin überzeugt, es wird ungleich mehr
Segen stiften können als eine uns aufgezwungeneKanuner (Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderBecker: Der Herr Commissarius des Herrn Ministers der landwirthschaft-
lichen Angelegenheiten,Herr Geheimer Ober-Negicrungsrath vi-. Thiel!

Ministerialcommissar Geheimer Ober-Negicrnngsrath Dr. Thiel: Meine Herren!
Erlaube» Sie mir, daß ich mit kurzen Worten den Standpunkt der KöniglichenStaatsregierung
dieser Vorlage gegenüber Ihnen auseinandersetze. Die Staatsregierung ist der Ansicht, daß
gerade in der gegenwärtigen Zeit, wo die Landwirthschaftin einer ja von allen Seiten anerkannt
schwierigen Lage sich befindet, es dringend noth thut, der Landwirthschaft ein Organ zu geben,
welches sie in den Stand setzt, ihre Interessen mit Nachdruck wahrzunehmen und bei den Maß¬
regel»,, die getroffen werden sollen, um die Schwierigkeiten dieses wichtigstenGewerbes zu über-
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winden, selbst mitzuwirken. Die Staatsregierung ist gewillt, auf den verschiedensten Gebieten der
Landwirthschaftkräftig fördernd einzugreifen,nicht nur folche Mittel zu ergreisen, die momentaner
Noth etwas steuern können, sondern wenn irgend möglichauch die Quellen abzugraben, aus denen
diese schädliche Entwickelunggeflossen ist. Die Staatsregierung hat es aber selbst anerkannt, daß
sie zu dieser wichtigen, schwierigen und sehr lange andauernden Arbeit nicht befähigt sein wird,
wenn ihr nicht der Rath der Landwirthe und die Mitwirkung der Landwirthe selbst in der kräf¬
tigsten Weise zur Seite steht. Sie furchtet sich gerade auf diesem wichtigen, tief eingreifenden,in
das ganze Wirtschaftsleben eingreifendenGebiete Maßregeln zu treffen, die zu sehr nach dem
grünen Tisch aussehen könnten, die nicht basirtcn ans einer vollständigen Kenntniß der Verhältnisse
und auf der Zustimmung der Interessenten selbst, Ich brauche iu dieser Beziehung ja uur die
Worte „Erbrecht", Vcrschuldungsfrciheit"n. f. w. zu nennen, um Ihuen klar zu machen,daß auf
diefcm Gebiete die wohlmeinendstenIntentionen und die theoretisch besten Gesetzenicht helfen
können, daß sie gar nicht zur Wirksamkeitkommen können, wenn sie nicht getragen werden von
der Zustimmung der Interessenten selbst, eine Zustimmung, die je nach den verschiedenen Gegenden
und Provinzen, nach Laudesgcwohnheilen,Sitten, wirthschastlichenund sonstigenVerhältnissen
sehr verschieden ausfallen wird. Was in der einen Gegend ausgezeichnet iu diesen Bestimmungen
sein kann, wird in der anderen als eine verabscheuungswürdigeMahregel pcrhorrescirt.

Wie gesagt, die Staatsregieruug wünscht, zu helfen. Sie wünscht aber nicht allein vor¬
zugehen, sondern mit den Landwirthcn selbst zu arbeiten, um überall in jeder Gegend das Nichtige
treffen zu können; und zu diesem Zweckehauptsächlichwünscht sie eine Zusammcufassungder
Landwirthe und zwar aller Landwirthe in einer geschlossenenOrganisation

Nun ist diesem entgegengehalten worden, einer solchen Zusammenfassungder Landwirthe
in einer geschlossenenOrganisation bedürfe es uicht, bedürfe es am Allerwenigsten in einer Provinz
wie der Ihrigen, wo ja ein blühendes Vereinsleben bestände, welches vollständiggeeignet sei, alle
diese Aufgaben zu erfüllen. Ich will es dahin gestellt sein lassen, ob dieses Vereinslcbeu wirklich
ein so blühendes, so thätiges uud nach keiner Seite hin mehr zu verbesserndes sein möge, und ob
nicht selbst auch in der Nheinvrovinz wenigstens einzelne Theile vorhanden sind, wo das Vercins-
leben noch manches zu wünschenübrig läßt. Ich will es auch dahin gestellt sein lassen, ob man
bei so großen organisatorischenMaßregeln, wenn mau einmal für den ganzen Staat große ein¬
heitliche Organisationen schaffen will, die speziellen Wünscheeiner einzelnen Provinz soweit berück¬
sichtigen solle, daß man da Ausnahmen macht. Allein, das glaube ich doch hier behaupten zu
können, die Thatsache, daß sich das Vereinsleben hier nach so verschiedenen Richtungen entwickelt
hat, daß Sie also den landwirthschaftlichenCcntralvcrein und verschiedeneBauernvereine nnd
daneben doch auch, weun auch nicht in übermäßiger Bedeutung, aber doch immerhin bestehend,
nie ganz moderne Organisation des Bundes der Landwirthe haben, — die beweist, daß wenigstens
nn Theil der Landwirthe in den älteren Verbanden ihre Bedürfnisse nicht genügend befriedigt
gefuudcn haben, und daß sie sich deswegeneiner anderen Organisation zugewandthabe», daß also,
sei es entweder der Cenlralvercin oder der Vaueruvereiu oder irgend ein anderer, nicht allen Be¬
dürfnissen und allen Wünschen entsprochenhat. Wenn einer von den Vereinen vollständig Alles
leisten könnte, was geleistet werden soll, dann würde ja zu der Bildung der anderen Vereine kein
Gruud gewesen sein. Also das wird man doch nicht so ohne Weiteres hinstellen, daß hier in der
Nheinvrovinz Alles so wohlgeordnetsei, daß eine Verbesserungüberhaupt gar nicht möglichsei; es
giebt überhaupt nichts in der Welt, was nicht noch verbesscrungsfähigist, dcu Grundsatz werden
Sie wohl mit mir anerkennen können, (Sehr gern!) und auch das möchte ich doch noch behaupten,
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Vereine — sie mögen so gut und so ausgezeichnetsein, wie sie wollen — sind doch nie Selbst¬
zweck, sondern sind Mittel zum Zweck, und wenn man zu dem Zweck nun noch ein besseres Mittel
finden kann, dann darf man sich nicht scheuen, etwas aufzugeben, um das Bessere dafür an die
Stelle zu setzen, (Hört! Hört! Sehr richtig!) und es wird meine Aufgabe sein, Ihnen kurz nach¬
zuweisen,warum die Staatsregierung glaubt, daß die Landwirthschaftskammerndie Aufgaben, die
die landwirtschaftlichen Vereine bis jetzt hier in Angriff genommenhabeil, besser und zutreffender
erfüllen könnten, als wie die immerhinzersplitterteVereinsthätigkeitnnd der Widerstreit der einzelnen
Vereine im Stande ist.

Ich wende mich da zuvor aber noch zu der Kostenfrage, die ja immer auch wieder in
den Vordergrund gezogen wird. Man overirt da mit dem halben Prozent des Grundsteuer-
Neinertrages, welchen die Landwirthschaftskammerumlegen kann, berechnetdaraus eine Summe
und findet, daß dicfes zu viel sein könne. Dem gegenüber ist nicht häufig genug und energisch
genug darauf hinzuweisen, daß es vollständig in der Hand dieser Landwirthschaftskammer,also
in der Hand der Interessenten selbst liegen wird, ob und wieviel sie etwa von ihren Berufs¬
genossen erheben wollen. Es ist in dem Gesetz absolut keine Handhabe gegeben für die Negicrnng,
irgend welche Leistungen in dieser Beziehung zu erzwingen. Nun wollen wir einmal annehmen,
die Landwirthschaftskammerwolle sich darauf beschränken,an eigenen Mitteln nur das aufzu¬
bringen, was — ich will mal fagcn — bis jetzt der landwirthfchaftlichcCcntralverein an eigenen
Mitteln aufgebracht hat, um feine Organisation durchzuführen und zu unterhalten. Materielle
Aufwendungen macht ja der landwirthschaftlicheEentraluerein heutzutage tcmm, sondern was er
an materiellen Aufwendungen für die Verbesserungder Landwirthschaft in dieser Provinz macht,
das wird ja alles aus den Zuwendungen der Staatsregieruug bestritten; in dieser Beziehung ist
er ja blos der Verwalter fremder Gelder. (Zuruf) Es nimmt alfo der landwirthschaftliche
Eentraluerein jetzt von seinen Mitgliedern ungefähr 60—70 000 M. auf, die er im Wesentlichen
zur Erhaltung seiner Organisation verwendet. Es ist ja blos ein kleiner Theil davon, der an
den Centralvcrein selbst geht, der größere Theil wird ja in den Lokalvereinengebraucht. Aber
ich rechne, daß das da auch von den eigenen Mitteln weniger zu deu materiellen Aufwendungen,
als wie zu den Geschäftsunkosten u. f. w, verwendet wird. Die ländlichen Bezirke dicfer Provinz
rcpräfentiren einen Grundstcner-Neincrtrag von ca. 48 Millionen Mark, Wenn Sie die Grenze
derjenigen, die nicht beitragspflichtigzur Landwirthschaftskammersein sollten, bei einem Grund¬
steuer-Reinertrag von 150 M. setzen — die Negieruug hat Ihnen ja vorgeschlagen,sie bei 75 M.
zu setzeil; aber ich habe die Berechnung mal auf diese höhere Summe angestellt, weil ich die
Zahlen nicht gleich anderweitig zur Hand habe —, wenn Sie also alle Leute unter 150 M.
Grundsteuer-Reinertragausscheiden, dann scheidetungefähr ein Drittel des Grundsteuer-Neinertrages
der Provinz aus und wird nicht beitragspflichtig.

Es bleiben dann noch übrig 32 Millionen Mark Grundsteuer-Reinertrag, von denen
'/«"/<> 160 000 M. repräsentiren würde. Wenn also die zukünftigeLandwirthfchllftskaimnernicht
mehr aufbringen sollte, um ihreu Geschäftsgang zu erhalten, ihre Zweigvereine zu pflegen, als
dies jetzt der landwirthfchaftliche Centralverein mit seine»: über die ganze Provinz verbreiteten Netze
thut, dann könnte das schon mit einein Viertel Prozent des Grundsteuer-Neinertrages ganz reichlich
bestritten werden. Können Sie es billiger machen, wollen Sie keine Diäten geben u. s. w,, so
würde das ja in der Hand der Landwirthschaftskammerliegen. Alles das, was die Landwirth-
fchaftskammermehr aufwenden will, um irgend welche materielle Förderung der Landwirthschaft
in der Gesammtheit der Provinz oder in einzelnen Theilen zu erreichen,das ist ihr eigener freier
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Wille, und ich glaube, Sie, die Landwirthe der Provinz, werden doch zu den Vertretern des
Nerufsstandcs das Vertrauen haben können, daß sie keine thörichtenBeschlüsse fassen weiden, daß
sie keine Steuern erheben werden, keine Verwendungen machen werden, die nicht wirklich sachlich
gerechtfertigtund für das Gewerbe nützlich sind, denn wenn sie, die Landwirthe, dieses Vertraue»
zu den Vertretern ihres Standes nicht hatten, dann dürften sie doch noch viel weniger prätcndircn,
gerechte, vorsichtigeund gewissenhafte Verwalter der großen Staatsfubventioncn zu fein, die ihnen
jährlich zu Theil werden, und die sie nun zum Besten der Landwirthschaftauf den verschiedenen
Gebieten verwenden, denn wer seine eigenen Mittel nicht verwalten und wahrnehmen kann, der
wird gewiß noch viel weniger im Stande sein, fremde Mittel richtig zu verwalten. Die Staats¬
regierung hat aber auch gar kein Mißtraue» in dieser Beziehung. Sie ist vielmehr fest davon
überzeugt, daß mir da von der zukünftigenKammer Beschlüsse auf weitere Erhebung von Mitteln
gefaßt werden, wo wirklich ein richtiger vernünftiger Zweck vorliegt, und wo die feste Aussicht
besteht,diese Mittel nützlich verwenden zu könne». — Die Staatsregiernng ist deswegen umsomehr
dieser festen Ansicht,weil das Gesetz selbst ja Mittel und Wege an die Hand giebt, diese Um¬
lagen nicht über die ganze Provinz immer gleichmäßig zu vertheilen, also die Weinbauer am
Nhei» zu zwiuge», für die Leute im Westerwald zu zahle», oder die Leute in der Saarbrncker
Gegend für die Landwirthe bei Cleve zu besteuern, sonder» weil das Gesetz die Möglichkeit
giebt, alle die Aufweuduugen, die vorzugsweise einem bestimmte» Distrikt zu Gute kommen
werden, auch nur auf de» Distrikt umzulegen, wenn die Vertreter des betreffenden Distrikts selbst
dies wünsche» und den betreffende»Antrag stellen. Es tan» also da in jeder Beziehung vor¬
sichtig gehandelt und vermieden werden, allgemeine Laste» aufzulege» für Maßregel», die blos
einem beschränkten Gebiet zu Gute kommen.

Nun ist ja allerdings wiederholt gesagt worden: Ja, das sind ja alles schöne Worte,
aber wen» wir erst ei»mal das Besteuerungsrecht haben, dan» wird uns die Negierung nichts
mehr geben und wird sagen, helft euch selbst, ihr habt ja dieses Mittel. Ja, meine Herren,
die gegenwärtige Regierung hat das ja wiederholt in feierlichster Weise erklärt, daß sie nicht an
eine solche Zurückziehungder Mittel denkt, und nicht nur der laufende Etat, fondern auch die
zukünftigen Etats werde» den klingenden Beweis davon geben, daß immer mehr a» Staats¬
mitteln zu Gunsten der Landwirthfchaft flüssig gemacht werden soll. Allein Sie werden mir
vielleicht entgegnen können: Wer garantirt das? Es kann ja auch einmal eine Zeit eintreten, wo
andere Tendenzen in der Negieruug sich geltend machen und wo wirthschaftliche Nichtuugcnzum
Ausdruckkommen, die davon ausgehen, daß es Unrecht wäre, Staatsmittel zn Gunsten einzelner
Verufszweige anzuwenden,daß jeder Verufszweig, jeder Stand selbst für feine Bedürfnisse sorgen
'»uß. Ja, meiue Herren, wenn solche Te»dc»zen einmal zur Geltung kommen sollten, dan»
würden sie sich mich z»r Geltung bringen gegenüber den jetzigen Vereinen ebenso wie gegenüber
den Kammern. Das würde dann keinen Unterschiedmachen; im Gegentheil würde ein solcher
Minister der landwirtschaftlichen Angelegenheiten ein solches Abgeordnetenhaus, welches einmal
alle Subuentionsfonds, alle Dispositionsfonds für die Landwirthfchaftstreichen wollte, sagen: Ihr
habt ja ein Mittel in der Kammer; wenn Ihr es noch nicht habt, warum schafft Ihr Euch keine
Kammer an, denn dann könnt Ihr Euch selber helfen. Wenn ma» überhaupt für solche Sachen
kein Geld geben will oder gebeu kann — um Gründe werden die Herren, die etwas abschlagen,
'üe verlegen sein, ob Sie eine Kammer haben oder keine Kammer haben, und um» wird »ie
sagen, die arme» Leute haben keine Kammer und können sich nicht selbst helfen, da müssen wir
ihnen etwas geben aus dem große» Staatsäckel. Das wird »ie der Fall fei», fo»der» entweder
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die Regierung steht auf dem Standpunkt, den die jetzige Negierung für den richtigen hält, und
den sie auch hoffentlich immer in dicfer Beziehung haben wird: es muß der Landwirthfchast
geholfen werden, und es muh der Landwirthfchaft gegebenwerden, oder sie steht nicht auf dem
Standpunkte — dann wird nichts gegeben werden, einerlei, ob Kammer oder landwirtschaftlicher
Verein, das wird wenig oder gar kein Unterschiedmachen.

Also so weit die Kostenfrage. Nun käme die Frage: Wird denn wirklich die Organi¬
sation der Kammer der gegenwärtigen Vereinsthätigkeit so verderblich fein? In dieser Beziehung
möchte ich doch das nur einmal in Ihr Gedächtniß rufen — es ist ja schon von verschiedenen
Herren Vorrednern gesagt worden: — der eigentliche Schwerpunkt der Wirksamkeit aller der land¬
wirtschaftlichen Vereine, die Sie hier in der Provinz haben, wie sie auch heißen mögen, die
lokale Wirksamkeitin den lokalen Organisationen wird durch die Landwirthschaftskammerabfolut
nicht tangirt. Es werden doch weder getroffen die lokalen Abtheilungen der laudwirthschaftlichen
Vereine, noch die landwirtschaftlichen Easinos, noch die übrigen Uutcruerbände. Es werden auch
nicht getroffenalle Zweiguercineder Vauernvereine, wie sie irgendwo existircn. Die werden absolut
nicht tangirt, denn die Kammer bezweckt ja nichts weiter, als einen Delegirtcnansschußzn bilden;
sämmtlicheLaudwirthe der Provinz, soweit sie überhaupt unter den Rahmen des Gesetzes fallen,
alfo nicht den ganz kleinen Schichten der ländlichen Bevölkerung angehören, welche nicht aus-
schlicßlichlandwirthschaftlicheInteressen haben und hier alfo nicht in Betracht kommen, die
ganzen Landwirthe der Provinz sollen dazu gebracht werden, Delegirte zu wählen, Vertreter der
einzelnenKreise, die nun die gesammten Interessen der Landwirthschaftwahrnehmen.

Es ist dagegen eingewandt worden, das könnten ja jetzt schon die bestehenden Vereine,
und wenn die Regierung nur auf diefe Vereine hören wollte, dann könnte sie ja die Meinung
der Landwirthschaft hören und brauchte nicht diefe neue Organisation. Ich werde mit Ihnen
über diesen Grundsatz nicht streiten. Ich könnte Ihnen das einmal zugeben. Gewiß, warum
nicht? Aber, nachdem die Sache einmal so liegt, daß dieses Gcfctz erlassenworden ist, nachdem die
Sache weiter so liegt, daß die ganz überwiegendeMehrheit der Provinzen, uuter denen Viele sind,
die ein mindestens ebenso blühendes und entwickeltes Vereinsleben haben, wie diefe Provinz, sich
trotzdemfür die Errichtung einer Kammer ausgesprochenhaben, einmal weil sie aus dieser Sache
für ihr Vereinslcben nichts fürchten, dann, weil sie glauben, durch diese Sache doch über die
jetzigen Vereine hinausgehende Rechte und Vorrechte zu erlangen— nachdemdas geschehen ist, liegt
für uns die Frage doch meiner Ansicht nach, wenn Sie überhaupt der Landwirthschaft eine
kräftige Vertretung geben wollen, nicht mehr so: Was sollte die Regierung eigentlich thun, warum
follte die nicht auf die Vereine hören; fondern jetzt liegt die Frage einfach fo: Müssen wir nuu
nicht dasselbe thuu, was die anderen Provinzen gethan haben, damit eben unserer Landwirthschaft
diefelbe Vertretung gesichert ist? Nachdem die Regierung einmal — ob mit Recht oder mit
Unrecht, das will ich Ihnen in diesem Angenblickegern preisgeben — in der feierlichen Forin
eines Gesetzentwurfesund einer Gesetzesuorlage erklärt hat, daß sie die bestehendenlandwirth-
fchaftlicben Vereine aus diesen oder jenen Gründen nicht für eine genügend legitimirte Vertretung
der gefammten Landwirthfchaft ansehen könne, ist diesen Vereinen in all ihren Emanationen doch
ein ungeheurer Schlag versetzt. Es ist das Rückgrat dieser Vereine in ihrer Wirksamkeit nach
Außen, meiner Ansichtnach, gebrochen, (Zustimmung) denn Jeder, der den landwirthfchaftlichen
Interessen nicht günstig ist, sei es im Abgeordnetenhaus^irgend eine Partei oder fei es irgend
ein zukünftigerVerwaltungschef — Sie müssen doch immer bedenken, daß gerade die für die
Landwirthfchaftwichtigsten Entscheidungenbei uns nicht ausschließlichin den Händen der land¬
wirthschaftlichenVerwaltung liegen, sondern daß andere Ressorts vielleicht noch viel mehr dabei
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betheiligt sind, in der Zoll- und Steuergesetzgebung,in den Tariffragen, Eisenbahnfragen u. s. w.,
als die landwirthschaftlicheVerwaltung. (Sehr richtig!) — Jeder, dein ein Votum irgend eines
landwirthschaftlichenVereins in Zukunft unbequem sein wird, auf welches einzugchen er nicht
Lust hat, oder wenn sich die Voten von Landwirthschaftskammcrnund landwirthschaftlichen
Vereinen gegenüberstehen,was bei dem Widerspruchder Interessen zwischen Osten und Westen
doch alle Tage passiren kann, dann hat Jeder, der nicht auf den Verein hören will, die sehr
bequemeAusrede — formale Ausrede will ich einmal zugeben im Moment; aber die formalen
Ausreden sind bekanntlich immer die allerbequemslen(hört, hört! uud Zustimmung) — zu sagen:
ja, auf die materielle Prüfung der Gründe, die in dieser Eingabe vorgebrachtsind, brauche ich
nicht einzugehen, denn dieser Verein ist ja nach der Aussage der Regierung selbst, nach den
Motiven der Gesetzesuorlageüber die Landwirthschaftskammcr,materiell nicht legitimirt, die Land-
Wirthschaft zu vertreten, und damit wird diese Eingabe bei Seite gelegt, oder sie wird wenigstens
längst nicht so estimirt, als wenn sie von einer Kammer ausgeht, der man diesen formalen Mangel
der fehlenden Legitimation nicht entgegenhalten kann. Ich meine, dieser Grund ist so durch¬
schlagend,daß sich nüchtern denkende Realpolitikerden: nicht entziehen können, daß sie sagen, wenn
wir die landwirtschaftlichen Interessen so fördern wollen — und ich nehme an, das wollen Sie
alle hier, meine Herren, wenn Sie auch nicht alle der Landwirthschaftangehören — wie es die
Landwirthfchaftverdient, dann müssen wir auch sorgen, daß die Landwirthschaftanch dieser Provinz
das Rüstzeug bekommt,was sie befähigt in dem Kampfe der widerstrebenden Interessen ihre Stelle
zum Wohle dieser Provinz einzunehmen und zu behaupten, denn unser ganzes zukünftigespolitisches
Leben wird ganz wesentlich basircn auf wirthschaftlichcnKämpftn, auf dein Widerspruchder ein¬
zelnen Interessen, und die Provinz, die dabei nicht mit der nöthigen Bewaffnung auftrete» kann,
wird unterliegen, lind deswegen erlauben Sie mir anch vielleicht, noch das auszuführen, daß ich
die Weisheit einer Entscheidung, wie sie Ihnen angerathen wird, nicht begreife, daß Sie sagen:
Zur Zeit wollen wir auf diese Sache uicht eingehen.Wenn Sie sagten: die Sache ist an und für
sich verwerflich— das ist ein Standpunkt, den würde ich verstehen können. Aber wenn Sie
sagen: Ja, mau kann nicht wissen, wie die Sache ist, wir wollen erst einmal sehen, wie das mit
den anderen Provinzen geht, und dann wollen wir uns entscheiden — ja das ist — entschuldigen
Sie den harten Ausdruck — doch ein etwas schwächlicher Standpunkt, (Sehr richtig!) Entweder
Sie haben die Ueberzeugung, aus der Sache wird etwas, dann müssen Sie so rasch wie möglich
suchen, sich die Vortheile der Sache zu sichern, und es ist doch bisher auch — ich bin selbst ein
geborener Rheinländer, und Sie erlauben mir die Bemerkung — nicht der Standpunkt meiner
Landsleute gewesen,sich ihre Weisheit aus dein Osten zu holen und zu warten, was kluge Leute
ihnen da vormachen, (Beifall und Heiterkeit) sondern sie sind immer stolz gewesen, den Anderen
ein Beispiel zu geben, wie man die Sache macht. Sind Sie der Mcinuug, daß die landwirth¬
schaftlichen Vereine das trotzallcdem besser machen können, als die Landwirthfchaftskammern— gut,
dann bleiben Sie bei den Vereinen. Sind Sie aber der Meinung, man müßte erst einmal sehen,
wie die Anderen das machen, und Sie wollen also jetzt das zur Zeit blos hinausschieben, dann
würde ich Ihnen das wirklich nicht anrathen, denn gerade in der nächsten Zeit werden sehr wichtige
und folgenschwere Entscheiduugengetroffeuwcrdeu, und da darf ich wohl noch einmal zurückkommen
auf die Punkte, die hier schon vorgebrachtworden sind: die Frage der Verschuldung, des Erb¬
rechtes, der Tarife u. s. w.

Ich gehe nicht so weit wie Herr Marquis Hoeusbroech,daß ich mich da festlegen wollte
auf eine bestimmte Organisation der Verschuldung,der Verschulduugsfreihcitdes Erbrechtesu. s. w.
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Ich gehe bloß soweit, zu sagen, und ich glaube auch Ihre Stinmmng besser zu treffen, wenn ich
sage: wenn diese Sachen geordnet werden, dann dürfen die Maßregeln nicht nach ausschließlich
östliche» Gesichtspunkte»oder nach ausschließlichtheoretischenGesichtspunktenüber das, was ein
Agrarrecht u. s. w. sein sollte, getroffen werden, fondern dann muß auch diese Provinz, dann
müssen die Anschauungender Landwirthe dieser Provinz mit vollem Gewicht in die Wagfchaale
geworfen werden, wie es nöthig ist, um solche wichtigeEntscheidungenzu treffen, zum Wohle der
Landwirthschaftund zum Wohle des ganzen Standes.

Nun hat der letzte Herr Vorredner doch meiner Ansicht nach etwas zu wenig Gewicht
auf die soustigen Vorrechte gelegt, die den Landwirthschaftskammerngegenüber den landwirth-
schaftlichcn Vereinen zustehen. Es hat einer der früheren Vorredner schon hervorgehoben,daß die
politische Selbständigkeit der Kammer doch zu Zeiten ein ungcmeincsVorrecht werden kann, und
es ist eigentlichbeinahe zu verwundern, daß die Staatsrcgierung zugestimmthat, diesen Kammern
eine so große Selbstständigkeit, eine solche Exemption von allen übrigen Vcreinsgesetzen zu geben,
wie sie sie gegebenhat, denn — das ist ja schon angeführt worden, ich möchte es nur wieder¬
hole» — sobald die gegenwärtigen landwirtschaftlichen Vereine über rein tcch»ifcheSachen
hinausgehen und auf das Gebiet öffentlich-rechtlicher Frage», auf das Gebiet der öffeutlichenAn¬
gelegenheiten, also politischerDinge, übergehen — was sie t«w äio thun, den» man kann keine
landwirtschaftliche Vcreinsverfammlung heute mehr zusanuncnhalte»,wenn mau blos über Kultur
von Kartoffel» oder irgend etwas ähnliches fpricht, sondern die steuerpolitischen,die wirthfchafts-
politischeuFragen domiuiren ja überall —.

Dann werden Sie eigentlichschon straffällig, wenn die betreffenden Versammlungen nicht
polizeilich angemeldet sind, und wenn Sie fortfahre» auch mit polizeilicher Anmeldung folche Ver¬
sammlungen zu halte», dann hat die Verwaltung auch «ollständig das Recht, und sie ist eigentlich
verpflichtetdazu, einen solche» Verein als einen politischen zu behandeln, und dann treten alle
die Beschränkungendes Vereinsgesetzesein, die politischen Vereinen gegenüber nothwendig und
angezeigt sind, also die Beschränkung iu der Auswahl der Mitglieder (Oho! Ruf: nur nicht
ängstlich!), Verpflichtungzur Vorlage der Mitgliederliste», Verbot der Verewigung der Vereine
unter einander u. s, w. (Fortda»cr»de Unruhe.) Das sind alles Dinge, die ja bis heute nicht
recht praktischgeworden sind — obgleich einzelne Fälle vorliegen —, aber die doch eines Tages
wieder eintreten können, und so ist es nicht zu verkennen, daß die Landwirthschaftskammerin
dieser Beziehung mit all ihren Ausschüssen und Unteruerbänden eine ganz ungcmein cximirte und
bevorrechtigteStellung haben würde. Auch möchte ich das doch nicht so gering achten, was der
Kammer in Beziehung auf Börse und Märkte an Rechten eingeräumt ist. Es ist ja das vielfach
falfch aufgefaßt worden. Die Einwirkung anf die Preisnotirung der Börfe ist ja nicht so gemeint,
daß, wenn die Börse nun »otirt, daß der Roggen blos 110 steht, die Landwirthschaftskammer
kommt und sagt: »ei», er muh 12U, 130 oder so etwas kosten, und daß sie die Preise ändern
kann. Die kan» das ja auch nicht. Aber vor allem soll mit dem Standpunkt gebrochen werden,
daß der Markt und die Börse nur Sachen seien, in die der eigentliche Interessent, der Produzent
nicht hineinzureden habe, fondern daß das eine Sache der intimen Vörsenkreise, der intimen
Handelskreiseunter sich wäre. (Bravo!) Mit dieser Auffassung soll gebrochenwerden, und es
sollen bei allen Märkten und allen Börse» die Interessenten selbst, die Lieferanten der Waare,
die an der ganzen Gestaltung der Marktverhältnisse,der Preisverhältnisse, das allergrößteInteresse
haben, auch mit in den Vorständen dieser Institutionen vertreten sein, um darauf hiuwirkeu zu
können, daß alle Organisationen dieser wichtigenInstitute so getroffen werden, daß die Gewerbe
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nicht geschädigt werden. Ich will in dieser Beziehung nur an einen Punkt erinnern: Die
Bestimmung der Qualität des an der Börse lieferbaren Getreides. Es ist gar keine Frage, daß
die Fixirung dieser Qualität, ob zu hoch nach oben oder zu niedrig nach unten, auf die ganze
Gestaltung des Getreidcgeschäftsund auf die ganze Preisgestaltung des Getreides einen ganz
kolossalen Einfluß hat, und daß es dringend nöthig ist, an den Organen, die darüber zu entscheide»'
haben, auch den Interessenten selbst, nicht blos dem Getreidehandel,sondernauch den produzirenden
Landwirthen und den Konsumenten,den Müllern u f. w. den nöthigen Antheil zu geben. Das
ist aber nur möglich, wenn eine Korporation vorhanden ist, die man auch als eine Vertretung
der ganzen Landwirthschaft auffassen kann, und der man nun ein solches Recht in die Hände
geben kann.

Sodann darf ich vielleicht noch, ohne Sie zu ermüden, ein Wort über die Kornhäufer
sprechen, die ja gerade vielleicht für Provinzen mit einem solchen parzellirten Besitz und mit einem
solchen Vorwiegen der kleinen Betriebe eine besondereBedeutung haben. Es ist ja eine allgemein
verbreitete Ansicht, daß unser ganzer Getreidehandel sich wesentlich auf den Bezug großer gleich¬
mäßiger Quantitäten ausländischen Getreides eingerichtet hat, daß die kleinen Mühlen immer
mehr und mehr verdrängt werden durch die großen Mühlen, und daß den großen Mühlen nach
ihrer ganzen maschinellenEinrichtung u s. w es sehr viel bequemer ist, mit dem Großhandel
zu operiren und große gleichmäßigeQuantitäten zu kaufen, und daß dabei der Absatz der aus
vielen kleinen Einzelheiten sich zusammensetzendenkleinen Landwirthschaft ganz erheblich leidet,
denn in dem Maße wie sich das zersplittert hat, muß ja der Zwischenhandeleintreten, der durch
zwei, drei Hände hindurch solche Sachen übernimmt, um schließlich auch das gesammelt und sortirt
in den großen Verkehr hinein zu bringen, was er in diesen kleinen Mengen im Einzelnen ange¬
kauft hat. Dabei muß aber doch ein erheblicher Theil des Verdienstes, der eigentlich dem
Produzenten zukommen sollte, in den Händen des Zwischenhandels naturgemäß hängen bleiben,
denn der muß ja für seine Mühe und für fein Risiko doch auch bezahlt werden. Aber nicht nur
diese zukünftige Entwickelungdes ganzen Getreidehandels, fondern auch der in neuerer Zeit von
der Regierung angestrebteund von der gegenwärtigenMilitärverwaltung ungemein poussirte direkte
Ankauf der Waare durch die Proviantämter und fonstige Regierungsconsumtious- und Ankaufs,
stellen ist vielfach daran gescheitert,daß die Verwaltung solcher Proviantämter und anderer Institute
des Staates sich sehr schwer darauf einrichten kann, kleine Mengen fehr verschiedenartigerQuali¬
täten zusammenzu kaufen. Das paßt fehr schlecht in den Gewerbebetrieb des Staates hinein.
Es macht sich also überall hier das Bedürfniß fühlbar, Mittelpunkte zu fchaffen, wo auch die
kleinen Landwirthe ihre Sachen abliefern können, wo die Waare verarbeitet wird, gleichmäßig
sortirt und eventuell auch noch verbessert,gemischt, getrocknet, um daraus eine auf dem größeren
Markt verkäufliche Handelswaare herzustellen. Hierzu könnte man ja Genossenschaften aä Iwo
gründen. Allein diesen freiwilligen Genossenschaftenwird immer die Schwierigkeit anhangen,
baß ihnen sehr schwer größere dauernde Verpflichtungenzu übertragen sind, weil ja keine Sicher¬
heit gegebenist, daß solche Genossenschaften sich nicht wieder auflösen. Das würde nichts bedeuten,
wenn die Genossenschaft felbst die Sache ganz in die Hand nähme, z. B. die Gebäude u. s. w.
selbst herstellte, und, wenn sie sich nachher auflöste, diese Gebäude zu verwerthen suchte. Das
ist dann ein reines Privatrisiko und würde weiter keinen tangiren. Allein davon sind ja die
Interessenten alle überzeugt, daß auf diesem Wege die Sache nicht möglich ist.

Es ist gegenwärtig aus der Landwirthschaftnicht foviel Kapital herauszubekommen,daß
sie größere Anlagen in dieser Beziehung aus eigenen Kräften machen kann, und das Verlangen

13



98 39. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 2. Mai 1895._____________

geht einmüthig dahin, daß der Staat, z. B. der Eisenbahnfiskus ebensogut, wie er Lagerhäuser
überhaupt baut, jetzt an geeigneten Stationen besondereGetreidclagerhänser baut, die an die
Landwirthe uermiethet werden, daß also nur deren Betrieb den Landwirthen anheimfallen soll.
Nun wird der Fiskus ja wenig Neigung haben, solche Sachen zu machen, und hierzu Kapitalien zu
inucstircn auf die Hoffnung hin, es würde sich wohl eine Genossenschaftbilden, und auch
dauernd als Genossenschaft erhalten bleiben, welche den Betrieb übernähme und das Kapital dein
Staate durch die Mielhe verzinst. Mit viel mehr Muth wird der Staat aber an solche Sachen
Herangehen,wenn er eine dauerndeKorporation hat, die sich nicht freiwillig wieder auflösen kann,
mit der er paktiren kann und die ihm sehr viel größere Garantieen für eine dauernde Verwer¬
thung der von ihm mit seinem Staatskapital zu schaffenden Anlagen bietet. Also auch in der
Beziehung, gerade auf diesem für den kleineren und mittleren Landwirth so wichtigen Gebiet,
dürste die Landwirthfchaftskammerals geschlosseneKorporation der Landwirthe sehr viele Vortheile
bieten, vor einer freiwillig zusammentretendenGenossenschaft,die zunächst doch überhaupt noch
nicht da ist, die man erst abwarten muß, und von der man abwarten müßte, welche Garantieen
sie dem Staate bieten könnte, um den Staat zu veranlassen, nun seinerseits sehr viel Geld in
solche kostspieligen Anlagen hineinzustecken.

Ich darf dann zum Schluß wohl noch ein Wort sagen — ich habe vielleicht schon über¬
haupt zu lange gesprochen, aber Sie werden es entschuldigen,die Staatsregierung legt den aller¬
größten Werth auf diefe Vorlage, und ich habe deshalb auch die Verpflichtung, alle Seiten der
Sache hervorzukehren, die zu ihren Gunsten fprechen. Es hat der letzte Herr Redner der
Kammer auch noch einen Mangel anhängen wollen, daß er gefagt hat, bei der freien Vereins¬
thätigkeit würden sich überall die besten Kräfte an die Spitze stellen, und sie würde eine viel
größere Auswahl haben, ihre Wahl würde sich immer auf die Leute richten, die sich fchon in der
Veremsarbeit bewährt haben, und das würde in der Kammer nicht der Fall sein, — Ja, meine
Herren, ich glaube, der Herr Neduer ist für diese Behauptung allen und jeden Beweis schuldig
geblieben. (Lebhafte Zustimmung.) Sei es nun, daß die Wahlen zur Kammer dauernd durch
die Kreistage erfolgen werden, oder daß die erst durch die Kreistage gewählte Kammer beschließen
wird, die Wahlen wieder in die Kreise der Landwirthe selbst zu verlegen, um der Kammer
dadurch noch mehr direkte Fühlung mit den Landwirthen selbst zu geben und ihre Autorität zu
stärken — dessen bin ich fest überzeugt, daß ebenso wie in ihren Vereinen, so auch in den Kreis¬
tagen oder in den direkten Wahlen durch die Landwirthe sich die Wahl immer auf die Männer
lenken wird, die sich bisher schon in gemeinnützigerWeise für die Landwirthfchaft ausgezeichnet
haben. Es werden ja auch in den landwirthschaftlichenVereinen hin uud wieder aus äußeren Rück¬
sichten Leute gewählt, die es eigentlichdurch ihre Leistungen nicht so sehr verdienen, und das mag
ja auch bei der Kanuner vorkommen können. Aber warum die Kannner und die Organe der
Kammer in dieser Beziehung schlechter gestellt sein sollen wie die landwirthschaftlicheVereine, das
ist in der That nicht einzusehen. Die Staatsregierung hat wenigstens das Zutrauen, sonst würde
sie es Ihnen nicht vorschlagen, daß die Landwirthe selbst wohl am besten wissen werden, wer
geeignet ist, ihre Arbeit zu thun, ihre Interessen zu vertreten, und für sie zu wirken, und es wird
auch der Kammer hier in dieser Provinz nie an solchen Leuten fehlen; im Gegentheil, es werden
sich noch viel mehr Leute dazu drängen, in diefer Kammer zu arbeiten, als bis jetzt in den
Vereinen, denn die Kammer wird eine geschlossene,mächtige und einflußreicheOrganisation sein.
Die Vereine können schon allein durch ihren Zwiespalt untereiuauder eine so einflußreiche Stellung
nicht prälendiren, und je schärfer uud besser das Instrument ist, welches sich mm einem thatkräf-
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tigen Manne darbietet, um damit in der Oeffentlichkeitzu wirken, umsomehr Reiz wird gerade
für einen tüchtigen Mann darin liegen, sich dieses Instruments zu bemächtigen, sei es aus
gemeinnützigerAbsicht, sei es um seinen persönlichenEhrgeiz der Auszeichnungin öffentlichen
Dingen zu befriedigen. Ich kann in dieser Beziehung die geplante Kammer nur mit Ihrer
Selbstverwaltung überhaupt vergleichen. Die ist ja auch eine Art Zwangsorganisation aller
Kräfte dieser Provinz. Hat denn jemals einer gegen den Provinziallandtag oder gegen einen
Kreistag den Vorwurf erhoben, weil das eine Zwangsorganisation sei, und weil die Wahlen
nicht von einem freien Verein, sondern von allen Verpflichtetenvorgenommen werden, deswegen
würden da unzweckmäßige Männer hineingcwählt und nicht die tüchtigstenund besten der Provinz
oder des Kreises? (Heiterkeit.) Ich glaube, Sie werden ein solches Argument von sich abweisen,
und werden sagen, es können einzelne Mißgriffe vorkommen; aber im Großen und Ganzen werden
die Menschenschon wissen, wen sie zu wählen haben. Das werden Sie in der Kammer ebenso,
wie in Ihrer Selbstverwaltung.

Ich will damit schließen, meine Herren. Wir werden ja, wenn Sie diese Angelegenheit,
wie ich hoffe, an eine Commission verweisen, noch genügend Gelegenheit haben, uns über die
Details der Sache zu unterhalten, und ich kann einstweilenim Namen der Staatsregierung nur
das wiederholen: sie legt den allergrößten Werth darauf, daß die Sache auch in dieser Provinz
perfekt wird und möglichst bald perfekt wird, nicht fo sehr im Staatsinteresse— denn das Staats-
interesse ist ja jetzt gedeckt, nachdemin der großen Mehrzahl der Provinzen ein solcher landwirth-
schaftlicherBeirath für die Regierung und eine folche Vertretung der landwirtschaftlichen
Interessen organisirt ist — sondern im Interesse dieser Provinz selbst, die nach Ansicht der Staats¬
regierung mit wichtigenInteressen in's Hintertreffen kommen würde, wenn sie nicht auch diese
Rüstung hätte, wie sie die Staatsregicrung darbietet. (Lebhafter Beifall!)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteLieven.
AbgeordneterLieven: Meine Herren! Ich muh von vornherein erklären — um den

Ausdruck des Herrn Regierungscommissars zu gebrauchen — daß ich zu den schwächlichen
Naturen gehöre, die zur Zeit nicht für die Einführung der Kannner sind, sondernabwarten wollen,
wie sich die Sache in den anderen Provinzen entwickelt,und haben wir dann immer noch Zeit,
uns später für oder gegen eine Kammer auszusprechen. Einstweilen bitte ich Sie, die Einführnng
der Kammer abzulehnen. Ich frage Sie auch, ob uns das, was wir aus dem Vortrage des Herrn
Geheimen Ober-Regierungsraths gehört haben, dazu veranlassen kann, die Kanuner einzuführen.
Höchstens doch nur die Angst, daß wir in's Hintertreffen kommen gegen die andern Provinzen.
Es ist für mich sehr fraglich, meine Herren, ob es besser ist, daß wir die Kammer haben oder
ob wir einstweilendie Vereine behalten. Wer garantirt uns denn, daß die Kammern besser sind
oder wo ist denn irgendwo ein Beispiel dafür? Es ist doch etwas ganz Neues! Wenn Sie die
Geschichte der Kammern und die Entstehung der Kannnern kennen, wie ich sie kenne, dann würden
Sie vielmehr meiner Ansicht sein. Fast alle landwirtschaftlichen Vereine haben sich dagegen
ausgesprochenund nun auf einmal fprechcn sich die Provinzen dafür aus. Ja, meine Herren,
ist das wirklicheine Garantie, daß es etwas Ausgezeichnetes ist? Wenn uns die KöniglicheStaats¬
regierung davon überzeugt, dann würden wir ja ganz gerne nachkommen. Wir wissen es
aber nicht.

Meine Herren! Ich habe das Vertrauen zur Negierung, daß, wenn sie sieht, daß wir
unsere Rechte behalten wollen, wir aber gern bereit sind, sobald wir die Neberzeugunghaben,
daß sie uns etwas Gutes bietet, darauf einzugehen, wir nicht zu befürchtenbrauchen, daß wir
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schlechter behandelt werden wie andere Provinzen. Auch glaube ich nicht, daß die Negierung uns
zwangsweise eine Landwirthschaftskammerauflegen will. Vom Herrn Marquis von Hoensbroech
ist über die Verschuldunggesprochen worden, und habe ich ihn so verstanden — ich weiß nicht,
ob es richtig ist — als wenn die Verschuldung in Gründen liege, die durch die Kammer zu
heben wären. Ich glaube, meine Herren, daß ein großer Theil der Schuld an den hohen Steuern
liegt. Ich habe gestern eine Aufstellung von einem Gute in der Nähe von Köln gehabt, was
40 000 M. einbringt, und davon sind ohne die Nennleistungen allein 9000 M. Steuern zu
zahlen, (Zuruf: Miguel!) Das sind 23 "/o- Also wenn wir die Verschuldungverringern wollen,
dann können wir einmal bei den Steuern anfangen und dürfen nicht immer die Steuern selbst
noch erhöhen. Wir haben in den letzten Jahren im Prouinziallandtage allerhand gehört, was
ausgeführt werdcu soll und was keine großen Kosten mache, z, B, landwirthschaftlicherUnfall u, s. w.
Nun wissen wir, was es uns kostet, und wachsen die Kosten noch immer mehr. Wir wissen gar
nicht, wohin das noch sührt, und deshalb meine ich, sollte man recht vorsichtigsein. Wenn man
20 Jahre im landwirtschaftlichen Vereinsuorstand sitzt und weih, wie die Frage der Landwirth¬
schaftskammerzuerst in Bitburg auftauchte, uud die ganze Angelegenheitimmer verfolgt hat, so
darf man sich wohl ein Urtheil erlauben. — Ich habe die Ueberzeugung, daß man mit der
Errichtung der Kanunern die Beitrage, die die Staatsregierung jetzt den landwirtschaftlichen
Centraluereinen giebt, diefen abknöpfen will (Heiterkeit). Daß die gegenwärtige Negierung das
nicht thut, will ich ja glauben. Sie wird es uicht thuu, weil sie eine andere Erkläruug abgegeben
hat, und ebenso glaube ich, wird sie auch die Kammern nicht zwangsweiseeinführen. Was aber
eine andere Regierung thut, das wissen wir nicht; wir müssen abwarten und uns beugen, wenn
es nicht anders geht.

Die Bemerkung, daß wir in den Centraluereinen nach der Entscheidungdes Reichs¬
gerichtes nicht mehr in der bisherigen Weise verhandeln und landwirthschaftlicheFragen u, s. w.
besprechen dürfen, wie wir es bis jetzt gethan haben, macht mir keine Angst. Unser Statut ist
genehmigt, der Kaiser ist unser Protektor, und wir werden vor wie nach zum Besten der Land-
wirthschastweiter wirken können, ohne gestört zu werden. Ich glaube also nicht, daß uns hier¬
durch große Schwierigkeitenvon der Regierung geinachtwerden; wenn sie es doch thut, so weih
ich nicht, wer den größten Schaden hat.

Herr Marquis von Hoensbroech hat dem landwirthschaftliche«Verein vorgeworfen, er
agitire gegen Landwirthfchaftskannnernund triebe Kirchthurmspolitik. Ich bin gezwungen, mich
ganz entschieden dagegen zu verwahren. Wer die landwirthschaftliche«Vereine kennt, wird eine
folche Behauptung nicht aufstellen, wohl aber kann man fagen, daß von anderer Seite Kirch¬
thurmspolitik getrieben worden ist oder zu treiben versucht wird.

Meine Herren! Dann hat der Herr Regierungscommissar ausgeführt, die landwirth-
fchaftlichen Vereine — und das ist auch von anderer Seite ausgeführt worden — würden unter
den Landwirthfchaftskammernnicht leiden. Ja, meine Herren, wer wird denn noch doppelt
bezahlenwollen? Wenn wir die Kammern haben, müsseu wir bezahlen, und im landwirthschaft-
lichen Verein müssen wir auch bezahlen, dazu sind unsere Verhältnisse doch nicht angethan.
Der grüßte Theil der Leute, die heute in Centraluereinen sind, würde sich dazu nicht verstehen
können, doppelte Beiträge zu zahlen, und man kann es ihnen auch nicht gut zumuthen.

Kurz und gut, wir müssen uns hüten, einen Sprung in's Dunkle zu machen. Es kann uns
Niemand Vorwürfe inachen, wenn wir vorsichtig sind, und ich bitte Sie deshalb, die Sache an eine
Commission zu verweisen. Dort kann die ganze Angelegenheitnäher erläutert und diskutirt werden.
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VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dick.
AbgeordneterDick: Meine Herren! Nachdem der Herr Vorredner gesprochen hat,

könnte ich eigentlichverzichten. Ich möchte indessen, da es sich um eine Vorlage handelt, welche
ausschließlichdie Landwirthschaftbetrifft, von der dieser ein Nutzen versprochen wird, dem aus¬
gesprochenenberechtigtenVerlangen der der Frage fernstehendenMitglieder dieses hohen Hauses,
„auch eine bäuerliche Stimme zur Sache zu hören", entsprechen und nicht verschweigen, daß meine
Berufsgenossenin dem Kreise, den zu vertreten auch ich die Ehre habe, sich gegen die Einführung
der Landwirthfchaftskammernausgesprochenhaben.

Meine Herren! Der erste Redner hat gesagt, es sei im Westen der Niedergang der
Landwirthschaft noch nicht so bedeutendund bekagenswerth,wie im Osten; das ist ein Irrthum,
den ich widerlegen, den ich bestreitenmuß, Sie finden ihn widerlegt, wenn Sie sich mit den
landwirtschaftlichen Verhältnissenda draußen direkt befassen. Bei uns tritt die in bäuerlichen
Kreisen herrschende Noth nicht so in den Vordergrund, weil die Vertreter der Landwirthschaftbei
der Vielgestaltigkcitder Gewerbe in unserer RheinischenProvinz nicht mehr so im Vordergründe
stehen, wie dies noch im Osten der Fall ist. Hier hat die Landwirtschaft längst die Spitze ver¬
loren, wir sind längst zurückgedrängtworden, meine Herren, und nur deshalb tritt die meiner
Ansicht nach jetzt allgemein zugestandenesehr große Noth gar nicht so offenkundig zu Tage.

Sodann wollte ich zunächst uns dagegen verwahren, daß man überhaupt noch annehmen
darf, die Rheinifchen landwirtschaftlichen Marktuerhältnisse seien günstiger wie die im Osten,
waren doch die Berliner Getrcidepreise höher wie die Kölner, daß wir im Vergleichmit den
östlichen minder belasteten und durch künstliche Maßnahmen immerfort begünstigten Verufsgenossen
auch jetzt noch besser gestellt seien

Dann, meine Herren, betone ich, was schon wiederholt gesagt worden ist, daß all das
Schöne und Gute, von dem man so reichlichgesprochen hat, daß man dabei dachte: Ja, was
hat das eigentlichmit der Landwirthschaftskammerzu thun? — das alles das Schöne und Gute
doch nicht durch eine Landwirthfchaftskammcrgarantirt ist. Meine Herren! Ich stehe da draußen
im Vereinsleben, und es ist das Gesetz, auf Grund dessen die Landwirthschastskammernein¬
geführt werden sollen, in den landwirtschaftlichen Kreifen aller Gegenden und Ortschaften seit
Monaten sehr lebhaft besprochenworden. Ueberall, wo man sich begegnete, hat man über
diese Neuheit sich unterhalten, die man, offen gestanden, auch zu den überreichlichen gesetzlichen
Neuheiten zählt, die so außerordentlichwenig Beifall gefunden haben, besonders in den länd¬
lichen Gemeinden.

Es ist also, meine Herren, meiner Ansicht nach unser Urtheil über die Sache genügend
geklärt, und wenn ich hier referiren soll, was da draußen unsere bäuerlichenMitbürger über die
Sache denken, so kann ich's Ihnen gerade heraussagen: Man hat uns gesagt, mit den Beiträgen
wird es ja viel günstiger, als es bisher war. Wir bezahlen jetzt den höchsten Betrag an den
landwirthschaftlichenVerein mit 3 M, nicht 3,50 M, wie gesagt wurde (die 50 Pf. Zuschlag,
welche erhoben werden, sind das Porto, die Zustellungsgebühr der Zeitschrift). Der Beitrag,
welcher vom Vauernverein erhoben wird, ist 1 M. pro Jahr. Gering, verhältnihmähig den
kleinen bäuerlichenVerhältnissen bei uns am Rhein. Die Vereine leisten nun für deu Beitrag
nicht nur das, was wir als Vercinszweck direkt verlangen, fondern sie bieten uns doch auch eine
Zeitschrift, ein reelles Etwas dafür, was meinem Ermessennach mindestensden Veitrag werth ist.
Dann aber fürchtet man, daß wenn einmal eine Landwirthfchaftskammerdas Recht hat Steuern
auszuschreiben, man nicht weih, in welcher Weise von diesem Rechte Gebrauch gemacht wird,
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daß das eine Presse geben kann, die uns ganz eklig aus's Blut drückt. Dies Bedenken ist der
Hauptgrund des Widerspruchs.

Es ist hier in Verbindung mit der Vorlage gesagt worden, daß die Landwirthschasts-
kammer Veranlassung geben könne, auf die Börse einzuwirken. Aber, meine Herren, ich wüßte
nicht, wie das die Landwirthschaftskammeranders machen könnte, als wie die Vereine es versucht
haben. Sind denn nicht Nothschreiegenug von allen Seiten ausgestoßen worden, und müssen sie
denn gerade in irgend einer ganz speziellen formell vorgeschriebenenWeise an das richtige Ohr
kommen,welches darauf zu horchen hat, um Beachtung zu verdienen? Meine Herren! Ich glaube,
die Nothschreiesind so mannigfach, so vielfach von allen Seiten ausgestoßenund begründet worden,
daß die hohe Staatsregierung ganz genau wissen könnte, wo der Hase im Pfeffer liegt, daß
wir eine Kammer dafür nicht nöthig haben, um das ausznfprechen. Man fürchtet ganz besonders
in landwirthschaftlichenoder bäuerlichenKreisen, daß die Landwirthschaftskammereine bürcau-
kratische Einrichtung werden würde, in der viel Tinte vergossen, aber weniger geleistet wird wie
bisher, daß man auf sie als ein Geschenkder Staatsregierung hinweisen werde, mit dem man
sich zufrieden geben müsse.

Meine Herren! Der Herr Vertreter der hohen Staatsregierung hat gesagt: Wir wünschen
den Rath, wir wünschendie Mitwirkung der betheiligtenLandwirthe. Ich glanbe, es hat sicherlich
bisher weder an dein einen, noch an dem andern gefehlt von den verfchiedenen Vereinen, die sich
fortwährend auf dein Laufenden gehalten und sich Mühe gegebenhaben, mich die hohe Staats'
regierung auf dem Laufenden zu halten.

Wenn nun davon gesprochen wird, daß bessere Crediteinrichtungennur durch eine Kammer
angebahnt werden könnten, so halte ich die bäuerlichenInteressen durch so weitgehendeErleichte¬
rung der Verschuldung gefährdet.

Bezüglich der geplanten fiskalischen Fruchtspeicherund Silo-Anlagen habe auch ich die
Ansicht gefunden, daß die Erfahrungen, die man mit den Proviantämtern gemacht hat, dem
Bauer den Verkehr mit dem Fiskus verleideten. Wenn man hier auch gesagt hat, das Erbrecht,
die Tarife, das seien Sachen, die unbedingt in einer offiziellen Kammer behandelt werden müßten,
um die offizielle Stimme dieser Organe abgeben zu können, so muh ich Ihnen sagen, daß, wenn
ich bei uns auf dem Lande von einem neuen Erbrecht sprechenund dies als Errungenschaft der
Landwirthschaftskllmmerin Aussicht stellen wollte, man sagen würde, dann brauchen wir die
Landwirthschaftskammererst recht nicht, ein neues Erbrecht wollen wir nicht. (Sehr richtig.)

Meine Herren! Ich habe mir noch eine Menge Notizen gemacht; aber ich glaube, es
ist in der Sache genug gesprochen worden. Unsere so zwanglos regsam arbeitenden Vereine
werden nicht, wie man voraussetzt, iu der Kammer aufgehen können — sie werden in der
offiziellenJacke verkümmern.

Ich schließe mich den Ausführungen des Herrn Lieven nochmals an und beantrage, wie
der Herr Referent vorgeschlagenhat, Verweisung der Vorlage in eine Commission.

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Es ist bei mir ein Antrag auf Schluß der Ver¬
handlung eingegangen. Es fehlt aber noch die genügende Unterstützuug. Es müssen 10 Mit¬
glieder denselbenunterstützen. Soviel Unterschriftenträgt der Antrag nicht. (Eine große Anzahl
von Mitgliedern erhebt sich.) Die Unterstützungreicht aus. (Heiterkeit.)

Zum Worte haben sich noch gemeldetdie AbgeordnetenHerren von Plettenberg, Knebel
und Simons. Ich ersuche diejenigen Herren, welche für Schluß der Verhandlung sind, sich zu
erheben. (Geschieht.)— Das ist die große Mehrheit.
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Wünschtder Herr Berichterstatter noch das Wort? — Der Herr Berichterstatterverzichtet.
Zur persönlichenBemerkung Herr AbgeordneterKnebel.
Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Der Herr Negierungscoinmissarhat gemeint, ich

sei den Beweis schuldiggebliebenfür die Behauptung, daß die Organisation des landwirthschaft-
lichen Vereins eine bessere und sachverständigere Vertretung im Centralvorstand garantire, als die
Landwirthschaftskammer. Ich muh den Herrn Negierungsconnnissardoch darauf hinweisen, daß
ich ausdrücklichausgeführt habe, daß die Art und Weise, wie der landwirthschaftlicheVerein
seine Sektionsdirektoren, die zugleich geboreneMitglieder des Vorstandes sind, auswählt, nach
zwei Richtungen hin bessere Garantieen böte, als die Landwirthschaftskammer,erstens, weil er
die besten Sachkenner (Rufe: persönlich!)auswählt (erneute Rufe: persönlich!),und zweitens, weil
er alle Gebiete der landwirthschaftlichcnBerufe umfaßt.

Ich würde weiter hierauf eingegangen fein; aber innerhalb des Nahmens einer persön¬
lichen Bemerkung ist dies nicht möglich.

VorsitzenderBecker: Das war wohl kaum eine persönliche Bemerkung. (Heiterkeit.)
Meine Herren! Es ist von dem Herrn Berichterstatter der Antrag gestellt,die Angelegen¬

heit zunächst einer besonders zu bildenden Commissionzu überweisen. Der Antrag ist von allen
Rednern des Hauses nicht bemängelt, sondern empfohlenworden. Ich darf, wenn Sie nicht eine
spezielle Abstimmung wünschen,wohl feststellen,daß es dein Wunfche des Hauses entspricht, daß
so verfahren werde. (Zustimmung.)

Dann würde es sich also darum handeln, welche Zahl von Mitgliedern die Commission
erhalten soll. Wir pflegen sonst 15 zu nehmen. Wenn Sie nicht einen besonderenWunsch nach
einer Verstärkung haben, dann würde ich auch rathen, dabei zu bleiben. (Zustimmung.)

Dann würde ich meinen, es empfehlesich vielleicht, wenn die Abtheilungenunmittelbar
nach dem Plenum zufammentreten, um je 3 Mitglieder in diese Commissionzu wählen (Zu¬
stimmung.), daß dann die gewählten Commissionsmitglicderdie Güte haben, sich sofort im Zimmer
der I. Abtheilung zu constituiren, indem sie ihren Vorsitzenden und dessen Stellvertreter und den
Schriftführer und Stellvertreter wählen, und daß dann der Vorsitzende vielleicht die Güte hätte,
morgen früh die Commifsion zur ersten Sitzung zusammenzu berufen, sodaß die Angelegenheit
morgen schon in der Commissionberathen werden kann, und, soweit die Commissionmorgen
schlüssig wird — das wird sich ja bis zum Plenum herausstellen— eventuell übermorgen zur
Plenarvcrhandlung gestellt werden kann. Sollte die Commission noch längere Zeit brancheu,
dann würden wir natürlich die Plenarsitzung erst später abhalten können.

Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordneter Freiherr von Solemacher.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich würde

bitten, daß die Commifsionin einem anderen Zimmer wie dem der I. Abtheilung zusammentritt,
weil das Zimmer der I. Abtheilung auch gleichzeitigdas Sitzungszimmer der I. Fachcommission
ist, und diese morgen jedenfalls auch Sitzung haben wird. Es würde sich vielleichtempfehlen,
wenn die Commissionetwa in dein Geschäftszimmerder Geschäftsordnungscommissionoder der
Commissionfür Wahlprüfungen tagt.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
LandesdirektorDr. Klein: Das Zimmer der III. Fachcommissionist frei. Das kann

dazu genommenwerden.
VorsitzenderBecker: Ich habe auch nur gemeint, die Commission solle sich hente in

diesem Zimmer constituiren. Aber da das Zimmer der III. Fachcommission heute und später frei
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ist, so wird wohl auch Ihrem Wunsche(zum AbgeordnetenFreiherrn von Solemacher) entsprochen,
wenn wir festsetzen, daß die Commissionin dem Zimmer der III. Fachcommissionihre Sitzungen
abhält.

Damit wäre der Gegenstand für heute erledigt. Meine Herren! Ich wiederhole also
nochmals: Die Herren haben die Güte, sich unmittelbar nach dem Plenum in den Abtheilungen
zusammenzu finden und je drei Mitglieder der Commissionzu wählen, und die gewählten Mit¬
glieder haben die Güte, sich im Zimmer der III. Fachabtheilung zusammenzufinden,um dort sich
sofort zu constituiren, und der Herr Vorsitzendeder Commissionhat die Güte, die Commission
zu morgen früh zusammen zu berufen.

Meine Herren! Dann wollte ich mir nur die Mittheilung erlauben, daß inzwischen eine
Bitte der Winterschul-Direktorendes LandwirthschaftlichenVereins für die Rheinprovinz um Auf¬
besserung des Diensteinkommenseingegangen ist, Wünschen Sie die Verlesung derselben? (Rufe:
nein!) Sonst würde ich anheim geben, dieselbe zunächstder II. Fachcommissionzu überweisen. —
Auch das scheint Ihre Zustimmung zu finden. Ich werde darnach verfahren.

Dann, meine Herren, möchte ich Ihnen anheim geben, vielleicht noch den nächsten
Gegenstand der heutigen Tagesordnung heute abzumachen: (Bravo!)

„Antrag der I. Fachcommission zu dem Etat für gewerbliche Zwecke für
die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 189?"

und dann die Sitzung abzubrechenund auf morgen zu vertagen. Wenn auch das keine Bedenken
findet, gebe ich dem Referenten Herrn AbgeordnetenSchieß das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Schleh: Meine Herren! Der Etat für gewerbliche Zwecke
in den Etatsjahren von, 1, April 1895 bis 31, März 189? befindet sich auf der Drucksache
Nr ? Seite 473—475 des Etatsheftes. Dieser Etat hat sich gegen den vorjährigen Etat um
10 000 M. vermehrt. Diese 10 000 M. sind als Zuschuß zu der gewerblichen Fachschule in Köln
aus Provinzialmitteln beantragt worden. Zu diesem Etat stellt die I. Fachcommission den Antrag:

„Der Provinziallandtag wolle den Etat unverändert annehmen,"
VorsitzenderVecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist nicht der

Fall. Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl feststellen,daß die Versammlung den
Antrag der I. Fachcommissiongenehmigt hat.

Meine Herren! Nun möchte ich Ihnen den Vorschlagmachen, daß wir hier also heute
die Sitzung abbrechenund morgen um 12 Uhr — damit die Commissionmorgen früh Zeit hat
zu tagen — wieder zu einer neuen Sitzung uns zusammenfinden.

Als Tagesordnung schlage ich Ihnen vor:
einmal den Rest der heutigen Tagesordnung, Das sind also die Sachen, die Ihnen

gedruckt vorliegen; es sind dies noch fünf Gegenstände und
zweitens als weitere Gegenstände, und zwar:
1. den Antrag der II. Fachcommissionauf unveränderte Annahme des Etats der

Vcnvaltungskosten des Genossenschaftsvorstandesder Rheinischen landwirthschaftlichen Berufs-
gcnossenschaft;

2. den Antrag der I. Fachcommissionbetreffend Wahl von bürgerlichen Mitgliedern
der Ober-Erslltzcommissionen;

3. den Antrag der II. Fachcommisfion zu dem Berichte des Provinzialausschusses,
betreffendVorschlagdes Obersten z. D. von Giese zur Kultur und Colonisation des hohen Venn
durch eine Rheinische Landeskultur-Nentcnbank;
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Ferner Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über die Unterbringung verwahr¬
loster Kinder;

ferner Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über die Verwaltung der Fonds
zur Gewährung von Viehentschadigungenund

endlich Antrag der II. Fachcommission zum Etat für die Verwaltung der landwirthschaft-
lichen Angelegenheiten,

Das würde dann die Tagesordnung für die morgige Sitzung fein. Es erhebt sich
dagegen kein Widerspruch.

Dann erinnere ich nochmals an die Wahl der Commissionfür die landwirthschaftliche
Kammer und schließe die Sitzung.

(Schluß 2'/, Uhr.)

Fünfte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Freitag den 3. Mai 1895.

Beginn: 12 Uhr Mittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Ausgabe weiterer 20 Millionen Nheinprovinz-Nnleihescheine.
3. Antrag der III. Fachcommission zu dem Etat für die Verwaltung und Unterhaltung der

Provinzialstrahen nebst:
Unter-Etat ^ über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzialstrahen,
Unter-Etat L über die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Unter-Etat 0 über die Verwendungdes Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde- und Kreis¬

wegebaues,
für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

4. Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Allsbau und die Uebernahmeder 3,4 Km langen GemcindestraßeDinslaken-Bruchhausen
in die Verwaltung der Provinz.

5. Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Uebernahme einer bei Blombacherbachüber die Wupper zu erbauenden Brücke in die
Unterhaltung und Verwaltung der Provinz.

14
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6. Antrag der III. Fachconnnission zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffenddie zur Förderung von Bahnunternehmungen getroffenen und weiter zu treffenden
Mahnahmen.

7. Antrag der III. Fachconnnissionzu dem Gesuche der GilbacherZuckerfabrik,Zuckerfabrik Ved-
burg, Kreis Iülicher Zuckerfabrik und der ZuckerfabrikBrüh! um Befreiungvon den Wegebau-Lasten.

8. Antrag der I. Fachconnnission,betreffend Wahl von bürgerlichen Mitgliedern bezw. Stell¬
vertretern für die Ober-Ersatzcommissionen,

9. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über die Kosten der Unterbringung verwahr¬
loster Kinder für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

10. Antrag der II, Fachconnnissionzu dem Etat der Vcrwaltungskosten des Genossenschafts-
Vorstandes der Rheinischen landwirthschaftlichenNerufsgenossenschaftfür die Etatsjahre
1. Januar 1895 bis 31. Dezember 1896,

11. Antrag der II. Fachcommifsionzu dem Etat über die Verwaltung der Fonds zur Gewährung
von Viehentschädigungenin Folge:
»,) von Rotz- lind Lungenscuche(Ncichsgesetzvom 23. Juni 1880 betr. die Abwehr und

Unterdrückungvon Viehseuchen, und Ausführungsgesetzvom 12. März 1891),
K) von Milzbrand oder Nauschbrand(Gesetz vom 22 April 1892, betreffend die Entschädigung

für an Mizbrand gefallene Thiere) für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.
12. Antrag der II. Fachcommifsionzu dem Etat für die Verwaltung der landwirthschaftlichen

Angelegenheiten— nebst Unter-Etat für die Prooinzial-Weinbaufchule zu Trier — für die
Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897,

13. Antrag der II. Fachcommifsionzu dein Bericht des Provinzialausschusses,betreffend Vorschlag
des Obersten z. D. von Giese zur Kultur und Kolonisation des hohen Venn durch eine Rhei¬
nische Landeskultur-Ncntenbank,

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung. Schriftführer für die heutige Sitzung
sind für die Rednerliste Freiherr von Coels und für das Protokoll Herr AbgeordneterLinz.

Urlaub haben erbeten und erhalten:
Herr Abgeordneter von Grand-Nu von Montag ab,
Herr AbgeordneterSpiritus für heute wegen dringender Geschäfte,
Herr Abgeordnetervon Bohlen für Freitag und Samstag, da er als Wahlcommisfarius

für die Reichstagswahl im Kreife Lcnnep-Nemfcheid-Mettmannzu fungiren hat,
Herr Abgeordneter Barthels für den 7. und 8. Mai wegen Erledigung dringender

Angelegenheiten.
Meine Herren! Die Commifsion für die Landwirthschaftskammerhat sich constituirt

und ist, wie folgt, zusammengesetzt:Zum Vorsitzenden ist gewählt Herr Abgeordneter Graf
Veissel von Gymnich, zum stellvertretendenVorsitzendenHerr AbgeordneterFreiherr August
von Hoevel, zum Schriftführer Herr Abgeordneter Dick, zum stelluertetenden Schriftführer
Herr AbgeordneterEngelsmann, Mitglieder der Commifsion sind die Abgeordneten Herren:
von Breuning. Destrse, von Grand-Nn, Graf und Marquis von und zu Hoens-
broech, Freiherr Clemens von Hoevel, Lieven, Freiherr Felix von Los, Peters,
Freiherr von Plettenberg-Mehrum, Schieß, Schmitz.
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Die Commissionist auch heute morgen bereits in die Berathung des Gegenstandes ein¬
getreten Ich möchte aber dabei hier gleich bemerken, die Absicht, die ich Ihnen andeutete, morgen
den Gegenstand auf die Tagesordnung ;u bringen, hat sich nicht erfüllen lassen, weil doch noch
bis zum Montag die Zeit nothwendig ist, um den Gegenstand ganz vorbereitet hier vortragen
zu können. Der Herr Ministerial-Commissar hat sich freundlicherWeise mit dieser Verzögerung
der Angelegenheiteinverstandenerklärt. Wir werden also am Montag den Gegenstandbehandeln,
dagegen morgen eine andere Sitzung abhalten, deren Tagesordnung ich mir erlauben werde, am
Schlüsse der heutigen Sitzung mitzutheilen.

An Eingängen sind mitzuheilen:
Ein Fabrikant A. Weyergans-Düsseldorf-Oberbilkempfiehlt wie im vorige» Jahre die

Tilger'schcn Desinfektionsapparate. Er hat eine gleiche Empfehlung schon im vorigen Jahre
hierher gesandt und nimmt an, daß auf Grund dieser Empfehlung der Herr Abgeordnete Brüning
einen Apparat von ihm bezogen habe; Herr Brüning würde daher nähere Auskunft geben können,
(Heiterkeit.) Ich wollte das hier nur mittheilen. Dann, meine Herren, ist ein sehr langer Antrag
eingegangen von Herrn von Niesewand und Genossen mit genügender Unterstützung, bahin-
gehend, die Einfuhr fremden Fleischesan der Grenze noch schärfer controlirt zu sehen als bisher.
Vielleichtist es nicht nöthig, baß der Antrag in seinem ganzen Umfange jetzt fchon verlesen wird.
Ich möchte anheim geben, ihn zunächst der II. Fachcommissionzu überweisen. Wenn also die
Verlesung nicht gewünfchtwird, so würde ich darnach verfahren, und ich stelle dies fest.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein. Der erste Gegenstand ist:
„Antrag der I. Fachcommifsion zu dein Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend die Ausgabe weiterer 20 Millionen Rhein¬
provinz-Anleihescheine."

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterZweigert, den ich bitte, das Wort zu nehmen.
Berichterstatter AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Es wird Ihnen vorgeschlagen,

Ihre Zustimmung dazu zu ertheilen, daß ein Privilegium zur Ausgabe von 20 Millionen Mark
Nheinprovinz-Nnleihescheinenzur Verstärkung der Betriebsmittel der Landesbank der Rheinprovinz
nachgesucht werden möge, und daß die Verzinsung und die sonstigen Modalitäten der Anleihe dem
Provinzialausschuß überlassenwerden möchten. Seitens der Landesbankist berechnet worden, daß
bis zum Zusammentritt des nächsten Landtages dieser Betrag nach den bisherigen Erfahrungen
nothwendig sein wird, um die einzelnenCreditanträge, sei es solche von Privaten, fei es solche
von Communalverbänden,zu befriedigen.

In der Vorlage des Provinzialausschussesist nun gleichzeitignoch darauf hingewiesen,
daß die KöniglicheStaatsregierung in letzter Zeit sich Anträgen der Nheinprovinz gegenüber auf
Verleihung von Privilegien zur Ausgabe von Nhcinprouinz-Obligationenabgeneigt gezeigthabe,
und daß daher in Erwägung kommen müsse, ob man nicht zur Pfandbriefausgabe übergehe. In
der Commissionhat auch eine Erörterung über diese Frage stattgefunden. Es sind Gründe dafür
und dagegen angeführt worden. Die Commissionhat aber beschlossen, von der Erstattung eines
Berichtes über diese Erörterung hier im Plenum Abstand zu nehmen uud zunächst die Vorlage des
Provinzialausschusses,die ja für die nächste Tagung des Landtages in Aussicht gestellt ist, abzuwarten.

Weiter habe ich nichts mitzutheilen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich Niemand zum

Wort, Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl feststellen, daß Sie dem Antrage der
1. Fachcommission zustimmen.

14*
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Wir kommen zum nächstenGegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der III, Fachcommission zu dem Etat für die Verwaltung und
Unterhaltung der Provinzialstraßen nebst:

Unter-Etat H, über die Verwendung des Fonds für den Neubau von
Provinzialstraßen,

Unter-Etat L über die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Unter-Etat <ü über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung des

Gemeinde- und Kreiswegebaues,
für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897."

Referent ist der Herr AbgeordneteFreiherr von Plettenberg-Mehrum.
AbgeordneterFreiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren! Ich werde mir,

da Ihnen der Etat vorliegt, gestatten, nur die Punkte zu berühren, die eine Abweichungvom
vorigen Etat, und insbesondere eine Abweichung dahin aufweisen, ob sie mehr oder weniger
erfordern bezw. einbringen. Wenn Sie aufschlagen Seite 416, so finden Sie unter Nr. 3 der
Einnahmen: „Rente des KöniglichPreußischen Wegebaufiskus auf Grund des Vertrages vom
24. Oktober / 9. November 1894 für die in diesfeitigeVerwaltung und Unterhaltung übergegangene
sogenannte Beckmannstraßevon Rittershausen nach Lüttringhausen bezw. Neuenhof" — in Zugang
8100 M, was sich aus dem Wortlaut ergiebt, da sie in die eigene Verwaltung übernommen ist,
also diese Rente jetzt mehr gezahlt wird.

Dann haben Sie auf Seite 418 unter Titel III, 2: „Provinzialabgaben für Verkehrs-
aulagen bezw. für die Verwaltung und Unterhaltung der früheren Bezirksstraßen" — a zur
Deckungder ordentlichenAusgaben — mehr gegen das Vorjahr 75 000 M. Das ist eben eine
Nothwendigkeit,da die Provinzialabgaben sich erhöht haben.

Dann ist Titel IV auf derselbenSeite 1: „Vorausleistungen der Fabriken u. s. w. für
die Unterhaltung der vormaligen Vezirksstrahen auf Grund des Gefetzes vom 4. August 1891",
weniger 75 000 M. Da giebt Ihnen eine Bemerkung Auffchluß, die sagt: „Obgleich die Resultate
der Einforderung von Vorausleistungen wegen einer großen Anzahl schwebender Prozesse zur Zeit
sich nicht genau übersehen lassen, ist doch mit Bestimmtheit jetzt bereits zu erkennen, daß die
früher in Ansatz gebrachteSumme von 175 000 M. nicht einkommen wird, sondern höchstens
auf 100 000 M. gerechnet werden kann."

Dann ist weiter Titel IV, 2: „Miethen und Pachte von Grundstücken der Straßen-
verwaltung, Nekognitionsgebühren für Benutzung von Straßenterrain zur Anlage von Durch¬
lässen :c." — Mehreinnahmen 900 M.

Es haben die Einnahmen an Miethen, Pachten, Nekognitionsgebührenbetragen im Etats¬
jahre 1892/93: 3294 M. 45 Pf., im Etatsjahre 1893/94: 2746 M. 39 Pf., zusammen6040 M.
84 Pf. oder durchschnittlich 3021 M. Mit Rücksicht auf die Einnahmen aus 1893/94 dürften
nur rund 2700 M. vorzusehen sein, deren Differenz gegen 1800 M. eben den Betrag von
900 M. ergiebt.

Dann Titel IV, 3: „Beiträge von Privaten und Korporationen zur Unterhaltung der
Provinzialstraßen und deren Nebenanlagen" — ein Weniger von 109 M.

Als Einnahme sind hier nur dauernde Beitrage zur Unterhaltung von Straßenanlagen
vorgesehenworden. Solche sind vereinnahmt worden im Etatjahre 1892/93: 298 M, 81 Pf.,
1893/94: 311 M. 8? Pf., zusammen 610 M. 68 Pf. oder durchschnittlich 305 M.
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Es wird demnach,wie Sie aus dem Etat selbst ersehen,eine Specifikation der einzelnen
Posten vorgenommen.

Dann auf Seite 420, Titel IV Nr. 4: „Abgaben für die Anlage von Gas- und Wasser¬
leitungen in Provinzialstraßen", — weniger 500 M.

Die früher unter dieser Position aufgeführten Abgaben für die Anlage von Straßen¬
bahnen auf den Provinzialstraßen sind jetzt in dem Unter-Etat L — auf Seite 450 finden Sie
das Betreffende — über die Verwendung des EisenbahnfondsTitel II mit 2000 M. aufgeführt.

Die Einnahmen an Abgaben für die Anlage von Gas- und Wasserleitungen haben
betragen: im Etatsjahre 1892/93: 363 M. 42 Pf., 1893/94: 3292 M. 75 Pf., zusammen
3656 M. 1? Pf., oder durchschnittlich 1828 M.

Mit Rücksicht auf die Einnahme pro 1893/94 dürften 3100 M. vorzusehensein.
Dann finden Sie unter Nr. 5 ä und s: „Arbeitsverdienstder Regie-DampfwalzeNr. 3"

— ein Mehr von 10 000 M. und der Regie-DampfwalzeNr. 4 ein Mehr von 10 000 M. Da
ist zu bemerken, daß die Ueberschüsse von Einnahmen und Ausgaben (Titel IV Nr. 3 a, d, o,
ck und e der Ausgabe) zur Amortisation der vorschußweisegezahlten Beschaffungskosten für die
Dampfwalzen an den Reservefonds abgeführt werden, ebenfo etwaige Ersparnisse. Es bilden diese
Beträge daher hier nur einen durchlaufendenPosten. — Sie finden auf Seite 43? dieselben in
Ausgabe aufgeführt.

Titel IV Nr. 6: „Erlös aus Obstnutzungen an Provinzialstraßen", ist angesetzt ein
Mehr von 11 200 M.

Zu dieser Nummer — ich will sie zusammennehmenmit den nachfolgenden7 und 8:
„Erlös aus der Verpachtung der Grasnutzungen auf den Böschungen und in den Gräben der
Provinzialstraßen, sowie Ertrag aus den Weidennutzungen an denselben", sind mehr angesetzt
7500 M. und 8: „Erlös für Chaussceabraum,Grabenerde, alte Baumaterialien und Geräthe"
- sind mehr angesetzt 120 M, und auf der folgenden Seite, Titel IV Nr. 9, sind angesetzt für
„Erlös für Chausscebllume und deren Abfallholz" weniger 7000 M. Zu diesen Nummern wird
bemerkt, daß hier die Vruttoerlöse vereinnahmt werden.

Die durch Bekanntmachungder Verkaufstermineentstehenden Kosten, die Stempel zu denVer-
steigerungs-Protokollen:c. werden unter einem besonderen Titel dieses Etats (siehe Titel X) verausgabt.

Der Erlös aus den Obstnutzungenbetrug: im Etatsjahre 1892/93: 26 314 M. 73 Pf.,
1892/94: 48 339 M. 09 Pf., zusammen74 653 M. 82 Pf., oder durchschnittlich 37 32? M.

Der Erlös aus den Gras- :c. Nutzungenhat betragen: im Etatsjahre 1892/93: 39178 M.
02 Pf, 1893/94: 35 719 M. 4? Pf, zusammen 74 897 M 49 Pf., oder durchschnittlich37 449 M.

Die Grasnutzungen werden von 5 zu 5 Jahren verpachtet. Die letzte Verpachtungfand
im Frühjahr 1891 statt. Von der Absicht, die Grasnutzung an die vor und nach einzustellenden
Straßenwärter übergehen zu lassen, ist Abstand genommen worden und dürften daher für die
nächste Etatsperiode 37 500 M. vorzusehensein. «,....

Der Erlös für Chausseeabraum«. hat nach dem Durchschnitt der beiden letzten Ewtsmhre
7118 M. ergeben. , , «« ^ .

Der Erlös für Chausfeebäume und deren Abfallholz hat durchschnittlich31184 M. betragen.
Da in der gegenwärtigen Etatsperiode aus dem Verkauf von Bäumen eine größere Einnahme zu
erwarten steht, dürften rund 32 000 M. einzustellen sein.

Dann haben wir Titel IV Nr. 10: „Zinsen von Depositen des für außerordentlicheBe¬
dürfnisse der Strahenverwaltung angesammelten Reservefonds: 2'/2«/«iger Depositenscheinder



110 39. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 3. Mai 1895,

Landesbankder Nheinprouinzzur Gesammtsmnmevon 50 000 M." — die Summe von 1250 M.,
weniger 11250 M.

Der Reservefonds besteht aus den angesammeltenUeberschüssen aus den bei Titel IV
Nr. 1 nachgewiesenen Ausgaben und steht zur Verfügung des Prouinzialausschusscszur Bestreitung
von außerordentlichen,nicht vorherzusehendenBedürfnissen der Straßcnverwaltung. Der Reserve¬
fonds betrug zu Beginn der vorigen Etatsperiode noch 500 000 M.

In Nr. 11 haben wir„ Zinsen von Depositen des Sammelfonds; 2'/^°/<,iger Depositenschein der
Landesbank der Nheinproinz zur Gesammtsmnme von 27 000 M." Dazu ist zu bemerken:Der
Sammelfonds wird gebildetaus den Erlofen für verkauftekleinere Straßenterrains und Grundstücke.

Die Verwendung dieses Fonds zum Ankauf von Grundstücken unterliegt der speziellen
Bestimmung des Provinzialausschusses.

Dann kommen wir zu den Ausgaben auf Seite 424 „H.. OrdentlicheAusgaben Titel I
Nr. 1, Beitrag zu den Kosten der Allgemeinen Verwaltung", ein Mehr von 7000 M. Es ist
da zu vergleichender Titel V der Einnahme des Etats des Provinziallandtages, des Provinzial¬
ausschussesund der Centralverwaltungsbehürde. Titel I, Nr. 2 „Zuschuß an den Etat zur
Zahlung von Pensionen, Wittwen- und Waisengeldern u. s. w,", ein Mehr von 10 000 M. —
vergl. Titel II Nr. 10 der Einnahme des genannten Etats.

Dann haben wir unter 3 Zuschuß:
a) „an den Unter-Etat H. für den Neubau von Provinzialstrahen", 30 000 M. vergl.

Titel I der Einnahme des Unter-Etat ^,, Seite 446 — da wird uns das wieder begegnen, —
K) „desgl. an den Unter-Etat L über die Verwendung des Eiscnbahnfonds", 60 000 M.

Da bitte ich zu vergleichenTitel I der Einnahme des Unter-Etats L, Seite 450. Auf das, was
da zu bemerken ist, werde ich bei dem Unter-Etat nachher kommen.

„Zuschuß an den Unter-Etat 0 für die Unterstützungdes Gemeinde-und Kreiswegebaues,
einen Betrag wie nach den, Etat von 1893/95 von 350 000 M. Da ist der Titel I der Ein¬
nahme des Unter-Etats 0, Seite 456 zu beachten.

Dann ist unter Titel 11 für die „örtliche Bauleitung, H. Besoldungen, Gehalt für
21 Landesbauinfpeltoren" 200 M. weniger. Da hat sich, wie Ihnen die Bemerkungenergeben,
durch Gehaltserhöhungen einerseits und Ausscheidenvon Beamten andererseits diese kleine Ver¬
schiebung ergeben, die also ein Weniger an Ausgabe giebt.

Dan», meine Herren, bitte ich umzuschlagen bis auf Seite 428. Da haben wir unter
Titel III Nr. 1 die „Vefoldungfür die Straßenmeister und Provinzial-Strahenausseher" mit weniger:
20 750 M. Es ist trotz der Erhöhung für 78 Straßenmeister nach dem Vesoldungsplan
K 75 M. doch dieses Weniger eingetreten, da bis zum Inkrafttreten des Etats noch etwa 6
Auffeherstellen mit durchschnittlich1210 M, im Ganzen 7260 M. in Fortfall kommen. Es
ist im Etat außerdem vorgesehenfür 99 Auffeher die Gehaltserhöhung nach dein Normalbefol-
dungsplan mit je 50 M. Aus der Berechnung diefer Abgänge und Zugänge ergiebt sich dieses
Weniger von 20 750 M.

Wir haben bei Titel III Nr, 2 noch für ein „Chaufseewärtergchalt" ein Weniger von
750 M. Das ergiebt sich dadurch, daß nur noch ein früherer Straßenwärter mit 800 M.
im Dienst ist, und daß es angemessen erscheint, das Gehalt dieses Beamten um 50 M. zu
erhöhen, daß im Uebrigen aber die Chausseewärtereingegangen sind.

Dann haben wir auf Seite 430 Titel III Nr. 3: „Miethsentfchädigungfür diejenigen
Straßenmeister und Provinzialstraßenauffeher, welche keine Dienstwohnung inne haben", 2500 M.
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mehr. Dazu ist zu bemerken: Die vor 7 Jahren stattgehabte Feststellung der Miethsentschä¬
digungen der Straßenaufsichtsbeamten entspricht in vielen Fälleil, wie sich aus den eingereichten
Gesuchenergeben hat, nicht mehr den jetzt hinsichtlich der Miethen bestehenden Verhältnissen. Es
schien daher geboten, eine Revision der damaligen Festsetzung vorzunehme». Nach den angestellten
eingehenden Ermittelungen, den Gutachten der Ortsbehörden und Landes-Bauinspektorenist den
jetzigen Miethwerlheu entsprechend eine Regelungder Micthsentfchädigungenderart angemessen, daß
— nun wird das in Zahlen ausgedrückt — 178 Straßenaufsichtsbeamtezusammen37 605 M.
beziehen. Wird wie bei der vorhergehendenPosition auf einen Abgang von 6 Aufsichtsbeamten
bis zum Inkrafttreten des Etats gerechnet mit durchschnittlich 210 M., im Ganzen also 1260 M.,
so würde im Etat eine Summe von 36 345 M., rund 36 500 M. vorzusehensein. 5 Aufsichts¬
beamte haben Dienstwohnung,

Titel III Nr. 4: „Miethsextschädigung für den Wärter" — ein Weniger von 60 M.
Es ist nur noch ein Wärter im Dienst, welcher seither 90 M. Miethscntschädigungbezogen hat.

„Andere persönlicheAusgaben, Entschädigungder Strahenmeister und Provinzialstraßeu-
aufseher, zur Beschaffungvon Schreib- und Zeichenmaterialien"ein Weniger von 530 M,

Die im Dienst befindlichen Straßenmeister und Prouinzial-Straßcnauffehcr beziehen jetzt
je 12 M. bezw. 6 M., in Summe 1965 M.; mit Rücksichtauf das weitere Eingehen von
Stellen dürfte der Betrag von 1900 M. ausreichen.

Dann bitte ich aufzufchlagcnSeite 432 Titel III Nr. 8 „Für Unterhaltung bezw. Ver¬
mehrung der Dienstfahrräder für die Aufsichtsbcamtcn". Das ergiebt ein Mehr von 2500 M.

Die Provinz hat bis jetzt 133 Stück Fahrräder beschafft. Die Reinigung und Unter¬
haltung derselben erfordert eine Summe von annähernd 3000 M. jährlich. Da nun eine Anzahl
von Fahrrädern bereits 6—7 Jahre, die meisten aber über 4 Jahre im Gebrauche sind, wird
das Bedürfniß zur Erneuerung derselbenimmer größer, so daß die im Etat vorgesehenenMittel
hierzu nicht mehr ausreichen.

Es dürften deshalb in den Etat zu stellen fein 6500 M.
Dann Titel III Nr. 10: „Prämien von 10°/« von der Brutto-Einnahme der Obst¬

nutzunge»für die Straßenmeister und Provinzial-Straßenaufseher" (Titel IV Nr. 6 der Einnahme),
mehr 1120 M.

Der Beschlußdes 22. RheinischenProuiuziallandtages hat die Straßenmeister in dieser
Beziehung den Straßenaufsehern gleichgestellt.

Titel III Nr, 13: „Für Ausbildung von Anwärter» im Strahenincisterdienste" ein
Weniger von 7300 M.

Bei der zur Zeit in Folge Vergrößerung der Aufsichtsbezirke vorhandenen großen Zahl
von überzähligen Aufsichtsbeamtenwird in der gegenwärtigen Etatsperiode die Beibehaltung der
bisher etatsmäßig in Aussicht genommenenAnzahl von Anwärtern (16) für den Straßenmeister-
dienst nicht erforderlichfein und dürften die eingestellten10 000 M. genügen.

Dann haben wir auf Seite 434 Titel IV Nr. 1: „Zur Unterhaltung der Provinzial-
strahen und zu kleinerenAnlagen, als Ninnenpflaster, Schutzgeländer,Entwässerung«:», Durchlässe
u, s. w." (Titel IV Nr. 4), weniger 48 100 M.

Es sind also durchschnittlich ausgegebenworden in den letzten Jahren 3 259 914 M. Mit
Rücksicht auf die zwischenzeitlich an Städte abgetretenen Straßenstrecke»(vergl. Titel IV Nr. 2)
genügen 3196 800 M. Hierzu treten für kleinere Anlagen :c. ruud 5000 M. und für die
Veckmann-Straße 8100 M., sodaß zusammen 3 209 900 M. vorgesehensind.
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Dann haben wir bei Titel IV Nr. 2: „Renten an diejenigen Städte, welche die
in ihren Bezirken gelegenenProvinzial-Straßenstrecken in eigene Verwaltung und Unterhaltung
übernommen haben", ein Mehr von 61 200 M. Es finden sich die zu zahlenden Renten hier
namentlich aufgeführt und die Städte, an die sie gezahlt werden.

Dann bitte ich umzuschlagenSeite 436, Titel IV Nr. 3. Da kommen wir auf die
Ausgabe für die Regie-Dampfwalzen Nr. 3 und 4 unter ä. und o., auf die ich vorhin schon
hingewiesenhabe, und hierzu ist zu bemerken,daß die Ueberschüsse der Einnahmen und Ausgaben
zur Amortisation der vorschußweisegemachtenBeschaffungskostenfür die Dampfwalzen an den
Reservefonds abgeführt werden, ebenfo etwaige Ersparnisse. Daher sind diese Beträge nur als
durchlaufendePosten zu rechnen.

Bei Nr. 4, also zu kleineren Anlagen, als Rinnenpflaster, Schutzgeländer,Entwässerungen,
Durchlässeu. s. w., deren Ausführung nothwendig ist, und für welche die erforderlichenMittel
in den Unterhaltungsanfchlägen nicht vorgesehen sind, ist ein Weniger von 5000 M. ein¬
gestellt, die früher bei diefer Position verrechnetenAusgaben sind jetzt unter Titel IV Nr, 1 zum
Ansatz gebracht (vergl. Bemerkung Nr. 2 daselbst), es steht das auf Seite 435, alfo auf der
vorigen Seite.

Titel IV Nr. 5 zur „Unterstützung von Straßenarbeitern in Krankheitsfällen nach
Maßgabe des Neichsgesetzes über die Krankenversicherungder Arbeiter vom 15. Juni 1883" sind
1000 M. weniger in Ansatz gebracht. Dieses Weniger ergiebt sich aus der Berücksichtigungder
Ausgaben in den letzten Etatsjahren.

Nr. 6: „Beiträge zur gesetzlichen Invaliditäts- und Altersversicherung,sowie zur Unter¬
stützung der Straßenarbeiter bei einer durch Alter oder Invalidität eingetretenenArbeitsunfähigkeit
bczw. Unterstützungsbedürftigkeit",ein Mehr von 300 M.

Es ist hierbei zu bemerken, daß zur Unterstützung der vor Inkrafttreten des Gesetzes,
betr. die Invaliditäts- und Altersversicherung,arbeitsunfähig gewordenen Arbeiter im Etatsjahre
1893/94 der Betrag von 3211 M. 25 Pf. ausgegeben worden ist.

Die Empfänger dieser Unterstützungen sterben allmählich aus, und die ausgeworfenen
Mittel kommen dann nicht mehr zur Verwendung, An Beiträgen für die Invaliditäts- und
Altersversicherungsind seitens der Verwaltung für die Straßenarbeiter im Ganzen 7528 M. ?? Pf.
gezahlt worden.

Die Ausgabe beträgt demnach 10 740 M. 02 Pf. oder rund 10 750 M.
Es dürfte die vorgefeheneSumme ausreichen.
Auf Seite 438 ist unter Titel VI: zur „Bestreitung der Kosten für das Zahlgeschäft

der Straßenverwaltung" ein Weniger von 1000 M. nach den Erfahrungen der letzten Etats¬
jahre eingestellt.

Bei Titel VII: „Portobeträge der Spezialverwaltung zur besonderenBerechnung" ein
Weniger von 400 M. nach den Erfahrungen der letzten Etatsjahre.

Dagegen unter Titel X: „Zur Bestreitung der Kosten für Bewachung des Obstes,
Bekanntmachung:c. der Termine zum Verkauf bezw. zur Verpachtung der Straßennutzungen",
ein Mehr von 400 M.

Mit Rücksicht darauf, daß die Grasverpachtung nur von 5 zu 5 Jahren stattfindet und
die Bekanntmachungskosten dann eine höhere Summe erreichen,dürften hierneben 2000 M. vor¬
zusehensein, was für diese bevorstehendenEtatsjahre ein Mehr von 400 M. ausmacht.
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Titel XI Nr. 1: „Kosten der Prüfung der Festigkeitvon Unterhaltungsmaterialicn uud
für sonstige straßentechnische Untersuchungen",ein Weniger von 200 M.

Es ergiebt sich das aus den Erfahrungen der letzten Etatsjahre.
Dann auf Seite 440 Titel XI Nr. 2: „Für Prozeßkostcn,Entschädigungen,Deleriora-

tionen u. s. w., sonstige unvorhergesehene Fälle und zur Abrundung", ein Weniger von
3362 M. 50 Pf. nach den Erfahrungen der letzten Etatsjahre.

Dann auf Seite 442 Titel I Nr. 1: „AußerordentlicheAusgaben zu Erncueruugs- uud
Unibauten an den Provinzialstraßen, zum Neu- und Umbau von Brücken, zu Neu- und Um-
pflasterungeu größerer Straßenstreckenund zur Anlage von Rinnen, Entwässerungseinrichtungen,
erhöhten Fußwegen (zu verwenden auf Grund Beschlußfassung des Prouinzialausschusses)",ein
Weniger von 5000 M. Es ist bei dieser Position darauf hingewiesenworden, daß — nachdem
die ersten ordentlichenInstandsetzungen (Neu- und Umbauten von Brücken, Straßenpflasterungcn
u. s. w.) nach den Beschlüssen früherer Sefsionen im beschleunigten Tempo unter vorschußweiser
Eutuahme der Mittel aus dem Reservefonds ausgeführt fiud — eine thunlichste Ergänzung
desselben direkt aus diesem Titel zu erstreben sein dürfte.

Dann kommen wir zu den Unter-Etats, zunächst zum Unter-Etat ^, Seite 446/447.
Da ist nichts zu bemerken. Nur will ich darauf aufmerkfam machen, daß nach dem

Beschlusse des 38. RheinischenProvinziallandtages die Seite 446 wenigervorgesehenen 60 000 M.
in einen besonderen Etat, den Unter-Etat L über die Verwendung des Eisenbahnfonds —
siehe Titel I der Einnahme — eingestellt worden sind.

Dann kommen wir zum Unter-Etat L: „über die Verwendung des Eisenbahnfonds".
Da finden wir auf Seite 450, Titel I Zuschußaus Provinzialmitteln nach dem Etat für das
Straßenbauwesen (vergl. Titel I Nr. 3 1> der Ausgabe daselbst) 60 000 M.

Durch Beschlußdes 38. Rheinischen Provinziallandtags vom 2, Juni 1894 ist festgesetzt,
daß vom 1. April 1894 ab ein besondererEisenbahnfondögebildet und zur Dotirung desselben
60 000 M. aus dein Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen entnommen uud in der im
Beschlusse näher bezeichneten Weise verwendet werde.

Titel II: „Abgaben für die Anlage von Straßenbahnen auf Provinzialstraßen." Da sind 2000
M. eingesetztworden. Es findet sich also auch hier wieder ein Mehr von 2000 M. gegen das Vorjahr.

Nach den Beschlüssen des 38. Provinziallandtags soll ein Entgelt von den dein öffent¬
lichen Verkehr dienenden Bahnen nur dann erhuben werden, wenn die betreffendeBahn einen
Neingewinn von mehr als 6°/« abwirft, und soll diese Vergünstigung vom 1. April 1895 ab
auch denjenigen bereits bestehenden Bahnen eingeräumt werden, welche sich bezüglich der Benutzung
der Provinzialstraßen den neuen allgemeinen Bedingungen unterwerfen. Letzteres ist in einer
Reihe von Fällen bereits geschehen und dürfte nach Maßgabe der eingeleiteten, jedoch noch nicht
abgeschlossenen Verhandlungen auch iu den übrigen Fällen zu erwarten sein. Es kommen daher,
da keine der bestehenden Bahnen zur Zeit einen nach VorstehendeinabgabepflichtigenNeinertrag
abwirft, für die Etatsperiode voraussichtlichnur folgeude, bei Bahnen, welche nicht dem öffent¬
lichen Verkehr dienen, oder als Rekognitionsgcbührcnu. f, w. vereinbarte Abgaben in Betracht,
es sind hier 10 Posten aufgeführt, die zufammeu 1954 M. 20 Pf. ergeben.

Die Einnahmen an Abgaben für Straßenbahnen auf Provinzialstraßen waren bisher
bei Titel IV Nr. 4 der Einnahme des Etats der Straßenverwaltung vorgesehen.

Da in nächster Zeit größere Ausgaben noch nicht zu leisten sind und da der Fonds
bereits einen aus 1894/95 übernommenenBestand von 60 000 M. hat, so wird ein Theil des
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Fonds vorläufig bei der Landesbank zinstragend angelegt werden können. Bei Titel III sind
die Zinsen von 50 000 M. K, 2«/o eingestellt.

Dann, meine Herren, kommenwir zum Unter-Etat <ü, und da bitte ich Sie, aufzuschlagen
Seite 456. Da finden wir unter Titel I der Einnahme: „Zuschuß aus Prouinzialmitteln nach
dem Etat für das Strahenbauwefen (siehe Titel I Nr. 4 der Ausgabe daselbst)", 350 000 M.
eingestellt.

Es wird vorgeschlagen,von der Etatssumme 100 000 M. dem Fonds ^ und 250 000 M.
dem Fonds L (vergl. die neuen am 1, Avril 1895 in Kraft tretenden Nestimmungen über die
Unterstützungdes Gemeinde- und Krciswegebcmes)zu überweisen.

Dann sind unter Titel II: „Zinsen der reutbar angelegten Beträge", 10 000 M., also
gegen den vorigen Etat 5000 M. mehr.

Zur Zeit sind bei der Lanoesbanl 500000 M. hinterlegt, wovon 200 000 M. zu 2'/2°/»
und der Nest zu 2«/« verzinslich ist. Da zur Bestreitung der fällig werdenden Zahlungen dem¬
nächst eine stärkere Zurückziehungdes Kapitals uothwcndig wird, ist die Ziuseueinnahme mit
10 000 M, angesetzt. Es wird vorgeschlagen,die wirklich aufkommendenZinfen je zur Hälfte
dem Fonds ^ und dein Fonds L zu überweisen.

Dann ist die Ausgabe Titel I: „Zur Bewilligung von Unterstützungenzum Gemeinde-
und Kreiöwegebau" (zu verwenden auf Grund Vefchlußfafsungdes Prouinzialausschusscs) mit
einem Mehr von 5000 M. angesetzt.

Von vorstehenderEtatssumme sind 100 000 M. nebst 5000 M. Zinsen zn Unterstützungen
aus Fonds H. und 250 000 M. nebst 5000 M. Zinsen aus Fonds L zu verwenden.

Damit sind wir am Ende des Wegebau-Etats mit seinen Neben-Etats angelangt. Die
III. Fachcommissionbeantragt:

„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichncten Etat unverändert annehmen."
VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Es ist nicht der

Fall. Dann darf ich die Verhandlung fchließen uud feststellen, daß die Versammlungdem Antrage
der III. Fachcommissiongemäß den Etat unverändert angenommen hat.

Wir kommen dann zum uächsteu Gegeustand der Tagesordnung:
„Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusfes, betreffend den Ausbau und die Uebernahme der
3,4 Km langen Gemeindestraße Dinslakcn-Bruchhausen in die Verwal¬
tung der Provinz."

Referent ist auch hier der Herr AbgeordneteFreiherr von Plettenberg.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren!

Von der von Dinslaken nach Dorsteu führenden Straße ist schon im Jahre 1854 der größere,
22 1cm große Theil vrovinzialstrahenmähig ausgebaut und uo» der Provinz übernommen worden,
und nur die kurze 3,4 Km lauge Ansangsstrecke von Dinslaken nach Bruchhausen ist bis jetzt noch
Gemeindestraßegebliebenund von den Gemeinden Dinslaken und Hiesfeld unterhalten worden.
Der Ausbau dieser kurzeu Strecke ist seiner Zeit aus unbekannten Gründen, wahrscheinlich aber
deshalb unterblieben, weil die beiden Gemeinden die Kosten auch nach Abzug der bewilligten
Prämie von 3,20 M. für das laufende Meter nicht aufbringen zu können glaubten. Einem im
Jahre 1887 seitens der Gemeinde Dinslaken gestelltenAntrage auf Uebernahme der in Nede
stehendenAnsangsstrecke ist feiner Zeit von, 33. Provinziallandtage nicht Folge gegeben worden,
weil damals noch nur für die Gemeindewege Präzivualbeiträge bestanden und diefe bei der
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Umwandlung dieser Gemeindcstraße in eine Provinzialstraße in Wegfall gekommen und die
betreffendenFabriken von ihnen befreit worden wären. Aus diesem Grunde glaubte der Pro-
vinziallandtag damals, den Antrag der Gemeinde Dinslaken ablehnen zu müssen,

Inzwischen sind durch das Gesetz über die Präzivualbeitriige nicht allein die Gemcinde-
wege, sondern auch die Bezirksstraßender Präzivualbeiträge theilhaftig geworden, und ist damit
der Grund, der damals zur Ablehnung geführt hat, nunmehr in Wegfall gekommen.

Ein erneuter Antrag der Gemeinde ist deshalb vom Prouinzialausschuß als begründet
anerkannt, und wird die Genehmigung desselbenzur VerüHsichtigungempfohlen.

Die Commifsionhat unter diefen veränderten Umständen ihrerseits beschlossen,dein Pro-
vinziallandtage vorzuschlagen, dieser wolle dem Antrage das Proninzialausschusscs zustimmen,
welcher lautet:

„Provinziallandtag wolle sich mit der Bewilligung eines Zuschussesvon 4 Mark für
das laufende Meter zum urovinzialstraßenmäßigen Ausbau der Straße Dinslaken-
Bruchhauscn einverstanden erklären und den Provinzialausschuß ermächtigen, die
Strecke nach erfolgtem Ausbau auf Provinzialfonds zu übernehmen, wenn die In¬
standsetzung nach dem seitens des Prouinzialausschusses endgültig festzusetzenden Ent¬
würfe zur Ausführung gelaugt und die Straße demnächst frei von allen Lasten dem
Provinzialverbande unentgeltlichals Eigenthun: übertragen wird."

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Ich schließe die Verhandlung,
da sich Niemand zum Worte meldet und darf wohl feststellen, daß der Provinziallandtag dem
Antrag des Provinzialausschusscszugestimmthat.

Dann, meine Herren, kommenwir zum GegenständeNr. 5:
„Antrag der III. Fachcommifsion zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzilllausschusses, betreffend die Uebernahme einer bei Blombacher-
bach über die Wuvver zu erbauenden Brücke in die Unterhaltung und
Verwaltung der Provinz."

Berichterstatter ist Zerr Abgeordneter Iorissen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Iorissen: Meine Herren! Den Gegenstand, über den

zu berichten ich hier die Ehre habe, finden Sie in den Ihnen zugegangenenDrucksachen unter
Nr 15 behandelt. Sie werden daraus entnommen haben, daß es sich um eine Vcrkehrserleich-
terung für eine recht gewerbsreicheGegend des bergischcn Landes handelt. Es ist das der Strich
zwischen Venenburg und Nittershausen. Dort bildet die Wuvver auf einer längeren Strecke die
Grenze zwischen Rheinland und Westfalen. Sie ist dort auf dieser langen Strecke nicht überbrückt
»nd^dadurch ist der Verkehr der diesseits gelegenen gewerblichenOrte mit den an der anderen Seite bele-
genen Eisenbahnstationensehr stark behindert,und es sind diese Stationen nur auf einem weiten Um¬
wege zu erreichen. Es sind das der Güterbahnhof Langerfeld und die HaltestelleOede; auch
sind die diesseits gelegenen Städte Ronsdorf und Lüttringhausen in ihrem Verkehr mit den
westfälischen Grenzgemeindendadurch erheblichgehemmt. Man hatte schon länger darauf hinge¬
arbeitet, hier eine Verkehrserleichterungzu schaffen; die Gelegenheithat sich nun gefunden, nach¬
dem die sogenannte frühere Beckmann'scheAktienstraheaus der Königlichen Staatsverwaltung in
die Prouinzialverwaltung übergegangen ist. Man hat nun als die beste Lüfung die Anlage einer
Brücke bei Vlombacherbachherausgefunden, und es haben sich die auf 41 00N M. veranschlagten
Baukostendurch eine Vereinigung der Interessenten zusammengefunden. Die Provinz hat dazu
mit einem Drittel beigetragen, und die erforderlichenMittel sind aus dem Fonds zur Unter-
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stützuug des Kreis- und Wegebaues zur Verfügung gestellt worden. Die Baukosten waren also
da und es handelt sich um um die Kosten zur Unterhaltung dieser Brücke.

Es ist da nun mit guten Gründen auseinandergesetzt,daß weder die Provinz Westfalen,
noch der betreffendeKreis, noch die Ortschaften, die da in der Nähe belegen sind, ein besonderes
Interesse oder auch die Verpflichtung haben, diese Unterhaltungskostenzu übernehmen, daß aber
der Provinz selbst durch die Anlage der Brücke bei der Unterhaltung der eben genannten Veck-
mann'schen Straße eine derartig große Ersvarniß an Unterhaltungskostendieser Straße erwachsen
wird, weil selbige bis zur vollen Hälfte ungefähr auf ihrer verkehrsreichsten Strecke entlastet
wird, daß die Kosten der Unterhaltung der Brücke aus diesen Ersparnissen bestritten werden
können. Da es sich auch hauptsächlich um eine Erleichterung des Verkehrs der Rheinischen
Industriestädte nach den jenseits belegcnenBahnhöfen handelt und nicht umgekehrt, so hat der
Prooinzialausschuh den Antrag gestellt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen,daß die Unterhaltung der Brücke über die
Wupper bei Blombachcrbach und deren Verbindung, einerseits mit der Veckmann-
straße, andererseits mit dem auf dem rechten Ufer der Wupper liegenden Gemcindc-
wege, nach vrouinzialstraßemnäßigemAusbau derfelbeu in einer Breite von 6 Meter
auf Provinzialstraßenfonds übernommen werde",
„und Ihre Facheommissionbeantragt, Sie möchten diesem Antrag des Prouinzial«
nusschusses Ihre Zustimmung ertheilen."

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Ich darf die Ver¬
handlung schließe» und Ihr Einvcrständnih mit dem Antrage des Provinzialausschussesfeststelle».

Dann, meine Herren, kommenwir zu dem
„Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und den Anträgen des
Proviuzialausschusses, betreffend die zur Förderung von Vahuunter-
nehmnngen getroffenen und weiter zu treffenden Maßnahmen."

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Vreuniug.
Berichterstatter Abgeorduetcrvou Breuning: Meine Herren! Vor Jahresfrist hat der

38, Provinziallandtag feste Grundsätze aufgestellt für die finanzielle Förderung der Klcinbahn-
untcrnehmungen uud des weiteren generelle Bestimmungenfür die Benutzung der Provinzialstrahen,
die in Verwaltung und Unterhaltung der Provinz sich befinden, für Kleinbahnunternehnmngen
auch erlassen.

Diese Gruudfätze und Bestimmungen haben sich im Wesentlichendurchaus bewährt; nur
iu einzelnenPunkten ist oder erscheint nach den bisherigen Erfahrungen und der Entwicklung,
welche die Angelegenheitgenommen hat, eine geringe Abänderung wünfchcnswerth. Es handelt
sich da um po». II 2 und 3 der fraglichen Beschlüsse des vorigen Landtages. Dieselben lauten:

II.
„Der Provinziallandtag ermächtigt den Provinzialausschuß, zur Förderung von Bahn-

unternehmungcn:
2, Commuualnerbändeu, für dercu Rechnung dem öffentlichen Verkehr dienende Bahnen

gebaut werden, die zur ordnungsmäßige» Herstellung und Ausrüstung der Bahn
erforderlichen Geldmittel aus Mitteln der Landesbank als Kreis» oder Gemeindc-
darlehcn zn 3°/„ Zinsen und '/v«/« jährliche Tilgung unter dem Vorbehalte zur Ver-
füguug zu stelle», daß im Falle und solange das Unternehmen eine höhere Rente
abwirft, als zur Zahlung der jeweiligen Zinsen und Tilgung erforderlichist, alsdann
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der Mehrbetrag zur Erhöhung der von dein Commuimlverbandezu zahlenden Zinsen bis
auf 3'/2«/« und der etwaige weitere Ucbcrschuh zur stärkeren Tilgung zu verweudeuist-

3. dem öffentlichen Verkehr dienenden Bahnuntcrnehmungen, welche in Forin von Aktien¬
gesellschaften oder sonstigen Unternehmerverbindingen gegründet sind, die zur ordnungs¬
mäßigen Herstellungund Ausrüstung der Bahn erforderlichen Geldmittel bis höchstens
zur Hälfte unter denjenigen Bedingungen, welche von der Landesbank jeweilig für
Darlehen an ländliche Grundbesitzerfestgesetzt sind, zur Verfügung zu stellen."

Der Nest interefsirt hier nicht.
Diese Beschlüssegingen augeuscheinlichvon der Annahme aus, daß die Eommunal-

vcrbände den Bau und den Betrieb der Bahn selbst übernehmen und leiten würden. Diese An¬
nahme hat sich aber nicht als zutreffend erwiesen. Es hat sich vielmehr durchgängigdas folgende
Verfahren herausgebildet. Die Eommunalucrbändc sind mit Priuatuntcrnehmern in Verbindung
getreten uud haben denselben gegen Pauschalsummen, die mehr oder minder fest bestimmt sind,
den Bau der gewünschtenBahnlinie übertragen bezw. ist eine solche Ncbertragnng der Bauaus¬
führung in Aussicht genommen. Ebcnfo wollen die Communalverbändc regelmäßig den Betrieb
der Bahn nicht selbst leiten; dieselben wollen vielmehr auch den Betrieb auf Privatunternehmer
übertragen. Diefe sollen hierfür eine feste Pacht zahlen, welche regelmäßig auf 3'/ü°/o der Ban-
summe normirt ist; und des Weiteren nnd endlich soll diese Verpachtung des Betriebes durch¬
gängig auf einen längeren Zeitraum erfolgeu, meist für einen folchen, welcher erforderlichfein
würde, um ein zu 3°/o verzinslichesDarlehen bei '/2«/«>igerAmortisation unter Zurechnung der
ersparte«:Zinsen vollständig abzutragen.

Die Commnnaluerbände, welche diesen Weg bcschrittcn haben, beanspruchenauf Gruud
der crstuerleseuenBestimmung, daß seitens der Landesbank ihnen die erforderlichenGeldmittel,
die Vausuinme, zu 3°/« Zinsen und '/!>«/<> Amortisation hergeliehcnwerden.

Dieser Anspruch ist ja vielleicht nicht ganz einwandfrei, wenn man den Wortlaut der
Bestimmungen sich vorhält. Die Prouinzialoerwaltung glaubt demfelbenaber doch nicht entgegen¬
treten zu sollen, weil es doch wohl dein allgemeinen Interesse am bestell entspricht, die Aus¬
führung von Kleinbahnunternehmungenmöglichst zu fördern. Dann ergiebt sich aber die Noth¬
wendigkeiteiner Abänderung dieser erwähntenBestimmung, also der Nr. II 2, weil sonst folgende
auffällige Folge eintreten würde. So lange der Betrieb von den Privatunternehmern geleitet,
würde von den Commuualverbändeu auch bei bester Rentabilität der Bahn jährlich nur im
Ganzen 3'/2«/« an die Landesbank zu zahlen sein. Würde aber ein Communalverbcmdaus irgend
einem Grunde den Betrieb einer Bahn selbst übernehmen, so würde sofort eine Erhöhung der
Zahlung an die Landesbank einzutreten haben, sowie nur um ein Geringes der Gewinn 3'/2-/(,
der Bllusumme überschreitet. Da es nun ferner nicht unschwer zu Differenzen führen wird, ob
der Gewinn einer Bahn sich auf 3'/2°/o oder mehr berechnet, so hat daher die Prooinzial-
vcrwaltung Ihnen einen Antrag auf Abänderung der erstverlescnenBestimmung gestellt. Es ist
dies der Antrag «ud 2 auf Seite 6 der Vorlage Nr. 16,

Der weitere Antrag zu 3 auf derselben Seite derselben Drucksachehat augenblicklich und für
jetzt hauptsächlicheine redaktionelleBedeutung, Es ist indessen nicht ausgeschlosseu, daß bei einer
weiteren Verbilligung des Geldes die Bedingungen für die Gewährung von Darlehen an Land¬
wirthe noch günstiger gestaltet werden, als sie zur Zeit bemessen sind. Eine gleiche weitere
Vergünstigung den Aktiengesellschaften uud Unternehineruerbindungenzukommen zu lassen, lag
indeß wohl kaum in der Absicht des letzten Landtages und es liegt auch wohl ein bezügliches
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Bedürfniß nicht vor, indem Aktiengesellschaften oder Unternehmerverbindungen zum Bau und
Betrieb von Bahnen wohl nur dann übergehen werden, wenn die Linien Gewinn versprechen.

Der dritte und letzte Antrag zu diesem Punkte — es ist der erste auf Seite 6 der
Vorlage -— betrifft eine Ergänzung der allgemeinen Bestimmungen über die Benutzung der Pro-
uinzialstraßen für Kleinbahnunternchmungen. Es handelt sich also hier nur um diejenigen Klein¬
bahnen, deren Bahnkörper auf Provinzialstraßen liegt.

Nach den jetzigenBestimmungen muß sowohl mit dem Unternehmer der Kleinbahn als
mit dem Interessenten eines jeden Anschlusses ein besondererVertrag abgeschlossen werden. Da
anzunehmen und zu hoffen ist, daß die Zahl der Anschlüssesich mit der Zeit sehr erheblich ver¬
mehren und eine bedeutendewerden wird, so erweist sich wohl schon aus diesem Umstände der
jetzige Zustand als nicht zweckmäßig.

Des Weiteren ist es für die Straßenverwaltuug jetzt kaum möglich, den Interessenten
der Priuatanschlüsse die Verpflichtung aufzuerlegen, Dritten die Benutzung ihres Privatanschlusscs
zu gestatten. In Folge dessen sind z, N, auf der Köln-Frechen'erKleinbahn in einer Entfernung
von etwa 50 Meter zwei Privatanschlüsse genehmigt und ausgeführt worden. Daß dieses den
Interessen des Betriebes nicht entspricht, liegt auf der Hand.

Die Commission ist den Aussührungen des Provinzialausschusses, deren wesentlichste
Punkte ich vorgetragen, beigetreten, und richtet dieselbe daher an das hohe Haus das Ersuchen,
den Anträgen des Provinzialausschussesüberall zuzustimmen,

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich Niemand zum Wort
meldet, so schließe ich die Verhaudluug und darf wohl feststellen, daß die Versammlung den
Anträgen des Provinzialausschusseszugestimmthat.

Wir kommen zum ?. Gegenständeder Tagesordnung:
„Antrag der III, Fachcommission zu dem Gesuche der Gilbacher Zucker¬
fabrik, Zuckerfabrik Bcdburg, Kreis Iülicher Zuckerfabrik und der
Zuckerfabrik Vrühl um Befreiung von den Wegebau-Lasten."

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHeising.
Berichterstatter Abgeordneter Heising: Vier Zuckerfabrik«! der hiesigen Provinz,

nämlich die Gilbacher Zuckerfabrik,die Zuckerfabrik Bedburg, die Kreis Iülicher Zuckerfabrikund
die ZuckerfabrikVrühl haben unter dem 24. April ein Gesuch an den Landtag gerichtet, ihnen
die nach dem Gesetz vom 4. August 1891 obliegenden Vorausleistungen für den Wegebau
zu erlassen. Zur Begründung des Gesucheswird darauf hingewiesen, daß die Anwendung des
genannten Gesetzes auf die Zuckerfabrikenwegen der engen Verbindung der Zuckerindustriemit
dem landwirthschaftlichenBetrieb eine Belastung der Landwirthschaft bedeute, und daß das, wenn
dies überhaupt bei den Zuckerfabrikender Fall, namentlich bei den hier eben genannten Zucker¬
fabriken zutreffe, welche sogenannte Vaucrnfabriken seien, b. h. Fabriken, welche von einer Ver¬
einigung von Zuckerrüben-Producentenbetrieben würden. Wenn auch in vielen Fällen ja Aktien
durch Erbfall oder Verkauf in die Hände von Nichtrübcnprodncentenübergegangen feien, fo könne
doch darüber kein Zweifel herrschen, daß in allen Fällen der weitaus grüßte Theil der Aktien
sich gegenwärtig noch in den Händen von wirklichenNübenproducenten befinde. Es bedeute also
die Anwendung des Gesetzes in gewisserBeziehung eine Mehrbelastung der bereits überlasteten
Landwirthschaft,und es sei nach dieser Richtung hin Abhülfe fehr wünschenswerth.

Es wird in dein Gesuch noch besonders darauf hingewiesen,daß Angesichtsder Nothlage
der Zuckcnndustriebereits der Verein der RheinischenZuckerrübcufabrikensich zu dem Beschlusse
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habe bereit finden lassen müssen, demnächst zur Ausgleichung dieser Belastung die Rübenpreise
herunterzusetzen,wodurch namentlichdie produzirendenLandwirthe ja noch weiter geschädigt werden
würden. Es wird deshalb dringend gebeten, diese Belastung zu beseitigen.

Die III. Fachcommissionhat Veranlassung genommen, mit Rücksicht auf diesen Gegen¬
stand in eine eingehendeErörterung der Frage einzutreten, ist indessen zu dem Entschlüssege¬
kommen,daß zur Zeit dem hohen Landtage eine definitive Beschlußfassung nicht vorzuschlagen sei.
Es ist nämlich im vorigen Jahre vom 38. Provmziallandtag bereits beschlösse»: worden, das mehr¬
genannte Gesetz auch auf die Staatsstraße» auszudehnen resp, einen demmtfprechendenAntrag
an die Staatsregieruug zu stellen, auf welches Gesuch bisher eine Antwort noch nicht eingegangen
ist. Es ist außerdem zur Zeit in der Iudikatur eine Klärung der Frage namentlich über den
Umfang der rechtlichen Verpflichtungder Fabriken bezw. des Umfanges des Rechtes der Provinz
den Fabriken gegenüber noch nicht erfolgt. Es haben ucrfchiedene Entscheidungender einzelnen
Nezirksansschüsse der Provinz stattgefunden,die sich in ganz erheblichen Punkten oder sogar voll¬
ständig widersprechendverhalten. Die Sache schwebt beim Oberverwaltungsgerichtund dürfte in
absehbarer Zeit eine definitive Entscheidungin dieser Frage wenigstenszum großen Theile herbei¬
geführt werden.

Im Uebrigen aber ist auch das vorhandene Material bisher wegen der Kürze der Zeit
— ich habe bereits bemerkt, die Eingabe ist erst unter dem 24, April hier eingegangen — vom
Provinzialausschuß einer Prüfung noch nicht unterzogen — und fchien auch ans diesem Grunde
eine endgültige Entscheidungnicht angezeigt.

Die III. Fachcommissionschlägt deshalb dem hohen Hause vor:
„Der Provmziallandtag wolle den Antrag dem Prouinzialausschnssezur weiteren Be¬
handlung überweisen,"

VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist uicht der
Fall. Dann schließe ich die Verhandluug und darf feststellen, daß Sie den: Antrage der III. Fach¬
commissionzustimmen.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 8 der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachcommission, betreffend,Wahl von bürgerlichen Mit¬
gliedern bezw. Stellvertretern für die Ober-Ersatzcommissionen."

Referent ist Herr Abgeordnetervon Niescwand, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordnetervon Niesewand: Meine Herren! Ich darf wohl zunächst

vorausfetzeu,daß Ihnen der Inhalt der Drucksache Nr. 1 voll bekannt ist und ich daher denselben
nicht mehr zn wiederholenhabe. Ich glaube mich darauf beschränken zu können,daß die I. Fach¬
commission bezüglich der Neuwahlen respektiveErsatzwahlen von Mitgliedern und deren Stell¬
vertretern der Ober-Ersatz-Eommissionenvon dem Grundsatze ausgegangen ist, daß zunächst die
durch Tod, Verziehen oder wegen Mangels an Bereitwilligkeit zur Uebernahmedieses Geschäftes
ausgeschiedenenMitglieder ersetzt werden durch die ersten Stellvertreter, zweitens aber, daß
die neugcwähltcn Stellvertreter immer hinter den bisher gewählten Stellvertretern mngiren
'nützten.

Was nun die einzelnen Infanterie-Brigaden betrifft, so hat in der 29. Infanterie-
Brigade eine Veränderung insofern stattgefunden, als der GutsbesitzerEdmuud Neu zu Eambach
gestorbenist. An seiner Stelle wird vorgeschlagen der GutsbesitzerLouis Ren zu Kelz, Kreis
Düren, welcher als dritter Stellvertreter zu fnngiren haben würde. Der Herr Regierungs¬
präsident von Aachenhat mit Rücksicht auf die schlechte Eisenbahnverbindung und wegen mehr-
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fachcr Behinderung den Antrag gestellt, einen vierten Stellvertreter zu ernennen und ist als solcher
in Vorschlag gebracht der Herr Rentner Hermann von Waldthausen zu Aachen, Die Wahl¬
periode läuft vom 1, Januar 1896 ab.

Was die 2?. Infanterie-Brigade anbetrifft, fo haben sich sämmtliche Herren, wo die
Awtsdauer der Gewählten am 1. April 1896 beginnt, zu einer Wiederwahl bereit erklärt

Was die 28. Infanterie-Brigade anbetrifft, fo haben die Stellvertreter: Herren Paul
Ponsgen in Garath, Rentner Theodor Pclizaeus in Crefeld und GutsbesitzerSchmitz in
Winncnthal eine Wiederwahl abgelehnt. Au ihrer Stelle sind gewählt worden: 1, der Herr
GutsbesitzerRichard Bruckhaus iu Hombcrg, Landkreis Düsseldorf, 2. der Herr Fabrikbesitzer
Eduard Schröder in Moers, 3, der Herr Kaufmann Max von Weiler in Erefeld. Die
Amtsdauer der Gewählten läuft vom 1, April 1896 ab.

Was den II. Bezirk der 28. Infanterie-Brigade angeht, fo hat das Mitglied der Herr
Rentner und Beigeordnete Julius Vrockhoff in Duisburg abgelehnt, ebenso hat abgelehnt
das stellvertretendeMitglied Herr Amtsgcrichtsrath a. D. Carp in Nuhrort. Das erste stellver¬
tretende Mitglied Herr Alfred Waldhaufcn in Essen würde als wirkliches Mitglied in Funktion
zu treten haben und an Stelle des Herrn Amtsgerichtsrath Carp ist der Herr Fabrikbesitzer
Curtius-Brockhoff zu Duisburg und zweitens der Herr Direktor Emil Goecke in Meiderich
vorgeschlagenworden.

Dann, meine Herren, ist durch ein Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten der Provinz
Hessen-Nassau an den Herrn Ober-Präsidenten Geheimrath Nasse vom 1. Dezember 1894 mit¬
getheilt worden, daß durch die erfolgte Neuwahl für die Jahre 1895, 1896 und 189? die mit
dem RheinischenProvinziallandtage feiner Zeit vereinbarten Wahlperioden bezüglich des bürger¬
lichen Mitglieds für den Kreis Wetzlar derart verschoben werden, daß der Provinziallandtag zu
Eassel noch bis Ende 1903 das genannte Mitglied und dessen Stellvertreter, und für die Jahre
1904, 1905 und 1906 ebenfalls das Mitglied, der NheinifcheProvinziallandtag aber für die
letzterwähntePeriode die Wahl des Stellvertreters feiner Zeit vorzunehmen haben wird. Mit
dieser Verschiebungder Wahlperioden hat sich nach diesen: Schreiben des Ober-Präsidenten von
Hessen-Nassauder Provinziallandtag zu Eassel am 8. November 1894 einverstanden erklärt, und
es wird um Ihr Einverständnis, auch ersucht.

Was nun die anderen Infanterie-Brigaden angeht, so finden bei der 30. Infanterie-
Brigade keine Neuwahlen, fondern infolge der Einthcilung der 30. Infanterie-Brigade in zwei
Bezirke, wovon der eine die LandwehrbezirkeNeuß und Köln, der andere die Landwehrbezirke
Dcutz, Siegburg und Bonn umfaßt, zwei Umwahlen statt, und zwar ist für den ersten Bezirk,
für Neuß und Köln, der Herr Stadtverordnete Theodor Schnürte zu Deutz als Mitglied
gewählt, als Stellvertreter Herr Bürgermeister Breuer in Neuwerk, zweitens der Herr Rentner
Fritz Pauly zu Groß-Königsdorf und drittens der Herr GutsbesitzerC. Kaulen in Loevenich.
Die Wahlperiode beginnt am 1. April 1895.

Für den zweiten Bezirk ist der Herr Pet, Ios. Constantin Schmitz in Hennef als
Mitglied gewählt; als Stellvertreter der Herr Gutsbesitzerund Beigeordnete Heinrich Thomäe
zu Neuenhaus, der Herr Fabrikant Bernhard Krawinkcl zu Volmerhausen, drittens der Herr
Kreisdeputirte Viktor Ignaz Bürgers in Plittersdorf und viertens der Herr Gutsbesitzer
Grauen in Sieglar. Die Wahlperiode beginnt also auch vom 1, April 1895.

In dem Vereich der 31. Infanterie-Brigade I. Bezirk haben sich sämmtlicheHerren zur
Wiederwahl bereit erklärt. Die Wahlperiode beginnt am 1. April 1897.
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Was den II. Bezirk der 31. Infanterie-Brigade betrifft, so ist gestorbender Herr Guts¬
besitzer Albert Wcmdcsleben in Sobcrnheim. Ebenso hat sich Herr Bürgermeister Wachter auch
nicht mehr bereit erklärt, die Wahl anzunehmen. Statt dessen sind in Vorschlag gebracht worden
als Stellvertreter die Herren WeingutsbesitzerEduard Eugelsmann in Krcuznach und Rentner
Karl Fellinger in Noppard. Die Wahlperiode beginnt am 1. April 1897.

Was die 82. Infanterie-Brigade, und zwar den ersten Bezirk, anbetrifft, so ist der
Kreisdeputirle Herr GutsbesitzerRufs zu Lisdorf bei Saarlonis gestorben. Da ist ein kleiner
komischerFall passirt. Der Herr GrubendirektorMargraf stand in der Vorschlagslistedes Herrn
Regierungs-Präsidenten von Trier, und diese Vorschlagsliste ist unter dem 20, April 1891 dem
Herrn Ober-Präsidenten eingereicht worden. Unter dem 2. April ds. Is. hat der Herr
Negieruugs-Präsident berichtet,dah gegen die bisher vorgeschlagenen Mitglieder keine Einwendung
zu machen sei. Es hat sich aber herausgestellt und ist durch den Herrn Vergrath Graeff
konstatirt worden, daß der Herr Grubendirektor Margraf vor 2 Monaten bereits begraben
worden ist. (Heiterkeit.) Der Herr VergwcrksdirektorGraeff hat aber die Liebenswürdigkeit
gehabt, sich zur Annahme der Wahl als dritter Stellvertreter bereit zu erklären.

(Zuruf: Der Grubendircktor Margraf ist gestorben, als wir zum letzten Male hier
waren!)

Vorsitzender Becker: Verzeihen Sie, es hat sich Niemand zum Worte gemeldet.
(Heiterkeit) Fahren Sie (zum Berichterstatter) ruhig fort,

Berichterstatter Abgeordneter von Niesewand: Was den zweiten Bezirk der
32. Infanterie-Brigade anbetrifft, so hat der Herr GerbereibesitzerPrcmierlieutcnant a, D.
Rheinart zu Saarburg wegen Unabkömmlichleitabgelehnt. Statt dessen wird der Herr Guts¬
verwalter und Premierlieutenant a. D. Orth in Saarburg als dritter Stellvertreter i» Vorschlag
gebracht. Die Wahlperiode beginnt mit dem 1, April 1897.

Ferner, meine Herren, ist durch ein Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten Nasse vom
21. Februar 1895 dem Prouinziallandtag anheim gegeben worden, ob nicht mit Rücksicht darauf,
daß es ungewiß sei, ob im Jahre 1896 oder bis zum 1. April 189? ein neuer Provinzial-
landtag zusammentretenwürde, für die Ober-Ersatzcommissionen I und II in den Bezirken der
30., 31. uud 32. Infanterie-Brigade die bürgerlichen Mitglieder uud Stellvertreter neu zu
wählen sein werden, da die Amtsdauer der durch den 38. RheinischenProuinziallandtag zu
bürgerlichen Mitgliedern der gedachten Ober-Ersatzcommissionenbezw. zu Stellvertretern derselben
gewählten Vczirkseingesessenen mit dem 31. März 189? ihr Ende erreicht.

Der Provinzialausschuß hat sich damit einverstanden erklärt, diese Wahl, sofern der
Prouinziallandtag nicht zusammentrete,vorzunehmenund von der getätigten Wahl in der nächsten
Tagung dem Provinziallandtag Mittheilung zn machen.

Gegen diesen Antrag wäre wohl nichts einzuwenden.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Ich schließe die Verhandlung, da

sich niemand zum Wort meldet und darf feststellen, daß der Landtag den Vorschlägen der
I. Fachcommissionzugestimmthat.

Dann kommen wir, meine Herren, zu dem
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat über die Kosten der Unter¬
bringung verwahrloster Kinder für die Etatssahre 1, April 1895 bis
31. März 189?."

Berichterstatter ist der Herr Abgeordneter Graf von Vrühl.
16
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Berichterstatter Abgeordneter Graf von Vrühl: Meine Herren! Nach dem Ihnen
vorliegendenEtat ist hier nnr eine geringe Aenderung vorgesehen worden gegen die früheren
Jahre, nämlich in der Einnahme ein Weniger von 100 M. und ähnlich auch bei der Ausgabe
ciu Weuiger von 100 M, Der Grund für diese Veränderung ist ersichtlichaus dem Vcrwaltungs-
bcricht, welcher Ihnen von dem Proninzialausfchuß erstattet ist, und welcher auf der Seite 79
die betreffendenZahlen angiebt. Es sind thatsächlich in den letzten Jahren zur Zwangserziehung
73 Kinder weniger überwiesenworden wie früher nnd dadurch werden auch voraussichtlichin der
nächsten Zeit weniger Ansgaben für die znr Zwangserziehungüberwicsenen Kinder nothwendigwerden.

Die II. Fachcommissionsieht nnn diese Verminderung der Ausgabe» keineswegsals ein
unbedingt gutes Zeichen an. Sie glaubt vielmehr, daß die Zahl derjenigen Kinder, die eigentlich
znr Zwangserziehung zu überweisenwären, keineswegsabgenommenhat; sie glaubt vielmehr, daß
vielfach bei den Ortspolizcibehördenund den Amtsgerichten eine große Abneigung besteht gegen
die Überweisung von verwahrlosten Kindern zur Zwangserziehung, Sie hält es daher für
wünfchenswerth,daß der Verwaltungsbericht, wie er vom Provinzialausschuß über dieseu Punkt
erstattet worden ist, den Ortsbehörden mitgetheilt wird, Sie werden dort finden (ans Seite 86),
daß von den zur Zwangserziehung überwiese,«» Kindern ungefähr 8?«/» gut, klaglos oder
befriedigendsich geführt haben, während nur 12 °/o sich weniger befriedigend oder schlechtgeführt
haben. Das dürfte ein glänzendes Ergebniß sein für diese Verwaltung, wenn man bedenkt, daß
meistens schon ganz verwahrloste Kinder erst znr Zwangserziehung überwiesen werden. Seitens
der Provinzialverwaltung ist in Aussicht gestellt, daß diese Mittheilung an die Amtsgerichtennd
Ortspolizeibehördenerfolgt.

Im Uebrigen hat die II. Fachcommissionirgend eine Aenderung an dein Etat nicht
vorzuschlagen,schlägt Ihnen vielmehr die unveränderte Annahme des Etats vor.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenblerg-Stammheim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag zur Diskussion. — Es hat sich Niemand zum Wort gemeldet; dann schließe
ich die Diskussion und darf wohl annehmen, daß dem Antrage des Herrn Berichterstatters statt¬
gegebenwird.

Wir kommen zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat der Verwaltungskosten
des Genossenschaftsvorstandcs der Rheinischen landwirthschaftlichen
Berufsgenossenschaft für die Etatsjahre 1. Januar 1895 bis 31. De¬
zember 1896."

Ich ertheile dem Herrn AbgeordnetenLimbourg als Berichterstatter das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Limbourg: Meine Herren! Die Verwaltnngskosten für

die landwirthschaftliche Verufsgenosfenschaft mußten in Folge der wachsenden Geschäfte nm 25 800 M.
erhöht werden. Nothwendig war die Heranziehung dreier neuer, ctatsmäßig anzustellender
Kräfte. Der Geschäftsumfangist von 12 584 Eingängen im Jahre 1892/93 im folgendenJahre
auf 16 535 nnd vom 1. Januar 1894 bis 15, Oktober 1894, alfo für 9 Monate fogar auf 1? 053
gestiegen. Während die angemeldeten Unfälle 1892 nur 1998 betrüge», sind sie 1893 auf 3390
gewachsen. An Nnfallentschädigungenwnrden 1892: 319 503 M. 51 Pf, gezahlt, während die¬
selben pro 1893: 455 305 M. 06 Pf. betrugcu und noch immer steigen. Deshalb ist auch eine
vermehrte Entschädigungan die PostVerwaltung geboten.

An den Ausgaben wird Nichts zu streichen möglichsein. Die Umlagen zur Deckung der
Verwaltnngskostenin voller Hohe mit 58 200 M. erscheint deshalb gerechtfertigt.
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Die II. Fachcommissionbeantragt daher:
„Der hohe Provinziallandtag möge den vorbczcichnctcn Etat unverändert annehmen."

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammhcim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussion. — Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann darf ich wohl annehmen,
daß nach dem Antrage des Herrn Berichterstatters der Antrag angenommenist.

Wir kommendann znm folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat über die Verwaltung der
Fonds zur Gewährung vo» Viehentschädigungen in Folge:

n,. von Rotz- und Lungenscuche (Neichsgesetz vom 23. Juni 1880, betr.
die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, uud Ausführungs¬
gesetz vom 12. März 1891),

d. von Milzbrand oder Nauschbraud (Gesetz vom 22. April 1892, betr.
die Entschädigung für an Milzbrand gefallene Thiere) für die
Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897."

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLimbourg. Ich ertheile demselbendas Wort.
Berichterstatter AbgeordneterLimbourg: Der Etat, meine Herren, ist sehr übersichtlich

aufgestellt. Es sollen nur diejenigen Beträge von den Viehbesitzern erhoben werden, welche vor¬
aussichtlichnothwendig werden Auffällig sind nur die hohen Entschädigungen beim Rindvieh
wegen Milzbrandes. Diese Entschädigungen haben im Jahre 1893/94: 120 000 M. betragen.
Man ersieht daraus, wie nothwendig die Aufnahme des Milz- und Nauschbrandes unter die zu
entschädigenden Seuchen gewesen ist, und welche Verluste der Landwirth in früherer Zeit tragen
mußte. Erklärlich ist diese Erscheinung, weil viele Landwirthe die Krankheitsfälleverheimlichten,
indem polizeiliche Vorsichtsmahregelnnnangenehm empfundenwurden, keine Entschädigungin Aus¬
sicht stand, man aber auch das Wesen der Krankheit noch nicht erkannte. In der Regel wurden
solche plötzlich gefallenen Thiere als vom Vlutfchlag getroffeu angesehen und verscharrt, ohne
weitere Desinfection. Daraus läßt sich die Ueberhandnahmedes Milzbrandes wohl erklären.

Pasteur hat den Milzbrand-Bazillus entdeckt und als Hauptträgcr desselbenden Regen¬
wurm angesehen. Der Regenwurm nährt sich am Kadaver der milzbrandigen Thiere, steigt an
die Oberfläche, um seine Excrementeabzusetzen, beschmutzt die Pflanzen, welche über der Kadaver¬
stelle wachsen. Wenn diese nun vom Vieh gefressen werden, wird der Bazillus aufgenommenund
kurze Zeit darauf fällt das Thier, wie vom Schlage getroffen. (Sehr richtig.)

Es ist ja möglich, daß bei der Obduktion der so gefallenen Thiere Irrthümer unter¬
laufen, aber viele, sehr viele Todesfälle an Milzbrand sind in der Provinz wirklich vorgekommen.

Voraussichtlichwird die Erhöhung der Versicherungsbeiträgevon 5 Pf. pro Kopf auf
10 Pf. genügen, um die Entschädigungenzu bewältigen. Rotz, Lungenseuche, Milz- und Rausch¬
brand sind bereits unter die Seucheu aufgenommen, die von der Provinz durch die Zwangs¬
umlage entschädigtwerden, und viele Landwirthe der Provinz hegen den Wunsch, daß die ganze
Rindviehversicherungvon der Provinz in die Hand genommen werde, selbst wenn die doppelte
und dreifachePrämie erhoben werden müßte. Jetzt fungirt der Apparat zur Abschätzung der
Thiere ja ganz vorzüglich. Das wird auch keine schwere Belastung der einzelnenKreise nnd
einzelnenBürgermeistereienhervorrufen.

Die II. Fachcommission hat daher den Antrag gestellt:
„Der hohe Landtag wolle den vorbezeichneten Etat unverändert annehmen und den
Provinzialausschuß ersuchen, Vorermittelungen wegen Einrichtung einer allgemeinen
Viehversicherungdem nächstenProvinziallandtage vorzulegen."

1«*
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Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussion,— Es meldet sich Niemand zu», Wort, — Pardon, Herr Graf von Brüht
hat das Wort.

Abgeordneter Graf von Vrühl: Namens der II. Fachcommission,die heute eine
Besichtigungsfahrt einer Irrenanstalt unternommen hat, möchte ich nur hervorheben, daß nicht
alles, was ebeu der Herr Berichterstatter vorgelesen hat, auf einem ausdrücklichen Vefchluh der
Commissionberuht, wenigstens die Motivirung desselben nach einem ausdrücklichenBeschluß der
Commissionnur die Priuatansicht des Herrn Berichterstatters ist.

Berichterstatter ÄbgcordueterLimbourg: Der Beschluß der Commission ist ja hier in
den Drucksachen enthalten.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammhcim: Verlangt noch
Jemand das Wort? — Dann schließe ich die Diskussion und darf wohl annehmen, daß der
Antrag nach dem Vorschlagedes Herrn Berichterstatters angenommen wird.

Wir kommenznm ferneren Gegenstände der Tagesordnung:
„Antrag der II, Fachcommission zu dein Ctat für die Verwaltung der
landwirthschaftlicheu Angelegenheiten — nebst Unter-Etat für die Pro-
vinzial-Wcinbauschule zu Trier — für die Etatsjahre I, Avril 1895 bis
31. März 1897."

Berichterstatter ist wiederum Herr Abgeordneter Limbourg, welchem ich das Wort
dazu ertheile.

Berichterstatter Abgeordneter Limbourg: Der aufgestellteEtat, meine Herren, giebt zu
keinen Bemängelungen Veranlassung; im Gegeutheil ist auzuerkenncn, daß er eine Vermehrung
von 36 000 M, zur Unterstützungder nothleidcndenLandwirthschafl vorgesehenhat, wodurch die
Errichtung einer Prouinzial-Weinbauschuleiu Trier ermöglichtworden ist.

Der Etat über diese Schule in Höhe von 21445 M. in Einnahme und Ausgabe ist
gleichfallstadellos, weshalb die II, Fachcommissionden hohen Prouinziallandtag bittet, der Pro-
vinziallandtag wolle den vorbezeichueten Etat^unuerändert annehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich frage auch
hier, ob sich Jemand zum Worte meldet? Das scheint nicht der Fall zu sein. Dann schließe ich
die Diskussion und darf wohl cmnchmeu, daß nach dem Antrage des Herrn Berichterstatters der
Antrag angenommen ist.

Wir kommen zum letzten Gegenständeder Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zn dein Bericht des Provinzialaus-
schusscs, betreffend Vorschlag des Obersten z. D. von Gicse zur Kultur
und Kolonisation des hohen Venn durch eine Rheinische Landestultur-
Nentenbank,"

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLimbourg.
Berichterstatter Abgeordneter Limbourg: Meine Herren! Vor 8 Jahren erschienen in

der KölnischenZcituug mehrere Artikel über die Kultur des hohe» Venns von Herrn Oberst
von Giese, welche Beachtung bis in die höchsten Kreise gefundenhaben. Jene Gegend war wenig
bekannt, die allzuspät gebauten Straßen führten am Venn vorbei und man sah die Gott verlassene
Strecke nicht, weil Nebel sie den grüßten Theil des Jahres vcrhNllte. Die ärmliche Bevölkerung
sank immer tiefer, es fehlte ihr an Arbeitsgelegenheit. Pest und Krieg hat jene Gegend so
heruntergebracht, Früher war das ganze Venn prachtvoller Eichenhochwald, noch vor Kurzem hat
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man in dem Moor Eichenstämmcvon einem Meter Durchmessergefunden. Seit 30 Jahren hat
die hohe Staatsrcgierung bedeutendeGelder zur Wiederbewaldungdes Venn und der Eifel über¬
haupt verwendet. Allmählig wird es besser, aber viel, sehr viel zu thuu bleibt übrig. Herr
Oberst von Giese hat als das richtige Ziel, den Vennbewohneru zu helfe», erkannt: Arbeits¬
gelegenheitdurch Kultur uud durch Kolonisation,

Das hohe Venn besitzt große Flächen von Brenn- und Streu-Torf, welcher auf vorzüg¬
lichem plastischem Thon lagert. Dieser eignet sich besonders zur Ziegelfabrikation, Sand findet
sich in der Nähe Die ausgeziegeltcnFlächen lassen sich leicht in vorzüglicheWiesen und Acker¬
land umwandeln. Die Herren werden die kleine Ausstellung uutcn im Foyer unseres Gebäudes
gesehen uud dort gefunden haben, welch' üppiger Klee, welch' schöner Hafer, welch' fchönes Gras
dort auf diesen Flächen wächst, und Sie haben auch wohl die übrigen Produkte gesehen, die alle
Beachtung verdienen,

Herr Oberst von Giese hat vor und nach 202 Morgen Vennländereien angekauft, davon
sind 32 Morgen Acker, 20 Morgen Wiesen, 10 Morgen Weiden, Sa 62 Morgen Kulturland,
ferner 56 Morgen Moostorflager, darunter weißer Thon, 32 Morgen bnntes Thonlager und 52
Morgen Venn-Wiesen,

Die Verwaltung der Nhcinprovinz hat die Bestrebungen des Herrn Obersten von Giese
mit der grüßten Theilnahme verfolgt, hat ihm auch im ersten Jahre seiner Thätigkeit eine nam¬
hafte Vergütung seiner Auslagen gewährt und sich später mit 10 000 M. an der „Gemeinnützigen
Genossenschaft"betheiligt. Weiter zu gehen, lag außer dem Berufe der Prouinzialverwaltung.

Die II, Fachcommissionist daher nicht in der Lage, die Uebernahmedes Damvftorf-
werkes, der Dampfziegelei Sourbrodt und des Landwirthschaftsbetriebesempfehlen zu können,
wenn dieselbe auch der opferwilligen und segensreichen Thätigkeit des Herrn Obersten alle An¬
erkennung zollen muß, sie ist daher zu ihrem Bedauern genöthigt, dem hohen Provinziallandtag
vorzuschlagen, die Anträge des Herrn Obersten von Giese abzulehnen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Vtammheim: Ich stelle den
Antrag zur Discussion und frage, ob Jemand das Wort dazu verlangt. Das Wort hat Herr
Landrath Sasse.

AbgeordneterSasse: Meine Herren! Ich danke dem Herrn Referenten für die wohl¬
wollende Art, mit welcher er den Vorschlagdes Herrn von Giese uus vorgebrachthat. Nachdem
der Vorschlag des Herrn von Giese den Mitgliedern des hohen Hauses mitgetheilt worden war,
habe ich Gelegenheit genommen, an Ort und Stelle die Einrichtungen des Herrn von Giese ein¬
gehend zu besichtigen, und ich muß uun doch gestchen, meine Herren, daß dasjenige, was der
Herr von Giese dort znm Segen der Sourbrodter Gegend und der Eifel geleistethat, im höchsten
Maße Anerkennung und Lob verdient. Schon von der Bahn aus erfreut man sich an dem
schönen Grün der kultivirten Flächen und Wiesen. Früher sah man dort nichts wie öden schwarzen
Haiderücken, Jetzt, meine Herren, hat der Herr Oberst von Giese der dortigen Gegend gezeigt,
wie mit Fleiß und Ausdauer auch das ödeste Land cultiuirt werden kann, und das hat schon
die Folge gehabt, wie ich gehört habe, daß die «inliegenden Gemeinden bereits dazu übergegangen
sind, dem Beispiele des Herrn Obersteil von Giese zu folgen und ebenfalls mit der Kultur ihrer
Oedländereien begonnen haben.

Wir besahen nun zunächst die Torffabrik und die Torflager. Die Torflager im hohen
Venn sind die mächtigsten, ich möchte fast sagen, die einzigenin der Nhcinprovinz, und auch die
Torflager, welche der Herr Oberst von Giese in Sourbrodt ausbeutet, sind von großem Reichthum
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und bieten für lange Jahre hinreichendesMaterial. Die Torffabrik, in welcher der Torf zu
Torfmull und Torfstreu verarbeitet wird, ist, foweit ich wir ein Urtheil erlauben kann, höchst
praktisch eingerichtet. Hätte sich der Herr Oberst von Giese auf die Ausbeutung der Torflager
und auf die Bearbeitung und den Verkauf des Torfes beschränkt, fo würde ich heute keinen
Anstand nehmen, Ihnen die Uebernahme des Torfwerkes in die Hände der Provinzialverwaltuug
warin zu befürworten. Ich bin der Ansicht, daß der Besitz des Torffeldes der RheinischenLand¬
wirthschaft zu großem Segen gereichen werde, und besonders in den Fällen der Noth, wie wir
noch im Jahre 1893 eine solche gehabt haben, würde die Provinzialverwaltnng, wenn sie im
Besitz des Torffeldes wäre, die beste Gelegenheit haben, der nothleidendenLcmdwirthfchaftthat¬
kräftig und hülfrcich zur Seite zu stehen.

Der Herr Oberst von Giese ist aber weiterhin noch dazu übergegangen, auch den Thon
zu verwerthen, der sich unter dem Torf befindet. Er hat hier eine große Dampfziegeleierrichtet,
in welcherder Thon verarbeitet, zu Steinen geformt und im Ringofen gebrannt wird. Meine
Herren! Diefe Anlage ist sehr theuer gewesen und hat viel Geld verschlungen. Die Steine sind
zwar sehr schön — unten sind einige ausgestellt — und überall, wo sie gebraucht wurden, da
werden sie auch gelobt. Aber sie haben in der dortigen einsamen Gegend zu wenig Absatz und
sind zudem zu schwer. Sie sind viel schwerer, als die in Aachen gebrannten Steine, weil in
Sourbrodt keiu Sand vorhanden ist. So kommt es z. B,, daß in Montjoie, welches nur zwei
Stationen von Sourbrodt entfernt ist, die Sourbrodt'er Steine theurer zu stehen kommen,als die
Steine, wenn sie von Aachen bezogen werden, obgleich Aachen neun Stationen entfernt ist. (Hört, Hört!)

Ich habe nun dem Herrn Obersten von Giese die Frage vorgelegt, ob es wohl möglich
sein würde, die beiden Werke zu theilen, und zwar so, daß das Torfwerk iu die Hände der
Prouinzialverwaltung übergehe, daß aber die Ziegelei und dieser Ringofen dem jetzigenBesitzer
verbliebe, Der Herr Oberst von Giese hat diese Theilung abgelehnt, weil zu viel technische
Schwierigkeiten entgegenstanden, und weil die Erben Grusons, die jetzigenBesitzer, auch darauf
nicht eingehen wollen.

Meine Herren! Ich bedauere das fehr und ich bin auch nicht in der Lage, unter diesen
UmständenIhnen etwas Anderes vorzuschlagen,als wie der Herr Referent der Commissiondieses
gethan hat. Ich bedauere sehr, daß wir heute dem Antrage dieses Mannes, der, nachdem er auf
das verdienstvolle Leben im Dienste des Staates zurückblicken kann, nunmehr die Jahre der
wohlverdientenRuhe dazu verwendet hat, zum Wohle seiner Mitmenschen und zum Wohle der
Nheinprouinz uud speziell der Eifel unermüdlich zu arbeiten und zu wirkeu — daß wir diesen
Antrag heute «, limin« abweisen müssen, aber der Dank der Eifel, meine Herren, wird diesem
Manne zu allen Zeiten gesichert sein. (Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Laudesdirektor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Ich habe in der Commission bereits aus¬

gesprochen, daß ich die Wirksamkeitund die Thätigkeit des Herrn Oberstenvon Giese in der Eifel
auf das Höchste anerkenne und auf's Aufrichtigstebedanre, daß die finanziellen Erfolge bis jetzt
nicht günstigerwaren. Herr von Gicfe hat zum Besten der armen Eifelbewohnervon früh bis fpät
seine ganze ArbeitskraftJahre hindurch eingesetzt und sogar einen Theil seines Vermögens hierfür
geopfert. Die Sache liegt nun heute so, daß, wenn die Provinz dies Werk nicht übernimmt,
dasselbe, wie ich befürchte,dem Ruin nahe steht.

Allein, meine Herren, diese Gesichtspunktekonnten mich doch nicht bewegen,den Vorschlag
zu unterstützen,das Werk für die Provinz zu übernehmen, denn ich muh fragen, was sollen wir
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mit diesem Welke machen? Wenn es Herrn Oberstenvon Giese bei seiner Arbeitskraft und seiner
Thätigkeit nicht gelungen ist, günstige finanzielle Resultate daraus zu erzielen, wie soll das uns
möglichsein? Ich habe Ihnen hier ein Bild von der großen Thätigkeit entworfen, welche der
Prouinzialvcrwaltuug bereits zur Zeit obliegt. Ich meine, wenn in dem vorliegenden Falle aus
öffentlichen Mitteln etwas geschehen sollte, so wäre es mehr Aufgabe des Kreifes Montjoie, welcher den
Verhältnissennäher steht, und der auch den Nutzen der dortigen Arbeiten in erster Linie hat, einzutreten.
Neun der Kreis hierzu eine Beihülfe der Provinz verlangen würde, ja, meine Herren, dann ließe sich
über die Sache reden. Allein, daß die Provinz unmittelbar eintreten und das Werk übernehmen
soll, daß wir also dort Torffabrikation, Ziegclfabrikation u. s. w. betreiben sollen (Heiterkeit),
das geht für unsere Vcrwallungseinrichtungen offenbar zu weit. Wir haben früher Unter¬
stützungen für das Werk eintreten lassen, weil dort die Arbeiter der Eifel lohnend beschäftigt
wurden, weil ferner dort durch die gemachten Kulturen ein günstiges Beispiel geliefert wird, und
wir würden auch weiter bereit sein, derartige Bestrebungen, soweit es uns unsere gewöhnlichen
Mittel erlauben, zu unterstützen, allem hier kann mit kleinen Summen nicht geholfen werden,
fondern es werden vielleicht 4—500 000 M. nöthig fein, um das Werk zu übernehmen und auf
die Dauer im Betriebe zu erhalten. Solche Summen können wir für diesen Zweck nicht
aufwenden und müssen wir deshalb leider nein sagen, so sehr wir auch das Schicksal eines
redlichennud gemeinnützigen Strebens beklagenund bedauern, wenn in Folge der NichtÜbernahme
den Arbeitern gekündigt und das Werk still gestelltwerden sollte. Allein die Verhältnisse liegen so,
daß die Provinzialuerwaltung an denselben auf direktem Wege uichts ändern kann. (Instimmung.)

VorsitzenderNecker: Es meldet sich Niemand weiter zum Wort. Ich schließe die Ver¬
handlung. Gegenanträge liegen nicht vor.

Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort? — Das ist nicht der Fall.
Meine Herren! Dann kommen wir znr Abstimmung, und da Gegenanträge nicht vor¬

liegen, kann ich nur anheimgeben,daß diejenigen Herren sich erheben, welche dem Antrage Ihrer
II. Fachcommission auf Ablehnungdes Antrages des Herrn von Giefe zustimmen wollen. (Geschieht.)
Das ist die große Majorität.

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesordnung. Ich möchte Ihnen vorschlagen,
daß wir die Sitzung morgen um II Uhr beginnen. Wie gesagt, die Landwirthschaftskaminer
kann nicht auf die Tagesordnung gesetzt werden. Es sind aber eine ganze Reihe anderer Ange¬
legenheiten vorhanden, deren Erledigung möglichst morgen vor sich gehen mnß, wenn die Absicht,
am Mittwoch den Landtag zu schließen, in Erfüllung gehen foll.

Als solche Gegenstände empfehleich folgende:
1. Antrag der II. Fachcoinmissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzial-

ausschusses, betreffenddie Abänderung des Statuts für die landwirtschaftlichenWinterschnlender
Nheinproviuz.

2. Antrag der II. Fachcommission auf unveränderte Annahme des Etats der Provinzial-
Vlindeuanstalt in Düren.

3. Antrag der II. Fachcommission,betreffenddie Errichtung einer zweiten Blindenanstalt
in der Nheinproviuz.

4. Antrag der II. Fachcommissiouzu dem Etat der Verwaltung des Lcmdarmeuwesens
der Rheinprouinz.

5. Antrag der II, Facheoinmissionzu dem Etat der Polizeistrafgelderfouds und des
Ehrenbreitsteinerallgemeinen Armenfonds.
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6. Antrag der I, Fachcommifsionzu dem Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,
betreffenddie Erweiterung des großen Sitzungssaales im Ständehause.

Die Plane für diese Erweiterung werden morgen früh, meine Herren, bei Beginn der
Sitzung auf dein Tische hier aufliegen Ich gebe anheim, daß die Herren, welche noch nicht
unterrichtet sind, von denselben Einsicht nehmen.

Ferner Antrag der II. Fachcommission zu den Etats der Provinzial-Taubstummenanstalten
zu Aachen, Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied, Trier, sowie über die Verwendung der
Wilhelm-Augusta-Stiftung und des Unterstütznngsfondsfür entlasseneTaubstumme.

Feruer Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über das Hebammeuwesenein¬
schließlich der Hcbammenlehranstaltzu Köln.

Desgleichenzu dem Etat der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Vrauweiler.
Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat des Landarmcnhauscs zu Trier.
Desgleichenzu dem Etat über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigungder baulichen

Uuterhaltungsarbeiten in den Proviuzialanstalten.
Endlich desgleichenzu dein Etat über die Unterstützung milder Stiftungen und Wohl-

thätigkeitsaustalten, sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von Epileptikern
und Idioten aus der Nheinprovinz, welche bezw. deren Augchörige keinen Anspruch auf öffentliche
Armenpflegehaben.

Das wird eine ganz angemessene Tagesordnung sein, meine Herreu, und wenn nicht
BedenkenIhrerseits laut werden, darf ich Ihr Einuerständniß feststellen.

Damit schließe ich die Sitzuug,

(Schluß der Sitzung gegen 2'/^ Uhr)

Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Samstag den 4. Mal 1895.

Beginn: II Uhr Vormittags.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht uud Autrag des Prouiuzialausschusscs,betreffend

die Erweiterung des großen Sitzungssaales im Ständehause,
3. Antrag der II. Fachcommissionzu dein Etat der Verwaltung des Laudarmenwesens der

Nheinprovinz für die Etatsjahre 1, April 1895 bis 31. März 1897.
4. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat der Polizeistrafgeldcrfondsund des Ehrenbreit-

steiner allgemeinenArmenfonds für die Etatsjahre I. April 1895 bis 31. März 1897,
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5. Antrag der II. Fachcommission zu den Etats der Provinzial-Taubstummenanstaltenzu Aachen,
Vrühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied, Trier, sowie über die Verwendung der Wilhelm-
Augusta-Stiftung und des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für die Etatsjahre
1. April 1895 bis 31. März 1897.

6. Antrag der II. Fachcommission zu dein Etat der Provinzial-Blindenanstalt zu Düren für die
Etatjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

7. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über das Hebammenweseneinschließlichder
Hebammenlehranstaltzu Köln für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

8. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Vrauweiler
für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

9. Antrag der II. Fachcommission zu dein Etat des Landarmenhauses zu Trier für die Etats¬
jahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

10. Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung
der baulichenUnterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten für die Etatsjahre 1. April
1895 bis 31. März 1897.

11. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über die Unterstützung milder Stiftungen und
Wohlthätigkeitsanstalten, sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von
Epileptikern und Idioten aus der Rheinprovinz, welche bezw. deren Angehörigekeinen Anspruch
auf öffentliche Armenpflege haben, für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

12. Antrag der II, Fachcommission zu dein Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffenddie Errichtung einer zweiten Blindenanstalt in der Rheinprovinz.

13. Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffenddie Abänderung des Statuts für die landwirthfchaftlichenWinterschulender Rhein -
provinz.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung.
Beurlaubt sind: Herr Abgeordneter Claeßen für heute, Herr AbgeordneteHardt für

die Tage der nächstenWoche.
Sonstige Mittheilungen habe ich außerhalb der Tagesordnung nicht zu machen,
Eingänge sind nicht zu verzeichnen,
Wir treten in die Tagesordnung ein.
Erster Gegenstand der Tagesordnung ist:

„Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusses, betreffend die Erweiterung des großen Sitzungssaales
im Ständehause".

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Lueg, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Lueg (Karl): Meine Herren! Der vorige Provinzial-

landtag hat den Provinzialausschuß beauftragt, Pläne darüber vorzulegen, in welcher zweck¬
mäßigsten Weise dieser Sitzungssaal zu vergrößern sein würde. Diese,» Auftrage zufolge sind
die verschiedenstenPläne ausgearbeitet worden, und schließlich ist der augenblicklich auf dein Tisch
des Hauses niedergelegtePlan als der beste und zweckmäßigste Seitens des Provinzialausschusses
sowohl wie auch Seitens der 1. Fachcommission,welche sich mit der Prüfung dieser Angelegenheit
befaßt hat, anerkannt worden.

17
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Der Plan beruht darauf, daß die südliche Wand dieses Saales um ? m hinaus¬
geschoben und auf diese Weise der Saal die erwünschte Vergrößerung erhält. Es war allerdings
das Bedenken vorhanden, daß durch diese Hinausschiebung der hinter dieser Wand belegen«
Lufthof allzusehr beengt würde; allein eine eingehendePrüfung an Ort und Stelle hat ergeben,
daß diese Bedenkendoch nicht so schwerwiegendesind, um von dem Plane Abstand zu nehmen.

Man hat auch verschiedene Pläne angefertigt, den Saal zu verbreitern und ihn in seiner
Länge zu belassen,um auf diesem Wege die gewünschteVergrößerung zu erreichen. Es hat sich
aber herausgestellt, daß eine derartige Verbreiterung einem vollkommenenNeubau gleichkommen
würde; denn die danebenliegenden Seitenwände sind nicht stark genug, und mühten eventuell voll¬
ständig erneuert werden. Die Nenouirungsarbeiten sind so kostspielig, daß man sich hüten muß, mehr
Arbeiten vorzunehmen,als unbedingterforderlich sind. Es wurde auch das weitere Bedenken laut, ob bei
einfacher Verbreiterung die gewünschte Mehrzahl von Sitzen erreicht werden könnte. Eine eingehende
Prüfung ergab, daß solches nicht der Fall und nur durch eine Verlängerung des Saales zu erreichen ist.

Meine Herren! Der Ihnen hier vorgelegtePlan gestattet, daß 200 Abgeordnetein dein
verlängerten Saale Platz nehmen können, ohne daß Sitze unter den Kolonaden noch in Anspruch
genommen werden müssen. Meine Herren! Es erscheintaber sehr zweckmäßig, eine möglichst große
Zahl von Sitzen in Aussicht zu nehmen, da die letzte Wahlperiode die Mitgliederzahl dieses hohen
Hauses bereits von 139 auf 145 gehoben hat, per Jahr berechnetist das annähernd ein jährlicher
Zuwachs voil 3/4 Prozent. Es ist daher vor allem Rücksichtdarauf zu nehmen, daß der
geplante Neubau auf längere Zeit allen Bedürfnissen entspricht. Das, meine Herren, ist bei
diesem Plane der Fall.

Der Plan hat außer dem Vorzug, daß er eine größtmöglichsteZahl von Sitzen schafft,
noch den weiteren und meines Erachtens sehr angenehmen Vorzug, daß er der billigste ist. Es
soll die Architekturdieses Saales nicht wesentlich geändert werden, da einfach eine Hinausschiebung
der südlichenWand erfolgen soll. Der Saal soll in derselben Weise, wie es heute der Fall ist,
eine Glasdeckeerhalten, indessen bezüglich der Decoration einfacher gehalten werden. Ich glaube
nicht, daß die Verzierungen, die damals ans einer besonderenVeranlassung in diesem Saale an¬
gebracht sind, wesentlich zur Verschönerung desselben beigetragen haben; ich glaube das Gegentheil
ist der Fall. (Sehr richtig!)

Des weiteren, meine Herren, werden wir die Aufmerksamkeitbei der Bauausführung
darauf richten müssen, daß eine ausreichende und gute Ventilation geschaffen werde, die ja, wie
viele der Herren anerkennenwerden, heute nicht vorhanden ist.

Wir hoffen, daß alles das mit einem Credit von 100 000 M. zu erreichenist. Der
Antrag des Provinzialausschusseswie der I. Fachcommissiongeht dahin:

„Der Provinziallandtag wolle nach dem Antrage des Provinzialausschussesdas Projett,
welches eine Verlängerung des Saales um 7 ni vorsieht, genehmigen,den Provinzial-
ausschuh mit der Ausführung diefes Projektes beauftragen und denselbenermächtigen,
die erforderlicheKostensummevon 100 000 M. vorläufig aus bereiten Mitteln zu
entnehmen".

Ich bitte Sie, diesem Antrage Folge zu geben.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich Niemand zum

Wort. — Ich schließe die Verhandlung und darf wohl feststellen, daß die Versammlung dem
Antrage der I. Fachcommission zugestimmthat.
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Meine Herren! Ehe wir zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung übergehen, möchte
ich Herrn AbgeordnetenConze auf seinen Wunsch zu einer geschäftlichen Mittheilung an seine
Commissionsmitgliederdas Wort geben.

AbgeordneterConze: In unserer Fachconunissionist heute morgen der Beschluß über
die folgende Sitzung ausgefetzt worden, bis ich Auskunft über die Plenarsitzung am Montag
erhalten haben würde. Nachdemich sie bekommen habe, ersuche ich die Mitglieder der II. Fach¬
commission, am Montag Morgen um 10 Uhr zusammentreten zu wollen. Tagesordnung: Der
uns noch gebliebeneRest der Vorlagen.

VorsitzenderBecker: Dann fahren wir in der Tagesordnung fort und kommen zum
Gegenstand Nr. 3:

„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat der Verwaltung des Land-
armenwefens der Rheinprovinz für die Etatsjahre 1. April 1895 bis
31. März 1897".

Referent ist Herr AbgeordneterSimons.
Berichterstatter Abgeordneter Simons: Meine Herren! Der Etat für das Landarmen¬

wesen enthält nur wenige Titel, aber sie sind von solcher Bedeutung, von solcher schweren
finanziellen Wichtigkeit, daß Sie mir gestatten werden, mit einigen Worten sie zu beleuchten.

Die Ausgaben sind aufgestelltmit 900 000 M. gegen 786 000 M. dos vorigen Etats, also
eine bedeutendeVermehrung. Trotzdem ist die Vermehrung eine verhältnißmäßig geringe uno
wenn nicht günstige Verhältnisseeintreten, dann wird, glaube ich, der Etat ein nicht ausreichender
sein. Es ergiebt sich diese Nothwendigkeitder Erhöhung schon daraus, daß bereits im vergangenen
Jahre, im Jahre 1893/94, der Betrag sich wesentlich erhöht hat, daß er schon auf 871000 M.
sich bezifferte,also eine sehr bedeutendeErhöhung. Ein Theil dieser Erhöhung im Betrage von
41 000 M. ist durch die Veränderung der Gesetzgebungvon 1891 hervorgerufen. Das Nähere
finden Sie im Etat. Aber wir haben eine weitere Erhöhung zu erwarten, die vielleicht schon
in dem diesjährigen Etatsjahr zum Ausdruck kommt, das ist durch die Veränderung des
Gesetzes vom Jahre 1870. Dadurch, daß der Lauf der Frist für den Verlust des Unterstützungs¬
wohnsitzes schon mit vollendetem18., statt früher mit vollendetem24. Jahre beginnt, wird jeden¬
falls eine bedeutendeErhöhung dieser Position veranlaßt werden.

Es ist ja schwierig,darüber sich eine genaue Kenntniß zu verschaffen. Wenn man aber
die Positionen vergleicht, welche in den vergangenen Jahren schon zusätzlich hinzugekommen sind,
so werden Sie ersehen, daß es eigentlich ein Sprung in's Dunkle ist. Wir haben im Jahr 1893/94
4689 Anträge, also wohl 630 mehr wie im Vorjahre gehabt, während im Jahre 1894/95: 5718.
also 1029 Positionen mehr sind wie im vergangenenJahre. Naturgemäß wird dieses Verhältniß
ja auch erheblichauf das Etatsjahr einwirkenund ich glaube, es ist wünschenswert!), wie ich eben
erwähnt habe, daß günstige Verhältnisse den Etat noch herunterdrückenwerben. Wenn ich aber
diese möglichengünstigenVerhältnisse ansehe, so sind dieselben doch sehr fernliegenderNatur. Sie
alle wissen und der Herr Landesdirektor hat es ja in seinem Vortrage schon bemerkt, daß wir
einen großen Theil unserer Landarmenausgaben zu verdankenhaben unserer Situation als Grenz¬
nachbar des Auslandes, und namentlich als Grenznachbar von Elsaß-Lothringen und von der
Pfalz. Diese Ausgaben sind außerordentlichbedeutend. Wenn ich die Statistiken mir ansehe,
so sind freilich die Auslagen für Frankreich, für Belgien, für Holland, für die Schweiz ver¬
hältnißmäßig nicht fo groß, wie sie vielleicht früher waren; für Luxemburg kommen sie schon
mehr in Betracht; dagegegen sehr bedeutend sind sie für Elah-Lothringen und für Bayern, für

l7*
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die Pfalz, Für Banern, für die Pfalz ist ja auch eine Abnahme in den letzten Jahren bemerk¬
lich; immerhin ist aber der Betrag auf 6000 M. pro Jahr zu beziffern, welche wir dafür aus¬
zugeben haben, daß unfere Nundesbrüder sich dieses Refervatrecht vorbehalten haben, was sie ja
feit 1870 besitzen. Ich glaube, es ist nicht wahrscheinlich,daß sie darin in den nächstenJahren
eine Aenderung vornehmen. Dagegen ist vielleicht zu erwarten, daß Elsaß-Lothringen, welches
schon prinzipiell seine Bereitwilligkeit erklärt hat, eine Aenderung vorzunehmen,welche nur davon
abhängig sein wird, daß das Ortsarmenwesen geändert wird — dazu sind ja auch schon die ersten
Schritte geschehen — von seinem einseitigen Standpunkt abgehen wird.

Sie wissen, meine Herren, daß wir jetzt alle Diejenigen unterstützen müssen, diejenigen
Wittwen, verlassenenFrauen und Waisen, welche von eingeborenenDeutschen herrühren, auch
wenn selbst die Wittwen in Elsaß-Lothringen gebürtig sind. Es entspricht das den bisherigen
Verhältnissen. Dieser Betrag ist aber ein so bedeutender — er ist im Ganzen im letzten Jahre
auf 60 000 M. zu berechnen,daß wir hoffen dürfen, daß darin eine Aendernng stattfinden wird.
Im Allgemeinenkann man bemerken,daß gerade in den letzten Jahren durch die Revision, welche
in besondererWeise ausgeführt worden, durch die Bemühungen des Provinzialansfchuffes und des
Landesdirektors, in der Gesetzgebung Abhülfe zu schaffen, alles geschehenist, was überhaupt
nur zu wünschensein kann, und ich möchte deshalb im Namen der II. Fachcommission Sie bitten,
den vorbezeichneten Etat unverändert anzunehmen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhand¬
lung und stelle fest, daß Sie dein Antrag der II. Fachcommissionzugestimmthaben.

Der nächste Gegenstand der Tagesordnung ist der
„Antrag der II, Fachcommission zu dem Etat der Polizeistrafgelderfonds
nnd des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für die Etatsjahre
1. April 1895 bis 31. März 1897".

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Eisenlohr.
Berichterstatter Abgeordneter Eisenlohr: Meine Herren! Ueber diesen Gegenstand ist

wenig zu berichten. Die Einuahmen und Ausgaben schwankenda sehr. Was die Regierungs¬
bezirke anbelangt, so ist eine Differenz da von 4700 M., die im Jahre mehr für die Etats
nöthig sind. Ich habe es genau verglichenund habe gefunden, daß gar nichts auszusetzen ist, und
daß wir nicht anders handeln können, als wie den Etat zu genehmigen.

Der Ehrenbreitsteiner Armenfonds ist genau übereinstimmend mit der Summe von
1395 M., die bisher bezahlt worden ist.

Die II. Fachcommissionschlägt Ihnen also vor, die Erhöhung in den Regierungs¬
bezirken zu genehmigenund den Etat unverändert anzunehmen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. — Ich schließe die
Verhandlung und stelle Ihr EinVerständnißmit dem Antrag der II. Fachcommissionfest.

Wir kommenzum Gegenstand Nr. 5 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu den Etats der Provinzial-Taub-
stummenanstalten zu Aachen, Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neu-
wied, Trier, sowie über die Verwendung der Wilhelm-Augusta-Stiftnng
und des Unterstützungsfonds für entlassene Taubstumme für die Etats¬
jahre 1. April 1895 bis 31. März 1897".

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kattwinkel.
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Berichterstatter Abgeordneter Kattwinkel: Meine Herren! Die Provinz besitzt und
unterhält ? Taubstummenanstalten: in Aachen, Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied und
Trier. Außerdem giebt sie einen Zuschuß für die Taubstummenanstalt in Köln. Aus der
Zusammenstellungder Etats für diese Anstalten geht hervor, daß zur Deckung der Kosten im
vorigen Etatsjahr eine Summe von 231480 M. vorgesehenwar. In dieser Summe ist enthalten
ein Zuschuß von 3300 M, für die Idiotenanstalt zu Essen, der sich jetzt in einein anderen Etat,
in dem Spezialetat für die Idioten befindet. Es sind also im vorigen Etatsjahre aufgewendet
worden 228180 M. Für die beiden nächstenEtatsperioden werden vorgeschlagen 235 280 M,
mithin ein Mehr von 7100 M.

Meine Herren! Die Mehrausgaben entfallen zum größeren Theil auf die Besoldungen.
Die Lehrer sind bekanntlichnach dem Besoldungsplan angestellt, ihre Gehälter steigen mit den
zunehmenden Dienstjahren und wird dadurch diese Mehrausgabe erklärt. Außerdem ist eiue Mehr,
ausgäbe uou 2420 M. für Beköstigung,die durch die zunehmendeZahl der weniger bemittelten
Zöglinge sich erklärt.

Die Einnahme, meine Herren, besteht zunächst aus den Beiträgen der Zöglinge, in Summa
von 19 626 M, außerdem in verschiedenen kleineren Einnahmen von 793 M. und in weiteren
Zuschüssen aus Provinzialmitteln von 164 860 M, und desgleichender Wilhelm-Augufta-Stistung
im Betrage von 50 000 M.

Die Beiträge haben sich um etwa 3000 M. vermindert, was dadurch zu erklären ist,
daß die Stadt Elberfeld bisher einen Zuschuß von 4000 M. vertragsmäßig zu bezahlen hatte,
der aber im Laufe der nächstenEtatsperiode zum Theil verschwindet. Es wird also im Ganzen
vorgeschlagen,für die nächsten Etatsjahre in runder Summe eine Mehrausgabe von 7100 M.
und eine Mindereinnahme von 3124 M., so daß die Taubstummenanstalten in der nächsten
Etatsperiode eine Mehrausgabe von rund 10 000 M. zu verzeichnen haben.

Auf die Etats der einzelnen Anstalten näher einzugehen, möchte ich verzichte»,und
beschränke mich darauf, Ihnen den Antrag der II. Fachcommission,den Etat der Taubstummen¬
anstalten unverändert nach der Vorlage anzunehmen,zu empfehlen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Ich schließe die Verhandlung, da
sich Niemand zum Worte meldet und stelle fest, daß die Versammlung mit dem Antrage der
II, Fachcommissioneinverstanden ist.

Wir kommenzum GegenstandeNr. 6 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat der Provinzial-Blindenanstalt
zu Düren".

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterScheidt,
Berichterstatter AbgeordneterScheidt: Meine Herren! Die II. Fachcommlsston Magt

Ihnen vor, den Etat der Provinzial-Blindenanstalt zu Düren für die Etatsjahre 1. AM 189^
bis 31, März 189? unverändert anzunehmen. ^ i, ,

Gegen das Vorjahr sind kaum Aenderungen. In dem Unter-Etat ^ und m dem Unter¬
Etat L für Land- und Viehwirthschaftund Arbeitsbetrieb ist nach dem zweijährlgenDurchschmtt
eine kleine Zunahme der Einnahme, dagegen sind die Ausgaben etwas erhöht dnrch d,e Gehalts-
skalen. Im Ganzen ist der Zuschuß, der aus Provinzialmitteln verlangt wnd, 30 M. germger
als im Vorjahre: 84 870 M, und ich glaube, daß der Annahme nichts entgegensteht.

Vorsitzender Becker- Das Haus scheint desselben Glaubens zu sem (Hetterkeü), wenigstens
meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung und stelle Ihr Einverständniß fest.
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Dann kommen wir zum Gegenstande Nr. 7 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat über das Hebammenwesen
einschließlich der Hebammenlehranstalt zu Köln".

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Fischer.
Berichterstatter Abgeordneter Fischer: Meine Herren! Der Etat, betreffend das

Hebammenwesen, einschließlichder Provinzial-Hebammenlehranstalt zu Köln, zeigt einige wenige
Aenderungen. In der Einnahme befindet sich unter Tit. L Nr. 1 eine Mehreinnahme von un¬
gefähr dem Doppelten der bisherigen Einnahme. Diese Mehreinnahme ergiebt sich daraus, daß
ein doppelter Kursus für die Hebammenschülerinnenhat eingeführt werden müssenund zwar ent¬
sprechend dem dringend hcrvorgetretencnBedürfniß. Selbstverständlich bildet sich dann auch eine
Mehrausgabe, die aber durch jene Mehreinnahme völlig gedeckt wird.

Eine neue Ausgabe findet sich unter Tit. I ^ Nr, 2, wo zu Prämien für Hebammen,
welche an einem Nachkurfus mit besonderemErfolge theilgcnommen haben, ein Ausgabebetrag
von 300 M, vorgefehen ist. Die II. Fachcommissionfindet diese Einrichtung außerordentlich
nützlich-, es ist aber nöthig gewesen, den Zuschuß aus Provinzialfonds zur Bestreitung jener
Mehrkosten entsprechendzu erhöhen. Es ist dies denn auch unter Tit. II ^ des Etats um
gedachtenBetrag von 300 M. geschehen. Im Ganzen aber erhöht sich der Provinzialzuschuh
nicht nur nicht, sondern er vermindert sich sogar noch um 130 M,

Die II. Fachcommissionschlägt Ihnen vor, den Etat, der in Einnahme und Ausgabe
zur gleichen Summe von 95 547 M. 54 Pf. balancirt, unverändert anzunehmen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließedie Ver¬
handlung und stelle fest, daß Sie dem Antrage der II. Fachcommifsionzugestimmthaben.

Wir kommenzum GegenstandeNr, 8 der Tagesordnung:
„Antrag derselben Commission zu dem Etat der Provinzial-Arbeits-
anstalt zu Brauweiler".

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter Fischer.
Berichterstatter Abgeordneter Fischer: Meine Herren! Auch der Etat der Provinzial-

Arbeitsanstalt zu Vrauweiler hat einige Aenderungen gegenüber dein Etat für die verflossene
Etatsperiode erfahren. Hauptfächlichbesteht die Aenderung darin, daß die Pflegekosten für die
männlichen Land- und Ortsarmen bisher höher eingesetztwaren, als sie in Wirklichkeitnöthig
erschienen sind. Die Erfahrung hat das eben gelehrt. Statt der Pflegekosten von 200 männ¬
lichen Land- und Ortsarmen sind solche nur von 100 eingestellt worden, wodurch sich die Einnahme
von 46 650 M auf 23 200 M, also um die Hälfte ungefähr vermindert hat. An Arbeits¬
verdienst der Häuslinge ist dagegen eine erhebliche Mehreinnahme und zwar eine solche von
25 160 M. in dem Etat vorgesehenworden. Einerseits durch die Minderausgabe für Beköstigung
(Titel III Nr. 1 der Ausgabe), andererseits aber durch die erhebliche Mehreinnahme (Titel IV
der Einnahme) ist es möglich geworden, daß trotz der Erhöhung der verschiedenen Gehälter der
Beamten nach dein Besoldungsplane der Zuschuß aus Provinzialmitteln um 10 000 M. sich ver¬
mindert hat.

Auch hier schlägt die II. Fachcommission Ihnen vor, den Etat, wie er vorliegt, zur-
gleichen Summe in Einnahme und Ausgabe von 346 200 M. genehmigenzu wollen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und stelle Ihr Einverständnih fest.
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Wir kommen zum
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat des Landarmenhauses zu
Trier".

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter Fischer.
Berichterstatter AbgeordneterFischer: „Etat des Landarmenhauses zu Trier." Dieser

Etat, nieine Herren, weist auch gegen die vorige Etatsperiode irgend eine wesentliche Veränderung
nicht auf. Eine in etwas bemerkenswerthe Abweichung findet sich nur unter Einnahme Titel IV,
— aus dein Arbeitsbetriebe der Häuslinge — wofür der Unter-Etat L den Ausweis liefert. Hier
crgiebt sich eine Mehreinnahmevon 3800 M. Wie in der Commission erklärt worden ist, liegt diese
Mehreinnahmedarin begründet, der der jetzige Leiter der Arbeitsbetriebe die Arbeitskräfte der Häus¬
linge besser auszubeutenweiß. Durch diese Mehreinnahmeund durch jene bei Titel I der Einnahme
an Miethen :c. ist es auch möglich gewesen, die wenigen Mehrausgaben zu decken. In den beregten
Punkten bestehen lediglich die Aenderungen, die gegenüber dem vorigen Etat zu vermerken waren.

Die II. Fachcommissionschlägt Ihnen auch bezüglich dieses Etats vor, ihn wie vor¬
liegend in Einnahme und Ausgabe zur gleichen Summe von 142 850 M. unverändert anzunehmen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe und darf feststellen,
daß Sie dem Antrage der II. Fachcommission zustimmen.

Wir kommen zum GegenstandNr. 10:
Antrag derselben Commission zu dem Etat über die Kosten der Leitung

und Beaufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten in den Pro-
vinzialanstalten".

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterSimons.
Berichterstatter Abgeordneter Simons: Meine Herren! Dieser Etat weicht wesentlich

ab von dem vorjährigen Etat und zwar dadurch, daß er eine ganz neue Organisation enthält,
mit der wir uns gewiß Alle nur einverstanden erklärenkönnen. Der Etat enthalt 5950 M.
Einnahmegegen 13 550 M. im letzten Etat, eine Ausgabe, die mit der vorgenannten Einnahme
balancirt. Dies beruht darauf, daß durch die Demifsion des Herrn Landesbauraths Gumbert,
durch seine Inruhestellung eine ganz andere Organisation geschaffen ist, daß, während bisher die
Leitung, Beaufsichtigungund Revision der verschiedenen Provinzialanstalten immer von hier aus
ging, die Prüfung in Zukunft an den betreffendenOrten von einem befonderenBaumeister vor¬
genommenwird, daß also die verschiedenen Veränderungenin einer rascherenund ausgiebigeren
Weise erfolgen können, als das bisher möglich war. Ich glaube, wir sind dem Herrn Landes¬
direktorzu besonderemDanke verpflichtet, daß er bet dieser Gelegenheit eine Neuorganisation
geschaffen hat, die jedenfalls bei Weitem billiger ist und außerdem auch jedenfalls besser, und die,
namentlich in Bezug auf die Revision, eine geordnetere Finanzgebahrung erlaubt.

Die II. Fachcommission erlaubt sich Ihnen vorzuschlagen, diesen Etat unverändertanzunehmen.
VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung

und stelle Ihr Einverständnis; fest.
Wir kommen zum ., ^. „ «^

Antrag der II. Fachcommisson zu dem Etat über die Unterstützung
milder Stiftungen und Wohlthätigkeitsanstalten, sowie über die Kosten
der Unterbringung und des Unterhalts von Epileptikern und Idioten
aus der Rheinprouinz".

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterGraf von Brühl.
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Berichterstatter Abgeordneter Graf von Brühl: Die II. Fachcommissionschlägt vor,
der Provmziallandtag wolle den vorbezeichnetenEtat unverändert annehmen.

Es sind keine Veränderungen in diesem Etat gegen früher in den Einnahmen und Aus¬
gaben vorgesehen. Nur ist eine formelle Aenderung eingetreten, indem diefer Etatstitel früher
unter verschiedenen Posten stand und jetzt an einer Stelle vereinigt ist. Es ist damit zu ver¬
gleichen der Etat, der auf Seite 235 des Etatsheftes steht. Da ist früher ein Zuschuß zu der
Idiotenanstalt verzeichnet,der jetzt weggefallen und hier in diesem Titel untergebracht ist. Im
Uebrigen ist keine Veränderung da, und deshalb hat die Fachkommissionden eben bezeichneten
Antrag gestellt.

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. — Ich schließe die
Verhandlung und stelle Ihr Einverständniß fest.

Wir kommenzum
„Antrag der II. Fachcommisson zu dem Bericht und den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffend die Errichtung eiuer zweite» Blinden¬
anstalt in der Nheinvrovinz".

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Scheidt.
Berichterstatter Abgeordneter Scheidt: Meine Herren! Die II. Fachcommissionbefür¬

wortet, dem Antrage des Provinzialausfchusses auf Errichtung einer zweiten Blindenanstalt in
der Nheinvrovinz zu entsprechen. Die gegenwärtig einzige Provinzial-Blindenanstalt in Düren
entspricht nicht mehr dem Bedürfniß, Sie ist von Zause aus nicht für den genannten Zweck,
vielmehr für eine Irrenanstalt gebaut, und dann ist sie aber auch überfüllt. Es haben in den
letzten 10 Jahren jedes Jahr ca. IN bildungsfähige Blinde zurückgewiesenwerden müssen, und
für das Etatsjahr 1895/96 müssen von 35 Anmeldungen abermals 19 zurückgewiesen werden
Es bestehen auch andere Uebelständein der Anstalt. Zunächst hat es sich nicht als zweckmäßig
erwiesen, daß man mit der Blindenanstalt, die eine Vorschule, 4 Schulklassen und eine Fort¬
bildungsschuleumfaßt, die also für Kinder und jugendlichePersonen bis zu 20 Jahren hin in's
Auge gefaßt sind, auch noch eine Arbeiter- und Handwerkerabtheilungverbindet. Dann hat es
ferner zn manchenUnannehmlichkeitengeführt, daß die Anstalt in Düren eine paritätische ist.
Der Mißstand besteht hauptsächlich darin, daß manche Eltern, die auf streng konfessionellem
Standpunkte stehen, nicht gern ihre Kinder in eine paritätische Anstalt schicken, weil sie davon
vielfach allerlei falfche Anschauungenhaben, und liegt zweifellos das Faktum vor, daß manche
Eltern sich dadurch zurückhaltenlassen.

Man hatte zunächst den Gedanken, die Dürener Anstalt durch Neubauten zu vergrößern,
und würde dies ja jedenfalls das billigstesein, dies ist aber mich schon aus dem Grunde aus¬
geschlossen,weil die Zahl der Schüler bereits jetzt eine viel zu große ist, um eiue sachgemäße
Heranbildung zu sichern, und werden, je größer der Kreis der Schüler ist, desto leichter die
schwächeren unter ihnen hemmend auf den Fortschritt der anderen wirken.

Der Provinzialausschuß ist zu der Erwägung gekommen, eine evangelischeAnstalt zu
gründen Die Nheinvrovinz hat 1^2 Millionen evangelischeEinwohner, und wenn man die
Blindenanstalten vergleicht,wie sie in anderen Provinzen bestehen,— also beispielsweiseVranden-
bnrg: Steglitz mit 128, Berlin mit 116 Zöglingen, Hannover mit 118 —, so ist wohl anzu¬
nehmen, bah die 1'/« Millionen Evangelischegenügen, um eine Anstalt ausreichend mit Zöglingen
zu versehen. Augenblicklich sind allerdings nur 39 Evangelischein der Blindenanstalt zu Düren.
Aber das mag sich genugsam erklären aus dem Umstände der Parität dieser Anstalt. Auch hat
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es ja vieles für sich, es ist namentlich auch von einer Seite in der Commissionhervorgehoben,
daß es das erwünschteresei, eine größere Anzahl Anstalten über die ganze Provinz zu vertheilen,
in der Art wie dies bei den Taubstummenanstaltender Fall ist. Aber das wird ja einstweilen
wohl noch frommer Wunsch bleiben. Es würde jedenfalls zu enorme Kosten herbeiführen.

Für den Neubau einer evangelischenBlindenanstalt erscheint es am zweckmäßigsten,
Neuwied zu wählen. Es ist dies nicht nur der Mittelpunkt der Provinz in einem hauptsächlich
evangelischen Bezirk; es bietet auch gute Eisenbahnverbindungennach allen Richtungenund genügende
Hülfsträfte. Ausschlaggebendist aber die Möglichkeit, das Internat in die Hände der Diako¬
nissen des Ottohauses zu legeu, die «„erkannt wegen ihrer Pflegetüchtigkeitsind, uud durch die
große Kosten für die Oekonomie und Haushaltung gespart, auch die Löhne für Wärter uud
Wärterinnen sich verringern würden. ,

Allerdings bleiben ja die Kosten, die neu bewilligtwerden sollen, sehr groß, D:e Blinden¬
anstalt soll von vornherein eingerichtetwerden auf 60 Zöglinge, mit der Aussicht, sie spater auf
80 Zöglinge zu erweitern. Die Kosten hierfür stellen sich an jährlichen Mehrausgaben auf
39 800 M., dazu die Ausgaben für Zinfen und Amortisation der baulichen Anlage, deren Kosten
auf 300 000 M. geschätzt werden, mit 15 000 M,. sodaß die Gesammtkosteneinschließlich Zinsen
und Amortisation 54 800 M. betragen. Hiervon ist allerdings abzuziehen, was m Duren erspart
werden würde. In Düren würden nach dem Vorschlage39 Evangelischesich abzweigen. Außer¬
dem wird vorgeschlagen, die Arbeitsabtheilung, die aus 1? Blinden besteht, dem Vcrc.» zur
Fürsorge für die Blinden der Nheinprovinz in Köln und Ehrenfeld zu überweifen. Em Abkommen
ist mit dieser Anstalt leicht zu treffen, da der Herr Landesdirektor an der Spitze des Fuyorge-
Vereins steht. Die Zahl der Blinden in Düren würde sich also nach diesem Plane und nach
dem gegenwärtigen Bestände ans 13? Zöglinge vermindern. Das würde wenn es so bliebe, eine
Herabminderung der Kosten um etwa 15-20 000 M. bedeuten. Immerhm aber ist w°hl a>. u-
nehmen, daß diese Anstalt sehr rasch wieder auf die alte Zahl gefüllt werden '°nd. Die Errichtung
einer zweiten Blindenanstalt bedeutet also eine jährliche Mehrausgabe von ,^"^000 M,

Aber ich meine, meine Herren, wir haben die Pflicht, in ausreichenderWe.se für d.e
armen Blinden zu sorgen. Es sind in der Rheinprovinz im Ganzen 34 000 Blinde Mch den
Erfahrungen sind von diesen Blinden etwa 10°/«, also 340 Blinde, bildungsfähig, und ich meine,
das legt uns wohl die Pflicht auf, daß wir im gleicheu Maße, wie wir für d.e Taubstummen
und Andere sorgen, auch jetzt für die Blinden eintreten.

Die Commission schlägt Ihnen vor, nach den, Antrage des Prov.nzmlausschusseszu
verfahren, also zu beschließen: ,., , .„. ..... .^.

1, „die Arbeiterabtheilung in der Provinzial-Blindenanstalt zu Din'e.« r,t aufzulos . >
dafür Sorge zu tragen, daß die derselbenzugehörigenBlinden durch Veu g
de Vereins zur Fürsorge entlassenerBlinden der Nheu.prov.nz m der Vl ndemmrk.
statte zu Köln beziehungsweisedem Blindenheim zu Ehrenfeld untergebracht werden;

2. ^zweite Provinzial-Blindenanstalt und zwar für evangelische Bln.de mit Vorfchnle
und Fortbildnngsschulezu Neuwied zu errichten und die Anstal spflege nach Ve e.n-
barung mit dem dortigen Frauenverein für die Pflege der Kranken und zur Furforge
Arbeitsloser, Diakonissenzu übertragen; ,,,<,, . „«

3 — das ist der Zusatz, den die Fachcommission geglaubt hat, machen zu müssen: -
' die Provinzial-Blindenanstalt zu Düren nach erfolgter Errichtung der Blindenanstalt

zu Neuwied in eine katholische Blindenanstalt umzuwandeln;
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4. für die Kosten der Anlage, einschließlichder inneren Einrichtung und des Grund¬
erwerbs, einen Credit bis zur Höhe von 300 000 M. zu bewilligen; und

5. den Promnzialausfchuh zu beauftragen, die Ausführung der vorstehendenBeschluss
zu veranlassen und die erforderlichenBaukosten aus bereiten Mitteln vorläufig zu
entnehmen mit der Maßgabe, daß über die Deckung der erforderlichen Kosten, eventuell
im Wege einer Anleihe bei der Landesbank, dem Provinziallandtage eine weitere
Porlage unterbreitet wird."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, — Ich schließe dieselbe, da sich
Niemand zum Worte meldet und darf feststellen, daß die Versammlung dem Antrage der II. Fach¬
commission zugestimmthat.

Wir kommenzum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffend die Abänderung des Statuts für die
landwirtschaftlichen Winterfchulen der Nheinprovinz"

Auf Wunsch der II. Fachcommission,meine Herren, schlage ich Ihnen zugleich vor, mit
diesem Gegenstandezu verbinden: die Petition der Winterschuldirektorendes landwirtschaftlichen
Vereins für Nheinpreuhen auf Gleichstellungihrer Gehälter mit denjenigen der Landwirthschafts¬
lehrer an den Landwirthfchaftsfchulen.

Wenn kein Widerspruch gegen diesen Vorschlagerfolgt — und das ist nicht der Fall —,
dann werden wir also die beiden Verhandlungen verbinden.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Scheidt, zweiter Berichterstatter Herr Abgeordneter
Graf von Vrühl.

Ich bitte alfo, das Referat zugleich auf die Petition mit auszudehnen — oder wird
das der Herr Graf von Brühl thun? (Berichterstatter Abgeordneter Scheidt: Nein, das thue
ich!) — Bitte!

Berichterstatter Abgeordneter Scheidt: Meine Herren! Zu diesem Antrage ist auch noch
eine fernere Petition vom Präsidium des landwirthschaftlichenVereins eingegangen, die der
II. Fachcommissionüberwiesen ist und die ja wohl gleichzeitig damit erledigt werdeil kann.

VorsitzenderBecker: Ja!
Berichterstatter Abgeordneter Scheidt: Meine Herren! Das bestehende Statut für die

Winterschulendatirt aus dem Jahre 1885, und es wurden darin Zuschüsse, zunächst auf 10 Jahre,
zugebilligt, Damals bestanden nur wenige Winterschulen, und es zeigten sich die Gemeinden zu
Anfang wenig geneigt, große Zufchussezu diesen Schulen zu bewilligen, und so hat sich die
Provinz veranlaßt gesehen, verhältnißmähig größere Beiträge zu genehmigen. Später hat sich
dies Verhältniß geändert, die Gemeinden und Kreise sind geneigtergewesen,Zuschüsse zu gewähren,
und so sind später eine ganze Menge Winterschulen entstanden, die geringere ZuschüsseSeitens
der Provinz erhielten. Die Winterschule in Saarburg bezieht 5100 M. — ich will nur die
Gegensätze nennen — während die jetzt neu errichteten Winterschulen nur 2200 M. erhalten.
Es scheint also erwünscht, hierin mehr eine Gleichmäßigkeitherzustellen.

Fernerhin schien es der Provinzialverwaltung erwünscht, daß sie einen größeren Einfluß
auf diese landwirthschaftlichen Schulen erhalte, und das kann nur befürwortet werden. Demgemäß
ist das neue Statut abgefaßt.

Nach den bisher bewilligten Zufchüssen werden für die 23 Schulen, wovon eine allerdings
leine Schüler hat, 72 200 M. ausgegeben. Nach dem neuen Statut sollen für jede Schule
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2700 M, gewährt werden. Das würde einen Betrag von 57 500 M, bedeuten. Dadurch tritt
ein Ueberschußvon 14 700 M ein. Der Provinzialausschuß will nach der Vorlage mit diesen
14 700 M. erstens neue Winterschulen creiren, dann aber auch die Beträge für die Reisekosten
der Winterschuldirektorcn,die anerkanntermaßenungenügend sind, erhohen.

Ihre Commission war nun der Ansicht, daß diese 14 700 M. nicht erspart werden
dürften, daß es vielmehr richtig und nöthig ist, wenn diese Summe auch fernerhin verwandt wird.
Die Commissionhat diesen Theil des Berichtes schriftlich formulirt refv. genehmigtund er lautet,
wie folgt:

„Die II. Fachcommifsionerachtet es für dringend wünfchenswerth,mit Einführung des
neuen Statuts für die Winterschulm des landwirtschaftlichen Vereins für Nheinpreußeu auch
einen Normalbesoldungsplan für die Direktoren der Winterfchuleu aufzustellen, in welchembei
regelmäßig aufsteigendenGehaltsscalen das Maximalgehalt höher wie bisher bemessen,feiner die
Wohnungsentschädigungenje nach den örtlichen Verhältnissenregulirt, und endlich die gegenwärtig
ungenügende Pauschalsumme für die Reifekostender Wanderlehrer entsprechenderhöht wird, da
die gegenwärtigen Sätze vielfach als ungenügend angefehenwerden müssen, um wirklich tüchtige
Kräfte zu sichern. Die II. Fachcommission erachtet es ferner für geboten, die nach dem Statut
gegen die früheren Bewilligungen erübrigten 14 700 M. nicht zu ersparen oder ausschließlich für
neu zu errichtende Winterschulenzu verwenden, vielmehr nach Bedürfniß und Billigkeit die eine
oder andere der bestehenden Winterfchulenüber die stipulirten Sätze hinaus zu unterstützen. Es
ist dabei auch zur Sprache gekommen, daß den nach dem Statut ausnahmsweisegestatteten, schon
bestehenden oder neu zu bildenden, zweiklassigen Winterschulen, auch ein erhöhter Zuschuß im
Verhältniß zu den dafür aufgewandten höheren Kosten billiger Weife zustande, fofern dieselben
nach Schülerzahl und Leistung den gleichen Zweck wie zwei einklassige Schulen erfüllen.

Die Commifsionsieht von bestimmten Anträgen in der Richtung vorgedachterWünsche ab,
da nach Mittheilung des Commissars der Landesverwaltuug Pläne in dieser Richtung schon vor¬
liegen, und die Commission die Ueberzeugung hat, daß der Provinzialausschuß diese Punkte
gerecht und billig regeln wird."

Es betrifft Vorgesagtes die Verwendung der Ueberschüsse, aber auch die Gehaltsskala für
die Winterfchul-Direktoren. Nach Ansicht der Commissionsind diese Gehälter vielfach ungenügend,
und wenn der Antrag der Direktoren der Winterschulen, ihr Gehalt gleichzustellen mit dem der
Direktoren und Landwirthschaftslehreran den Landwirthschaftsschulenvielleicht auch etwas weit¬
geht, da solches vielfach eine Erhöhung um 50°/<> bedeuten würde, fo glauben wir doch, dem
Antrage in dein eben verlesenenBerichte entsprochen zu habeu.

Wenn wir nun auf das Statut felbst eingehen, so sind da folgende Aenderungengegen
den Antrag des Provinzialausschussesvorgeschlagen.

In §. 2a sollen die Worte „mit deren Unterstützungdie landwirthschastlichen Schulen
hauptsächlichbegründet sind und erhalten werden" gestrichen werden, weil es unnütz erscheint,dies
hier in das Statut einzusetzen, um so mehr als dies schon aus dem §. 4 erhellt, in dem die für
den Zweck bewilligten Summen genannt find.

Zu §. 4», liegt der Antrag des Präsidiums des landwirthschastlichen Vereins vor. Der¬
selbe hat geglaubt, daß die Verlegung einer Schule möglichst auf den Schulbezirk beschränkt werden
sollte, daß aber zu dieser Verlegung der Beschluß des Provinzialausschussesim Einverständnis;
mit dem Centralturatorium genüge, und daß man dafür nicht an den Provinziallandtag zu
gehen brauche.

18*
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Der Wortlaut soll also heißen: „Zahl und Sitz neuer Winterschulenwird nach Veuehinen
mit dem landwirthschaftlichenVerein durch den Provmziallandtag festgestellt".— Also neu zu
creireudeSchulen sollen durch den Landtag festgesetzt werden, dagegen: „Die Verlegung einer Schule
nach eine»: anderen Orte des Schulbezirksuud die anderweitigeAbgrenzungdes Schulbezirkserfolgt
im Einverständniß mit den, Centralkuratorium auf Befchluh des Prouinzialausfchusses".

Dagegen wird wohl auch nichts zu erinnern sein.
Zu §. 9 liegt ebenfalls der Antrag des Präsidiums des laudwirthschaftlichcuVereins

vor, der monirt, daß der landwirtschaftliche Direktor in Zukunft „Rektor" genannt werden sollte.
Er hebt hauptsächlich hervor, daß sich eine solche Aenderung nach 17jährigem Gebrauch nicht mehr
gut ändern lasse und die Commissionhat dein zugestimmt. Wir beantragen also in ß. 9 statt
Rektor zu sagen: „Direktor", uud ferner sollen in dem 2. Absatz die Worte: „sowie jede Er¬
höhung des 2700 M. einschließlich Wohnungszuschuhbetragende» Durchschnittsgchaltes"gestrichen
werden, so daß es einfach heißt: „Jede definitive Anstellung oder Veränderung des Anstellungs-
vertragcs :c. ist der Genehmigung des Provinzialausschussesunterworfen".

ß. 13 handelt von den Strafen und betrifft unter Abschnitt2 die Direktoren. Man hat
geglaubt, hier zusetzen zu müssen: „Eine vorläufige Suspension erfolgt durch den Präsidenten des
landwirthschaftlichenVereins".

Man war der Absicht, wenn sich ein Direktor schlimme Vergehen zu Schulden kommen
lasse, so müßte der laudwirthschaftlichcVerein das Recht haben, ihn sofort provisorisch zu
suspendiren. Es ist dies zwar im Z. 22, 4 auch ausgesprochen. Dort handelt es sich aber
um die Funktionen des Präsidenten, und es ist jedenfalls richtiger, wenn es auch hier ein¬
gesetzt wird.

Dann hatte der Ausschuß zu §. 19 in das neue Statut die frühere Anzahl der Mit¬
glieder des Kuratoriums hineingebracht. Er hatte gesagt: „Die Zahl der Mitglieder des
Centralkuratoriums wird von 16 auf 14 herabgesetzt. Die Commissionhat geglaubt, daß mau
da einfach sagen soll: „Das Centralcomit« besteht aus 14 Mitgliedern".

Demnach muß denn auch im dritten Alinea an Stelle der Worte: „Die Vertretung des
Provinzialverbandes im Centralkuratorium erfolgt durch 6 statt durch 4 Mitglieder" gefetzt werde»:
„Der Provinzialverband ist sonach im Centralkuratorium durch 6 Mitglieder vertreten". Hierin
drückt sich der erhöhte Einfluß des Provinzialverbandes aus.

Die Aenderung in §. 24 ist nur redaktionellerNatur. Da steht zweimal irrthümlich:
„Augelegeuheiten".

Zu §. 25 lag auch ein Antrag des landwirthschaftlichenVereins vor. §. 25 ha»delt
von der Kündigungsfrist, und es steht beide» das Recht zu, den Vertrag mit einer Frist vo»
2 Jahre» zu kündigen. Nuu meinte der landwirthschaftlicheVerein — und Ihre Commission
hat sich dem angeschlossen —, daß die Winterschulenin ihrem jetzigenBestände wenigstens für
die ersten fünf Jahre gesichert werden müssen, uud da wird also der Zusatz befürwortet: „Die
erste Kündigung darf jedoch nicht vor dem 1. April 1899 erfolgen".

Dann ist aber eine Veschränkuug hinzugefügt. Falls wir hier eine Landwirthschafts-
kammer beschließenwürde», würden ja natürlich zweifellos diefe Winterschuleu auf die Land¬
wirthschaftskammerübergehen, und deshalb muß ferner der Zusatz beschlossenwerden: „Im Falle
der Errichtung einer Landwirthschaftskammer für die Rheinprovinz soll jedoch sowohl den,
Provinzialausfchuß wie dem Präsidium des landwirthschaftlichen Vereins die alsbaldige Kündigung
des Vertrages mit einjähriger Frist zustehen".
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VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. Meine Herren! Wünscht Jemand
zu der Vorlage das Wort? (Zuruf.) — Verzeihung, der zweite Herr BerichterstatterAbgeordneter
Graf von Vrühl hat das Wort.

Correferent Abgeordneter Graf von Brühl: Meine Herren! Ich habe Ihnen nicht
etwa irgend etwas im Gegenfatzzu dem eigentlichenBerichterstatter vorzuschlagen,sondern nur
"och in Ergänzung seines Vortrages hervorzuheben, daß die II. Fachcommisstondurchdrungen
war von der Erfprießlichkeit uud Wichtigkeit der Thätigkeit uuserer Winterschulen, uuferer
Winterschuldirektorenund Wanderlehrer, und daß in der Commissioneine durchaus wohlwollende
Stimmung allen den Bestrebungen entgegen gebrachtwurde, welche auf eine Besserstellung dieser
Herren hinzielen.

Es ist dann aber noch eine Sache zu bemerken, die ich aus den Ausführuugen des
ersten Herrn Berichterstatters vielleicht als nicht ganz verständlich ansehen muß. Das betrifft
den Gruud, weswegen der Vorschlag des Provinzialausschusses, die Winterschuldircktoreuiu
Zukunft nur „Rektoren" zu nennen, in der Commissiongefallen ist. Der Grund war der, daß
bis jetzt der Titel sich eingebürgert hat, eine Reihe von Winterschuldirektoreneinmal gewisser¬
maßen im Besitze dieses Titels ist, und daß es deswegen nicht als richtig angesehen wurde,
hierin eine Aenderung uorznnehmen. Daneben wurde aber auch anerkannt, daß es vielleicht sonst
den übrigen Namen in der Schulwclt entsprechen würde, wenn die Herren den Titel
„Rektor" führten.

Dann habe ich zum Schluß eine redaktionelleAenderung leider noch in Vorschlag zu
bringen, die durch ein Versehen nicht in den Beschluß der Fachcommissionaufgenommen ist.
Das bezieht sich auf den § 13 des Statuts. Da ist durch ein Versehen etwas stehen geblieben,
was mit dein übrigen Inhalt des Statuts nicht übereinstimmt Es heißt nämlich dort am
Schluß auf Seite 13, auf der rechten Seite, in dem stark gedruckte!,Text: „Gegeu die von dem
Vereinspriisidenten und dem Centralkuratorium verhängten Ordnungsstrafen ist Beschwerde an
den Provinzialausschuß zulässig" u, s. w.

Nun ist es aber nach dem vorhergehendenund jetzt vorgeschlagenen Wortlaut des Statuts
nicht mehr Sache des Centralkuratoriums, eine Ordnungsstrafe zu verhängen, sondern das ist
lediglich Sache des Vereinspräsidenten, und es muß deswegen dem Sinne nach heißen: „Gegen
die von dem Vereinspräsidenten verhängtenOrdnungsstrafen und gegen die Beschlüsse des Central-
wratoriums über Versetzung in ein anderes Amt oder Amtsentlassung ist Beschwerdean den
Provinzialausschuß zulässig, welcher dann endgültig darüber beschließt".

Ich erlaube mir, diese Fassung, die, glaube ich, eine ganz selbstverständliche ist und gar
keine Aenderung des Sinnes bedeutet, hier zu überreichen.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landcsdirektor.
LandesdirektorDr. Klein: Namens des Provinzialausschussesliegt ein Bedenkengegen

diese Abänderung nicht vor.
VorsitzenderBecker: Wünscht sonst Jemand von den Herren zu der Vorlage das Wort?

-- Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die Verhandlung und, meine Herren, darf dann
wohl feststellen:

daß Sie erstens den Antrag der II. Fachcommissionannehmen, dahingehend, daß
das Statut der Winterschulen des landwirthschaftlichenVereins für Nheinpreußen in der vom
Provinzialausschuß vorgeschlagenenFassung genehmigt wird, unter Berücksichtigungder auf der
anderenSeite des Antrags der Fachcommission abgedrucktenAenderungen, welche die Fachcommission
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vorgeschlagenhat, und welche die Herren Berichterstatter eingehend begründet haben, mit der
weiteren Aenderung, die in dem Antrage des Herrn Grafen von Brühl liegt, der ja zuletzt von
demselben begründet worden ist;

daß sie ferner den Provinzialausschuß ermächtigen, die auf Grund dieses Statuts erfor-
lichen Maßnahmen mit der Vertretung des landwirthschaftlichenVereins für Nheinpreuhen zur
Ausführung zu bringen;

daß Sie die eine Petition durch diese Beschlüsse für erledigt erachten, und
daß Sie bei der Petition der Winterschuldirektorenebenfalls beschließen,diese Petition

durch den von dem ersten Herrn Berichterstatter verlesenen Beschluß der II. Fachcommission
gelegentlich der Berathung der Abänderung des Statuts für die landwirthfchaftlichenWinterschulen
der Nhcinprovinz mit Bezug auf einen neu aufzustellendenNormalbesoldungsplan als erledigt
zn betrachten.

Es erfolgt auch gegen diese Vorschlägekein Einspruch. Ich stelle das als Ihren Willen
fest. Damit, meine Herren, wären wir am Ende unserer Tagesordnung.

Als Zeitpunkt der nächstenSitzung schlage ich Ihnen vor: Montag 12 Uhr.
Zugleich habe ich Ihnen mitzutheilen, und zwar den Herren aus dem Provinzialausschuß

auf Wunsch des Herrn Vorsitzendendesselben in der Besorgnih, daß die Einladungen vielleicht
nicht rechtzeitig den Herren zugestellt werden konnten, daß um 11 Uhr am Montag vor der
Plenarsitzung eine Sitzung des Provinzialausschusses stattfindet, und endlich weiter den Herren
des Kuratoriums der Landesbank, daß um lO'/v Uhr eine Sitzung des Kuratoriums der Landes¬
bank stattfinden wird. Sollten die Herren also die Einladung nicht erhalten, dann werden sie
gebeten, sich ohne solche zur bestimmtenZeit einzusinken.

Was nun die Tagesordnung für die Sitzung des Plenums um 12 Uhr anlangt, fo
mochte ich vorfchlagen,zunächst auf die Tagesordnung zu fetzen:

Die II. Berathung der Vorlage, betreffend die Landwirthfchaftskammcr.
Ferner noch folgende Gegenstände:
Antrag der II. Fachcomnnssionzu dem Etat für die erweiterte Armenpflege;
desgleichen, betreffend die Abänderung des Reglements vom 10. Dezember 1892 über

die Ausführung des Preußischen Armengesetzes vom 11. Juli 1891;
desgleichen,betreffenddie Errichtung zweier besondererAbtheilungen bezw. Lehrkursefür

schwachbegabte taubstumme Schüler;
ferner Antrag der I. Fachcommifsion,betreffendBewilligungen aus dem Dispositionsfonds

des Provinziallandtags, dem fogen, Ständefonds;
ferner Antrag der I. Fachcommifsionzu der Petition des Vereins für die Interessen

der RheinischenBraunkohlenindustrie zu Köln, betreffend das Gemeindewahlrechtder juristischen
Personen;

oder vielmehr umgekehrt: Antrag der I. Fachcommission,betreffenddie Petition der Stahl¬
werke zu Meiderich-Nuhrort, und in Verbindung damit auch die eben zuerst von mir bezeichnete
Petition.

Das, ,neine Herren, wird uns wohl am Montag, wie ich denke, ausreichendbeschäftigen,
und wenn Sie also auch gegen die Tagesordnung selbst nichts einzuwendenhaben, dann schließe
ich hiermit unsere Sitzung.

(Schluß der Sitzung: 12 Uhr 20 Minuten.)
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Siebente Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Montag den 6. Mai 1895.

Beginn: Mittags 12 Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der Landwirthschaftskammer-Commissionzu dem Bericht des ProvinzialausschusseS,

betreffenddie Vorlage der Königlichen Staatsregicmng wegen Errichtung einer Landwirthschafts¬
kammer für die Nheinprovinz.

3. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Petitionen der Rheinischen Stahlwerke zu MciderichcNuhrort,der Kölnischen Maschinenbau-
Aktiengesellschaft zu Köln-Vaventhal und 26 anderer Aktiengesellschaften wegen Befürwortung
der Zulassung der juristischenPersonen, Aktiengesellschaften :c. zu den Gemcindewahlen, und
zu der Petition von Lindgens und Genossen zu Beet gegen diese Zulassung der juristischen
Personen zu den Gemeindewahlen.

4. Antrag der I. Fachcommission zu der Petition des Vereins für die Interessen der Rheinischen
Braunlohlen-Industrie in Köln, daß in Zukunft den juristischen Personen hinsichtlichder
Gemeindevertretung dieselben Rechte zugestände!, werden, wie den persönlichen Gemeinde¬
mitgliedern.

5. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Ständefonds).

6. Antrag der II. Fachcommifsionzu dem Etat für die erweiterte Armenpflege auf Grund des
Gesetzes vom 11, Juli 1891 für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

?- Antrag der II, Fachcommifsionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend die Abänderung des Reglements vom 10. Dezember 1892 über die Ausführung des
Preußifchen Arinengcsctzes vom 11. Juli 1891.

8. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend die Errichtung zweier besondererAbtheilungen bezw. Lehrkurse für schwachbegabte
taubstumme Schüler.

Vorsitzender Necker: Ich eröffne die Sitzung.
An geschäftlichen Mittheilungen habe ich zu machen,daß der Herr AbgeordneteFreiherr

von Plettenberg-Mehrum für Dienstag beurlaubt ist.
An Eingängen, meine Herren, liegen noch vor:
Zunächst Gesucheines L. Aktien in Düsseldorf, den kleinen Gewerbtreibendenund Hand¬

werkern Darlehen zu denselben günstigen Bedingungen zu gewähren wie den Landwirthen. —
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Wenn Sie die Verlesung nicht wünschen, möchte ich vorschlagen, die Eingabe zunächst der
I, Fachcommission zu überweisen. Wenn kein Widersprucherfolgt, dann werde ich danach verfahren.

Sodann ist eingegangen resp, wird eingehen ein Schreiben Sr. Excellenz des Herrn
Ober-Präsidenten über eine antheilige Betheiligung der Provinz bei Unterstützungen, welche der
Staat aus dein Fonds von 5 Millionen, der durch den Landtag zur Unterstützung des Klein¬
bahnbaues für die Monarchie bewilligt ist, für Kleinbahnen in der Nheinprovinz gewähren wird.
Der Provinzialausfchuß hat sich mit der Vorlage eben befaßt und empfiehlt, dein Prouinzial-
ausschuß die Ermächtigung zu geben, bis zum Zusammentritt des nächstenProvinziallandtages,
sofern der Staat auch nach der Nheinprovinz einen Theil der Bewilligungen hinfliehen lassen
wolle, dann eventuellSeitens der Provinz eine Mitwirkung eintreten zu lassen, wie der Staat es
für feine Bewilligung vorausfetzt.

Ich mochte Ihnen vorschlagen, diese Angelegenheit schon jetzt der Hl. Fachcommission
zur Vorberathung zuzuweisen. Die Drucksache wird Ihnen noch im Laufe der heutigen Sitzung
zugehen. Dann könnte die III. Fachcommissionmorgen früh bereits darüber berathen und wir
tonnten also noch während der diesjährige!: Landtagsfefsion zur Sache felbst Stellung nehmen.
Wie gefagt, die Druckfache werden Sie noch heute in der Sitzung erhalten.

Wenn Sie damit einverstandensind, die Angelegenheitschon jetzt der III. Fachcommifsion
zuzuweisen — und das scheint der Fall zu fein — dann werde ich darnach verfahreil.

Dann, meine Herren, treten wir in die Tagesordnung ein
Erster Gegenstand der Tagesordnung ist:

„Antrag der Landwirthschaftskammer-Commission zu dem Bericht des
Provinzilllausschnsses, betreffend die Vorlage der Königlichen Staats¬
regierung wegen Errichtung eiuer Landwirthfchaftskammcr für die
Rheinprovinz."

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Breuning, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Breuning: Meine Herren! Die nach der ersten

Berathung der jetzt zur Verhandlung stehendenVorlage von Ihnen eingesetzte Svezialcommission
hat diese Vorlage einer eingehendenErörterung unterzogen, und es hat dieselbe mit überwiegender
Majorität beschlossen, dem hohen Hause die in der vorliegendenDrucksache Nr. 70 niedergelegten
Anträge zu unterbreiten und zu empfehlen.

Meine Herren! Die Frage der Errichtung von Landwirthfchaftskammernist keine neue.
Seit mehreren Jahren beschäftigt diefelbe das öffentliche Leben, uud wenngleich bisher auch noch
nirgends eine Landwirthfchaftskammerförmlich eingeführt ist, fo haben doch bereits die sämmt-
lichen übrigen Provinziallandtage der Monarchie über deren Einrichtung verhandelt. Ich glaube
daher auf die Billigung des hohen Haufes rechnen zu dürfen, wenn bei der Darlegung der
Gründe für oder gegen die Errichtung von Landwirthfchaftskammernich mich der thunlichsten
Kürze befleißige, und wenn ich mich hierbei im Nefentlichen auf das beschränke,was bei der
ersten Berathung und bei den Verhandlungen der Spezialcommisfionvorgebrachtworden ist.

Zu Gunsten der Errichtung der Landwirthschaftskammernwird im Wesentlichen das
Folgende geltend gemacht. Den bestehenden landwirthschaftlichenVereinen gehöre uur eine Minder¬
heit der RheinischenLandwirthe an. Die Beschlüsse dieser Vereine seien mithin nur Minoritäts¬
voten und es habe daher bei der Einbringung des Gesetzentwurfs,betreffenddie Landwirthschafts-
kammcrn, die Staatsregicruug mit Fug erklären können, daß die landwirthschaftlichenVereine
nicht für eine genügend legitimirte Vertretung der Landwirthfchaft anzufehen feien. Die Land-
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wirthschaftskammernwürden dagegen eine geschlosseneOrganisation der sämmtlichenLandwirthe
ihrer Bezirke sein, und schon aus diesem Grunde würde ihren Beschlüssenund Anträgen eine
wesentlich höhere und größere Bedeutung zukommen.

In Folge des vorgesehenen Besteuerungsrechteswürden ferner die Landwirthschaflstammern
wesentlich selbstständigersein, wesentlich mehr leisten, der Staatsrcgicrung wesentlich mehr bieten
können, als die landwirthschaftlichenVereine, deren eigene Einnahmen fehr beschränkt seien.
Es stehe hiernach event, zu befürchten,daß bei einer Divergenz der Interessen der östlichen Pro¬
vinzen und der Nheinlande die Wünsche der durch Landwirthschaftskammernvertretenen östlichen
Provinzen stets und überall durchdringen würden, daß unsere Provinz stets würde zurücktreten
müssen, und daß auch bei der Vertheilung der Staatsgelder unsere Heimathsprouinz nicht in dem
entsprechendenMaße würde bedacht werden.

Ganz besonders aber wurde herorgehobenund betont, daß eine Lösuug, ja auch nur eiue
gedeihliche Mitarbeit an den großen wirthschaftlichenAufgaben der Gegenwart, als die Regelung
der Grundverschuldung,die Regelung der Getreidevrcise,die andcrweiteAusbildung des Erbrechtes,
der Ausbau des Genossenschaftswesens,die Errichtung von Kornhäusern für die Vereine nahezu
ausgeschlossensei, während das Eingreifen von Landwirthschaftskammern hier reichen Erfolg
verspreche.

Die große Mehrheit der Commissionvermochtenicht, sich von der Nichtigkeit dieser Aus¬
führung zu überzeugen.

Anlangend die letzterwähnte Aufgabe, fo verkannte gewiß Niemand die große und
ungcmcineBedeutung derselben, und wer würde auch nicht mit Leichtigkeit erkennen,wie sehr die
Entwickelung,um nicht zu sagen die Existenz unserer Landwirthschaftvon einer richtigen Lösung
dieser Aufgabe abhängig ist. Darüber, daß insbesondere die Frage der Grunduerschuldung eine
brennende ist, dürfte nach den ausführlichen Darlegungen, welche der Herr Abgeordnete Graf
Hoensbroech bei der allgemeinenBerathung an der Hand der Motive des Landwirthschaftskammcr-
gesetzes gemachthat, hier im Hause wohl kein Zweifel bestehen. Es ist indeß zu berücksichtigen,
daß die Ordnung und Lösung derartiger Aufgaben nicht schlechthin und lediglich in die Hände
der Landwirlhschaftskammerngelegt ist. Legislative oder unmittelbar administrative Funktionen
werden denselbendurch das ihre Errichtung vorsehendeGesetz überhaupt nicht verliehen.

Die Kammern werden sich demnach für's Erste darauf zu beschränkenhaben, durch
geeignete Anträge, durch ihre Gutachten eine mittelbare Einwirkung ans die Gesetzgebung,ans
die Anordnungen der Verwaltung zu gewinnen. Daß z. B, die vrimtrechtlichen ländlichen
Genossenschaftenauch nur in organischeVerbindung mit den Landwirthschaftskammerngebracht
werden sollen, geschweige denn, daß sie in dieselben aufgehen sollen, ist vor der Hand nicht
abzusehen. Nach einer jüngsten Erklärung des Herrn Landwirthschaftsministers solle,, z. Ä. die
staatlichenMittel zur Errichtung von Kornhäusern entweder und zwar in erster Linie den länd¬
lichen Genossenschaften,oder aber und erst in zweiter Linie den Landwirthschaftskammernzur
Verfügung gestelltwerden, und der jüngst eingebrachteAntrag des Herrn von Mendel-Steinfeld,
welcher zweifelloseiner der wärmsten Befürworter der Landwirthschaftskammernist, geht lediglich
dahin, daß den ländlichenGenossenschaften Staatsmittel dargeliehen werden möchten; von Land¬
wirthschaftskammernist dort nicht die Rede. Und was speziell die mehrfach erwähnte Einwirkung
der Kammern auf die Börse betrifft, so tonnen hier nicht etwa, wie bereits Seitens des Herrn
Negierungscommissarsbemerkt ist, die Kammern, wenn der Roggen auf 20 steht, den Preis ans
25 oder 30 oder höher setzen; es vermögen dieselbennur, falls der gegenwärtig zur Berathung
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stehende Gesetzentwurf, betreffenddie Börse, in diesem Punkte keine Veränderung erfahren sollte,
eine geeigneteUeberwachung der Börse anzuordnen, zur Verhütung von Ungehörigsten zwrcks
Bestimmung der Qualität, der Lieferbarkeit des Getreides in einer den Verhältnissen der Land¬
wirthschaft dienlichen Weise und dergleichen mehr. Daß derartige Funktionen nicht anch den
landwirthschaftlichenVereinen übertragen werden könnten, dürfte nicht leicht zu beweisen sein.
Dann aber würde es sich im Wesentlichen nur darum handeln, eine neue Körperschaftzur Wahr¬
nehmung der bisher von unfercn landwirthschaftlichcnVereinen wahrgenommenen Aufgaben zu
schaffen, Die sich hier aufdrängende Frage, ob die Vereine diesen Aufgaben nicht in genügender
Weise gerecht werden könnten, ob sie denselben nicht gerecht zn werden vermöchten, und ferner,
ob von den Landwirthfchaftskammernnachhaltig bessere Leistungen zu erwarten sind, hat des
Weiteren Ihre Commissionebenfalls mit großer Mehrheit verneinen zu solleu geglaubt.

Allseitig und einstimmig wird anerkannt, daß die Entwicklung, die Fortschritte unserer
Landwirthschaft während der letzten Jahrzehnte ganz wesentlichdas Verdienst unserer landwirth-
schafllichen Vereine, der Vauernuereine und des landwirthschaftlichcnCcntralvereins sind. In
hingehendsterWeise haben die Vorstände und Organe dieser Vereine sich bemüht, unsere Land¬
wirthe durch Belehrung und auch nach Kräften durch materielle Hülfe zu fördern. Es ist dies
bei der ersten Berathung von dem Herrn AbgeordnetenKnebel des Näheren und eingehenddar¬
gelegt worden. Die Vereine haben sich derart bewährt, daß sie sogar in mannigfacher Weife
Seitens der Vcrwaltuug zu behördlichen Aufgaben herangezogenworden sind. Es fei hier erinnert
an die Betheiligung von Deputirten der Vereine bei den Hengstkörungen,den Stierkörungen, bei
der Ermittelung der Ernteergebnisse, bei der Verwaltung der landwirthschaftlichenLehranstalten,
bei den Berathungen der Eisenbahnräthe :c., und es ist sogar diese Heranziehung zu behördlichen
Ausgaben in vielen Punkten eine organischegeworden. Die Mitgliederzahl der Vereine ist eine
so bedeutende, daß man fast sagen könnte, jeder Landwirth der Nheinprouinz, welcherauf feinen
Stand halt, welcher sich fortbilden will, gehört einem dieser Vereine an. Der landwirthschaftliche
Centralvereiu zählt ca. 20 000 direkte Mitglieder, und in den 500 angegliedertenlandwirthschaft¬
lichcn Kasinos, welche ihrerseits direkte Vereinsmitglieder sind, besitzt derselbenoch eine annährend
gleiche Zahl indirekter Vereinsmitglieder. Die Zahl der Mitglieder der Bauernvereine ist eine
noch größere. Auch die Mittel der Vereine sind größer und erheblicher, als insgemein ange¬
nommen wird. Der landwirthschaftlicheVerein hat in den letzten Jahren durchschnittlichca.
100 000 M. an eigener Einnahme gehabt; die eigenen Einnahmen der Baucrnvereine werden
wohl niedriger zu veranschlagensein; immerhin aber werden die eigenen Mittel der gesammten
RheinischenlandwirthschaftlichenVereine ca. 150 000 M. ausmachen.

Bei Nornürung des passivenWahlrechts zn den Landwirthschaftskammcrnnach dem Vor¬
schlage der Commission würde der Grundsteuer-Neinertrag der gesammten, zu den Kosten der
Kammern beitragspflichtigenBesitzungendie Summe von 26, nach einer anderen Berechnung die
Summe von 32 Millionen ausmachen. Die Kammern würden somit regelmäßig 130 000 bezw.
160 000 M. an eigenen Einnahmen im Maximum haben. Unter Berücksichtigungder nothwendig
höheren Kosten der Verwaltung würden demnachdie Kammern für's Erste in dicfem Punkte vor
den Vereinen den Vorrang nicht beanspruchen können. Die Zahl der zu den Kammern passiv
wahlberechtigtenund demnach beitragspflichtigenLandwirthe, der eigentlichenMitglieder, könnte
man sagen, würde selbst bei Einführung eines niedrigeren Zensus die Gesammtzahlder Mitglieder
der Rheinischen Vereinekeinesfalls um ein Erheblichesübersteigen. Daß die Beschlüsse und Anträge
der Vereine gegen die Kammern als Minoritätsvote» aus inneren Gründen überall zurücktreten
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müßte», läßt sich daher wohl schwer aufrecht erhalten. Die Kammern werden vielmehrdie Rheinische
Landwirthschaft äußerlich kaum anders vertreten als die jetzigen Vereine, welche ja auch sich stets
bemüht haben, in Allem die Interessen der Allgemeinheitzu fördern. Es kommt hinzu, daß
unsere Vereine erwachsensind aus dem Bedürfnisse, aus der Eigenart der RheinischenLandwirth¬
schaft, und daß sie daher festwurzelnin deren Vertrauen. Die Commissionbezw. deren Mehrheit
hofft, daß das Votum des hohen Hauses dies Letztere bestätigen wird, und daß demnach die
Anträge und Beschlüsse der Vereine auch für die Zukunft so wie bisher, nach dem Werthe ihrer
Begründung bei der KöniglichenStaatsregierung, auch eventuell entgegen östlichen Interessen, die
gebührende Anerkennungund Würdigung finden werden. (Bravo!) Es steht dies um so mehr
zu hoffen, als sich ja schon in den Motiven des Landwirthschaftskammer - Gesetzes anerkannt
findet, daß bereits mancherorts geeignete und kompetenteOrgane zur Beurtheilung landwirth-
fchaftlicherFrageu vorhanden feien. Wir dürfen annehmen, daß unfere Vereine hierunter ver¬
standen sind.

Es ist bei diesen Ausführungen vorausgefetzt, daß die landwirthfchaftlichenVereine bei
der Einrichtung von Landwirthschaftskammern und neben denfelben nicht weiden fortbestehe»
können. Eines besonderenNachweisesbedarf diefes wohl nicht, da die Vorlage der Königliche»
Staatsregierung von derselbenAnnahme ausgeht. Mit dem Eingehen der Centralstelle würden
aber, jedenfalls fürs Erste, auch die Kreisvereine empfindlichenSchaden erleiden. Es würde bei
denfelben die ans der Vereinigung der verschiedenen Vereine mit einander fließendeAnregung
fehlen, und ohne Zweifel würde bei Einführung der Belastung für die Landwirthschaftskammern
auch die Zahl der Mitglieder der Kreisuereine sich verringern.

Aus diesen Gründen und ganz abgesehen von prinzipiellen Bedenken hinsichtlichder
Zweckmäßigkeit einer gesonderten Organisation der einzelnen Berufsstände, glaubt Ihre Commission
die Einführung von Lanowirthfchaftskammernin unserer Proviuz uicht nur nicht für zweckmäßig
erachten zu follen, fondern sogar von einer solchen Maßregel Nachtheilefür unsere Landwirthschaft
befürchtenzu müssen, denn es würde auf alle Fälle Jahre erfordern, bis diese neue Institution in
dem Maße das Vertrauen unserer landwirtschaftlichenKreise sich gewonnen, in welchem die jetzigen
Vereine dieses besitzen. Die Commission ist der Ueberzeugung, mit ihrem Votum und ihrem
bezüglichen Antrage der Ansichtder großen Mehrzahl der RheinischenLandwirthe zu entsprechen,
denn es sind nicht nur die meisten Mitglieder des landwirthfchaftlichenCentralvereins in ihrer
großen Mehrzahl gegen die Errichtung von Landwirthfchaftskammern,das Gleiche gilt von den
zum WestfälifchenVauernoerein zählenden Landwirthen des Kreifes Essen, und ein nicht erheb¬
licher Theil des RheinischenVauernvereins steht auf demfelbenStandpunkt.

Daß eine geringe Minderheit der Commission sich für die Einführung der Landwirth¬
schaftskammernausgefprochen,dürfte in nieinen Darlegungen genügend hervorgehobenfei».

Beruht hiernach der dem hohen Haufe unterbreitete Antrag auf einem Majoritätsvotum,
nicht aber auf einem einstimmigenBeschlusse der Commission,so herrscht doch darin wohl bei allen
Mitgliedern der CommissionUebereinstimmung, daß die ackerbautreibendeBevölkerung unserer
Provinz der Kömglichen Staatsregierung für das Interesse, für das Vertrauen, welches das Gefetz,
betreffenddie Landwirthfchaftskammern,bekundet, und insbcfondcre für die dort erklärte Ab¬
sicht, die Organisation der Eigenart der verschiedenen Landestheileanzupassen,tiefen Dank fchuldet,
und ich glaube, nicht fihl zu gehen, daß das hohe Haus, welches fo warmes Interesse und Ver¬
ständniß für unfere Landwirthschafthat, und welchem fo zahlreiche Landwirthe angehören, diese
Empfindung theilt. (Bravo!)
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Das Statut, welches hier im Entwurf vorliegt, ist Seitens der Commission,wenn ich so
sagen soll, nur summarisch geprüft worden, denn einmal forderte die Staatsregierung nur zu
einer Prüfung der wichtigerenBestimmungen auf, und es wurden ferner redaktionelle Aenderungen
ausdrücklich Seitens des Herrn Commissarius vorbehalten. (5s sind daher im Wesentlichennur
4 Punkte zur Erörterung gelangt.

Zunächst §. 1, anlangend den Sitz der Kanuner, es standen hier in Frage die drei Städte
Bonn, Coblenz und Düsseldorf. Für Eoblenz wurde geltend gemacht, daß es der Sitz des Ober¬
präsidiums, derjenigen staatlichenBehörde sei, auf welche die Landwirthschaftskammerwesentlich
angewiesensein werde; für Düsseldorf sprach die Anwesenheit der Centralstelle der Provinzial-
uerwaltung nnd die Erwägung, daß der Borstand der Landwirthschaftskammermit der Provinzial-
verwaltung und ihrem Creditinstitute zweifellos vielfache Beziehungen werde unterhalten müssen. —
Die Eommissionglaubte sich für Vonn ausfprechen zu sollen; es gab hierfür den Ausfchlag,
erstens die zentrale Lage, ferner der Umstand, daß sich in Bonn die Gebäulichkeitenund Institute
des RheinischenlandwirthschaftlichenCentraluereins befinden, welcher,wie bemerkt, bei der Errich¬
tung der Kammer sich wird voraussichtlichauflösen müssen. Vor allem aber war maßgebend die
Rücksicht auf die Universität und die landwirthfchaftlicheAkademie in dem Vom: benachbarten
Poppelsdorf, denn von der Verbindung mit dicfen Instituten sind für die Landwirthfchaftskammer,
insbesondere für deren Vorstand nnd ihre Beamten mancherleiVortheile und reiche Anregung zu
erwarten. Eine längere Debatte entspann sich bei dein §. 3. Es handelte sich um die Fixirung
der Untergrenze für das pafsive Wahlrecht. Hier wurde insbesondere bemerkt, daß die Wahlen
der Mitglieder der Landwirthschaftskammerwohl nicht für immer durch die Kreistage erfolgeu
werden, eine Aenderung des Wahluerfahrens sei in Erwägung zu nehmeil, und es werde dann
jedenfalls für die Nestimmnng des aktiven Wahlrechtes die für das passive Wahlrecht gesetzte
Grenze von großer Bedeutung sein. Drei Anträge lagen nun bezüglich der Bestimmung der
Untergrenze des passiven Wahlrechts vor. Einmal wurde vorgeschlagen,diese Grenze auf 30 M-
Grundsteuer-Reinertrag zu setzen, also alle Eigenthümer oder Pächter von landwirthschaftlichen
Besitzungen für wahlfähig zn erklären, deren Besitzungen mindestens 30 M. Katastralreinertrag
repräsentireu. Ein zweiter Antrag stellt statt 30 M. 120 M. und der dritte 150 M. ein; der letztere
wurde von der Majorität der Lummissionangenommen. Es war hierfür entscheidend, daß es sich
um die Schaffung einer Interessenvertretung handelt, und es daher zweckmäßig und angezeigt ist,
die Wahlfähigkeit nur solche» Personen beizulegen, welche wirklich erhebliche landwirthfchaftliche
Interessen haben, welche für ihre Existenz wesentlich auf das Ertragnih der Landwirthschaft
angewiesensind. Sie wollen gestatten, daß ich hier bemerk?, daß einem Katastralreinertrag von
150 M. nur ungefähr 15 M. Grundsteuer entsprechen, in bessereil Gegenden — ich will nicht
die besten in's Auge fassen — ist aber ein solcher Steuerbetrag von ca. 15 Morgen, nicht ganz
4 Hektar, aufzubringen. Wenn Sie dieses erwägen, meine Herren, so werden Sie, glanbe ich,
zu der Ansicht kommen, daß der von Ihrer Commission vorgeschlageneZensus nicht zu hoch
gegriffen ist. Es fpricht zudem für denselben eine Analogie, deren ich wohl Erwähnung thun
darf. Der Begriff der selbststandigeuAckernahrung, welcher das Landwirthschaftskammer-Gesetz
aufstellt, und welcherdarnach den entscheidenden Maßstab für die Begrenzung des Wahlrechtes
bilden foll, findet sich bereits in dem Gebäudesteuergesetz.Es ist auch bereits für die Zwecke der
Gebäudesteuer-Veranlagungallenthalben durch umfassendeErnüttelungen festgestellt worden, welche
kleinsten landwirthschaftlichenBesitzungen den Eigenthümer zu ernähren vermögen. Ausweislich
der Ihnen vorliegendenNachweifung,meine Herren, ist ermittelt worden, daß im Durchschnitte
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in unserer Provinz Besitzungen, welche weniger als 38 Thaler, also rund 120 M. Katastral-
reinertrag repräsentiren, den Eigenthümer nicht mehr zu ernähren vermögen, daß mithin eine
solche Besitzungals eine selbstständige Ackernahrungnicht angeschen werden köuue. Wollen Sie
nun berücksichtigen, daß in dem Statutentwurfe wie in dem Gesetze es heißt: Es sollen wahl¬
berechtigt sein die Eigenthümer sowohl als die Pächter von Besitzungeneiner zu bestimmenden
Größe, so zwar, daß für Pachtungen ein größerer Betrieb nicht gefordert werden kann Da
nun es auf der Hand liegt, daß ein Pächter auf einer kleinen Besitzung,auf welcher der Eigen¬
thümer vielleicht noch allenfalls feine Nahrung finden kann, nicht zu existiren und seine Nahrung
zu finden vermag, so wird wohl ein Bedenken gegen den Vorschlag der Commissionsich hier
nicht ergeben.

Zu § 4 wurde der Antrag gestellt: „Die Stadtkreise von dein Wahlrechtauszuschließen".
Die Eommission hat sich gegen diesen Antrag ausgesprochen, weil sonst die Eigenthümer uud
Pächter derjenigen Vesitzuugeninnerhalb der Stadt, welche 150 M. Grundsteuer-Reinertrag und
mehr repräsentiren, von dein Wahlrechte würden ausgeschlossen sein. Man erachtete es nicht für
billig, landwirthschaftlicheInteressenten, welche doch zahlen müßten für die Landwirthschafts-
kammcrn, vom „Rathen" auszuschließen.

Zu §, 12 war endlich der Antrag gestellt: „Die Aenderung der Statuten zu erleichtern".
Auch hier glaubte die Commissionsich in ihrer Mehrheit für das Vorgeschlageneanssprechcn zu
sollen. Es wurde hierbei erwogen, daß es doch zweckmäßiger sei, dem Statute, also der Grund¬
lage der Landwirthschaftskammern möglichsteStabilität und Dauerhaftigkeit zu geben; ferner
sprach gegen die beantragte Aenderung der Umstand, daß in sämmtlichenübrigen Provinzen ein
entsprechenderParagraph unverändert Annahme gefuuden hat.

Ich bitte hiernach im Auftrage der Commission:
„Das hohe Haus wolle die in Nr. 76 der DrucksachenniedergelegtenAnträge an¬
nehmen." (Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat zunächst der Herr AbgeordneteLimbourg.
AbgeordneterLimbourg: Meine Herren! Ich bin seit 54 Jahren thätiges Mitglied des

landwirtschaftlichen Vereins für Rheinprcuhcn, habe ihn nach dem Heimgänge des unvergeßlichen
Präsidenten Herrn von Rath-Lauersford Jahr uud Tag geleitet, bis ich das Präsidium kräftigeren
Händen, dein Herrn von Vcmbcrg-Flamersheim übergebeilkonnte, welcher mit großem Geschicke
und sichtlichenErfolgen die Geschicke des Vereins bis dato geleitet hat. (Zurufe: Lauter!)
Meine Herren! Ich würde ja meine ganze Vergangenheit verleugnen, wenn ich nicht hervorheben
würde, daß der Verein sich der ihm gewährtenUnterstützungwürdig gezeigt hat. Ich bemerke nur,
daß es dem Verein gelungen ist, ein eigenes Heim nebst Versuchsstationzu gründen; er hat viele
Molkereien in's Leben gerufen, die Anstellungeines Molkerei-Instructoröbewirkt, die Conslmivercine
gebildet, die Vezugscommission,die Credit- und Darlehnskassen gegründet, die Berufung eines
befondercn Genosseuschaftsrcvisorsbewirkt, uud ihm allein ist die Einrichtungder Landwirthschasts-
schuleu uud der Winterschulcn, natürlich mit thätiger Unterstützungvon Staat und Provinz, zu
verdanken. Auch will ich nicht verschweigen,daß die Gründling der so vorzüglich geleiteten
Landcsbank der Nheinprovinz den Anregungen des landwirthschaftlichenCcntralvercins zn ver¬
danken ist. (Widerspruch.)

Sie werde» mit mir, meine Herren, empfinden, daß wir bei folchcr Sachlage vom
Standpunkte des landwirthschaftlichenCentralvereins die Errichtung einer Landwirthschaftskammer
für die Nheinprovinz als Bedürfniß absolut nicht empfinden uud prinzipiell Stellung dagegen
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nehmen müssen. Aber wenn die hohe Staatsregierung erklärt, die jetzige Vertretung der land-
wirtschaftlichen Interessen erkenne ich nicht als berechtigt an, ich verlange eine korporative
Organisation, und wenn die hohe Staatsregierung ein Gesetz in jener Richtung erwirkt, so müssen
wir doch als praktische Männer den neuen VerhältnissenRechnung tragen. Die Idee, Landwirth¬
schaftskammern als Vertreter der landwirthschaftlichenInteressen in's Leben zu rufen, tauchte
schon unter dem Ministerium Seiner Excellenz von Selchow auf. Ich weih mich zu erinnern,
daß im LandesökonomiekollegiumExcellenzvon Selchow sagte: Ja, man will landwirthschaftliche
Vertretungen und man will Landwirthschaftskammernin's Leben rufen; aber wer ist denn
eigentlich ein Landwirth? Ist der Rittergutsbesitzer in Sachsen, welcher taufende Morgen
Zuckerrübenbaut und noch mehr dazu kauft und seine Fabrikate an der Pariser und Loudoner
Börse verschleißt,noch als Landwirth zu bezeichnen?Oder ist der Kunstgärtner, welcher Rosen zieht
auch Landwirth? Oder ist das Mädchen, welches im Topfe am Fenster eine schone Blume oder
ein Apfelbäumchenpflegt, auch ein Landwirt!)? (Große Heiterkeit) Daran scheiterte damals die
Bildung der Landwirthschaftskammer.

Nun kam Excellenz von Friedenthal, Der hat das landwirthschaftlicheMinisterium
hoch gebracht und hat es verstanden, die tüchtigstenKräfte in fein Ministerium hineinzuziehen;
ihm verdanken wir auch die Berufung des Herrn Geh, Ober-Negierungsrnths Dr. Thiel. Der
hat erklärt, als man eine Landwirthschaftskammerforderte: Die landwirthschaftlichenCentral-
vereine sind die richtige!, Vertreter der Landwirthschaft, sie haben Verständniß dafür, sie besitzen
eine große Opferwilligkeitund die Staatsgelder können in keiner Weise billiger und besser ver¬
wendet werden, als durch diese Organe. Seit der Zeit haben wir in Ruhe und Frieden gelebt,
bis nun allmählich die Sache umschlug und man sagte: Nein, korporative Vertretungen müssen
geschaffen werden! Hätten wir das zu machen, dann wäre es wahrscheinlich nicht zum Klappen
gekommen;aber der Minister sagte, ich kann mit solchen Vereinen Nichts thun; ich muß andere
Organe haben, und er hat ein Gesetz entworfen, das Gefetz ist von den Kammern genehmigt, es
sind neun Provinzen, die den» Gesetz zustimmten, eine Provinz ist halb und halb dafür, und nur
Westfalen steht in Opposition. Thun wir da nuu klug, meine Herren, uns einer solchen
Opposition anzuschließen,wo wir erstens das Gesetz auferlegt und es befürwortetbekommen haben
von Excellenz Nasse, Unser hochverehrterbester Freund und Gönner, Gcheimrath Dr. Thiel, hat
ebenfalls fehr warm dafür gesprochen, und wir haben gerade in diesen beiden Herren die
thätigsten lind tüchtigsten Förderer der Rheinischen Landwirthschaft. Ich habe mich bisher immer
am Besten gestanden, wenn ich mit den Beamten vom Staat, von der Provinz, vom Kreis
Hand in Hand gegangen bin. (Heiterkeit,) Unfcr Centralverein ist groß geworden dadurch, daß
er im Verein mit der Staatsregierung alles Gute gefördert hat, (Hört! hört!) Glauben Sie,
der Staat wolle unfereu Untergang, glauben Sie, daß wir allein berechtigt wären, zu sage», jetzt
— aus Eigensinn, möchte ich sagen — wollen wir doch die Beschlüsse, die früher gefaßt worden
sind, wo man noch nicht das richtige Verständniß hatte, unter allen Umständen aufrechterhalten?
Ich muh sagen, mir fehlt da — ich will nicht fagen der Muth — aber doch jedenfalls die
Vermessenheit,hier Nein zu sagen. (Lebhaftes Oho!)

Nachdemdie Commissionden Census von 30 M. oder, wie eben vorgeschlagenworden
ist, von 75 auf 150 M. erhöht hat, werden Sie — das glauben Sie mir sicher — eine Kammer
bekommen, die nicht viel verschieden sein wird von den jetzt bestehenden Organen, und Geheimrath
Thiel hat Ihnen hier auseinandergesetzt,daß das Ding blos ein anderes Mäntelchen hätte; daß
das Präsidium dasselbe sein wird, daß unsere jetzigenSektionsdirektoren die Vorsitzenden der
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Ausschüsse werde», und daß unsere Landwirlhschaftsdircktorenin den lokalen Abtheilungen auch
wahrscheinlich dieselben Persönlichkeitensein werden. (Unruhe.) Also das Gute wird gefördert
es mag kommen wie es will. Deswegen, meine Herren, halten Sie nicht an Ihrem Staudpunkte
fest, sondern folgen Sie einem alten praktischen Manne, der doch die Verhältnisse genau kennt
»nd Alles mitgemacht, alles Leid und Freud der Landwirthschaftgetheilt hat. Halten Sie mich
etwas auf dessen Meinung und stimmen Sie für die Errichtung einer Landwirthfchaftskammcr
mit der von der Commissionbeantragten Verbesserung.

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Es ist ein Abänderungsantrag eingegangen zu dem
Antrag der Landwirthschaftskammer-CommissionNr. 1, wie er Ihnen gedruckt vorliegt, der also
den allgemeinenGrundsatz ausspricht: „In Erwägung, daß die Rheinische Landwirthschaft u f. w.",
eingegangen von Herrn Freiherrn von Plettenbcrg-Mehrum; ich bitte ihn zu verlese».

Schriftführer Abgeordneter Linz: Der Provinziallandtag wolle an Stelle des Antrags
der Commissionzu 1 folgende Resolution annehmen:

„In Erwägung, daß die Rheinische Landwirthschaft in dein Rheinifchen landwirth-
schaftlichen Provinzialverein und in den in der Rheinprovinz bestehenden Bauern¬
vereinen eine gut organisirte und bewährte Vertretung besitzt, erscheint es angezeigt,
mit der Errichtung einer Landwirthschaftskammerzur Zeit nicht vorzugehen,vielmehr
zunächst die Erfahrungen abzuwarten, welche andere Provinzen mit den Landwirthschafts-
kammcrn machen werden."

VorsitzenderBecker: Der Antrag bedarf noch der genügenden Unterstützung. Ich bitte
Diejenigen, welche den Antrag unterstützenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Die Unterstützung
reicht aus. Der Antrag wird mit zur Verhandlung kommen.

Dann gebe ich das Wort dem Herrn AbgeordnetenSauerwein.
AbgeordneterSauerwein: Meine Herren! Ich bin den Ausführungen der Freunde der

gegenwärtigen Vorlage, auch deujcnigen des Herrn Cominisfars und fpeziell auch denen meines
Freundes des Herrn Limbourg mit aller Aufmerksamkeitgefolgt, um irgendwie ein Moment zu
finden, das es mir als Landwirth und als Vertreter eines fast ausschließlich Landwirthschaft
betreibendenKreises ermöglichen könnte, schon jetzt für die Vorlage einzutreten. Meine Herren,
daß mir das nicht gelungen ist, liegt nicht in dem Umstände, daß ich seit länger als 25 Jahren
dem landwirthschaftlichenVereine angehöre, sondern es ist eine Folge davon, daß ich innerhalb
des Vereines die Ueberzeugunggewonnen habe, daß das, was an die Stelle des landwirthschaft¬
lichen Centraluereins gefetzt werden soll, wenigstens nichts besseres ist, wohl aber etwas viel
theureres werden wird. (Zustimmung und Beifall.)

Ich stehe übrigens hier, meine Herren, nicht als Vertreter des landwirthschaftlichen
Vereins und kann mich als folcher auch gar nicht geriren. Ich stehe hier als der Vertreter eines
Kreises von Einwohnern, die ausschließlich oder wenigstens hauptsächlich Landwirthschaft treiben.
Meine Herren! Wie die Stimmung in meinem Kreise ist, dafür kann ich Ihnen eine kleine
Correspondcnzvorlesen. Ich habe mich von hier aus an Leute gewandt, denen ich ein Urtheil
zutraue» darf, und zwar an solche, die erstens einem landwirthschaftlichen Verein angehören, dann
an solche, die dem Trierer Vauernverein angehören, und endlich an solche, die keinem von beiden
Vereinen angehören. Es sind mir nun auf die Frage folgende Antworten zugegangen.

Das Mitglied des landwirthschaftlichenVereins für Nheinvrcußcn sagt: „Die Mehrzahl
der hiesigen Landwirthe wissen noch gar nicht einmal, was eine Landwirthschaftskammerist.
(Heiterkeit,) Dann aber haben wir einen landwirthschaftlichenVerein, und der scheint mir vor-
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läufig zu genügen. Ich glaube also meinerseits nicht, daß die Einführung einer Landwirth¬
schaftskammeruns zur Freude gereichen wird."

Das Mitglied des Trierer Bauernvcreins schreibtso: „Die Rentabilität der Laudwirth-
schaft ist so erschöpft,daß wir uns zu freiwilligenBeiträgen nicht verpflichtenkönnen, zumal auch
noch zur Errichtung von Landwirthschaftskammern,da dieselben uns nur noch neue Auslagen
verursachen werden." (Sehr wahr!)

Der dritte, meine Herren, der keinem Verein angehört, ist ein echter deutscher, offeu-
herziger Bauer, wie er bei uns häufig zu finden ist, Der schreibtviel drastischer. Er sagt:
„Wenn Ihr nichts besseres machen könnt, als uns neue Steuern aufzuerlegen, dann bleibt ruhig
zu Hause. (Beifall.) Wenn Ihr aber durch dicfe Errichtung der Lanwirthschaftskammer es
ferlig bringt, daß die Fruchtprcise in die Höhe gehen (Heiterkeit), da sage ich, thut es."

Ich habe fernerhin, meine Herren, an einen Freund von mir, der im Vorstand des
Trierifchen Bauernvereins ist, mich gewandt und ihn gefragt, wie man in dem Trierischen
Bauernuerein, dem ich nicht angehöre, über die Frage denke. Es ist mir nicht von ihm — er
scheint sich alfo an den Präsidenten des Bauernvcreins gewandt zu haben — sondern von dem
Herrn AbgeordnetenDasbach folgende Antwort zugegangen: „Nur daun wäre ich einverstanden,
wenn das pafsive Wahlrecht auf höchstens 60 M. Grundsteuerrcnte festgesetzt würde."

Meine Herren! Sie gestatten mir wohl, daß ich daraus zweierlei deduzire. Einmal
glaube ich, daß hiernach die Mitglieder des Trierischen Bauernvereins sich selbst noch über die
Frage absolut nicht klar geworden sind, und daß ein offiziellerBeschluß noch nicht stattgefunden
hat, und zweitens scheint mir, daß der Herr Präsident des Trierischen Bauernvereins diesen
Ecnsus als eine oonäitio sine c^u«. non hinstellt, daß also, wenn der Census ein höherer ist, er
dann überhaupt gegen die Errichtung einer Landwirthschaftskammerist. Meine Herren! Wenn
man sich aber an den Census klammert, dann, glaube ich, ist die Landwirthschaftskammerso
außerordentlichviel nicht werth, denn auf ein paar Mark kann es uns doch nicht ankommen.

Ich will bei diefer Gelegenheit gleich vorgreifen und bezüglich des Census Folgendes sagen.
Die Kaufmannschaft,meine Herren, hat ihre Handelskammern. Wenn wir eine Landwirthschafts¬
kammer errichten sollen, dann muß die Landwirthschaftskammerauch den Landwirthen gehören
nnd wir dürfen nicht einen sogenannten „gemischtenChor" bilden. Wir werden uns aber über
deu Census dahin einigen müssen — das ist wenigstens meine Ansicht —, daß wir ihn so niedrig
stellen, daß alle diejenigen Leute, die sich schon nach dem allergrößten Theile ihres Einkommens
zu den Landwirthcn rechnen können, auch noch hineinkommendürfen und follen.

Meine Herren! Unter den Gründen, die für sofortige Einführung der Landwirthschafts¬
kammer hervorgehobenworden sind, hat der Herr Abgeordnete von Hocnsbroech unter anderem
erstens auf die Uebcrschuldung hingewiesen. Die Folgen davon hat er ja des Näheren auseinander¬
gesetzt. Er hat aber nicht nachgewiesen,daß diese Ueberschuldungaus dem Mangel einer Land¬
wirthschaftskammerherrühre, sondern er hat nachgewiesen,daß diese Ueberschuldungdavon her¬
rühre, daß der Grundbesitzkapitalisirt würde. Er hat darauf hingewiesen,daß das gegenwärtig
geltende H,)pothckcnrecht theilweise die Sache verschulde,und dann hat er auf die Erbtheilung hin-
gcwiesen. Die Erbtheilung hat auch der Herr Commissar der Königlichen Staatsrcgierung berührt.

Meine Herren! Ich möchte hier erklären, — und ich glaube, daß ich diese Erklärung
im Namen des ganzen Südwestens der Nheinprovinz abgeben kann, — daß wir uns jeden
Eingriff in das bestehende Erbrecht, und dazu gehört wohl auch die Erbtheilung, ganz entschieden
verbitten Wir sind mit unserem Erbrecht durchaus zufrieden, und wenn Sie das als Argument
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für die Einführung der Landwirthschaftskammernehmen wollen, dann feien Sie überzeugt, daß
unsere ganze Gegend einstimmig dagegen stimmen wird. (Beifall.)

Dann ist der Herr auf die Silos zu fprechcn gekommenund hat gemeint, daß die
Produkte in Silos, in sogenannte Kornkammern,gebrachtwerden können, um dort für die Land¬
wirthe lombardirt zu werden.

Meine Herren! So einfach ist das doch nicht. Die Durchführungerfcheint mir vielmehrsehr
schwierig,und es wird jedenfalls Jahre lang dauern, ehe wir endlich fo weit kommen können, daß
wir einmal solche Kornkammernhaben. Jedenfalls kostet die Geschichte doch ein ganz anständigesGeld,

Die Wiedereinführung der Staffeltarife, meine Herren, macht mich nicht ängstlich Ich
glaube nicht, meine Herren, daß der Herr Minister zu Gunsten des Ostens den Westen benach-
theiligen wird. Es wäre das so sehr väterlich eigentlich nicht uns gegenüber.

Der Herr AbgeordneteKnebel hat darauf hingewiesen, daß die Gefahr besteht, daß die
Landwirthschaftskammernspäterhin nicht aus so sachkundigen Leuten zusammengefetzt würden, wie
die gegenwärtigen landwirthschaftlichenVereine in der Nheinprovinz sowohl als auch der Rhei¬
nische und der Trierische Bauernverein.

Meine Herren! Ich glaube, mich dem als praktischerLandwirth durchaus anschließen zu
tonnen. Es ist eine Thatsache, und Jeder wird mir das zugeben müssen, daß Leute, die frei¬
willig Opfer bringen sollen, da sehr geizig und zurückhaltendsind, daß sie aber, wenn eine allge¬
meine günstige Gelegenheit ist, sich irgendwie durch Ehrgeiz eine Stellung zu erringen, sie mit
beiden Händen zugreifen, und es wird sich sehr fragen, ob die Zusammensetzungeine solche sein
wird, wie man vielleicht erwartet.

Meine Herren! Ich möchte noch darauf hinweisen, daß die Staatsregierung es uns doch
nicht verübeln kann, wenn wir bei ihrem Erstgeborenennicht gleich sofort Ja fagen. Die König¬
liche Staatsregierung darf das gar nicht als eine Unliebcnswürdigkcitauffassen. Sie fragt uns
doch um unfere innersteUeberzeugung,um unsere Meinung. Wenn die Königliche Staatsregierung
der Meinung wäre, daß die Einführung der Landwirthschastskammerndurchaus gut und vortrefflich
ist, dann sollte sie die Geschichtekurz machen und einfach sagen, die Landwirthschastskmmner
wird eingeführt.

Aber sie will unsere Meinung hören und wir sagen ihr diese Meinung. Wir sagen
uns also vor der Hand: Die Einführung der Kanuner ist inopportun, wir wollen Erfahrungen
sammeln, und wenn der Herr Negicrungscommissargesagt hat, es wäre eine Schwächlichkeit, die
man an den Rheinländern sonst nicht gewohnt gewesen sei — als schwächlich kann ich das gar
nicht ansehen. Wir haben uns hier nicht schwächlich, sondern vorsichtig erwiesen. Wir sprechen
ganz offen und frei von der Leber, wie es die Rheinländer gewöhnt sind. (Beifall.) Nein,
meine Herren, ich denke mir die Sache so. Wenn mir ein Landwirth vom NiederrheinVerbesserungen
in der Viehzuchtvorschlägtund sagt, ja ihr habt Gcbirgsvieh, ihr habt das Glnn-, das Simmen-
thalervieh, das ist ganz verkehrt, ihr müßt Euch die Niederungsrace anschaffen, dann kommt ihr
viel besser weg — dann würde ich sagen, ich befinde mich bei meiner Gebirgsrace sehr gut; ihr
dagegen findet die Niederungsrace gut; da mühte ich mich doch erst einmal überzeugen, ob das
denn auch für uns richtig ist und für unfere Verhältnisse geeignet erscheint, ehe ich diese Race
in meine Wirthschaft hineinbringen werde. Zuerst will ich darüber praktifch studircn, und
wenn ich dann finde, daß das besser ist, daß ich Niedernngsviehin meine, von der niederrheinischen
vielfach abweichende Gegend einführe, ja, meine Herren, dann werde ich das thun; aber sofort,
fo ohne Weiteres kann ich das als praktischer Landwirth nicht thun.
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So stehen wir auch hier. Ich bin der Meinung, daß die meisten Gegner der Land-
wirthschaftskammernur Gegner im Augenblick sind, daß sie recht gern sich ebenso rasch bekehren
werden, wie Herr Graf von Hoensbroech,der ja früher auch dagegen gewesen ist (Heiterkeit), daß
vielleicht auch aus mir, wie aus ihm, aus einem Saulus ein Paulus werden wird. Ich muß
aber erst die Ueberzeugung haben, daß die Landwirthschaftskammcruus wirklich das bringt,
was sie uus verspricht, und diese Ueberzeugunghabe ich jetzt nicht.

Meine Herren! Es ist dann noch einiges von dem Herrn Commissar gesagt worden, was
ich von meinem Sitze nicht recht verstanden habe, so etwa: nach Ablehnung der Vorlage würden
die Vertreter der Vereine das Ohr des Herrn Ministers nicht in gleichem Grade, wie die Kammern
haben. Es war also so. als wenn künftighin die freiwilligen Vereinigungen von dem Herrn
Minister keine Mittel mehr erhalten würden. Ich weiß nicht, ob er das gerade im Auftrage
des Herrn Ministers gesagt hat. Aber ich glaube, daß der Herr Minister sich zweimal bedenken
wird, um ohne Weiteres zu sagen: Nur weil ihr augenblicklich unartige Kinder wart, kriegt
ihr die Butterstolle nicht. Ob er eine solche Imparität wirklich beabsichtigensollte, weih
ich nicht. Ich würde aber in einem solchen Falle den Herren Abgeordneten der Nheinprovinz,
von Westfalen und Hannover empfehlen, sich ganz entschiedendagegen aufzulehnen, daß den
übrigen Provinzen Zuwendungen aus Staatsmitteln gegeben werden, die uns vorenthalten werden.
(Beifall.)

Meine Herren! Meiner Ansicht nach ist die Schlußfolgerung nur folgende: Unsere Be¬
denkengipfeln in zwei Worten und diefe Worte sind erstens die Ungewißheit über das, was da
kommenwird, und der zweite, der hauptsächlichste Punkt, ist der Geldpunkt. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Lieven.
Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Ich sehe mich veranlaßt, noch einige Worte an

Sie zu richten, weil ich in den letzten Tagen gefragt worden bin, ob ich in Bezug auf meine
Meinung über die Einführung oder Nichteinführung der Landwirthschaftskammernanderer Ge¬
sinnung geworden wäre. Meine Herren! Ich werde Ihnen gleich durch die Abstimmung zeigen,
daß ich auch heute noch gegen die Kammern bin. Und um einige Worte zu den Bemerkungen
des Herrn Abgeordneten?imbourg zu sagen, von dem ich im Anfang glaubte, daß er gegen die
Kammern stimmen wollte (Heiterkeit) — der aber in, Laufe feiner Nede umschlugund nch dafür
ausfprach — fo möchte ich schon bemerken, er hat uns dafür keine Gründe angegeben, sondern
nur ein gewissesGefühl des Unbehagens oder, wenn ich fo sagen darf, der Angst, was uns dazu
treibt (Heiterkeit), weil uns dadurch vielleicht etwas verloren gehen konnte in dem Wohlwolle«:
und dem Gelde der Negierung. Er hat das Wort gebraucht, meine Herren, wir sollten nicht eigen¬
sinnig sein. Meine Herren! Wir sind nicht eigensinnig, wir wollen durchaus nicht eigensinnig
dagegen sein, und hat Ihnen Herr Limbourg ja auch die Gründe schon angeführt, daß ich es
nicht mehr brauche. Ich sage nur, wir wollen als vorsichtigeRheinischeMänner keinen Sprung
in's Dunkle machen. Was sich durch 60 Jahre hindurch bewahrt hat, wie das Verhältniß des
landwirtschaftlichen Vereins zu der Regierung bis heute, das wünschenwir nur so lange zu er¬
halten, bis wir von etwas Besseremüberzeugt sind. Sind wir das, meine Herren, dann werden
wir ganz gern dazu übergehen,die Kammer einzuführen,aber so lange uns dies nicht gezeigt worden
ist, glaube ich können wir uns mit den alten Verhältnissenvollständig zum Wohle der Provinz,
der Landwirthschaft und des Vaterlandes durchschlagenund durchhelfen. Ich bitte deshalb die
Vorschlägeder Commissionanzunehmen. (Beifall)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Knebel.
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Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Dem Herrn Abgeordneten Limbourg ist von
Seiten des Vorredners eine so zutreffendeAntwort zu Theil geworden, daß ich nicht nöthig habe,
auf dessen Ausführungen einzugehen. Ich erlaube mir aber, auf einige Punkte zurückzukommen,
wo nach meiner Annahme die bisherige Erörterung noch keine vollständigeKlarheit herbei¬
geführt hat.

Das ist zunächst die außerordentlichwichtige Frage, welches der beiden in Rede stehenden
Systeme uns die bessere Zusammensetzunggewährleistet,und dn glaube ich, daß diejenigenHerren,
die sich von den Landwirthschaftskammernso viel versprechen, das Material an Personen, die
nicht allein geeignet sind, die Geschäfte in den Vorständen bezw, Kammern zu führen, sondern
die auch gewillt sind, das zu thun, sehr überschätzen. Die Zahl der Personen ist in der That
nicht so groß, daß eine große Auswahl wäre. Bei den landwirtschaftlichen Vereinen, worunter
ich auch immer die Vauernvereine mitverstehe,sind ziemlich alle diejenigen Personen, die gleich¬
zeitig geeignet und gewillt sind, mitzuarbeiten, auch in Thätigkeit. Sie arbeite,: vielleicht nicht
alle im Vorstande, sondern manchenur als Mitglieder mit, zunächst in den CasinoS und Orts¬
vereinen. Ermeisen sie sich da als tüchtig, dann kommen sie in die Vorständeder Lokalabtheilungen,
und in gleicherWeise vollzieht sich innerhalb der Lokalabtheilungen die Sache derart, daß die¬
jenigen Personen, die sich als die tüchtigsten erwiesen haben, in den Centralvorstand kommen.
Ja, meine Herren, ist das bei der Landwirthschaftskammerin dieser Weise möglich? Ich meine,
schon allein diese kurze Darstellung genügt, um zu zeigen, wie vermöge der ganzen Organisation
besser geeignete Personen in den Vorstand kommen. Uebcrdies sucht der Centralvorstand als
Vorstände der Fachsektionendie tüchtigsten Personen aus der ganzen Provinz aus. Es kann
deshalb kaum eine bessere und systematischere Zusammensetzunggeben, als sie jetzt der Vorstand
des lanbwirthschaftlichenVereins hat. Meine Herren! Jeden Einzelnen, welcher durch die
Umwandlung der Vereine in eine Landwirthschaftskammeretwa aus der Vertretung herausgedrückt
werden sollte, halte ich für einen Verlust für die Vertretung der landwirthfchaftlichenInteressen
Ob aber diejenigen, die vermittelst der Wahl die bisherigen Mitglieder herausgedrückthaben, als
ein Gewinn anzusehen sind, das halte ich für höchst zweifelhaft.

Meine Herren! Einen zweiten und auch recht wichtigen Umstand, auf den der Herr
Ncgierungs-CommissarbesondernWerth gelegt hat, bildete die Befürchtung, es würden diejenigen
Provinzen, die keine Landwirthfchaftskammerneinführten, hinter den übrigen Provinzen in den
Hintergrund gedrängt und schlechter dabei fortkommen. Nun meine ich persönlich— und ich
habe mich schon bei der ersten Lesung darüber ausgesprochen— daß auf die Dauer die Vereine
entschieden eine größere Autorität sich erhalten werden als die Landwirthschaftskammern. Ich
will aber selbst annehmen, daß ich mich darin geirrt hätte, dann hege ich noch immer nicht
die Befürchtung, daß wir dabei zu kurz kommen. Wir Rheinländer sind sehr langmüthig;
aber dagegen würden wir uns noch nimmer wehren, daß andere Provinzen besser gestellt
werde», und uus überholen sollten (Beifall), und für diese Gegenwehr giebt es doch noch
eine ganze Anzahl Körperschaften-,es giebt diefes hohe Haus, ferner in Berlin das Abge¬
ordnetenhans, auch das Landesökonomie - Eollegium. Ueberall würden wir da in der Lage
fein, einer Bevorzugung der anderen Provinzen entgegenzutreten. Bei diefcr Gegenwehr würden
wir ja vorzüglicheBundesgenossenin den Westfalen und Hannoveranern haben, und im Bunde
mit diefen beiden Provinzen habe ich gar keine Beforgnih, daß wir in den Hintergrund
gedrängt werden. (Bravo!) Wir werden unseren Platz behaupten allen anderen Provinzen
gegenüber.

20'
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Der Herr Vorredner ist noch auf eine Frage gekommen, die noch sehr wenig erörtert ist
und die der Herr Negierungscommissar auch berührt hat; es könne durch die Kammern eine
Aenderung des Erbrechts eher herbeigeführt werden als durch die landwirthschaftlichenVereine,
Schon der Satz ist mir sehr zweifelhaft. Die Kammer kann doch auch in der Beziehung immer
nur gutachtlichsich äußern. Sie hat ja kein Veschließungsrechtund warum sollten die Vereine
sich nicht ebenso gutachtlich darüber äußern können wie die Landwirthschaftskammer— nach
meiner Ueberzeugungmit mindestens demselbenGewicht.

Aber eine Aenderung des Erbrechts ist ein außerordentlich zweischneidiges Schwert, und
ich habe grade die Befürchtung, daß bei der Kammer viel größere Gefahr bestehen würde, daß
man unsere, so außerordentlichverschiedenen Nesitzvertheilungsverhältnisscin einen Topf werfen und
einheitlicheEonscquenzenziehen würde, die für einen Theil der Provinz passen würden, für einen
anderen Theil der Provinz aber nicht. Gegen derartige Fehler gewähren die Vereine einen weit
besseren Schutz, als das die Landwirthschaftskammernthun würden.

Im Uebrigen stehe ich den Anschauungendes Herrn Vorredners sehr nahe. Ich erkenne
zwar an, daß unter gewissen Verhältnissen eine Beschränkungder Erbtheiluug — denn nur um
das handelt es sich ja, da wir ja die unbedingte Theilbarkeit haben — durchaus der Befür¬
wortung werth sein kann. Aber wo, wie bei uns, so sehr vielfach Industrie und Laudwirth-
schaft gemischt ist, da geht doch das wichtigste sozialpolitische Interesse dahin, daß wir möglichst
viele Personen mit Grundbesitz angesessenmachen, nur würden also durch eine Beschränkung
der Erbtheilungsfreiheit gerade diesem sozialpolitischenBedürfniß, das wir verfolgen müssen,
entgegenwirken.

Meine Herren! Ich komme dann auch noch auf die Kostenfrage. Es ist da gesagt worden:
Die Landwirthschaftskammerkann ja ebensogutauf die Kosten verzichten, wie das jetzt in den
Vereinen geschieht. Ich habe es bei der ersten Berathung vermiedcn, darauf tiefer einzugehen
und möchte hier nicht anders verfahren. Aber dazu brauche ich kein großer Prophet zu sein,
um vorauszusehen, bei der Landwirthschaftskainmerwird der Verzicht auf Diäten und Reise¬
kosten eine Ausnahme sein, mährend gegenwärtig es eine seltene Ausnahme ist, daß von Seiten
der Vorstandsmitglieder des landwirthschaftlichenVereins Diäten und Reisekosten beausprucht
werden. (Sehr wahr!)

Dann komme ich zum Schluß noch auf eine vielleicht nicht allseitig verstandeneAeußerung
des Herrn Ncgierungscommissars, die etwas nach einer Drohung klang. Der Herr Regierungs-
commissar bezog sich darauf, daß eiu Erkenntniß bestände, welches den landwirthschaftlichen Vereineil
die Erörterung von nicht techinsch-landwirthschaftlichen Fragen verböte, und er führte aus, daß in
Folge dessen die Vereine künftig kaum mehr in der Lage sein würden, sich mit den Fragen, die
der Kammer zugewiesen würden, überhaupt zu beschäftigen. Hier scheint mir doch mit Kanonen
nach Spatzen geschossenzu sein, denn, meine Herren, das Erkenntniß besteht ja, aber bisher haben
wir von demselben noch keinerlei Wirkung gespürt. Unsere Vereine erörtern die öffentlichen Fragen
ebenso, wie es bisher geschehen ist. Sollte aber auch das Erkenntniß einmal zur Anwendung
kommen, dann wäre es unendlich einfacher, dasfelbe im Wege einer gesetzlichen Deklaration aus
der Welt zu schaffen, als erstens einmal eine ganz neue Staatseiurichtuug, die Landwirthschafts¬
kammer, zu fchaffen, zweitens unserer Bevölkerung neue Wahlen aufzuhalsen, drittens unser
blühendes Vereinsleben zu zerstören und viertens den schwerbedrängtenLandwirthen Kosten auf¬
zubürden, die mir dnrchaus vermeidlich erscheinen, (Sehr wahr!) Nein, meine Herren, lehnen
Sie für die Rhcinprovinz die Landwirthfchaftslammcreinfach ab. (Beifall.)
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Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Commissardes Herrn Ministers für die
Landwirthschaft.

Ministerin!-Commissar, Geheimer Ober-Negierungsrath Dr. Thiel: Meine Herren!
Wenn ich vielleichtauch nicht die Hoffnung hegen kann, Sie in letzter Stunde noch umzustimmen
— ich bin ja schon zu lange im parlamentarischen Leben, um nicht zu wisse», wie Beschlüsse zu
Stande kommenoder nicht —, so bin ich doch absolut verpflichtet, hier noch einmal zu einer
längeren Ausführung das Wort zu ergreifen, theils um die Gründe der KöniglichenStaats¬
regierung klarzulegen, welche sie zu ihrem Vorgehen veranlaßt haben, damit darüber absolut kein
Mißverständnis) mehr obwalten kann, vor Allem aber auch um die Worte, die ich in voriger
Sitzung die Ehre hatte, an Sie zu richten, richtig zu stelle», damit es später nicht heißen kann,
der KöniglicheNcgicrungs-Commissar hat das und das behauptet und hat dadurch zu Mißver¬
ständnissenüber die Absichten der Regierung Veranlassung gegeben.

Ich kann mich da gleich direkt wenden an die Worte des letzten Herrn Vorredners.
Derselbe hat davon gesprochen,daß auch ich die schwierigeund viel umstrittene Frage

des Erbrechtes angeschnittenhätte und daß ich gesagt hätte, die Kammer würde eher im Stande
sein, eine Aenderung des Erbrechtes herbeizuführen, Meine Herren! Ich muß dagegen auf das
Allerentfchicdcnste protestircn. Ich habe ausdrücklichdamals bemerkt, ich wollte mich und die
Staatsregierung in der Frage, was wirklich das zweckmäßigste Erbrecht auch für diese Provinz
sei, absolut nicht festlegen. Ich habe blos behauptet, wen» solche tiefeingrcifende»Fragen über¬
haupt von der Staatsregierung in Angriff genommen werden, und wenn vielleicht dabei Tendenzen
sich geltend machen, die einem großen Theile unserer Monarchie entsprechendsind, die aber den
speziellen Eigenthümlichkeitendieser Provinz nicht gerecht werden dürften, dann ist es ein sehr
dringendes Interesse, gerade dieser Provinz mit ihren Partitularrechten, auf diesem Gebiete und
ihren besonderenVerhältnissen eine Körperschaftzu haben, die diese eigenthümlichenVerhältnisse
und die betreffendeilAnsichtender Landwirthe dieser Provinz mit Macht und Nachdruck geltend
machen kann, und ich habe also blos von meinem Standpunkte aus gesagt, wenn solche schwierige
Fragen, die Freiheit der Verschuldung,die Freiheit der Besitzveräußcrungu. s, w,, auch die Frage
des Erbrechtes, angeschnittenwerden, dann ist es besser, daß eine landwirthschaftlicheKammer
diese Sache in die Hand nimmt — als eine von der Staatsregierung anerkannte autoritative
Vertretung sämmtlicher Lnndwirthe dieser Provinz — als daß nur in den einzelnen Vereinen
verhandelt wird, deren Voten unter Umständen conträr einander gegenübersteheukönnen und
dadurch schon allein, abgesehenvon allen anderen Bemängelungen, nicht die Macht haben, die ein
Votum einer geschlossenenKörperschafthaben kann und wird. Also ich habe weder mich noch die
Staatsregierung irgendwie präkludirt in der Frage, welches Erbrecht für die Rheinprouinz gelten
sollte. Ich muh daher ganz besondersnoch die Ausführung des Herrn AbgeordnetenSanerwein
zurückweisen,der mir und der Staatsregierung zu iinputiren schien, als wenn schon eine ganz
bestimmteAnsicht in Bezug auf Aenderuugeu des Erbrechtes überall durchgedrungenwäre und
der Entschluß schou gefaßt sei, an die bestehende und hochgehaltene Rechtsordnungdieser Provinz
irgendwie Hand anzulegen. Das ist absolut nicht der Fall,

Sodann habe ich auch keineswegs in irgend einer Weise irgend eine Drohung aus¬
sprechen wollen. Es ist das ja von verschiedenen der Herren Vorredner so ausgelegt worden, als
wenn die landwirthschaftlicheVerwaltung durch meinen Muud mit irgendwelchennichtgünstigen
Folgen für die Landwirthschaftdieser Provinz hätte drohen wollen. Das ist weder meine Absicht
gewesen, noch — ich verweise in dieser Beziehung auf den stenographischen Bericht — von mir
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in irgend einer Weise geschehen. Wenn Sie allerdings das schon als eine Drohung ansehen,
wenn — um ein Gleichniß zu gebrauchen — Jemand ausgehen will und ein anderer verständiger
Mann ihm sagt, es droht schlechtes Wetter zu werden, nehmen Sie sich einen Regenschirmund
einen Neberrock mit, sonst werden sie nah (Heiterkeit), wenn Sie das für eine Drohung ansehen
— ich habe es nicht dafür angesehen; ich habe mich blos für verpflichtet gehalten, Ihnen
als realpolitisch denkenden Männern die Conscquenzenzu zeigen, zu denen es unter Umständen
führen kann, wenn diefe Provinz einer Institution entbehren wird, die andere Provinzen haben.

Wenn gesagt worden ist, die landwirthschaftlicheVerwaltung und der Landwirthschafts-
minister werden nach wie vor auch ohne Landwirthschaftskammerdie Stimmung der Landwirthe
der Nheinprovinz durch die bestehenden Vereine hören können, so ist das ja ganz richtig. Ich
habe aber ausdrücklichdarauf aufmerksam gemacht, daß in den allerwichtigstenFragen die Ent¬
scheidung ja nicht bei der landwirthschaftliche»Verwaltung liegt, fondern daß die Entfcheidung
bei anderen Ministerien liegt, und daß auch diese Ministerien unter der gegenwärtigen Staats-
ucrfassung doch wieder in vielen Fragen sehr abhängig sind von Beschlüssen der parlamentarischen
Körperschaften, dah also, wenn irgendwo in einer Instanz ein schlechter Wille sein sollte, die
Landwirthschaftdieser Provinz nicht zu hören, dies dann wesentlicherleichtert wird, wenn diese
Provinz eine solche berechtigte Vertretung der Landwirthschaft nicht hat und die anderen Provinzen
sie haben. Ich glaube, meine Herren, diese Anschauungist auch nicht widerlegt worden. Ich
habe dann auch, zwar nicht hier im Plenum, aber doch in der Commissiondieses hohen Hanfes
von der Vertheilung der Dispositionsfonds gesprochen, die dein landwirthschaftliche»Ministerium
zu Gebote stehen, und darauf hingewiesen,daß unter Umständen diese Provinz beim Fehle«: einer
Landwirthschaftskammerin Zukunft zu kurz kommenkönnte. Das habe ich ausführlich motivirt
und habe, ohne einen Widerspruch in der Commissionzu finden, dargelegt, daß felbst wenn der
wohlmeinendste Minister und die wohlwollendste Verwaltung bei dem immerhin beschränkten Maße
von Geldmitteln, das ihr zur Verfügung steht, in die Lage kommt, sich zu entscheiden,wo soll
das Geld hingegebenwerden, wenn es von allen Seiten verlangt wird, und über das Maß desse»
verlangt wird, was überhaupt zur Disposition steht — daß dann ganz naturgemäß die Consequenz
eintreten muß, daß der Minister sich der Anforderungen der Provinzen weniger erwehren kann,
die sich eine geeigneteOrganifation geschaffenhaben, die felbst Mittel bereit stellen und nun
daraufhin das Verlangen stellen, daß ihnen geholfen wird. Ich habe neulich fchon bemerkt und
will es heute noch einmal thun: Denken Sie den Fall einmal auf einem anderen Gebiet des
landwirthfchaftlichenBetriebes, und nicht gerade auf dem des Vereinswesens; nehmen Sie an,
der Staat besitzt einen Fonds zur Unterstützung von Meliorationen; zwei Provinzen machen
gleichzeitig den Anspruch, irgend eine Melioration durchzuführen. Die eine Provinz fügt, ich will
die Hälfte dessen oder auch das Ganze, was der Staat giebt, auch zugeben; die andere Provinz
sagt, nein, ich wünsche zwar 20 000 M. für eine Melioration, ich selbst will aber nichts dazu
geben. Welcher Provinz wird der Minister wohl eher geneigt sein, Geld zu geben, der, die selbst
etwas aufbringt, oder der, die da fagt, ich verlange das Ganze vom Staat? Befonders dann,
wenn der Minister nicht über so viel Geld verfügt, um gleichzeitigbeiden Provinzen helfen zu
können. In ganz ähnlicherWeife wird das nun in Zukunft mit dem landwirthfchaftlichenVerein
so gehen, auch wenn der Minister noch so wohlwollendgerade für diese Provinz ist. Die An¬
fänge in dieser Beziehung siud schon vorhanden. Ich darf gerade in diefer Beziehung den Herrn
AbgeordnetenKnebel daran erinnern, daß auf feine Veranlassung der landwirthschaftlicheCentral-
verein den Antrag gestellt hat, daß Sie, meine Herren, hier im Provinziallandtag, und daß die
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landwirtschaftliche Verwaltung eine Summe von zusammen 200 000 M. geben möchten zur
Durchführung gewisser Unterstützungenund Förderungen für die nothleidende Landwirthschaft
dieser Provinz. Ich weiß ja nicht, was Sie darüber beschließenwerden. Wir im landwirth-
schaftlichenMinisterium haben zunächst an den landwirthfchastlichcn Lentraluerein zurückgeschrieben:
„Was wollt Ihr denn als Verein für die Sache thun?" „Wir? wir thuu nichts, wir haben ja
nichts", war die Antwort. „Das sind Sachen, die gehen den Staat all, die gehen die Provinz
an, die müssen aus öffentlichen Kassen bestritten werden". Nun nehmen Sie einmal an, es
komme gleichzeitigein ähnlicher Antrag von einer anderen Provinz lind die Landwirthe dort
sagen — solche Anträge liegen ja schon vor — wir haben uns organisirt, wir sind bereit, so
und soviel aufzubringen aus den eigenen Mitteln der Landwirthe unserer Provinz, und wir
wollen null eine entsprechende Subvention aus Staatsmitteln, um die Sache durchführen zu
können. Ja, selbst wenn der Herr AbgeordneteKnebel Minister der Landwirthschaft wäre, so
würde es gewiß nicht zweifelhaftsein, wie er einen solchen Fall zu entscheiden hätte; er würbe,
zumal wenn seine Mittel beschränkt wären, den Staatsbeitrag nur der Provinz geben, in welcher
die eigene Mitwirkung stattfindet, und welche zu gleicher Zeit die größere Sicherheit bietet, daß
diese Gelder zweckmäßig und sparsam verwandt werden.

Wenn Sie das wiederum eine Drohung nennen wollen, meine Herren, so kann ich das
nicht hindern. Aber ich habe es nicht als eine Drohung aufgefaßt, sondern als eine sachgemäße
ruhige Erwägung der Conseauenzen,die sich in Zukunft ergeben werden. Die Schlußfolgerungen
daraus zu ziehen, das ist ja Ihre Sache,

Damit habe ich nun schon einen Punkt berührt, den ich hier doch noch etwas weiter
ausführeil muß, nachdem von den verschiedenstenSeiten den bestehendenlandwirthschaftlichen
Vereinen und fpeziell dein landwirthschaftlichenCentralverein so großes Lob gezollt worden ist.
Meine Herren! Ich bin gewiß der Letzte, der verkennt, was in dieser Provinz an freiwilliger
Arbeit Seitens der Landwirthe in der Vereinsorganisation zum Wohle der Landwirthschaftgeleistet
worden ist. Allein ich fühle mich vollständig berechtigt, doch hier auch darauf aufmerksam zn
machen, daß, wenn irgend etwas die größere Wirksamkeitdes landwirthschaftlichen Centraluereins
seit altersher auf das Empfindlichstegeschädigt hat, es dann die Mittellosigkeitdieses Vereins ist,
die Unmöglichkeit,aus eigeneilMitteln größere Aufwendungen für bestimmte, im Interesse der
Landwirthfchaft liegende Zwecke zu »lachen. In allen wichtigen uud großen Dingen sind die
Beschlüsse des Centraluereins immer dahin gegangen, einen Brief nach Berlin zn schreiben —
oder in der letzten Zeit haben sie auch die Adresse von Düsseldorf schon etwas näher kennen
gelernt (Heiterkeit) — um dort Gelder für ihre Zwecke zu erlangen. Wenn Sie demgegenüber
andere große Vereinsorganifationen vergleichen— und ich will in dieser Beziehung, was ja der
Landwirthschaftam nächsten liegt, an den Verein der Zuckerfabrikanteu,an de» Verein der Bier¬
brauer, an den Verein der Spiritusfabrikanten erinnern, deren Mitglieder sich nach Maßgabe der
Grüße des Betriebes freiwillig besteuern, um die Mittel für ihre Zwecke aufzubriugen, die
infolgedessen in der Lage sind, entweder gar keine Staatssubuention zu verlangen oder sich mit
nur mäßigen Staatssubuentionen zu begnügen und doch Großes zu erreiche»— dann können Sie
nicht zweifelhaft fein, auf welcherSeite die kräftigere uud bessere Organisation ist, und damit
komme ich zu einem Punkte, der Kostenfrage, den auch der Abgeordnete Sauerwein so sehr
betont hat, indem er ausführte, daß die ganze Sache der Landwirthfchaft in ihrer gegenwärtigen
bedrängten Lage nur vermehrte Kosten machen würde. Das hat ja auch der Abgeordnete
Knebel betont,
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Zunächst, meine Herren, habe ich neulich schon hervorgehoben: Wenn aus der Sache
mehr Kosten erwachsen, dann ist es der Wille der in der Kammer vereinigten Landwirthe selbst,
solche vermehrten Kosten aufzubringen. Wenn z, V. in Zukunft die Mitglieder der Kammer in
einem verstärkten Grade Diäten verlangen werden gegenüber den jetzigenMitgliedern des Vor¬
standes des landwirthschaftlichen Ccntralvereinsoder der anderen landwirthschaftlichen Organisationen,
dann ist das eine Sache, die der reiflichstenErwägung werth ist, ob man vorzieht. Diäten zu
geben und dadurch zu ermöglichen,in der Auswahl der Vorstandsmitglieder ganz unbeschränktzu
sciu, dadurch zu ermöglichen,daß auch kleinere Landwirthe an den Berathungen theilnehmen, und
daß immer vollbesetzte Kammern vorhanden sind, oder ob Sie die Thatenlosigkeit, wie Sie das
ja jeden Tag können, beschließen wollen, selbst auf die Gefahr hin, daß, wie dies auch beim land¬
wirthschaftlichenCentraloerein sehr häufig vorkommt, eine sehr bedeutendeAnzahl von Vorstands¬
mitgliedern bei den Berathungen fehlt. Wenn man etwas Tüchtiges auf dieser Welt durchführen
will — das ist eine Erfahrung, die auf allen Vereinsgebieten doch nun fchon lange genug gemacht
worden ist — dann darf mau auch die Kosteu nicht in allzu großein Maße scheuen,und warum
sollten die landwirthschaftlichenVereine für die Vertretung ihrer Interessen weniger Kosten auf¬
wenden als alle Mitglieder politischerund sonstiger Parteien, selbst aus den untersten und unbe-
mittelstcn Klassender Bevölkerung, die große Summen dafür aufwende». Doch, wie gesagt, ob
Mehrkostenentstehen werden oder nicht, ist ganz Sache der Beschlüsse der in der Landwirthschafts-
kammer vertretenen Landwirthe selbst.

Wie werden aber die etwaigen Mehrkosten nun vertheilt? Werden die wirklich eine
Bedrückung der Landwirthe sein gegenüber den gegenwärtigen Vereinsbeiträgen? Das möchte ich
speziell dein Herrn AbgeordnetenSauerwein zu bedenken geben, der gerade aus den Interessen
der kleinen Leute seines Bezirks heraus die vermehrten Kosten perhorreszirt. Wie ist denn die
Sache jetzt in den Vereinen? Da ist ein gleichmäßigerBeitrag im landwirthschaftlichenEentral-
verein von 3 M?, den zahlt der grüßte Besitzer lind der allerkleinste Bauer, der noch ein Interesse
hat, Mitglied des Vereins zu sein. Iu Zukunft würden die Kosten sich viel rationeller vertheilen.
Da würde der Mann mit 50 Thalern Grundsteuer-Reinertrag selbst bei dem Maximum von
'/2°/« Veitrag blos 75 Pf. jährlich bezahlen, und es würden sich die Beiträge nach oben erhöhen
in dem Maße, wie der Besitz steigt und mit der größeren Leistungsfähigkeit auch das größere
Interesse an allen Maßregeln zur Förderung der Landwirthschaft vorhanden ist. Gerade die
kleinen Landwirthe, deren Interessen der Herr Abgeordnetehier vertreten will, würden bei dieser
neuen Organisation also sehr viel besser wegkommen als jetzt, wo sie, wenn sie überhaupt noch
an dem Vcreinsleben sich betheiligenwollen, eine für ihre Verhältnisse allerdings schon ziemlich
hohe Summe zu zahlen haben. In Zukunft würden sie viel uiedrigere Beiträge zu bezahlen
haben, die Lasten würden aber auf die leistungsfähigstenSchulten» abgewälzt, uud die Wohlthaten
würden gemeinsam allen Landwirthen zu Gute kommen.

Ich kann es daher nur bedauern, daß der Herr Abgeordnete,um sich Auskunft über die
Sache zu holen, sich an Leute gewandt hat, von denen einer so ehrlich war, offen einzugestehen,
daß er überhaupt nichts von der Sache wisse. Die betreffenden Gewährsmänner scheinen in
Bezug auf die Kostenvertheilungin dieser Frage und in Bezug darauf, wie sich das nun wirklich
gestalten würde, sich nicht genügend orientirt zu haben, sondern sie sind leider beeinflußt worden
von dem großen Mißbrauch, der grade in dieser Beziehung immer mit dem Worte, eine neue
Steuer, eiue neue Auflage, getrieben worden ist (Sehr wahr!), es handelt sich aber gar nicht um
eine neue Steuer oder eine neue Auflage, die gegen den Willen der Interessenten erhoben wirb,
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sondern nur um eine Veitragsleistung, die aus dem eigenen Entschlüsse der Interessenten hervor¬
gehen muß, sonst wird sie eben nicht aufgelegt.

In Bezug auf den wichtigen Punkt, ob freie Vereine oder Landwirthschaftskammern
leistungsfähiger sind, könnte ich mich ja uerhältnißmäßig kurz fassen und mich des Beweises über¬
heben, daß die Kammern mehr leisten können als die bisherigen Vereine. Denn wenn alle die
Provinzen, die sich für die Kammer ausgesprochen haben, mit so verschiedenen landwirthschaftlichen
und Betriebsverhältnissen, mit so verschiedenen politischen Richtungen, mit einen, reichentwickelten
landwirthschaftlichenVereinsleben — wenn alle diese Provinzen diese Bedenken nicht getheilt
haben, wenn sie glauben, trotzdemdaß sie gute und ausgebreiteteVereine hatten, mit der Kammer
mehr leisten zu können als mit den Vereinen, so könnte ich mich ja darauf zurückziehen und
sagen: Was in so vielen Provinzen angenommenworden ist, das wird doch auch für die Nhein-
provinz zutreffen. Allein die Ausführungen des Herrn AbgeordnetenKnebel nöthigen mich, noch
einmal hierauf zurückzukommen.Er hat auch heute wieder versichert, daß diese Kanuner der
Tod des freien Vereinslebens sein würde, daß diese Kammer nicht so befähigt sein würde wie
die Vereine, die richtigen Leute an die richtige Stelle zu fetzen, und daß in diefen idealen Ver¬
einen kein Mensch zu einer höheren Stellung in einer Sektion oder in den Vorstand einer
Lokalabtheilungoder in den Vorstand des Centralvereins komme, der nicht durch langandauernde
gemeinnützigeArbeit erst als einfachesVercinsmitglied, dann in Commifsionen:c, in den ver¬
schiedenen Stadien sich bewährt habe und gezeigt habe, was er leisten könne, um schließlichzu den
letzten und höchsten Ehrenstellungen sich emporzuarbeiten. (Unruhe.) Ja, meine Herren, wem
erzählen Sie das? Doch nicht den Herren, die alle Tage sehen, wie Vorstandsstellen besetzt
werden, gewiß mit sehr verdienten und tüchtigen Leuten, aber doch von Leuten, die vielfachbis
dahin noch nie überhaupt in der Provinz und noch nie im landwirthschaftlichenVerein thätig
gewesensind. (Sehr richtig!) Also davon kann doch so allgemein wenigstens keine Rede sein.
Es werden gewiß tüchtige Leute, die sich in den Vereinen auszeichnen, allmählich hochkommen
und geachtete Stellen einnehmen, aber es werden doch auch viele andere als Vorstandsmitglieder
nur aus äußeren Gründen erwählt. Das kann ja in der Landwirthschaftskammerauch passiren,
aber auch in der Landwirthschaftskammerwird ebensovielGelegenheit sein, sich auszuzeichnen in
gemeinnützigem Wirken für die Landwirthfchaft und dadurch emporzusteigen bis zu der Spitze der
ganzen Organisation, als wie in jedem Verein. Ich wüßte wenigstensnicht — und es hat auch
der Herr AbgeordneteKnebel keinen Grund dafür angeführt —, warum die Landwirthschafts¬
kammer in dieser Beziehung auch nur im Geringsten schlechter gestellt sein sollte, als irgend ein
landwirtschaftlicher Verein. Wenn dann ferner der Herr Abgeordnete Knebel gesagt hat, ja wir
haben gar keinen solchen Ueberfluß von tüchtigen Leuten, daß wir in der Landwirthschaftskammer
genug solcher zur Wahl stellen könnten, so will ich das gern zugeben, wenn es sich darum
handelte, neben der Kammer auch noch den Vorstand des Centralvereins zu erhalten, und wenn
die Mitgliedschaftin dein einen Vorstand die in dem andern ausschlösse. Allein davon kann ja
keine Rede sein, und grade weil verhältnißmäßig wenige genügend qualisizirtePersonen vorhanden
sind, ist die Staatsregierung immer der Ansicht gewesen, daß in die Kammer immer dieselben
Leute gewählt werden würden, die sich auch jetzt schon in den Vereinen ausgezeichnet haben, denn
die Landwirthe werden doch nicht so thöricht sein, nicht die besten vorhandenen Vertreter zu
wählen. Wenn sie solche Fehler machen wollen, können sie es übrigens im Vereine ebensogut
wie in der Kammer. Darin wird bei diesen Wahlen kein Unterschied sein.

21
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Wenn der Herr AbgeordneteKnebel in der vorigen Sitzung speziell noch auf die Sektions¬
direktoren hingewiesenhat, so habe ich schon in der Commission, ohne Widerspruchzu finden,
ausgeführt, daß das Gesetz volle Freiheit giebt, jeden beliebigenMann in der Provinz — er
braucht nicht einmal Landwirt!) zu sein, er braucht nicht ansässig zu sein — an die Spitze einer
Fachsektion zu stelleil und ihm die weitgehendsten Vollmachtenzu geben. Nach §. 15 des Gesetzes
ist die Landwirthfchaftskammer berechtigt, einzelne Ausschüssezu bilden, denen ein bestimmtes
Thätigkeitsgebiet zuzuweisenist, sei es lokaler, sei es fachlicher Natur, diese Ausschüsse mit fclbst-
ständigen Aufträgen, mit der Verwendung von Mitteln zu betrauen und ihnen so also die aus¬
giebigste Wirksamkeit zu sichern. Die Kammer ist auch absolut in der Lage, einen solchen
Sektionsvorstand, selbst wenn er nicht gewähltes Mitglied der Kannner ist, in diese zu kooptireu.
Das Einzige, was vielleichtan Mangel an Rechten übrig bleiben könnte, ist, daß er dann in der
Kammer selbst kein Stimmrecht hat. Allein wenn ein Mann so eminent ist und sich so aus¬
zeichnet, daß man ihn zum Vorstande einer wichtigen Fachcommissionmacht, dann wird der Mann
auch sicher das Wahlrecht verliehen bekommen und auch gewählt werden, denn, wie der Herr
AbgeordneteKnebel ganz richtig sagte, ein solcher Ueberschuh an tüchtigen Menschen ist nicht
vorhanden, daß man an einem solchen eminenten tüchtigen Manne vorbeigehen und ihn nicht
wählen würde.

Nun hat allerdings der Herr AbgeordneteKnebel auch gesagt: Aber diese Leute werden
vielleicht nicht geneigt sein, eine Wahl für die Landwirthschaftskammeranzunehmen, während sie
sie im Vereine annehmen.

Ja, warum sie das nicht thun sollen, warum sie nicht vorziehen sollten, in eine große,
mächtige, geschlosseneOrganisation einzutreten, die besondereVorrechte hat, und warum sie da
eine Wahl ablehnen, aber eine Wahl im Verein annehmen sollten, das ist doch schwer
einzusehen.

Nun hat der Herr AbgeordneteKnebel allerdings auch die Vorrechte bemängeln wollen
und hat speziell die Ausführungen zurückgewiesen, die ich gemachthabe über die eximirteStellung,
die diese Landwirthschaftskammerhaben wird gegenüber dem bestehendenVereinsgefetz. Er hat
gesagt, ja, wenn man darauf Werth legt, wäre es ja viel leichter, das Vereinsgefetz zu Gunsten
der landwirtschaftlichen Vereine zu ändern, statt hieraus einen Grund zu nehmen, die Land¬
wirthschaftskammernhöher als die landwirthschaftlichenVereine zu stellen. Meine Herren! Gewiß
ist die Landwirthschaftskammernicht diefes Vorrechtes wegen geschaffen, hierzu lagen viele andere
wichtige Gründe vor. Aber es bleibt doch ein sehr bedeutendes Vorrecht, was ihr durch das
Gesetz gegeben worden ist, und gerade in letzter Zeit ist es ja durch die Verhandlungen in unseren
parlamentarischen Körperschaftenfehr klar geworden, welche unendlich größere Schwierigkeitenes
haben würde, unfere Vcreinsgefrtzgebungzu ändern und dem landwirthschaftlichenVerein in dieser
Beziehung eine eximirte Stellung gegenüberandern Vereinen zu geben, man wird also schwerlich
dazu kommen,dem landwirthschaftlichenVerein Rechte einzuräumen, wie sie jetzt die Kaminern
besitzen. Es ist ja gern zuzugeben,daß der gegenwärtige faktische Zustand in dieser Beziehung
noch nicht zu einer Bedrückung der Bewegungsfreiheit der landwirthschaftlichenVereine geführt
hat, und ich habe meinerseits auch gar keine Veranlassung, anzunehmen, daß das in der nächsten
Zeit einmal anders werden könnte. Aber die Möglichkeit ist doch immer gegeben, und es hängt
nur von wechselnden politischenConstellationenund von dem Wechsel unterworfenen Auffassungen
in Instanzen außerhalb der landwirthschaftlichenVerwaltung ab, ob die bestehenden Vereinsgesetze
schärfer interpretirt und auch auf die landwirtschaftlichen Vereine angewandt werden follen oder
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nicht. Da braucht blos ein Minister des Innern Gründe zu haben — und solche Gründe könnte
er unter Umständen sehr leicht haben — einem Vereine in dieser Beziehung etwas strenger auf
die Finger zu sehen, oder es könnte irgend eine Polizeibehördeoder ein Staatsanwalt nach dem
bekanntenErkenntniß des Kammergerichts sich im Gewissenverpflichtet fühlen, hier einschreiten
zu müssen, und dann ist ein großer Theil der jetzigen landwirthschafllichenVereinsthätigkeit,
soweit es die Besprechungwirthschaftspolitischer,also öffentlicher Fragen betrifft, an der Hand
des bestehenden Gesetzes, zu dessen Aenderung ja bekanntlich mehrere Faktoren gehören, lahm
gelegt. Die Freiheit in der Berathung öffentlicher, mit der Landwirthschaft in Verbindung
stehenderFragen ist also doch eine Sache, die man nicht so ohne Weiteres von der Hand weisen
und als ein werthloses Privilegium der Kammer bezeichnen kann. Ich möchte also glauben, daß
die Kammer in keiner Beziehung nur irgendwie sich zu ihrem Nachtheil von den bestehenden
landwirthschaftlichenVereinen unterscheidenwürde, daß sie weder ein bureaukratischesInstitut,
noch ein zu kostspieliges Institut, noch der Tod der freien Vereinsthätigkeit sein würde, daß sie
aber in Bezug auf die Vertheilung der Vereinslasten und die Aktionsfähigkeitviele Vorzüge vor
den jetzigenVereinen hat.

Zum Beweise dafür müßte, wie gesagt, schon das Beispiel der anderen Provinzen hin¬
reichen, und wenn der Berichterstatter in seinem einleitenden Vortrag darauf hingewiesen hat,
daß auch jetzt schon die landwirthschaftlichenVereine sich großen Ansehens erfreuten und auch
von der Staatsregierung yuasi als Behörden betrachtet würden und zu behördlichen Funktionen
herangezogenwürden, dann vermisse ich doch in diesen Ausführungen eine Scheidung, welcher
Verein oder welche Vereine damit gemeint sind. Es ist ja bekannt, daß hier in dieser Provinz
verschiedene Vereine bestehen, und daß bis jetzt die Staatsregierung nur mit dem landwirthschaft¬
lichen Centralverein in dieser Beziehung gearbeitet hat. Die anderen Vereine könnten ja — da
sie zum Theil noch mehr Mitglieder haben als der landwirthschaftlicheCentralverein — doch auch
den Anspruch erheben, in dieser Beziehung als autoritative Vertretung der Landwirthschaftaner¬
kannt zu werden und zu diesen landwirthschaftlichenFunktionen, Mitwirkungen bei Körungen
u. f. w. herangezogen zu werden und ihren Antheil an den staatlichen Subventionen zur
Förderung der Landwirthschaft zu erhalten. Nun ist auch noch gesagt worden, die Landwirth¬
schaftskammerwürde der Tod nicht nur des Eentmlvereins, fondern auch der Kreis- und Zweig¬
vereine sein, die würden an Mitgliederschaftverlieren, denn es würde Keiner mehr Lust haben,
doppelt zu zahlen, wenn er schon für die Kammer zahlen muh. Gewiß, meine Herren, wenn das
so unzweckmäßig gemachtwürde. Aber es ist ja schon wiederholt auseinandergesetztworden und
Jeder, der sich für die Sache interessirt, kann es wissen, daß grade diese Provinz mit ihrer
geschlossenenVereinsorganisation, wo jeder Kreis einen bestimmtenVerein, eine Lokalabtheilung,
bildet, sich wie keine zweite dazu eignet, eine Landwirthschaftskammerals Centralorgan aller
dieser Vereine zu errichten, und daß die Kreisorgane, weit entfernt, hierdurch geschwächt zu
werdeu, durch die Kammer nun erst recht gestärktwerden, wenn Sie ihre Organisation so treffen,
daß jedes zur Landwirthschaftskammerbeitragspflichtige Mitglied eo ipso auch Mitglied der
Lokalabtheilung oder des Kreisvereins oder wie fönst diese Unterverbände dann heißen würden,
sein würde. Von besonderenBeiträgen für die Lokalvereineund die Kreisvereiue würde ja dann
nicht mehr die Rede sein. Die Landwirthschaftskammerwürde die Beiträge für das Ganze
erheben, würde das, was sie nöthig hat, für sich behalten, und das, was in den einzelnen
Kreisen gebrauchtwird, an sie auszahlen. Dann würde alfo eine Schädigung des Vereinslebens
absolut vermieden sein; im Gegentheil, die Lokalabtheilungen und die Zweigvercine würden das
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werden, was sie wirklich sein sollten: Zusammenfassungender gesammten Landwirthschaft ihres
Distriktes, sie würden also zahlreicherund mächtiger, nicht schwächer werden.

Ich übergehe verschiedeneandere Einwendungen; es ist ja nicht nöthig, auf alle Kleinigkeiten
einzugehen und ich kann das uinsomehrunterlassen, als ja nach meiner Auffassung— und ich fühle
mich verpflichtet,das hier offen auszusprechen — es die hier ausgefprochenenGegengründegar nicht
sind, welche den Ausschlag gegen die Kammer geben. Die eigentlichen Gründe, die meiner Ansicht
nach die ablehnende Haltung des landwirthschaftlichen Ccntralvereins gegenüberden Landwirthschafts-
kllmmern bedingen, sind bis jetzt hier gar nicht offen ausgesprochen,ich muh sie aber hier besprechen,
weil, wie mir scheint,die ablehnende Haltung des landwirthschaftlichenCentralvereins auf die Ent-
schließungen dieses hohen Hauses von einschneidender Bedeutung gewesen ist und noch ist. Ich glaube,
das, die Vertreter des landwirthschaftlichenCcntralvereins mich in keiner Weise desavouireu können,
wenn ich es hier offen ausspreche, daß die ablehnendeHaltung gegenüber dem Gesetz über die
Landwirthschaftskammern,und gegenüber der Errichtung einer Landwirthschaftskammerin dieser
Provinz, darauf beruht, daß die maßgebendenPersönlichkeiten dieses Vereines befürchten, daß,
wenn einmal alle Landwirthe dieser Provinz wirklich in einem Verbände vereinigt sind, dann
andere Tendenzen und andere Strömungen die Oberhand gewinnen werden gegenüber den Ten¬
denzen und Strömungen, die heute in dem landwirthschaftlichen Centralverein noch die herrschenden
sind. (Große Unruhe, lebhaftes oh! oh! wiederholte Rufe: Sehr wahr! Sehr richtig!) Ich ver¬
stehe es ja vollkommen,warum man von Seiten des landwirthschaftlichenCentralvereins einen
folchen Grund nicht gern öffentlichausfpricht, denn mit einer solchen Behauptung würde man ja
zngebcn, daß man eine Minoritätsvertretung und nicht in der Lage ist, die wirkliche Stimmung
und Strömung in der RheinischenLandwirthschaftzu repräsentiren.

Ich für meine Perfon halte zwar diese Befürchtung für unbegründet und glaube, daß
bei dem in dem Gesetze über die LandwirthfchaftskammernfestgelegtenWahlsystem, sei es nuu
durch die Kreistage oder durch ein besonderes Klassenwahlsnstem,auch nach Einführung der Kammer
die Richtung in der Vertretung der landwirthfchaftlichenInteressen und der Förderung der Land¬
wirthschaft ziemlich diefelbe bleiben würde, aber wir wollen einmal wirklichannehmen, daß in
dieser neuen Landwirthschaftskammcr,die alle Landwirthe der Provinz umfaßt, Strömungen zur
Geltung kommen könnten, die von den in: gegenwärtigen landwirthschaftlichenCentralverein
herrschenden Strömungen abweichen. Die landwirthschaftliche Verwaltung ist gegen diese
Eventualität nicht blind gewesen. Ich fühle mich verpflichtet, das hier zu fagen, weil sonst
vielleichtgegen die landwirthschaftlicheVerwaltung der Vorwurf erhoben werden könnte, wie kann
die Negierung nur so thöricht sein, Strömungen, die ihr vielleichtminder angenehm sind, selbst
zum Siege zu verhelfen uud noch dazu in einer fo großen und machtvollenOrganisation, wie es
die Landwirthschllftskammerfür diefe Provinz werden foll. Ja, meine Herren, demgegenüberist
der Standpunkt der landwirthschaftlichenVerwaltung einfach der folgende gewesen. Es ist der
landwirthschaftlichenVerwaltung nicht unbekannt, daß in dieser Provinz verschiedene Strömungen
auf landwirthschaftliche!« Gebiete bestehen, die in den verschiedenstenOrganisationen ihren Ausdruck
gefunden haben. Die landwirthschaftlicheVerwaltung beklagt diefen Zustand, sie hält es gerade
in der gegenwärtigen Lage der Landwirthschaft nicht für einen Vortheil, daß die Landwirthe
unter sich sich befehden, und sie möchte gern eine geschlossene, einige Corporation der Landwirthe
haben, die die Interessen der Landwirthschaftmit mehr Nachdruckvertheidigen kann, als eine
Mehrzahl von einzelnen Vereinen. Die landwirthschaftlicheVerwaltung kann sich auch unter den
obwaltenden Verhältnissen in den wichtigstenFragen nicht mit dem Votum eines einzelnen, wenn
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auch, wie ich gern zugeben will, sehr sachverständigenVereins zufrieden geben, wenn dieser
Verein nicht wirklich die Gesammtheit der Landwirthe rcprcisentirt, sondern sie will etwas mehr,
sie will nicht einen Verein für die Landwirthe, sondern sie will einen Verein der Landwirthc
dieser Provinz, und sie will durch diese Organisation, die alle Landwirthe umfaßt, die Hand an
den Puls der wirklichenStrömung unter den Landwirthen legen können; sie will die Ansicht der
Majorität der gesummten Landwirthe erfahren, sie will zu diesem Zweck eine Organisation
schaffen, in welcher die Ansichten dieser Majorität der Landwirthe zu einem gesetzmäßigen Ausdruck
kommenkönnen. Gegenüber den Vortheilen einer solchen Zusammenfassungaller Landwirthe kann
die Gefahr einer vorübergehendenSchwankung in der bisher maßgebendenRichtung um so eher
in den Kauf genommenwerden, als die landwirthschaftliche Verwaltung von der neuen Organisation
eine allmählicheBeseitigung der auch von ihr beklagtenZersplitterung und eine Vermeidung der
Gegeilsätze, eine Mäßigung auf dein Gebiete der öffentlichen Agitation und ein allmählichesVer¬
schwinden der gegenseitigenBefehdung erhofft. Und das sind doch Gesichtspunkte,meine Herren,
die ich hier ausdrücklichhervorhebenmuß, weil ich glauben möchte, daß gerade diejenigen Mit¬
glieder dieses hohen Hauses, welche nicht der Landwirthschaft, fondern zum Theil concurrirenden
Berufszweigen angehören, allen Grund hätten, doch an ihrem Theil daran mitzuhelfen, daß in
den Bestrebungen, die agrarischen Interessen ausschließlichin den Vordergrund zu stellen, ein
gewisses mittleres Maß inne gehalten werde, damit auch die übrigen Berufsstände, die ja gerade
in dieser Provinz wichtig sind, zu ihrem Recht kommen. Eine solche Mäßigung und Berück¬
sichtigungauch anderer vitaler Interessen unserer Volkswirtschaft ist aber gewiß eher zu erwarten,
wenn die Landwirthe in einer Organisation vereinigt sind, als wenn um die Gunst der Land¬
wirthe dieser Provinz sich Concurrenzucreinebewerben, die dann nur zu leicht sich mit extremen
Forderungen überbiete», um sich ihre Anhängerschaft zu sichern. In einer solchen umfassenden
Organisation ist auch jeder Mißbrauch derselben zu nicht landwirthschnftlichcnZwecken durch die
gegenseitigeControle der den verschiedenste!: Richtungen angehörenden Mitglieder ausgeschlossen
und steht es viel eher zu erwarten, daß besonneneStrömungen sich geltend machen können, als
in gegenseitig sich bekämpfendenSonderorganifationen, die nur gar zn leicht zu reinen Partei¬
organisationen werden. Wenn man irgend wo in der Welt vorhandene politische oder sonstige
Gegensätze ausgleichenwill — das ist doch ein alter Erfahrungssatz —, da kann man nichts
besseres thun, als die Betreffenden auf einen neutralen Boden zu gemeinfmner nnd gemeinnütziger
Arbeit zu vereinigen, denn nichts versöhnt mehr, nichts gleicht die Gegensatze mehr aus, als
wenn man zusammen für gemeinsameInteressen arbeitet, natürlich unter der Voraussetzung,daß
diese Interessen außerhalb der sonstigen Parteigegensätze liegen. Und das ist ja in den Land¬
wirthschaftskammernder Fall, denn die in ihnen ausschließlich zu vertretendeLandwirthschafthat ja
mit den sonstigenParteigegensätzennichts zu thun. In der geineinsamenArbeit in der Land-
wirthschaftskammerwürden die jetzt noch zum Theil sich heftig befehdendenParteien sich gegen¬
seitig besser würdigen lernen, man würde einsehen,daß man unbeschadet sonstiger Differenzen doch
für das Wohl der allen gleichmäßig am Herzen liegenden Landwirthschaft fehr gut zufammcn
arbeiten kann, uud damit würden manche Gegensatze sich abschwächen, die heut zu Tage noch hier
in der Provinz sich geltend machen, die nicht nur der Landwirthschaftschaden, sondern die auch
ihren schädlichen Einfluß in weitere Kreise, zumal der Selbstverwaltung hineinzutragen befähigt
sind und auch schon hineingetragen haben Es sprechen also vom Standpunkt der Staatsregierung
für die Errichtung der Landwirthschaftskammernicht blos fachliche Erwägungen, sondern auch die
höheren Gesichtspunkteeiner versöhnlichen Politik, die nicht in gesondertenVereinen die vor-
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handenen Gegensatze stärken und verewigen, sondern in einer gemeinsamen Organisation die Gegen¬
sätze abschwächen und schließlich ganz aufheben will.

Im Prinzip werden Sie ein solches Ziel gewiß nicht verwerfen, allein Sie konnten ja
vielleicht sagen, das beruht auf einer totalen Unkenntniß der Verhältnisse, weil in dieser Provinz
ein solches Resultat überhaupt nicht zu erreichen ist. Ich habe mir aber schon erlaubt in der
Commissiondarauf hinzuweisen,wie es der Staatsregierung gelungen ist, in einer Provinz, die
doch noch von ganz anderen und viel tiefergehenden, weil nationalen, Gegensätzendurchwühlt ist,
als diese rein deutsche Provinz, in der Provinz Posen, einen einstimmigenBeschluß der deutschen
und der polnischen Landwirthe herbeizuführen,daß sie in Zukunft in diefer Beziehung ihre Fehden
suspendiren und in der Landwirthschaftskammerunbeschadet ihrer sonstigenDifferenzen, die auf
anderen Gebieten auszutragen sind, geineinsam zum Wohle der Landwirthschaft arbeiten wollen.
Da war es vielleicht denn doch keine vermefseneIdee der Staatsrcgierung, daß auch Sie, meine
Herren, sich einem solchen versöhnlichenGedanken geneigt zeigen und dazu beitragen würden, die
bestehenden Differenzen auszugleichen und auf einem neutralen Boden trotz aller verfchiedenen
Richtungen das Gemeinsame und Einigende herauszufinden uud zu fördern.

Sollte die KöniglicheStaatsregierung sich in dieser Erwartung getäuschtfinden, so wird
sie das sehr bedauern, sie wird aber die Verantwortung hierfür von sich abwälzen und sie Ihnen
zuschreiben. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr AbgeordneterFreiherr Felix von Los.
Abgeordneter Freiherr Felix von Loö: Meine Herren! Ich glaube eigentlich,ich thäte

besser zu schweigen, (Sehr richtig!) da ja das, was ich zu Gunsten der Landwirthschaftskammern
zu sagen habe, sagen muh, der Herr Vertreter der Königlichen Staatsregierung in so klarer, sach¬
gemäßer, so beredeten Weise und in so überzeugenderWeise gesagt hat. Aber ich möchte ein
Paar Punkte doch noch hervorheben, welche von Herrn KollegenSauerwein und von Herrn
Geheimrath Knebel berührt wurden und die der Herr Commissarder Staatsregierung nicht näher
erwähnt hat.

Es ist hier immer die Rede von „Landwirthschaftskammern",es wird immer dieses Wort
gebraucht. Das ist ja nicht die Hauptsache. Der eigentliche Zweck ist natürlich die Hebung der
Landwirthschaft — aber das erste Mittel dazu ist die Bildung der Korporation, die korporative
Organisation des Berufsstandes und dazu ist die Landwirthschaftskammerdas Mittel. Die
Landwirthschaftskammerist nur die Vertretung dieser Korporation.

Man übersieht so leicht die Bestimmung des Z. 1 des Gesetzes und geht immer nur auf
die praktische Seite über. Lesen Sie doch den Z. 1 der Vorlage recht aufmerksam, Es heißt dort:
Zum Zwecke der corporativen Organisation des landwirthschaftlichenVerufsstandes können durch
KöniglicheVerordnung nach Anhörung des Provinziallandtages Landwirthschaftskammernerrichtet
werden u. f. w.; also zum Zwecke der korporativenOrganisation des landwirthschaftlichenBerufs-
standcs. Das ist der Zweck. Diejenigen, welche für diefes Gefetz sind, sind mit der Königlichen
Staatsregierung der Ansicht, daß es gewisse große Fragen giebt, die für die Landwirthschaft von
entscheidender Bedeutung sind, die nur auf dem Wege der Korporation gelöst werden können.
Aus diesem Grunde hatten wir — der landwirthschaftliche Verein ist ja mehrfach genannt worden,
ich darf deshalb auch den Bauernverein nennen — in unserm Vauernverein diese Frage in den
Commissionenund auch in den Vorstandssitzungenwiederholtund eingehend erörtert, und schließlich
sind wir zu dein Beschlusse gekommen,den wir auch der Königlichen Staatsregierung unterbreitet
haben; wir haben beantragt, die Königliche Staatsregierung wolle eine korporative Organisation
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des landwirtschaftlichen Vcrufsstaudes schaffen, sie wolle ihn mit dem für seine Verhältnisse
passendenAgrarrechte versehen, ihm Agrargerichte geben und als Grundlage dazu die Landwirth-
schaftstammer schaffen. Also die Hauptsacheist die korporativeOrganisation, weil wir uns gesagt
haben, gewisse Dinge können nur in einer Korporation, in der der gesammte Verufsstand zu«
sammengefaßtist, gelöst werden.

Meine Herren! Seit dein Ende des vorigen Jahrhunderts haben wir keine Stände
mehr, sie wurden hinweggefegt. Glauben Sie nicht, daß ich ihnen ein Trauerlied nachsingen
werde. Sie waren nicht mehr lebensfähig, sie waren morsch geworden, und ich weine ihnen keine
Thräne »ach Aber welcher Zustaud ist daraus entstanden? Die Unterschiede,die allerdings in
Wirklichkeit in der gewerblichenThätigkeit beruhen, sind vor dem Gesetze, vor dem Staate alle
verschwunden,und alle Staatsbürger, mögen sie der Landwirthschaft oder dein Kaufmannsstande
angehören, oder mögen sie ein Handwerk betreiben, sie alle werden über denselben Leisten
geschlagen und auf Alle werden in gleicher Weise dieselbenGesetze angewandt, auch die volks-
wirthschaftlichenGesetze, und auf diese kommt es hier allein an. Und da ist es eingetreten, daß
die Landwirthschaft nach Gesetzen behandelt worden ist, die auf ganz andere Verhältnisse zu¬
geschnittensind, die auf ganz andere Verhältnisse passen und der Landwirthschaft deshalb zum
Schaden gereichen und die Landwirthe in eine gewisse Zwangsjackeversetzen, die unter allen Um¬
ständen schädlich sein muß. Es ist ebeu der Grundbesitz kapitalistisch behandelt worden. Das
Prinzip des Kapitals ist auf den Grundbesitzaugewendetworden, und daher kommt es, daß er
sich heutzutage in fortwährendem Nückgangebefindet.

Meine Herren! In diesem unnatürlichen Verhältnisse, das man den, Grundbesitz auf¬
gedrängt hat, liegt der Grund der Ueberfchuldungdes Grundbesitzes,des fortwährendenWachsens
der Grundschuld.

Ich will kurz sein, weil wir ja Alle zum Ende drängen. Mit allen Mitteln, die bisher
versuchtworden sind, ist es noch nicht gelungen, dieses fortwährende Wachsender Grundschuld
zu hemmen.

Der Herr AbgeordneteGraf von Hoensbroech hat ja Zahlen vorgelesen,ans denen hervor¬
geht, daß auch in der Rheinprovinz ein Wachsen der Grundschuld um einige Millionen jährlich
stattfindet. Dazu kommen noch die Privatschulden, diese entziehensich ja unserer Kenntniß; aber
die Statistik zeigt, daß unsere Grundschuldcn im ganzen Reiche und auch in unserer Provinz
bedenkliche Fortschritte machen (Zuruf: „Sind das nur Schulden der Landwirthschaft?"), und
alles was geschehen ist, selbst das vortrefflicheInstitut unserer Landesbank, die in jeder Hinsicht
zu loben ist und für die ich stets warm eintrete, ist nicht im Stande gewesen, diesem Wachsen¬
der Grundschuld Eiuhalt zu thun. Lesen Sie alle die Schriften, lefen Sie alle die Bücher der
jenigen Männer, welche sich mit dem Studium dieser Frage befaßt haben; sie stimmen heute alle
darin übcrein, daß die Frage dieser Grundverschuldung nur auf dem Wege der korporativen
Organisation zu lösen ist, daß sie nur dadurch zu lösen ist, daß der gesammte Verufsstand in
einem Ganzen zusammengefaßtwird, und daß diese ganze Grundvcrschuldungauf diese Gesammt¬
heit gelegt wird, daß die Korporation zur Trägerin dieser Grundschuldgemacht wird und damit
eine gewisse ordnende und beschränkende Aufsicht über die Verhältnisse des einzelnenSchuldners
bekommt Herr KollegeLieven sagte neulich bei der ersten Berathung: Wir haben nicht zu wenig
Credit gehabt, sondern wir haben zuviel Credit bekommen. Dem stimme ich vollkommenbei.
Wir haben zuviel Credit gehabt; dadurch sind wir überschuldetworden. Ware der Credit besser
geordnet gewesen,hätte es keine unbeschränkte Verschuldungsfreiheitgegeben, so würde die Grund-
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schuld nicht so stark angewachsen sein. Das also ist die Aufgabe einer derartigen Korporation,
wie wir sie wünschen, da hemmend einzugreifen, damit eine derartige Ueberschuldungnicht
weiter greift.

Ich möchte hier nur wenige Punkte streifen. Einer derartigen Korporation wird entgegen¬
gehalten: Woher bekommt man das Geld? Nun, das Geld bekommtman ganz einfach durch
Ausgabe von Grundschuld.'Rentenbriefen, und zwar dem Gläubiger gegenüber unkündbar, für
die die Korporation in ihrer Gesammtheit haftet. Man wird allerdings da wieder sagen, da
wird kein Mensch Geld geben; man wird sagen, dann bekommen wir unser Geld nicht wieder,
wenn wir es haben wollen. Demgegenüber bemerke ich, daß es mit den Grundschuld-Renten¬
briefen nichts anderes ist, wie mit den Consols. Wer heute ein Consol kauft, der hat sein Geld
auch auf den Staat festgelegt. Wenn er aber sein Geld haben will, so geht er auf die Börse
und verkauft sein Consol. Ein Grundschuld-Nentenbriefwürde an der Börse ebensogut zu
verkaufen sein wie ein Consol. Also dies Bedenkenist hinfällig. Wollte man nun aber sagen,
daß die Sicherheit nicht so groß sei, so glaube ich doch, daß die Rheinprovinz eine ebenso
gesicherte Unterlage für ihre Nentenbriefe bieten kann, wie der preußische Staat für
die Consols.

Das sind einige Sachen, die ich ganz kurz anführen wollte, um zu zeigen, daß es gar
nicht unmöglichist, eine derartige Maßregel auszuführen. Und ich frage: Wer hat denn bisher
ein anderes Mittel gezeigt und angewandt, durch das die Grundverschulduugsfrage gelöst werden
könnte? Ich möchte dann noch Eins hinzufügen, und das bitte ich, recht in's Auge zu fassen. Es
wird so vielfach gesagt, es sind dies Bestrebungen des Großgrundbesitzes. Nein, meine Herren,
das sind sie nicht. Der Großgrundbesitzleidet am wenigsten unter der gegenwärtigen Lage der
Landwirthschaft, aber der mittlere und kleinere Grundbesitzgeht von Jahr zu Jahr zurück. Die
Zahl der mittleren Grundbesitzerwird alle Jahre kleiner und die Zahl der kleinen Leute wird
immer grüßer. Also grade im Interesse des mittleren und kleinen Grundbesitzes ist es noth¬
wendig, daß eine derartige Ordnung der Grundverschuldungsfrage geschaffenwird, denn nicht
diejenige Gesellschaft ist die gesundeste, in der es nur wenige Reiche und eine große Anzahl
solcher giebt, die gar nichts haben, sondern diejenige Gesellschaftist die gesundeste, in der recht
viele mittlere Vermögen gefunden werden, und wir kranken eben daran, daß unser mittlerer
Gruudbcsitzimmer mehr zurückgeht. Von Allen, die sich mit dieser Frage beschäftigthaben, ist
dies anerkannt. Jetzt, durch dieses Gesetz, stellt nun auch selbst der Staat fest, daß alle Mittel,
die bisher angewandt worden sind, nicht haben zum Ziele führen können.

Herr Kollege Sauerwein hat dann Herrn Grafen von Hoensbrocchgegenüber besonders
auf die Schaffung der Silos durch freie Vereine hingewiesen. Die Silos fangen allerdings an,
eine Lebensfrage für uns zu werden. Bei dem niedrigen Stande der Getreidepreiseist grade
diese Frage eine brennende, und man glaubt, in denselbenein Mittel gefunden zu haben, um
namentlichden kleinerenLeuten helfen zu können, es ihnen möglich zu machen, ihre Produkte
preiswürdig zu verkaufen. Nun frage ich: Wollen Sie Silos auf freiwilligem Woge einrichten,
und wenn sie auf freiwilligem Wege eingerichtet werden sollten, glauben Sie, daß sie dann
wirksam sein werden? Um das zu sein, müssen sie das ganze Land umspannen. Glauben Sie,
das auf freiwilligem Wege zu erreichen? Ich glaube kaum, daß dies Jemand ernstlichannimmt-
Es mögen ja an einzelnenStellen einige thätige Lente solche Lagerhäuser einrichten können, aber
sie über das ganze Land und über die sämmtlichen Provinzen zu verbreiten, wird auf freiwilligem
Wege unmöglichsein.
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Der Herr AbgeordneteSauerwein hat ferner gesagt: Ja, wenn die Staatsregierung so
sehr für diese Landwirthschaftskammersei, dann hätte sie doch sagen sollen, ihr müßt sie haben.
Ich glaube, der Herr AbgeordneteSauerwein hat wohl die Verhandlung und die Vorlage der
KöniglichenStaatsregierung nicht genau gelesen. Die Königliche Staatsregiernng hat damals in
Berlin obligatorische Landwirthschaftskammernhaben wollen. (Sehr richtig!) Das war die Gesetzcs-
vorlage und blos durch den ungünstigen Verlauf der Verhandlungen ist es zu den fakultativen
Kammern gekommen, dazu alfo, daß sie nicht überall, eingerichtetzu werde» brauchen. Also die
Staatsregierung hat sie gewollt. Nun sagt er: Ja, was wird denn dann kommen? In die
Zukunft können wir allerdings alle nicht sehen. Aber, meine Herren, eins können wir Ihnen
sagen, was dann kommenwird. Statt der freien Vereine, die heute uur einen Theil, einen
Bruchtheil der Landwirthe zusammenfassen,werden wir eine Korporation haben, die sie alle
zusammenfaßt, und da glaube ich, wird Niemand bestreiten, daß, wenn wir sie alle in einer
Korporation zusammengefaßthaben, daß dann allgemeinerund wirkfamerdie Bedürfnissebefriedigt
werden können, als wenn nur ein Vruchtheil vorhauden ist, der, wenn auch in energischsterWeise,
sich der einzelnen Fragen annimmt.

Meine Herren! Ich hatte vorhin gesagt, wir hatten im Vauernvcrein die Frage lange
studirt und wären endlich zu dem einstimmigenBeschluß gekommen,einen dahingehendenAntrag
zu stellen. Wir sind uns auch ganz klar darüber gewesen, daß, wenn die Korporation — ich
will das Wort Kammer nicht gern brauchen, sondern die Korporation, bei der die Kannner die
Spitze ist uud zu der die Kammer hinführen foll — wenn diefe Korporation ihre Aufgabe voll¬
ständig erfüllt, das wird ja im ersten Jahre noch nicht sein, aber bei einer längeren Thätigkeit
wird und muß es der Fall sein — wenn sie ihre Aufgabe voll und ganz erfüllt, daß dann die
freien Vereine verschwindenkönnen. Wir haben uns gesagt: Dann ist etwas Besseres an die
Stelle dessen getreten, was wir bisher hatten, dann gehen wir gern in dieser besseren Korporation
auf, um so mehr, da gar kein Zweifel darüber da ist, daß doch mehr oder weniger dieselben
Personen mitarbeiten werden, diejenigen Personen, die heute in den freiwilligen Vereinen thätig
sind und sich bewährt haben, und die sich das Vertrauen ihrer Verufsgenosscnerworben haben.
Die werden auch ganz gewiß aus der freien Wahl in diefe Korporation hineingewählt werden.

Und dann der Geldbeutel, von dem Herr KollegeSauerwein gesprochen hat. Der Herr
Commissarder Staatsregierung hat die Sache so ausgeführt, daß nicht viel zu fagen ist. Aber
auf eins möchte ich aufmerksammachen. Wenn wir heute alle Landwirthe aus der Nheinprovinz
in den freiwilligen Vereinen hätten mit den Beiträgen, die sie zu leisten hätten, wobei dann die
Wahrscheinlichkeit wäre, daß die Bemittelten im landwirthschaftlichenVerein wären und vielleicht
oie Unbemittelten im Vaueruverein — die Vauernvcreine haben ja nur 1 M, Beitrag und der
landwirthschaftlicheVerein 3 M. 50 Pf. — meine Herren, dann würden die Summen, die da
jährlich an den freiwilligen Beiträgen herauskämen, bei weitein größer sein, vielleicht das Doppelte
und Dreifache von dem betragen, was mit dein '/u Prozent des Gesetzes geleistet würde. (Sehr
wahr!) Also dieses Schreckbild,was da vorgehalten wird, meine Herren, trifft nicht zu. Man
kann die kleinen Kinder wohl bange machen mit dem Worte «Steuern" — das ist ja ein sehr
unpopuläres Wort — aber, meine Herren, die Thatsache steht in diesem Falle unbedingt entgegen.

Nun hat der Herr AbgeordneteKnebel erst davon gesprochen,es sei gar nicht richtig,
daß die freien Vereine so sehr im Hintergruud stehen würden; der Herr Commissarder Staats-
regierung hat ihn bereits widerlegt. Wenn heute nach Berlin eine Deputation geht aus den
Reihen der Landwirthe und beim Herrn Minister anklopft und er läßt fragen: Wer ist denn da?
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und es wird ihm geantwortet: Da ist die berufene offizielle Vertretung der Laudwirthfchaftdieser
oder jener Provinz, meine Herren, dann wird er gleich einen anderen Eindruck empfangen, als
wenn es heißt: Da kommt eine Deputation des RheinischenBauernvercins oder des landwirth«
schastlichenCentralvcreins. (Unruhe und Oho!) Meine Herren! So wird es überall sein.
(Widerspruch)

Ich möchte aber noch einen anderen Punkt berühren. Herr AbgeordneterKnebel hat die
Frage des Erbrechtes behandelt. Nun hört es sich ja ganz gefährlich an, wenn gefügt wird, hier
am Rhein könne das Erbrecht geändert werden. Meine Herren! Ich glaube nicht, daß es irgend
Jemanden giebt, der daran denkt. Es sind vielleicht 12—15 Jahre her, da hat hier im
damaligen Provinziallandtag der sogenannte Schorlemer'scheGesetzentwurf,der in Westfalen ja
zum Gefetz geworden ist, mit dein Anerbenrecht zur Begutachtung vorgelegen. Ich hatte die
Ehre, Referent zu fein, und wir perhorreszirten denfelben Alle unanimiter — Herr Kollege
Conze wird sich noch daran erinnern, ich freue mich, daß er mir zunickt — wir perhorreszirten
Alle für den Rhein dieses Erbrecht. Aber wir sagten uns: In einer so wichtigen Frage ist es
Recht, daß der Mensch Freiheit habe und aus dieser Freiheit kann sich denn ein Gewohnheitsrecht
herausbilden, ein Gewohnheitsrecht, wie es der Stammcssitte entspricht. Allgemein waren wir
der Ansicht, wir wollen eine derartige gebundene Erbfolge, ein derartiges Erbrecht nicht, wir
wollen aber, daß die Gesetzgebunges der Bevölkerung möglich mache, nach ihrer eigenen
Anschauung sich das Erbrecht herauszubilden und auch nach den Traditionen der Stammessitte,
also Freiheit! Und darauf kam die Antwort der Staatsregierung. Was der Rheinische Pro¬
vinziallandtag will, das wollen wir ja auch, Erweiterung der Testirfreiheit. Also, meine Herren,
das ist das Prinzip, das wenigstens bisher durch alle Verhandlungen durchgegangenist, daß man
es dein betreffenden Landestheile überlassen will, sich in jeder Beziehung sein eigenes Recht
herauszubilden, wie es für seine Gewohnheitenpaßt, für feine Anfchauung paßt, und wie es auch
der Stammessitte entspricht, Bei uns ist ja nicht erst seit dem Oocks AapolLnn, sondern schon
früher eine andere Anfchauung vorhanden als in der Provinz sächsischen Stammes.

Meine Herren! Ich weiß ja auch wohl — und ich habe diese Gedanken nur aussprechen
wollen, um es gesagt zu haben, vielleichtzum Fenster hinaus gesagt zu haben — ich weiß wohl,
daß das keinen bestimmenwird, ein anderes Votum abzugeben, aber trotzdem möchte ich mich doch
recht von Herzen den letzten Worten des Herrn Eommissars anschließen.Meine Herren! Vereinigen
Sie doch die gesammte Landwirthschaft in der Thätigkeit für Ihre eigenen Interessen, meine
Herren, dann werden Sie die verschiedenen Strömungen überwinden, die dort sind. Sie werden
auch einen Damm bauen dagegen, daß nicht falsche Strömungen in unsere RheinischeLandwirth¬
schaft eindringen. Gott fei Dank, können wir es ja sagen, unsere RheinischenLandwirthe habe»
einen so gesnndenund klaren Sinn, daß sie nicht leicht zugänglichsind den falschenStrömungen
unserer Tage. Aber, meine Herren, wenn man sie auf die Dauer ganz sich selbst überläßt, und
wenn man ihnen nicht in irgend einer Weise Verhältnisse schafft, die ihnen günstig sind und sie
retten, dann, meine Herren, könnte das möglichsein, und wahrlich, wir haben allen Grund, heute
besonders, solches von uns fernzuhalten. Meine Herren! Man will es ja versuchen, auch von
der sozialdemokratischen Seite in die Landwirthschaft hineinzudringen. Aber am Nheim ist es,
Gott fei Dank, wenig gelungen, aber giebt man den Landwirthen Grund zur Unzufriedenheit
und legt man ihnen den Grund zur Unzufriedenheit,dann giebt man den Anderen ein Agitations¬
mittel, um diefe Unzufriedenheitzu vergrößern und die Gefahren, denen unfere Gesellschaft unter¬
liegt, zu vergrößern.
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Meine Herren! Ich bitte Sie, die Vorlage der Königlichen Staatsregierung anzu¬
nehmen. (Beifall!)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Es ist ein Antrag auf Schluß der Debatte gestellt.
(Beifall!) Er ist aber noch nicht genügend unterstützt. Ich ersuche diejenigen Herren, welche
diesen Antrag unterstützenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Die Unterstützungreicht aus.

Auf der Rednerliste stehen noch die Herren AbgeordnetenCourty und Knebel.
(Zuruf des Herrn AbgeordnetenCourty: Meine Herren! Ich wollte verzichten.)
Herr Courty hat verzichtet.
Ich ersuche diejenigen Herren, welche für den Schluß der Debatte sind, sich zu

erheben. (Geschieht.)
Meine Herren! Machen wir die Gegenprobe. Ich bitte diejenigenHerren, welche gegen

den Schluß der Verhandlung sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit. Die
Verhandlung ist geschlossen.

Ich gebe nun zunächst das Wort zu einer persönlichen Bemerkung dein Herrn Abge¬
ordneten Marquis von Hoensbroech.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich muh einige Be¬
merkungen(Zuruf: „Lauter!") dem Herrn AbgeordnetenSauerwein gegenübermachen,da derselbe
mich unrichtig zitirt oder vollständig falfch verstanden hat.

Zunächst hat er gesagt, durch die sofortige Einführung der Landwirthfchaftskammerglaubte
ich die Grundverschuldungheben zu können. (Zurufe: Das ist doch keine persönliche Bemerkung.)
Ja, meine Herren, ich weiß nicht, woher der Herr AbgeordneteSauerwcin die Gründe nimmt,
mich für so naiv zu halten. Bei mir kann ich sie nicht finden und ich kann dein Herrn Ab¬
geordneten auch nur versichern, daß ich thatsächlich nicht so naiv bin. Ich bin in meinen letzten
Ausführungen auf die Gründe der Grundverfchuldung eingegangen (Zurufe: Das ist doch nicht
persönlich!)und habe hervorgehoben, daß zur Hebung der Grundverschuldungund des Grundes
der Grundverschuldung(wiederholteRufe: Persönlich!) eine korporative (Glocke des Vorsitzenden.)
------------- , Das ist persönlich,meine Herren. Ich führe aus, was ich gesagt habe, um dem Herrn
AbgeordnetenSauerwein und Ihnen klar zu legen, daß ich vollständig falsch zitirt bin.

Vorsitzender Becker: Ich kann persönlich aber diese Auffassung nicht theilen. (Abgeordneter
Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Was meinen Sie?) Ich glaube, daß es doch
über den Rahmen der persönlichenBemerkung weit hinaus ------------- (Abgeordneter Graf und
Marquis von und zu Hoensbroech: Ich meine ------------- Glocke des Vorsitzenden) -^ Bitte,
lassen Sie mich ausreden — weit hinausgeht. Es ist nichts weiter wie eine neue Motivirung
Ihrer ersten gestrigen Ausführung, und ich möchte den Herrn Grafen dringend bitten, sich doch
wenigstens in seiner Ausführung möglichst kurz zu fassen.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich werde selbstredend
mich den Wünschendes Herrn Vorsitzenden fügen, muß aber hinzufügen, daß ich alsdann kaum
in der Lage bin klarzustellen,(Heiterkeit; Zuruf: Das geht auch nicht!) daß Herr Abgeordneter
Sauerwein mich unrichtig zitirt hat, wenn ich mich nicht auf meine früher gemachten Aeußerungen
berufen kann. (Heiterkeit und Rufe: Nein!)

Ich will also nur sagen, es ist nur niemals eingefallen, einen solchen Einfluß von der
Landwirthschaftskammerals folcher zu erwarten. Das habe ich auch mit keiner Silbe gesagt,
sondern in Bezug auf die Grundverschuldung habe ich von corporativer Organisation gesprochen.
Das in Bezug auf diesen Punkt.
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Dann hat Herr AbgeordneterSauerwein gesagt, ich hätte vom Erbrecht gesprochen.Ich
bin da wirklichsehr erstaunt gewesen, denn ich habe das Wort „Erbrecht" nicht in den Mund
genommen. Ich habe ausgeführt, daß die Erbtheilung ein Hauptgrund der Verschuldungsei. Von
„Erbrecht" habe ich mit keiner Silbe gesprochen.

Dann bin ich noch mehr erstaunt gewesen,daß der Herr Abgeordnetegesagt hat, ich wäre
früher gegen die Landwirthschaftkammerugewesen,(Zuruf: Persönlich!) ja woher er den Beweis
nehmen will, ist mir vollständig schleierhaft. Meinen Sie, weil ich gegen das Gesetz gestimmt
habe? Ja, dann will ich Ihnen doch mittheilen, daß es etwas ganz Anderes ist, gegen ein Gesetz
zu stimmen und nachher, wenn es erlassen ist, Stellung zu demselben zu nehmen (Glocke des Vor¬
sitzenden). Das ist mir nicht neu, aber vielleichtkann ich dem Herrn AbgeordnetenSauerwein
hiermit etwas Neues bieten.

VorsitzenderBecker: Auch in den letzten Ausführungen waren wiederum keine persön¬
lichen Bemerkungen.

Das Wort zu einer persönlichenBemerkung hat Herr Abgeordneter Knebel.
Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Ich bin leider verhindert, im Nahmen einer

persönlichenBemerkung eine Aeußerung des Herrn Negierungs-Eommissarsüber die Beweggründe
des landwirthschaftlichcnVereins zurückzuweisen,dagegen halte ich mich für berechtigt, eine
Berichtigung persönlicher Natur eintreten zu lassen, wo der Herr Regicrungs-Commissar mich
augenscheinlichvöllig mißverstanden hat. Er hat behauptet, ich hätte gesagt, in den Vereinen
kämen nur solche Personen an leitende Stellen, die sich bewährt hätten. Das ist durchaus un¬
richtig. Ich habe gesagt, daß für die Auswahl der Personen die Vereinsorganisation eine bessere
Garantie darbiete, als die Landwirthschaftskammern, (Zustimmung und Beifall.)

VorsitzenderBecker: Zum Wort hat sich noch gemeldet der Herr AbgeordneteSaucr-
wein, ich nehme natürlich an, nur zu einer persönlichenBemerkung. (Abgeordneter Sauerwein
Ja!) Das scheint der Fall zu sein, dann gebe ich Ihnen das Wort.

AbgeordneterSauerm ein: Ich verweise den Herrn von Hoensbrocch bezüglich seiner
Ausführungen auf den Bericht in der Külnifchen Zeitung, dem ich gefolgt bin und der mir hier
vorliegt. — Bezüglich des Wortes „Erbrecht" habe ich wahrscheinlicheinen lapsus linßuao
gemacht. Ich sollte „Erbtheilung" sagen, die übrigens auch zum Erbrecht gehört; des Weiteren
ist es mir im Nahmen einer persönlichenBemerkung nicht möglich, hier auf die ganze Ver«
Handlung zurückzukommen und Herrn von Hoensbroichzu erwidern. (Heiterkeit,)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Wir werden nun wohl in die Spezialberathung
eintreten müssen, und zwar zunächstüber die Resolution, wie sie unsere Landwirthschaftskammer-
Commissionuns unter Nr. 1 zur Annahme empfohlen hat. — Zu diefer Nefolution liegt vor
der Antrag Plettenberg, welchereinzelne Abänderungen dieser Resolution wünscht. Wir werden
wohl zunächst auf diesen Punkt am besten die SpezialVerhandlung beschränken, da doch wohl über
die Satzungen der Landwirthschaftskammerselbst, für die auch unsere Landwirthschaftskammer-
Commissionverschiedene Aenderungen in Vorschlag gebracht hat, und die wiederum durch einen
Antrag des Grafen Hoensbroicheine andere Form erhalten follen, eine besondere Diskussion statt¬
finden muß. Ich glaube, wir weiden diese ganzen Spezialsachen doch zunächst eine nach der
andern in einer SpezialVerhandlung zur Klärung bringen müssen und dann erst zur Abstimmung
übergehenkönnen.

Wenn Sie mit diesem Gange der Verhandlungen einverstandensind --------------(Zuruf:
Zur Gefchäftsordnung!)
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Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordneter Courth.
AbgeordneterCourth: Ich meine, daß vorab über die Resolution abzustimmenist. Der

Antrag des Herrn Freihcrrn von Plettenbcrg ist ein Amendcment zu dem Antrage der Landwirthschafts-
kammer-Commission;es muß daher zunächst abgestimmtwerden über die Fassung der Commission,
welche die weitergebende ist, und dann über das Amendement des Herrn Freiherrn von Plcttenberg.

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Zur Abstimmung kommen wir noch gar nicht.
Vorläufig handelt es sich hier um die Verhandlung. Wir müssen doch erst den Abänderungs-
antrag erörtern Freiherr von Plettenberg hat sich zum Worte gemeldet; der muß doch zum
Worte kommenüber seinen Antrag, und dann müssen wir doch die Satzungen der Landwirth-
schllftskammererst durchberathen,und wenn wir das alles durchbcrathen haben, dann erst kommen
wir zur Abstimmung,und dann wird es sich um die Reihenfolgeder Abstimmung handeln.

Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.) Dann werde ich danach verfahren.
Ich bitte Sie also zunächst, sich in den einzelnenAusführungen zu beschränken auf den

Antrag Ihrer Landwirthfchaftskammer-Conunission,resp, die dazn beantragte Abänderung des
Herrn Freiherrn von Plettenberg, jetzt also auf die Satzungen noch nicht einzugehen,damit wir
eine klare und bestimmte Grenze unserer Verhandlung haben, und da gebe ich zunächst dem
Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Plettenberg-Mehrum das Wort,

AbgeordneterFreiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren! Gegenüber den
vielen Bedenken,die hier in dem hohen Hause gegen die Landwirthschaftskammernlaut geworden
sind, sehe ich mit dem Herrn Negierungseuiumissarund mit den anderen Herren, die für die
Landwirthschaftskammergesprochen haben, doch überwiegendLichtpunkte,und ich bin der Meinung,
daß, wenn ein paar Jahre darüber hingegangen sind, wo wir gesehen haben werden, wie die
Landwirthschllftskammernin anderen Provinzen funktioniren, wenn der Mangel einer Land¬
wirthschaftskammerunseren Rheinischen Landwirthen fühlbar und unangenehmgewordensein wird,
daß dann die Stimmung der Landwirthschaftskammergegenüber eine wesentlich andere sein wird,
wie heute. Es ist von einein der verehrten Herren Kollegen ja schon betont worden, daß viele
Leute gar nicht wissen, was eine Landwirthschaftskammerist. Sie stehen also einem Novum,
einer UnbekanntenGröße gegenüber, vor der sie die natürliche Scheu haben, die jeder Mensch
vor etwas unbekannteinhat. Das wird mit der Zeit eine Aenderung erfahren, und ich meine,
man soll nach dem guten alten weisen Sprüchworte niemals „niemals" sagen. Wir würden aber
ein „niemals" aussprcchen,wenn wir den Punkt 1 der Commission annehmen, die nicht vorläufig,
sondern ein- für allemal die Landwirthfchaftskammerablehnt, mit der Motivirung, daß auch die
jetzigen Vereine fortbildungsfähig seien. Sie erwartet also von einer Fortbildung der bestehenden
Vereine einen dauernden Ersatz für die Landwirthfchaftskammer. Nun, meine Herren, es wird
ja Ihrer etwaigen zukünftigen Beschlußfassung nicht präjudizirt, wenn Sie sich die Thür
offen halten, später einmal anders zu urtheilen als heute, und dem soll mein Antrag dienen.
Sie müssen doch wenigstens die Möglichkeit zugeben, daß sich die Landwirthschaftskammernin
anderen Provinzen bewähren und dann auch für die Nheinvrovinz erwünscht sein werden, und
müssen es für diesen Fall doch sicher als nützlich erkennen, wenn dann dem Provinziallandtag
noch einmal die Möglichkeitgegeben werden kann, sein Votum abzugeben— ein Votum, das,
wie ich meine, auf den Entschluß des RheinischenlandwirthschaftlichenCentralvereins bestimmend
einwirken dürfte. Ich glaube nicht irre zu gehen, wenn ich annehme, daß diefe Anschauungauch
von einer nicht unerheblichenZahl von Mitgliedern dieses Hohen Hauses, jedenfalls aber von
vielen Landwirthen der Provinz, getheilt wird.
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Ich stehe selbst, wie ich schon hervorgehobenhabe, auf dem Standpunkt, daß ich wünschen
möchte, die Landwirthschaftskammerwürde heute angenommen. Ich gebe aber die Hoffnung auf,
daß das geschieht,und hege andererseits den lebhaften Wunsch, daß es gelingen möge, den
Centralverein, der heute noch nicht auf dem Standpunkte steht, daß er in die Landwirthschafts-
kammer aufgehen will, der heute überhaupt noch keinen Beschluß in dieser Hinsicht gefaßt hat,
in seiner Ansicht zu berichtigen,damit wir nicht in die Lage kommen,verschiedeneOrganisationen
nebeneinanderzu haben, die Landwirthschaftskammerund die verschiedenen Vereine. Das, meine
Herren, würde zu vielen sachlichenUnzuträglichkeiten Veranlassunggeben, doppelte Kosten erfordern
und auch die Bedeutung der jetzt bestehenden Vereine, wie ich mir das schon in der vorigen
Sitzung auszuführen erlaubt habe, wesentlichabschwächen und ihre Leistungsfähigkeitin bedauer¬
licher und ihren Erfolg gefährdender Weise herabmindern.

Deshalb bitte ich, meine Herren, nehmen Sie meinen Antrag an.
VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet. (Abgeordneter

Freiherr August von Hövel: Ich bitte um's Wort!) Sie haben das Wort.
AbgeordneterFreiherr August von Hövel: Meine Herren! Wir haben über diesen

Antrag bereits auch in der Commissionberathen und haben dort geglaubt, den Antrag ablehnen
zu sollen, und zwar ist das mit großer Majorität geschehen,weil wir uns sagten, daß, wenn
man der Ansicht ist, daß in allerkürzesterZeit die Landwirthschaftskammerfür die Rheinprovinz
einzuführen sei, es dann richtiger wäre, heute schon sofort der Vorlage zuzustimmen. Diese
Frage haben wir aber in der Commission verneint, bezüglich waren wir, wie schon erörtert
worden ist, in unserer großen Majorität der Ansicht,daß dies nicht angezeigt erscheint.

Wir glaubten, den von Herrn von Plettenberg gestellten,gegenwärtig in Frage stehenden
entgegengesetzten Antrag umsomehr ablehnen zu müssen, weil ja nichts ausschließt,daß, wenn der
Antrag betreffend Bildung einer Landwirthschaftskammerheute gefallen ist, er morgen wieder
aufgenommenwerden kann. Wir meinten weiter, daß auch Diejenigen, welche für den Antrag
Plettenberg zu stimmen geneigt sind, unserem Commissionsantrageauch beitreten können. (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand weiter zum Worte gemeldet. Dann darf
ich die Einzelberathung über diesen Gegenstand schließen und wir kommen, meine Herren, zu der
Berathung über die Satzungen der Landwirthschaftskammerselbst. Zu diesen Satzungen hat
Ihre Landwirthschaftskammer-CommissionIhnen drei Aenderungenvorgeschlagen, und zwar zunächst
die Aenderung, daß als Sitz der Kammer Bonn bezeichnet werden möge. Dazu liegt ein Antrag
des Grafen Hoensbroechvor, welcher beantragt, statt Bonn Düsseldorf zu fetzen.

Ich frage ob der Herr Antragsteller das Wort wünscht? (Abgeordneter Graf und
Marquis von und zu Hoensbroech: Ich bitte um's Wort!) Das Wort hat Herr Abge¬
ordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech.

Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren! Ich
habe mir erlaubt, den Antrag zu stellen, in §. 1 statt Bonn als Sitz der Landwirthschaftskammer
zu benennen, die hiesige Stadt Düsseldorf zu nehmen, und thue ich dies wefentlich aus prak¬
tischen Gründen.

Zunächst ist es mir zweifelhaft, ob die Landwirthschaftskammer,wenn sie in der Zahl,
wie sie jetzt vorgesehenist, zusammentretenwird, in Bonn zur Zeit genügende Lokalitäten finden
wird, besonders wird in Bonn schwerlich ein ausreichenderSitzungssaal vorhanden sein, da für
die Landwirthschaftskammereine Zahl von circa 120 Mitgliedern vorgesehen ist. Wir würden
daher in Bonn vor die Frage gestellt werden, ob gebaut werden muh. Diese Möglichkeitmöchte
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ich aber im Interesse der Landwirthschaft dieser Provinz möglichst weit entfernt halten, da
dadurch ungeheure Kosten verursachtwürden. Daher glaube ich, daß wir richtig thun, wenn wir
Düsseldorf nehmen in der Voraussetzung,daß die Provinzialvcrwaltung und der hohe Provinzial-
ausfchuß gewiß seine Genehmigung dazu geben wird, daß die Landwirthschaftskammerohne Kosten
in diesen so vortrefflichen und uns wohlbekanntenRäumen tagt. Das, meine Herren, ist ein
praktifcher Grund.

Dann kommt ein zweiter hinzu. Für die Verathungen der Landwirthschaftskammerwird
die Nahe der Provinzialuerwaltung von großem Werth sein, weil zweifellos bei den verschiedensten
Fragen jederzeit das Interesse und die Beihülfe der Provinzialuerwaltung in Anspruchgenommen
werden muß. Daher wird es die Berathungen der Landwirthschaftskammerwesentlich fördern,
wenn sie sich fofort und zu jeder Zeit der Beihülfe und des Beiraths der Provinzialbeamten
bedienen kann. Auch aus diesem Grunde also glaube ich, daß es durchaus sachlich zutreffend ist,
wenn wir den Sitz der Landwirthschaftskammernach Düsseldorf verlegen.

Es wird da allerdings entgegnet, daß Düsseldorf weniger im Mittelpunkt der Provinz
liege als Bonn, daß also besondersvom Süden der Provinz her Bonn leichter zu erreichen ist,
als Düsseldorf. Das ist allerdings zweifellos der Fall, aber so groß ist die Entfernung doch
nicht, und da es doch thatsächlichwohl ziemlich ausgeschlossen sein wird, daß die Landwirthschafts¬
kammer ihre Geschäfte mit der Schnelligkeit wird erledigen können, daß die Herren aus dem
Süden der Provinz in einem Tag hin und herreifen können, so fällt nach meiner Ansicht die
Frage weniger in die Wagschale, ob die Herren ein oder zwei Stunden länger auf der Eisenbahn
fahren muffen, um an den Sitz der Berathungen zu gelangen.

Ich glanbe, daß es aus den von mir fo eben angeführten beiden Gründen durchaus
angemessen ist, wenn wir Düsseldorf statt Bonn nehmen, und bitte Sie, meine Herren, meinem
Anträge zuzustimmen.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr AbgeordneterSpiritus.
AbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Um dafür einzutreten, daß nach Bonn der

Sitz der Landwirthschaftskammerkommt, ist nicht viel erforderlich,denn die ganze Denkschrift,die
Befchlüsse der Commission und alle Ausführungen, die wir bisher außer derjenigen des Herrn
Vorredners gehört haben, sprechen für Bonn. Ich kann mich also kurz fassen.

Das Einzige, was mich bestimmt hat, mich zum Worte zu melden, ist die Behauptung
des Herrn Vorredners, daß es in Bonn an geeignetenLokalen fehle. Den Beweis hat er dafür
in keiner Weife erbracht, und ich glaube, ausfprechen zu dürfen und auch Ihre Zustimmung
erwarten zu dürfen, daß ich mich in dieser Hinsicht als Bürgermeister der Stadt Bonn für
competenterhalte (Heiterkeit), auch kann ich Sie versichern, daß ich Ihnen mit ganz geeigneten
Lokalen in Bonn aufwarten werde. (AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoens-
broech: Welche?)

Meine verehrtenHerren! Sonst ist ja für Bonn fo viel in die Wagschalegefallen, daß
ich das hier nicht wiederholenwill. (AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoens-
broech: WelcheLokale?) Ich möchte betonen, meine Herren: Es ist ein gewisses Prinzip der
Gerechtigkeit,daß die Kammer, wenn sie errichtet werden soll, nach Bonn kommt. Wir haben
im landwirthschaftlichenVerein einen lieben alten Freund. Sollten wir diesen Freund verlieren,
-^ das würde uns herzlich leid thun — dann geben Sie uns wenigstensin der Kannner eine neue
Freundin, und wir würdenuns bemühen, dieser neuen Freundin ebenso freundlich entgegen zu kommen,
wie unserem alten Freunde, dem landwirthschaftlichenVerein. (Heiterkeit und lebhafter Beifall!)
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VorsitzenderBeäer: Es hat sich Niemand weiter zu diesem Gegenstande zum Wort
gemeldet.(AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich bitte um's Wort!)

Der Herr AbgeordneteGraf und Marquis von und zu Hoensbroechhat das Wort.
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Da ich darauf Bezug

genommenhabe, daß es mir zweifelhaftsei, ob in Bonn Lokale waren, und der Herr Oberbürger¬
meister von Bonn, der ja selbstverständlich das wissen muß, erklärt hat, in Bonn wären derartige
Lokale, so würde er ganz gewiß uns allen einen großen Dienst erweisen,wenn er die Güte hätte,
eines dieser Lokale namhaft zu machen, (Heiterkeit und Oho!)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteSpiritus.
AbgeordneterSpiritus: Ich nenne in erster Linie unseren städtischenConcertsaal, der

sich vorzüglichfür derartige Dinge eignet. Er hat vor allem eine sehr gute Akustik. (Heiterkeit.)
VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich schließe die

Verhandlung über diesen Gegenstand und gebe dem Herrn Berichterstatter das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter von Areuning: Meine Herren! Ich hatte mir bereits

erlaubt, Ihnen vorzutragen, daß die Commission sich für Bonn entschieden hat, und zwar mit
ganz überwiegenderMehrheit. Ich möchte nur noch bemerken,daß es des Baues eines besonderen
Gebäudes für die Sitzungen des Plenums der Landwirthschaftskammernwohl nicht bedürfen wird.
Ich theile mit dem Herrn Grafen Hoensbroechdie Hoffnung, daß die Verhandlungen der Kammer
sich mit solcher Beschleunigungabwickeln werden, daß es doch wirklich,gelinde gesagt, ein großer
Luxus sein würde, für derart vorübergehendeZwecke ein eigenes Heiin zu bauen,

VorsitzenderBecker: Ich mochte Ihnen vorschlagen,über diesen Punkt gleich abzustimmen,
da es sich um eine Reihe einzelnerPunkte handelt, und die Abstimmung würde wohl dahin gehen,
ob sie entgegen dem VorschlageIhrer Landwirthschaftskammer-Commissionals Sitz der Kammer
Düsseldorf bezeichnen wollen.

Wenn dagegen kein Widerspruch erfolgt, dann werde ich so verfahren, und erfuche die¬
jenigen Herren, welche statt Bonn Düsfeldorfzum Sitze der Landwirthschaftslammermachen wollen,
sich zu erheben. (Geschieht,) Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Dann kämen wir, meine Herren, zu dem zweiten Vorschlageder Landwirthschaftskammer-
Commission,in 8- 3 Ziffer 1 zu fetzen statt „25 Thalern": „50 Thalern".

Wünscht Jemand zu dieser Vorlage das Wort.
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr Felix von Lo«.
Abgeordneter Freiherr Felix von Loö: Meine Herren! Ich habe in der Commission

gegen den Antrag der Commissiongestimmt und bin mit meinem Antrage sogar noch unter den
Vorschlag der KöniglichenStaatsregierung von 25 Thlrn. resp. 75 M. heruntergegangen, und
zwar aus einem einfachenGrunde, deu ich kurz angeben will.

Bei der Bildung einer Korporation ist es doch selbstverständlich, daß man alle Diejenigen
in die Korporation hineinnimmt, die zu dem betreffendenBerufsstande gehören. Es fragt sich
also: Wo ist hier am Rhein nach unten die Grenze eines selbstständigen landwirthschaftlichen
Betriebes? Es ist ja selbstverständlich, daß jeder selbstständigelandwirthschaftliche Betrieb in diefe
Korporation aufgenommenwerden mutz, und nach den Erhebungen, die ich gemacht habe, liegt
die Grenze fehr viel tiefer, als es felbst dem Vorschlageder Königlichen Staatsregierung entspricht.

Ich will aber den Antrag, den ich früher in der Commission gestellt habe, nicht wieder¬
holen. Ich würde es nur sehr bedauern, wenn der hohe Landtag sich entschließensollte, noch
über diese 75 M. hinauszugehenund den Antrag der Commission anzunehmen. Meine Herren!
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Ist das Gesetz ein gutes, ist der Zweck des Gesetzes ein guter, soll durch das Gesetz dein
betreffendenVerufsstande eine Wohlthat zu Theil werden, dann mnh doch diese Wohlthat möglichst
Allen zugänglichgemachtwerden. Es ist dagegen sehr unbillig, wenn wir aus einer derartigen
Korporation Leute ausschließen,die ihrer Natur nach dazu gehören, und die man aus, ich weiß
nicht welchen Gründen, nicht hineinnehmenwill.

Meine Herren! Bei 75 M. Katastral-Neincrtrag glaube ich, kann man es -^ es mögen
einzelne wenige Ausnahmen sein — als ganz sicher hinstellen,daß der betreffende Landwirth nur
aus der Landwirthschaftseinen Erwerb zieht, nicht noch ein Nebengewerbe hat, (Widerspruch)

Meine Herren! Wenn das richtig ist, dann ist es selbstverständlich,daß man derartige
Leute nicht ausschließenkann, und, meine Herren, wärmn sollen wir sie ausschließen? Glauben
Sie, daß unsere Landleute, die einen kleineren Betrieb haben, nicht die nöthige Intelligenz
besitzen, um einer derartigen Korporation anzugehören? Glauben Sie, daß sie das Interesse der
Landwirthschaftnicht hinreichendverstehen, um zugleich mit ihren wohlhabenderenVerufsgeuossen
dasselbe zu vertreten? Ich glaube, meine Herren, das wird Niemand von unseren Rheinischen
Landwirthen behaupten wollen.

Also, meine Herren, das ist der eine Grund, und uun füge ich noch kurz den anderen
Grund hinzu, den ich auch in der Commissionhervorgehobenhabe. Meine Herren! Wollen Sie
diesen Leuten sagen, ihr seid uns nicht gut genug, um zu nns zu gehören! Wollen Sie den
Sozialdemokraten dieses Agitationsmittel auch wieder geben, daß sie diesen kleinen Leuten sagen,
seht, diese reichen Landwirthe wollen Euch nicht bei sich haben! — Ich glaube, daß das ein
großer politischerFehler sein würde, und deshalb bitte ich Sie, meine Herren, — ich gehe ja
weiter, als es meine Ansicht ist; denn ich behaupte, daß mit 30—40 M. schon bei weitem die
meisten Landwirthe hier am Rhein vorwiegend aus der Landwirthschaft ihren Erwerb ziehen;
aber ich will einen Compromißantrag stellen, und da bitte ich Sie, den Antrag der Staats-
regierung anzunehmen, auf 75 M, zu gehen. Der ist gestellt worden, meine Herren, nachdem
die KöniglicheStaatsregierung die Berichte der Herren Regierungspräsidenten eingefordert hatte,
lind daraus ist die Mitte gezogen worden. Also ich bitte Sie, nehmen Sie den Antrag der
Staatsregierung an und lehnen Sie den Antrag der Commissionab.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteLieven.
AbgeordneterLieven: Meine Herren! Ich bitte Sie, den Antrag der Commissionan¬

zunehmen. Ich kann nicht zu der Ueberzeugung kommen, meine Herren, daß ein Mann, der
150 M. Grundsteuerreinertrag hat, der, wenn Sie also recht hoch gehen wollen, den dreifachen
Ertrag haben dürfte, allein von der Landwirthschaftleben kann. In den früheren Steueranlagen
wurde das zweicinhalbfachedes Grundsteuerreinertrags angenommen. Das wären knapp 400 M.
Wenn Sie das Dreifache annehmen wollen, dann haben Sie 450 M. wirklichesEinkommen.
NehmenSie 500 M. Ja, meine Herren, daß davon ein Mann allein leben kann, glaube ich nicht.

Sie dürfen auch nicht vergessen,meine Herren, daß es sich hier nicht um das aktive,
sondern um das passive Wahlrecht handelt. Es handelt sich hier darum, wer in die Kammer
gewählt werden kann, nicht darum, wer eventuell als Wähler zur Kammer auftritt. Das ist eine
andere Frage. Da können wir ja, wenn wir wirklich die Kammer bekommen sollten, eventuell
mit den, aktiven Wahlrecht heruntergehen. Ich glaube, daß nach den Prüfungen, die wir vor¬
genommen haben, es vollständig genügt, einen Grundsteuerreinertrag von 150 M. einzusetzen,
daß das erst ein selbstständiger Betrieb ist, und bitte Sie, den Antrag der Commission
anzunehmen.
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VorsitzenderVeHer: Das Wort hat der Herr AbgeordneteLimbourg.
AbgeordneterLimbourg: Meine Herren! Das Gesetz muh doch maßgebend hierin sein.

In Z, 6 steht ganz ausdrücklich:
„Wählbar zu Mitgliedern der Landwirthschaftskammernsind unter den im §. 5 bezeich¬

neten Voraussetzungen:
1. die Eigenthümer, Nutznießer und Pächter land- oder forstwirthschaftlichgenutzter

Grundstücke,deren Grundbesitzoder Pachtung im Bezirk der Landwirthschaftskaminer
wenigstens den Umfang einer selbstständigenAckernahrung hat oder, für den Fall
rein forstwirthfchaftlicherBenutzung, zu einem jährlichen Grundsteuerreiuertrage von
mindestens 150 M, veranlagt ist, sowie deren gesetzliche Vertreter und Bevoll¬
mächtigte".

Meine Herren! Ein sclbstständiger Ackerbauerkann doch unter 15 M Steuer nicht ange¬
nommen werden. Wenn Sie weiter heruntergehen, dann bekommen Sie auch Dienstboten u, s, w.
Sind aber unter diesen niederen Ständen tüchtige Elemente, dann sagt das Gesetz, Sie können
in die Landwirthschaftskaminerwählen wen sie wollen, hoch oder niedrig. (Widerspruch,)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr Felix von Lo«.
AbgeordneterFreiherr Felix vonLoö: Meine Herren! Da ist doch der Herr Vorredner

in einem großen Irrthum. Die Landwirthschaftskammerkann nicht gewählt weiden, wie man will,
sondern die Wahlkörper sind unbedingt an die Bestimmungen des Gesetzes gebunden und können
Niemand wählen, der einen Grundbesitzhat, der unter einein bestimmtenReinertrag liegt.

Ich will ja meine Gründe nicht wiederholen. Aber ich muß eins dein Herrn Abgeord¬
neten Lieven doch antworten. Es handelt sich augenblicklichnur um das passive Wahlrecht. Aber,
meiue Herren, wenn später das Wahlrecht geändert werden soll, dann bekommen diejenigen, welche
hente das passive Wahlrecht haben, das aktive Wahlrecht und nur ausuahmsweise kann davon
abgegangen werden.

In dieser Beziehung, meine Herren, ist also das, was wir heute festsetzen, auch für das
aktive Wahlrecht in Zukunft maßgebend, uud das ist ein Hauptgrund mit, warum meiner Ansicht
nach wir herunter gehen müssenund alle, die eiue selbststaudigeAckeruahruughaben, mit hinein¬
ziehen, ihnen die Vortheile geben, die Lasten allerdings, aber auch die Rechte.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Pletten-
berg-Mehrum.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren! Auch ich möchte
für den Conunissionsantrag plaidircn. Ich mache darauf aufmerksam, daß wenn wir den kleinen
Leuten das Gescheut des passiven Stimmrechts geben wollen, dieses wohl für viele eine
Danaergeschenksein würde, denn damit geben wir ihnen nach §. 18 des Gesetzes auch die Bei¬
tragspflicht, und ich glaube, daß wir damit mehr Mißvergnügen als Vergnügen erregen würden.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Limbourg,
Abgeordneter Limbourg: Meiue Herreu! Wenn Sie weiter den Passus 2 ansehen,

so sind wählbar alle Personen wegen ihrer Verdienste um die Landwirthschaft. Alfo Sie können
alle hineinwählen, welche Ihnen behagen.

Vorsitzender Becker: Jetzt hat sich Niemand mehr zum Worte gemeldet. Ich schließe die
Verhandlung und gebe dem Herrn Berichterstatter das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter von Breuning: Meine Herren! Ich möchte dringend
bitten, es bei dein Beschlusse der Commissionzu belassen. Ich bin durchaus mit Herrn von Lotz
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darin einverstanden, daß Alle zu der Kammer Zutritt haben sollen, welche dorthin gehören,
welche als wirkliche landwirthschaftlicheInteressenten anzusprechen sind. Aber damit muß ich auch
die Forderung aufstellen, daß alle Diejenigen der Kammer ferngehalten werden, welche nicht
dorthin gehören, also Diejenigen, welche wesentlich andere Interessen haben, welche nicht eigentliche
Landwirthe sind. Erlauben Sie mir noch, darauf aufmerksam zu machen, daß die Königliche
Staatsregierung in ihrer Vorlage davor warnt, die Untergrenze für die Wählbarkeit zu niedrig
zu greifen; sie bemerktsehr zutreffend, daß es sehr wohl angängig und leicht sei, diese Grenze
späterhin herabzusetzen, daß es dagegen sehr mißlich und fast unausführbar fein werde, Personen,
denen ursprünglich die Wahlfähigkeit beigelegt worden, diefelbe nachträglichzu entziehen.

VorsitzenderBecker: Wir kommen zur Abstimmung. Es würde sich nach meiner Meinung
darum handeln, die Frage zu beantworten: Soll statt des Satzes von 25 Thlrn., wie er in
dein Etatentwurf angenommenist, der Betrag von 50 Thlrn. eingesetzt werden?

Zur Fragestellung Herr AbgeordneterFreiherr Felix von Loö.
AbgeordneterFreiherr Felix von Loö: Ich meine doch, daß die Vorlage der Staats¬

regierung vorgeht, und daß darüber zuerst abgestimmtwerden muß. (Zustimmung.)
VorsitzenderBecker: Die Vorlage, wie sie unsere Commission gemacht hat, ist nach

meiner Meinung die Grundlage für unfere Verhandlungen, und über diefe muh zuuächst abge¬
stimmt werden. Es ist übrigens in der Sache ganz dasselbe. Diejenigen Herren, die den höher¬
gehendenZusatz nicht wollen, werden dagegen stimmen müssen.

Ich weiß nicht, ob das Bedenkenausgeräumt ist?
Abgeordneter Freiherr Felix von Loe: Meine Bedenken sind nicht ausgeräumt!

Aber ich will keinen Widerspruch erheben.
VorsitzenderBecker: Dann ersuche ich diejenigen Herren, welche statt der 25 Thaler,

wie sie die Vorlage der KöniglichenStaatsregierung vorsieht, den Satz von 50 Thalern einfügen
wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit. Der Antrag der Landwirth-
schaftskammercommission ist angenommen.

Dann kommen wir zu lit. «: in §. 11 Absatz 2 ist zu setzen: statt „dies Blatt": „diese
Blätter". (Heiterkeit.)

Wünscht Jemand zu dieser Aenderung das Wort? (Heiterkeit.)
Das ist nicht der Fall. Dann darf ich wohl feststellen, daß diese Vorlage Ihrer Commission

die Annahme der Versammlung gefunden hat.
Nun, meine Herren, frage ich, ob sonst noch jemand zu anderen Paragraphen der

Satzungen das Wort wünscht? - Das ist auch nicht der Fall, Dann, meine Herren, darf ich
wohl feststellen, daß Sie die Satzungen genehmigen, mit den drei Aenderungen, wie Sie Ihre
CommissionIhnen vorgeschlagenhat, und wie wir Sie eben durchberathen und im einzelnen
angenommen haben. (Zustimmung.)

Dann kämen wir zur Abstimmung über die Resolution, wie sie Ihnen Ihre Landwnth-
schllftskammer-Commission vorgeschlagen hat, zu welcherder Antrag von Plettenberg vorliegt. Der
Antrag von Plettenberg ist eine Abänderung dieser Resolution, und nach meiner Ansicht muß
daher über die Theile des Antrages von Plettenberg, welche von dem Wortlaut der Resolution
Ihrer Landwirthschaftskammer-Conunissionabweichen, zunächst abgestimmtwerden, also darüber, ob
die Resolution Ihrer Landwirthschaftskammer.Commissionfür den Fall der Annahme die Fassung
des Herrn von Plettenberg erhalten soll. Wenn darüber keine Meinungsverschiedenheitbesteht,
dann werde ich danach verfahren.
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Diese Abänderungen sind im Wesentlichen nur folgende: Zunächst ist der Eingang
genau derselbe. Da heißt es — ich will es kurz lesen — „In Erwägung, daß die Rheinische
Landwirthschaft in dem Rheinischen landwirtschaftlichen Prcwinzialverein und in den in der
Nheinvrouinz bestehenden Vauernvercinen eine gutorganisirte". Soweit ist es wörtlich dasselbe.
Dann heißt es in der Vorlage Ihrer Landwirthschaftskammer-Commission„bewährte und fort¬
bildungsfähige Vertretung besitzt". Der Antrag von Plettcnberg sagt statt dessen: „und bewährte
Vertretung besitzt". Er schiebt also ein „und" ein und läßt dafür „fortbildungsfähige" fort,
Ist das absichtlich geschehen?

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Ja!
VorsitzenderBecker: Gut. Dann würde ich also zunächst bitten, daß Sie über diesen

ersten Theil abstimmten, ob Sie also damit einverstanden sind, daß, statt wie Ihre Eommission
es hier gesagt hat, eine gutorganisirte, bewährte und fortbilduugsfähige Vertretung nur gesagt
wird „eine gutorganisirte und bewährte Vertretung".

Diejenigen Herren, welche den Antrag — — — (Zuruf: Zur Fragestellung.)
Zur Fragestellung der Herr Berichterstatter.
Berichterstatter Abgeordneter von Vreuning: Ich möchte beantragen, daß die sämmt¬

lichen Aeuderungeu, welche der Antrag von Plettenberg enthält, auf einmal zur Abstimmung
gestellt werden. (Widerspruch.)

VorsitzenderBecker: Es würde das diejenigen Herren in ihrer Abstimmung beschränken,
die nur die eine Aendernng annehmen wollen, aber nicht die andere. Ich glaube, wir werden
die zwei Abstimmungen nicht vermeiden können. Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.)

Dann muh ich die Herren bitten, welche also dem Antrage Plettenberg gemäß vor
„bewährte" „und" einschieben und dann das Wort „fortbildungsfähige" fortlassen wollen, sich
zu erheben, (Geschieht,) Das ist die Minderheit. Der Autrag ist abgelehnt.

Dann, meine Herren, sagt die Resolution der Landwirthschaftskannner-ConunissionFol¬
gendes. Also „In Erwägung, daß" u. s. w. „besitzt,erscheintes nicht angezeigt, mit der Errich¬
tung einer Landwirthschaftskammerfür die Nheinvrovinz vorzugehen".

Der Antrag Plettenberg will dagegen fagen, „erscheint es angezeigt, mit der Er¬
richtung einer Landwirthschaftskammerzur Zeit noch nicht vorzugehen, vielmehr zunächst die
Erfahrungen abzuwarten, welche andere Provinzen mit den Landwirthschaftskammern machen
werden."

Ich ersuche diejenigen Herren, welche statt der Fassung der Landwirthschaftskammer-
Commission die Fassung Plettenberg, die ich Ihnen eben vorgelesen habe, annehmen wollen,
sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist auch die Minderheit. Der Antrag Plettenberg ist
abgelehnt.

Wir kommen nun zum Autrag der Landwirthschaftskammer-Commissionselbst. Für diesen
ist namentlicheAbstimmung beantragt, und dieser Antrag ist auch bereits genügend unterstützt.

Ich ersuche also diejenigen Herren, welche die Resolution der Landwirthschaftskammer-
Commissionannehmen wollen, mit Ja zu stimmen, und diejenigen, welche dagegen sind, mit Nein
zu stimmen. Es wird der Namensaufruf erfolgen, meine Herren.

Ist noch ein Bedenken vorhanden? (Zurufe.)
Meine Herren! Es scheinen noch Meinungsverschiedenheitenüber die Fragestellung vor¬

handen zu sein. Ich wiederholealso nochmals: Ich ersuche diejenigenHerren, welche die Resolution
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der Landwirthschaftskammcr-Coinmifsion,wie sie Ihnen unter Nr. 70 der Drucksachen alinea 1
vorliegt, annehmen wollen, mit Ja zu stimmen, und diejenigen, die sie nicht annehmen wollen,
bitte ich mit Nein zu stimmen.

Ist jetzt jeder Zweifel gelöst? (Rufe: Ja!) Ist auch kein Bedenken gegen die Frage¬
stellung vorhanden? (Rufe: Nein!) Dann werde ich darnach verfahren und ersuche also, den
Namensaufruf zu bewirken.

Schriftführer AbgeordneterLinz vollzieht den Namensaufruf.
VorsitzenderBecker: Sind uoch Herren hier, die ihre Stimme noch nicht abgegeben

haben, dann kann das jetzt noch geschehe!,. — Das ist nicht der Fall. Dann erkläre ich die
Abstimmung für geschlossen.

(Das Ergebniß der Abstimmungwird festgestellt.)
Borsitzender Becker: Die Resolution, welche Ihnen Ihre Landwirthschaftskammer-

Commissionvorgeschlagen hat, ist mit 109 gegen 21 Stimmen angenommen.
Meine Herren! Es handelt sich nur noch darum, die Petition, die zu dem Gegenstande

eingegangen ist, zu erledigen. Ist der Herr Berichterstatternicht da? — Der scheint zu verzichten.
Ihre Commissionschlägt Ihnen vor:

„Die Petition der Kreisabtheilung Mettmann des Bundes der Landwirthe als durch
Vorstehendes erledigt anzusehen",

d. h. durch Ihre fo eben gefaßten Beschlüsse.
Wünscht Jemand dazu das Wort? — Das ist uicht der Fall. Dann schließe ich die

Verhandlung und darf feststellen, daß Sie auch die Nr. 3 der Beschlüsse der Landwirthschafts-
kammer-Commissionangenommen haben.

Damit, meine Zerren, ist die ganze Angelegenheiterledigt
Bei der vorgerückten Zeit möchte ich Ihnen vorschlagen, daß wir hier unsere Tages¬

ordnung abbrechen. Wenn dagegen kein Widerspruch erfolgt, dann »lochte ich nur noch die
Tagesordnung für die nächste Sitzung mittheilen,

Ich schlage vor, die nächste Sitzung zu halten morgen um 12 Uhr und als Gegenstände
auf die Tagesordnung zu setzen:

Erstens den Nest der heutigen Tagesordnung — das sind noch 5 Sachen — und
zweitens folgende Gegenstände: Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die zur

Ausführung der Beschlüsse des 38. RheinischenProvinziallandtags getroffenenAnordnungen;
ferner Antrag der I, Fachcommifsionzn dem Bericht des Provinzialausschusses, bezw.

dem Nachtrage zu diesem Berichte, betreffend die zur Ausführung der Beschlüsse des 38. Rhei¬
nischen Provinziallandtags über die Ausgleichungder Einquartierungslast getroffenen Anordnungen;

ferner Autrag der I. Fachcommifsion zu der Petition des pensionirten Provinzial-
Strahenaufsehers Avitz zu Weiten, Kreis Saarburg, um Erhöhung feines Ruhegehalts unter
Anrechnungdes Jahres 1871 als Kriegsjahr;

ferner Antrag der I. Fachcommissionzu der Petition der Stadtverordnetenversammlung
zu Kirchberg um Vereinigung der keinen eigenen Kreis bildenden Städte der Rheinprovinz in
Verbindung mit den Landbürgermeistcreienund Gemeinden zu einem Kasscnverbandc,welchem es
obliegt, den in Ruhestand versetzten besoldeten Beamten die ihnen zustehenden Pensionen zu zahlen;

ferner — meine Herren, etwas Ruhe — Antrag der II. Fachcommission zu der Eingabe
des Vorsitzendell des Kreisausschussesdes LandkreisesAachenbetreffs Errichtung einer landwirth-
schaftlichen Winterschulein Eschweiler;
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Antrag der II. Fachcommissionzu dem Antrag des Vorstandes des Bienen- und Seiden -
zuchtuercinsder Nheinprovinz auf Gewähruug eines jährlichen Zuschusses vou 2000 M.;

Antrag der II, Fachcommissionzu dem Bericht des Provinzialausschusses, betreffend
die Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 über die erweiterte Armenpflege in der
Nheinprovinz, insbesondere das Verhältniß des Landarmenuerbandes zu deu Priuat-Irren-
pflegcanstaltcn;

Antrag der II. Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Erhöhung des Pensionssatzes für die Kranken der I. Klasse in den 5 Provinzial-
Irrenanstalten;

Antrag der II. Fachcommissionzn den Etats der Provinzial-Irrcnanstalten zu Andernach,
Bonn, Düren, Grafcnberg und Merzig für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897;

endlich Antrag der II. Fachcommissionzu dem Antrage von Nicsewand auf schärfere
Euntrole der Einfuhr ausländifchen Fleisches.

Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterZweigert.
AbgeordneterZweigert: Ich wollte mir die Anfrage erlauben, wann wir an die Wahl

des stellvertretendenVorsitzendendes Provinzialausfchusses kommenwerden?
VorsitzenderBecker: Die, dachte ich, sollte am Mittwoch vor sich gehen.
AbgeordneterZweigert: Es scheint mir, wenn ich mir einen unmaßgeblichenVorschlag

gestatten darf, vielleichtpraktischerzu sein, die Wahl etwas früher vorzunehmen,da ich höre, daß
Meinungsverschiedenheitenvorhanden sind und es möglicherweisezu einer Vertagung kommen
tonnte, die am Mittwoch doch unangenehm sein würde.

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Wir haben solche Wahlen wie diese in der Regel
am letzten Tage vorgenommen. Ferner hatte ich die Absicht, auf Wunfch und Anregung ver¬
schiedener Herren, Ihnen vorzuschlagen,am Mittwoch vor der öffentlichen Sitzung eine vertrauliche
Besprechungüber diese Angelegenheitanzuberaumen. In dieser vertraulichen Besprechungwürden
doch wohl die Meinungsverschiedenheitenschließlichdurch eine Abstimmuug dahin zum Austrag
komme», daß die Majorität feststände, und dann würden in der öffentlichenSitzung meiner
Meinung nach keine Schwierigkeitenwegen der Wahl mehr bestehen.

Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Mit Rücksicht darauf, daß eine vertraulicheBesprechungvorher

stattfinden soll, ziehe ich meinen Widerspruchzurück.
VorsitzenderBecker: Dann sind die Herren an sich mit der Tagesordnung für morgen

einverstanden und ich fchließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung gegen 3'/2 Uhr.)
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Achte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Dienstag den 7. Mai 1895.

Beginn: 12 Uhr Mittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Petitionen der RheinischenStahlwerke zu Meiderich-Nuhrort,der Kölnische» Maschinenbau-
Aktiengesellschaft zu Köln-Vayenthal und 26 anderer Aktiengesellschaften wegen Befürwortung
der Zulassung der juristischenPersonen, Aktiengesellschaften «. zu den Gemeindewahlen, und
zu der Petition von Lindgens und Genossen zu Beet gegen diese Zulassung der juristischen
Personen zu den Gemeindewahlen.

3. Antrag der I. Fachcommissionzn der Petition des Vereins für die Interessen der Rheinischen
Braunkohlen-Industrie in Köln, daß in Zukunft den juristischen Personen hinsichtlichder
Gemeindevertretung dieselben Rechte zugestanden werden, wie den persönlichen Gemeinde-
Mitgliedern.

4. Antrag der I Fachcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Prouinziallcmdtags (Ständefonds).

5. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat für die erweiterte Armenpflegeauf Grund des
Gesetzes vom 11. Juli 1891 für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

6. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffenddie Abänderung des Reglements vom 10. Dezember 1892 über die Ausführung
des Preußischen Armengesetzcs vom 11. Juli 1891.

7. Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend die Errichtung zweier besonderer Abtheilungen bezw. Lehrkurse für schwach-
begabte taubstumme Schüler,

8. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die zur Ausführung der Beschlüsse des 38. Rheinischen
Provinziallandtags getroffenenAnordnungen.

9. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht des Provinzialausschusses,bezw. dem Rachtrage
zu diesem Berichte, betreffend die zur Ausführung der Beschlüssedes 38. Rheinischen
Provinziallandtags über die Allsgleichungder Einquartierungslast getroffenenAnordnungen.

10. Antrag der 1, Fachcomnnssionzu der Petition des pensionirten Prouinzial-Straßenaufsehers
Apitz zu Weiten, Kreis Saarburg, um Erhöhung seines Ruhegehalts unter Anrechnung des
Jahres 1871 als Kriegsjahr.
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1 1. Antrag der I. Fachcommissionzu der Petition der Stadtverordnetenversammlung zu Kirchbcrg
um Vereinigung der keinen eigenen Kreis bildenden Städte der Rheinprovinz in Verbindung
mit den Landbürgermeistereienund Gemeinden zu einem Kassenverbande,welchem es obliegt,
den in Ruhestand versetztenbesoldetenBeamten die ihnen zustehendenPensionen zu zahleu.

12. Antrag der II. Fachcommissionzu der Eingabe des Vorsitzenden des Kreisausschussesdes
Landkreises Aachen betreffs Errichtung einer landwirtschaftlichen Winterschule in Eschweilcr.

13. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Antrag des Vorstandes des Bienen- und Seidenzucht«
Vereins der Nheinprovinz auf Gewährung eines jährlichen Zuschusses von 2000 M.

14. Antrag der II. Fachcommissionzu dein Bericht des Provinzialausfchusses, betreffend die Aus¬
führung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 über die erweiterte Armenpflege in der Nhein¬
provinz, insbefonderedas Verhältniß des LandarmenverbandcszudenPrivat-Irrenpstegcanstalten.

15. Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erhöhung des Pensionssatzes für die Kranken der I. Klasse in den fünf Provinzial-
Irrenanstalten.

16. Antrag der II. Fachcommissionzu den Etats der Provinzial-Irrcnanstalten zu Andernach,
Bonn, Düren, Grafenberg und Merzig für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

17. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Antrage von Niesewand auf schärferereControle der
Einfuhr ausländifchen Fleisches.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung,
Urlaub hat erbeten und erhalten für heute der Herr Abgeordnete Heuser wegen einer

Sitzung des Bezirksausschusses.
Sonstige Mittheilungen sind vor der Tagesordnung nicht zu machen. Dagegen wünschte

der Herr Landesdirektor vor der Tagesordnung das Wort zu nehmen. Ich ertheile ihm dasselbe.
Landesdirektor Dr. Klein: Ich möchte mir gestatten, meine Herren, eine Aeußerung

klarzustellenbezw. zu berichtigen, welche ich bei Gelegenheit der Berathung des Antrages des
Herrn Obersten von Giese in diesem hohen Hause gemacht habe. Ich habe, um das große
Interesse und die seltene Uneigennützigkeitdes Herrn von Giese bei seinen verdienstvollenUnter¬
nehmungen zum Besten der armen Eifelbewohner zu kennzeichnen,gesagt: Herr von Giese habe
hierbei nicht nur seine persönliche Kraft, seine reichen Erfahrungen und Kenntnisse eingesetzt,
sondern auch sein Vermögen geopfert. Im Anschlüssehieran habe ich ferner zur Bezeichnung
des Ernstes der Situation hinzugefügt, daß im Falle der NichtÜbernahmeSeitens der Provinz
das Werk dem Nuin nahe stehe. Zu dieser Aeußerung war ich dadurch veranlaßt worden, daß
mir mitgetheilt wurde, Herr von Giese werde das Werk stillstellen lassen, wenn die Provinz
dasselbe nicht übernehme, und letztereshabe ich mit dem Nuin gleich erachtet.

Ich kann indessen heute auf Grund authentischerMittheilungen constatiren, daß die von
wir ausgesprochenenBefürchtungen durchaus unbegründet waren. Ich muß auch ferner fagen,
daß, wenn ich den Ausdruck gebraucht habe „das Vermögen opfern", ich dabei nicht daran
gedachthabe, daß das Vermögen des Herrn von Giefe verloren fei, sondern ich habe nur sagen
wollen, daß es in das Werk gesteckt worden ist. Noch weniger habe ich fagen wollen und können,
daß Herr von Giese selbst dem Ruine nahe sei, sondern ich habe nur ausdrücken wollen, daß
das Werk im Falle der NichtÜbernahmenach meiner Ansicht in Schwierigkeiten kommenwürde.
Ich habe überhaupt über den Werth des Werkes selbst ein Urtheil weder abgeben wollen noch
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können, letzteres schon aus dein Grunde nicht, weil mir hierzu die nöthigen thatsächlichen Kenntnisse
der Verhältnisse und des Werkes selbst fehlen.

Ich habe mich dem Herrn Obersten von Giesc gegenüber für verpflichtetgehalten, diese
Erklärung hier abzugeben, um Mißverständnissezu vermeiden.

VorsitzenderBecker: Wir treten dann in die Tagesordnung ein, Erster Gegenstand
der Tagesordnung ist:

„Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend die Petitionen der Nheinifchen Stahlwerke
zu Meiderich-Nuhroit, der Kölnischen Maschinenbau-Aktiengesellschaft
zu Köln-Banenthal und 26 anderer Aktiengefellfchaften wegen Befür¬
wortung der Zulassung der juristischen Personen, Aktiengesellschaften :c.
zu den Gemeindewahlen, und zu der Petition von Lindgens und Ge-
nossen zu Beeck gegen diese Zulassung der juristischen Personen zu den
Gemeindewahlen."

Ich glaube, wir werden mit diesem einen Gegenstand den zweiten verbinden müssen:
„Antrag der I. Fachcommission zu der Petition des Vereins für die
Interefsen der Rheinischen Brauukohleu-Industrie in Köln, daß in
Zukunft den juristischen Personen hinsichtlich der Gemeindevertretung
dieselben Rechte zugestanden werden, wie den persönlichen Gemeinde¬
mitgliedern."

Ich nehme an, daß auch der Herr Referent damit einverstandenist, daß wir diese beiden
Gegenstände verbinden. — Wenn auch Seitens des Hauses kein Widersprucherhoben wird, ver¬
binde ich diese beiden Punkte zu einein Gegenstande und werde zunächst Herrn Oberbürgermeister
Zweigert das Wort zum Referate über beide geben.

BerichterstatterAbgeordneterZweigert: Meine Herren! Die von dem Herrn Präsidenten
genannten Petenten haben verschiedene Anträge gestellt. Einmal ist der Antrag gestellt worden,
daß den sogenannten juristischenPersonen dasselbe Stimmrecht verliehen werden möchte wie den
physischen Personen. Sodann ist der Antrag gestellt worden, daß den juristischenPersonen das¬
jenige Stimmrecht bei den Gemcindewahlen zugestanden werden möchte, welches ihnen in den
östlichenProvinzen und speziell in der Provinz Westfalen zusteht, und welches nicht gleichbedeutend
ist mit dem Stimmrecht der physischen Personen. Nach den Bestimmungen der Städteordnung
der östlichen Provinzen und der Provinz Westfalen haben juristifchePersonen nämlich nur dann
Stimmrecht, wenn sie mehr Steuern bezahlenals die drei Hüchstbesteuertcn des Ortes,

Sodann ist ferner petitionirt über die Frage, wo das Stiminrecht ausgeübt werden foll,
ob au demjenigen Orte, wo die Gesellschaft ihren Sitz hat, wo sie ihre persönlichen Steuern zahlt,
oder an demjenigen Orte, wo sie ihren Betrieb nnterhiilt, Orte, die nicht immer identisch sind.
Es giebt viele Aktiengesellschaften,die in Berlin ihren Sitz haben, während ihr Betrieb im
Rheinisch-Westfälischen Industriebczirk liegt.

Alle diese Petitionen hat die I. Fachcommissioneiner eingehenden Erörterung unterzogen.
Es ist dabei vorab anerkannt worden, und zwar mit voller Einstimmigkeit,daß es ein Anomalie,
ja auch eine Ungerechtigkeitsei, wenn das Stimmrecht der sogenannten juristischenPersonen in
den verschiedenen Provinzen des Staates verschieden geordnet sei, daß es ganz unverständlichsei,
weshalb in den WestfälischenIndustriegemeinden den Aktiengesellschaften unter gewissen Voraus¬
setzungen ein Stimmrccht bei den Gemeindewahleneingeräumt sei, welches den unmittelbar daneben

24
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liegenden RheinischenIndustriegemeinden abgeht. Andererseits wurde aber anerkannt und aus'
gesprochen, daß der Antrag, den Aktiengesellschaften im Nheiulande das Stimmrecht der physischen
Personen einzuräumen, viel weiter gehe, als die Bestimmungen der übrigcu Städeorduungen, daß
daher höchstens der Antrag des Prouinzialausschussesiu Frage kommcu könnte, welcher auf der
DrucksacheNr. 5 vorliegt, daß man dasjenige Stimmrecht den Aktiengesellschaften einräumen
möchte, welches sie iu der Provinz Westfalen haben. Drittens aber wurde erwogen, daß diese
Frage eine rein politischeFrage ist. Es wurde klar von einer Seite ausgesprochen,das; zweifellos
durch die Einführung des Stimmrechts der Aktiengesellschafteneine große Verfchiebung in den
Listen der Gemcindcwähler herbeigeführt werde» würde. In welchemUmfange dies geschehe,
lasse sich ohne eine ausführliche Grundlage und eine ausführliche Statistik gar nicht übersehen,
jedenfallsaber könne die Einräumung des Stimmrechts von den allerfchwerwiegendsten Folgen für
die Zusammensetzungder einzelnen Gemeindevertretungensein. Es war daher nicht zu umgehen,
in der Eommission auf die Frage einer richtigen Construktion eines Gemeindcwahlrcchts über¬
haupt einzugehen, und wenn auch die desfallsigeu Gesichtspunkte nur kurz gestreift wurden, so
glaube ich doch als Referent verpflichtet zu fein, die einzelnenAndeutungen, die nach diefcr
Richtung hin iu der Commifsion gemacht worden sind, zu wiederholen. Von der einen Seite
wurde gelteud gemacht, daß die Einräumung eines Stimmrechtes an die juristifchen Personen das
Wahlrecht in den Gemeinden, ,uie der Ausdruck heißt „plutokratischer" gestalten würde. Von
der anderen Seite wurde dagegen erklärt, daß, so lange einmal das Gemeiudcwcchlrechtauf der
Steuerfähigkeit uud auch auf der Steuerleistung beruhe, eine in gewisser Hinsicht plutokratische
Gestaltung des Gemeindewahlrechtsgar nicht zu umgehen sei.

Es wurde sodann in eine Kritik desjenigen Wahlgesetzeseingetreten, welches seiner Zeit
vom Abgeordneteuhausebereits angenommen war, aber an dem Widerspruch des Herrenhauses
scheiterte. Es wurde dabei geltend gemacht, daß das damalige Wahlgesetzzweifellos eine Un¬
gerechtigkeit insofern enthalten habe, als es bestimmte, daß Steuern, die gar nicht bezahlt wurden,
angerechnet werden follten, daß aber Steuern, die thatsächlich bezahlt wurden, uicht oder weuigsteus
uicht ganz anzurechnenseien. Es müsse daher auf anderein Wege eine Lösung der Wahlrcchts-
frage speziell für die Gemeinden gesucht werden. Das früher vom Abgeordnetenhaus«: angenommene
Gesetz könne als eine glückliche Lösung nicht bezeichnet werden. Als eine richtige und gangbare
Lösung wurde dagegen von einer Seite bezeichnet die Herstellung einer größeren Anzahl von Ab¬
theilungen als die drei bisherigen. Es wurde hervorgehoben, daß die alte Einthcilung der
Wähler iu drei Abtheilungengewissermaßennur noch eine historische Berechtigung habe, daß man
mit diesem Grundsatz brechenmüsse, daß man mehr, 4, 5, ja 6 Abtheilungen machen müsse, um
auf diefe Weife zu ermöglichen, daß einerseits die Wähler mit der Summe der von ihnen auf¬
gebrachten Steuern in die Listen aufgenommen würden, und daß trotzdem die plutokratifche
Gestaltuug des Wahlrechts vermieden würde.

Alle diese Fragen, meine Herren, haben wir, wenn auch nur gestreift, so doch iu der
Commissioneiner Erörterung unterzogen, und wir sind dabei zu der Ueberzeugung gekommen,
daß die Petitionen so wie sie von den einzelnen Petentcu an das hohe Haus gerichtet sind, und
auch die Gegenpetition aus Veeck, welche sich für die Vcrsagung des Wahlrechts ausspricht, weder
die eine noch die andere eine Berücksichtigungverdiene. Bestehen bleibe lediglich die Anomalie
und die Ungerechtigkeit, daß juristische Personen in Westfalen ein Wahlrecht haben, in den Rhein
landen aber nicht. Diese Anomalie, diese Ungerechtigkeit wollte die Commissionanerkennen, wie
sie aber beseitigt werden soll, ob auf die Weife, wie die Sache in der Provinz Westfalen geordnet-
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ist, oder auf eine der anderen von mir ganz kurz angedeuteten verschiedenen Arten, darüber
glaubte die Commissionein bestimmtes Urtheil nicht abgeben zu können. Sie hat daher beschlossen,
die Petitionen dem Prouinzialausschuh zu überweisen mit dein Ersuche», dem Herrn Landtags-
commissar die Petition zu übergeben, damit der letztere bei der Staatsregierung die Auffassung
des Landtags geltend mache, daß eine Beseitigung der vorhandenen Verschiedenheitenin der
Gesetzgebung nothwendig sei, und zwar in der Richtung, daß auch den juristischen Personen in
den Nheinlanden das Wahlrecht ertheilt werde, nicht aber nach der umgekehrtenRichtung, die
auch möglichgewesenwäre, daß in den übrigen Provinzen ihnen das Wahrecht entzogenwerden
möge. In welcherWeise aber den juristischenPersonen das Wahlrecht eingeräumt werben soll,
darüber soll absichtlich ein Urtheil nicht gegeben werden; vielmehr ist nur gesagt worden, daß
dies zu geeigneter Zeit geschehen möge, wenn nämlich die Reform des Wahlrechts überhaupt
in Angriff genommen wird, die ja alle politischen Parteien und die weitesten Kreise in erheblicher
Weise aufregt, und die nach der Ansicht ihrer Commission keine Eile hat, — sondern daß dies
in geeigneter Weise geschehen möge, d. h. unter Vermeidung der sogenannten plutokrntischen
Tendenzen und unter Wahrung der Gerechtigkeit,die bei einem auf Steucrleistung beruhenden
Wahlrecht mehr als sonst erforderlichist.

Ich beantrage daher Namens der Fachcommission,Sie möchtensich dem auf der Druck-
sache Nr. 48 vorliegendenAntrag der Fachcommissionanschließen.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat zunächst der Herr AbgeordneteLueg-Obcrhauscn,
AbgeordneterLueg-Oberhausen: Meine Herren! Ich bitte im Gegensatz zu den Aus¬

führungen des Herrn Referenten, nicht den Antrag der I. Fachcommission,sondern den weiter¬
gehenden Antrag des Provinzialausschusses anzunehmen. Wie Sie aus den Ausführungen des
Herrn Referenten und aus der Vorlage Nr. 5 des Provinzialausschussesentnommen haben, besteht
zwischen der Nheinprovinz und den übrigen Provinzen bezüglich des Wahlrechts in Communal¬
angelegenheiteneine große Verschiedenheit. Während in den übrigen Provinzen, besonders auch
in der Provinz Westfalen den juristischen Personen und Aktiengesellschaften ein Wahlrecht in
Communalangelegenheitenunter bestimmten,allerdings schwer zu erfüllenden Cautelen zugebilligt
ist, ist solches in der Nheinprovinz nicht der Fall, und man sollte daher annehmen, als ob den
juristischenPersonen in der Rheinprovinz eine gewisse Minderwerthigteit innewohnt, Das alte
Sprichwort: „Wer will mit rathen, soll auch mit thaten", ist in der Rheinprovinz vollständig
auf den Kopf gestellt.

Meine Herren! Weshalb diese Verschiedenheitenzu Tage getreten sind zwischen den
Verhältnissen hier und in Westfalen, darüber giebt einigermaßen der Bericht des Prooinzial-
ausschussesAufschluß. Es ist schon damals im Jahre 1850 bei der Berathung der Städte¬
ordnung für die östlichen Provinzen von dem Berichterstatter der Commissionhervorgehoben
worden, daß es der Gerechtigkeit entspreche,Personen, moralischeoder physische,welche Kraft
eines Gesetzes einen großen, vielleicht den größten Theil der Communallasten zu tragen haben,
nicht ganz von den Gemeindewahlen auszuschließen, wenn sie auch ihren Wohnsitz nicht im
Gemeindebezirkhaben. Dem gegenüber wurde schon damals einem BedenkenAusdruck gegeben,
daß die juristischenPersonen leicht eine doppelte Stellung erlangen könnten, die den Interessen
der Gemeinde gefährlich weiden könnte. Die Commifsion hat zwar damals diese Bedenken
gewürdigt, hat aber geglaubt, unter Herstellung der mehrfacherwähnten Cautelen darüber hinweg
gehen zu können, und hat das Wahlrechtden betreffenden Personen zugebilligt. Später, bei Erlaß
der Gemeinde- und Städteordnung für die Rheinprovinz, im Jahre 1856, ist das Bedenken
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wieder aufgetauchtund als so schwerwiegend erachtet, dah das Wahlrecht den juristischen Personen
nicht zugebilligt wurde. Nun, meine Herren, wenn die Bedenkenin Wirklichkeit so außerordentlich
schwerwiegend wären, wie seiner Zeit angenommen, dann mühten dieselben, nachdemdas Wahl¬
recht für juristische Personen über 40 Jahre in der Provinz Westfalen besteht, doch offenbar in
ganz schroffer Form zu Tage getreten fein.

Meine Herren! Das ist aber nicht der Fall. Wenn den juristischenPersonen, den
Aktiengesellschaften «. nunmehr dem Antrage des Prouinzialausschusscsentsprechend das Wahlrecht
zugebilligtwürde, so würden zweifellos — das bestreite ich gar nicht — in einzelneuGemeinden
gewisse Verschiebungeneintreten. Aber lediglich aus Furcht vor diesen Verschiebungendeshalb
einen Zustand bestehen zu lassen, der meines Erachtens nicht der Gerechtigkeit entspricht, das
scheint nur nicht richtig zu sein.

Außerdem, meine Herren, halte ich es für gar nicht so gefährlich, wenn in einzelnen
Gemeindenmit hoch entwickelter Industrie, wo vielleicht die Industrie 30, ja bis 80 Prozent — wie
Sie aus der Statistik der Vorlage des Prooinzialausschusfes ersehen haben — der Commuual-
lasten trägt, dieselbe wirklich in der ersteil Abtheilung die Majorität hätte und in Folge
dessen die Wahlen dieser Abtheilung beherrschenwürde. Mir erscheint solches nicht so schlimm
wie der gegenwärtige Zustand, wo die Industrie den größten Theil der Commuuallasten tragen
muh, aber bei den Wahlen nicht mitzusprechen hat, wo die Wahl und die ganzen communalen
Angelegenheitenvon Persönlichkeitengeleitet werden, die fast nichts bezahlen und fehr häusig
die Interessen der Gemeinden weniger gut vertreten können und werden, wie der betreffende
Industrielle.

Meine Herren! Ich glaube, wenn die juristischePerson, die Aktiengesellschaft das Wahl¬
recht mit ausüben kann, fo wird sie um so freudiger für die Gemeindeangelegcnheiteneintreten,
da ja von vorneherein der Industrielle an geordneten Gemeindeverhältnissendas allergrößte
Interesse hat. Lediglich, meine Herren, aus Furcht, daß die Industrie hin und wieder in der
Gemeindevertretung eine mahgebcnde Stellung erwirbt, den häufig intelligentesten Theil der
Gemeindebcvölkeruugvon der Wahl auszuschließen, halte ich nicht für richtig und nützlich. Ich
glaube auch nicht an die Gefahr, daß vielfach auswärtige Einflüsse die Gemeindeangelegcnheiten
in unberechtigterWeise beherrschen würden. Die Industrie bedarf felbstständige und intelligente
Beamte, Männer, welche sich nicht ohne Weiteres an der Strippe dirigiren lassen. Das bestärkt
mich in der Auffassung,daß folche Leute nicht gegen die Interessen der Gemeinden auftreten und
handeln werden. Aber, meine Herren, ich glaube, auch im confervativen Interesse wäre es
wünschenswcrth, wenn die Werke auf die Gemeindewahlen einen bestimmtenEinfluß ausüben
könnten, da andererfeits die Befürchtung nicht abzuweisenist, daß die III. und II. Abtheilung in
vielen Gemeinden mehr und mehr in sozialdemokratischeHände gelangen wird. In der Commission
war auch die Meinung vertreten, daß die beabsichtigteAusdehnung des Wahlrechts eine gewisse
Gefahr für die Landwirthfchaft im Gefolge habe. Das scheint mir gleichfalls nicht richtig zu
sein. Ich erkenne gern an, daß die Landwirthschaft sich znr Zeit in einer Nothlage befindet,
und dah dieselbe Berücksichtigungin jeder Weise in Anspruch nehmen kann Aber, meine Herren,
der Nothstand der Landwirthschaft ist in den Gemeinden am stärksten, wo keine Industrie ist;
wohingegenin Gemeinden, welche mit Industrie durchwachsensind, der Nothstand wesentlichab¬
geschwächt erscheint, und in Gemeinden mit hoch entwickelter Industrie überhaupt kein Nothstand
vorhanden ist, vielmehr vielfach das Gegentheil der Fall ist. Also auch nach dieser Richtung
scheinen mir die Bedenkennicht stichhaltig.
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Und wenn endlich die Verleihung des Wahlrechts die Consequenz haben sollte, daß
vielleicht in diesem hohen Hause einige Vertreter der Industrie und des Bergbaues einziehen
würden, dann glaube ich auch nicht, daß das Ansehen und die Intelligenz dieses Hauses darunter
leiden würden.

Meine Herren! Bei Erlaß der Städte- und Gemcindeordmingin, Jahre 1856 war der
Kreis derjenigen Personen, welche durch Vcrsngung des Wahlrechts von der Wahl ausgeschlossen
wurde, ein verhältnißmäßig kleiner. Dieser Kreis hat sich im Lanfe der Jahre immer mehr und
mehr erweitert und wird sich wahrscheinlichnoch mehr erweitern; denn in Folge des scharfeil
Wettbewerbes, welchen die Industrie zu bestehe» hat, ist es erforderlich,daß große Kapitalien sich
mehr und mehr zusammenschließen, um diesen Wettbewerb erfolgreichaufrecht zu erhalten. Es ist
das eine Thatsache, welche vielleicht zu beklagenist, aber nicht bestritten werden kann.

Meine Herreu! Ihr Ausschuß hat, als ihm die Petition von zahlreichen industriellen
Werken und von der Vertretung unseres NiederrheinischenBergbaues zugegangen, sich sage»
»nissen, daß diese Petition einer gewissen Berücksichtigungwerth sei. Unter dieser Petition
befinden sich Namen aus unserer Rheinischen Industrie, worauf die Provinz stolz sei» kann;
denn die Erzeugnisse dieser Industrie haben sich einen Ruf uicht nur in unserem Vaterlaude,
sondern in der ganzen Welt errungen. Es ist aber auch weiter bekannt, daß ein großer Theil
dieser Werke nicht vo» engherzigen Gesichtspunkte»ausgeht, daß dieselbenvielmehr in humanitärer
Beziehung stets zn Opfern sich bereit gezeigt und vielfach Leistungen auf sich gc»omme» habe»,
welche weit über ihre Verpflichtungenhinausgehe». Ma» hat sich gefagt, wenn solche Verbände
das Verlange» stellen, ausgehend von dem Grundsätze: „Was dem Einen recht ist, ist dem
Anderen billig", da soll man ihnen gerecht werden. Dieser alte Nechtsgrundsatzist auch hier in
der Rheinprouinz stets hochgehalte»,uud so hoffe ich auch, daß Sie i» Bethätigung dieses Grund-
satzes auch «»erkennen werden, daß es richtig ist, den Antrag des Provinzinlansschusseöan¬
zunehmen, was ich Ihnen hiermit dringend empfehle»möchte.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich bedaure sehr, den Ausführungen meines

verehrten Herrn Nachbarn nicht zustimmenzu tonnen, Ich stehe vielmehr auf dein Standpunkt,
den der Herr Berichterstatter Ihnen soeben dargelegt hat und zwar nach Maßgabe der Auslegung,
die er dem Beschlusse der Commissiongegebenhat. Ich bin nicht dafür, daß das Wahlrecht der
juristischenPersonen unbedingt auszuschließensei. Aber ich bin doch der Ansicht, daß man an
die Gewährung dieses Wahlrechts erst im geeignetenZeitpunkte herautrelen möge, das heißt zu
einem Zeitpunkte, wenn es überhaupt einmal zu einer Reform des Commnnalwahlrechtskommt,
Soda»» muh dieses Wahlrecht i» geeigneter Weise geregelt werden, das heißt nicht in der Weise,
daß durch das Wahlrecht der juristischenPersonen und der Aktie»gesellschaften das Wahlrecht
der eingesessenen Bewohner aufgehoben oder fönst wesentlich alterirt wird. Wie das geschehe»
soll, das ist Sache des Staates, Der Beschluß der Eommission, welcher Ihnen vorgelegt wird,
hat daher eigentlicheinen bestimmtenInhalt nicht, er überläßt dieses der Staatsregierung und
meines Trachtens mit vollem Rechte, Denn, meine Herren, um zu einer bestimmten Ansicht
überzugehen, in welcher Weise dieses Wahlrecht geregelt werden soll, dazu bedarf es doch ganz
anderer Unterlagen, als diejenigen, welche uns bis jetzt vorgelegt sind. (Sehr richtig!)

Und das muß ich auch gegen die Ausführungen des Herrn Lueg anführen. Meine
Herren! Wenn wir für die ganze Provinz hier das Wahlrecht der Aktiengesellschaftenund juristischen
Personen regeln wollen, und zwar so regeln wollen, wie es in Westfalen geregelt ist, was ja
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Herr Lueg beantragt, dann müssen wir doch für die ganze Provinz die Unterlagen haben, welche
uns für eine solche Regelung des Wahlrechtes Anhalt bieten

Meine Herren! Ich mache Sie aufmerkfam auf die große und erhebliche Tragweite,
welche der Antrag Lueg haben würde. In jeder Gemeinde, wo eine Aktiengesellschaft,eine
juristischePerson existirt, würde sie sofort das Wahlrecht erlangen, wenn sie seit einem Jahr
dieselbenSteuern zahlt wie einer der drei Höchstbesteuerten.

Meine Herren! Das bedeutet für große Städte wie für kleiue Gemeinden eine voll¬
ständige Umwälzung des Wahlrechtes. Wenn ich zum Veifpiel die Stadt Düsseldorf betrachte,
so werden durch die Einführung dieses Grundsatzes vielleichtein halbes Dutzend oder ein Dutzend
Aktiengesellschaften mit dem Wahlrecht in die erste Klasse kommen, und die erste Klasse, welche
jetzt etwa 160 Wähler zählt, würde um Dutzende, vielleicht um ein volles Hundert Wahlberech¬
tigter gekürzt und es würden diese alle in die zweite Klasse herabgedrücktweiden.

Meine Herren! Nun bedenken Sie auch noch, daß ein großer Theil der Aktionäre Aus¬
länder sind. Mir sind Gemeinden bekannt, wo Aktiengesellschaften bestehen,die ausschließlichvon
Ausländern gehalten werden, wo der Direktor ein Deutscher ist, und wo der Direktor, wenn die
Gesellschaftdas Wahlrecht bekommen würde, allein in der ersten Klasse wählen und dort die
sämmtlichenWahlmänner der ersten Klasse bestimmenwürde.

Meine Herren! Das sind Verhältnisse, die, wie ich glaube, keiner von uns wird herbei¬
wünschenkönnen. Namentlich können wir uns in diese Frage nicht hineinstürzen, ohne das sorg¬
fältige aktemnäßige Material zu bekommen. Ich mache nun dem Herrn Landesdirektor und dem
Ausschuß durchaus kciuen Vorwurf, daß sie uns dieses Material bloß bezüglich der Zechengebiete
gebracht haben. Für die anderen Gebiete der Rheiuprouinz konnte der Ausschuß schlechterdings
das Material nicht beschaffen.Das ist Sache der Staatsregierung. Meine Herren, das Material
ist zu umfangreich, es muh so genau gesichtet und so genau durchgearbeitetwerden, daß ich nicht
glaube, daß einer von uus Lust hat, den Spruug in's Dunkle zu macheilund nun nach Analogie
der westfälischeil Zustände hier den Aktiengesellschaften ein neues Wahlrecht zu geben

Aber, meine Herren, ich führe einen prinzipiellen Gesichtspunktnoch an. Die juristischen
Personen und die Aktiengesellschaften erwerben das Vermögen doch nicht für sich als juristische
Personen, sie vertheilen das Vermögen doch an die Aktionäre, (Sehr lichtig!) und wenn die
Aktionärein der Rheinprovinzwohnen und in einer Gemeindestimmberechtigtsind, so kommt dieses
Vermögen, was sie aus der Gesellschaft beziehe», ihrem Stimmrecht zu Gute. Alfo das Einkommen
der Aktiengesellschaft wirkt schon auf das Stimmrecht von zahlreichenAktionären. Wollen Sie der
Gesellfchaft noch ein Wahlrecht zugleich geben, so wäre das ein doppeltes Recht, und, meine
Herren, das ist ja auch ein Gesichtspunkt,der gegen die Sache spricht.

Aber, meine Herren, ich habe wesentlich das Wort ergriffen, um hier die allgemeine
Frage kurz zu erörtern, ob es angezeigt ist, daß der Prouinziallaudtag jedesmal, wenn irgend
welche Interessenten hier an uns herantreten, um die Aenderuug eines Gesetzes herbeizuführen,
veranlaßt und verpflichtetist, nun in die Frage hineinzusteigen,und sofort eine bestimmte Stellung
zu nehmen. Natürlich, wenn uns die KöniglicheStaatslegierung einen Gefetzentwurfvorlegt mit
der Aufforderung, ihn zu berathen, dann sind wir dazu verpflichtet. Dann wird uns eben auch
gewöhulich die Unterlage gegeben, worauf sich diese Begutachtung stützen kann. Ebenso ist es,
wenn es sich um eine Gesetzesveränderunghandelt, welche den Provinzialverband als solchen angeht,
welche aus der Initiative des Prouinziallandtagcs hervorgeht. In solchen Fällen können wir uns
mit vollem Recht an die Königliche Staatsregierung wenden uud sie eventuellbitten, eine Gesetzes-
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änderung eintreten zu lassen. Aber, meine Herren, wenn irgend welche Interessenten in der ganzen
Nheinprovinz irgend welche Gesctzesänderungverlangen, namentlichGesetzesänderungen,die wesent¬
lich, wie auch der Herr Berichterstatter richtig ausgeführt hat, auf politischein Gebiete liegen —
sind wir dann verpflichtet, nun das Material zu beschaffen,in diefe Frage hineinzusteigenund
ein Votum abzugeben?

Meine Herren! Speziell was das Communalrecht angeht, so haben noch ganz andere
Leute Schmerzen, wie die Aktiengesellschaften,Mit diesem Wahlrecht sind ja sehr Viele
nicht einverstanden. Wenn nun aber diese verschiedenen Leute hier an uns herankämen, der
Eine diese, der Andere jene Abänderung des Gemcindewahlrechtsvorschlagen wollte, — würden
wir denn genöthigt sein, nun auf diese Frage einzugehen, sie jedesmal zu erörtern und dazu
Stellung zu nehmen?

Und weiter, meine Herren, wenn es heute der HandelskammerTrier einsiele, bei uns
zu beantragen, wir sollten uns gegen den Gesetzentwurfwenden, der die Communalbesteurungdes
Weines vorsieht — meine Herren, sollen wir uns da sofort auf Grund dieser Petition an die
Staatsregierung wenden und bezüglich dieses GesetzentwurfesStellung nehmen? Oder wenn die
Vertreter der Eonsumvereine sich an uns wenden und vetitwniren, man mochte dahin vorstellig
weiden, daß die Besteuerung der Eonsumvereineabgeändert werde — ja, meine Herren, wenn
wir auf alle Bitteu dieser Herren Interessenten eingehen, jedesmal hier gesetzlicheVorarbeiten
machen und dann hier Stellung nehmen sollten, dann würde schließlich dieser Provinziallandtag
ein reines Vorparlament werden; dann würden schließlich in diese friedlichen Säle alle politischen
Fragen, welche die Außenwelt bewegen, hineingetragen werden.

Ich würde es also für meine Person am liebsten sehen, wenn der Provinziallandtag
einfach beschließen würde: Wir finden uns nicht veranlaßt, zu diefer Petition Stellung zu uehmen,
wir lehnen es ab, darauf einzugehen, um dadurch auch für zukünftige Fälle ein gewisses
Präcedens zu schaffen Ich sage, wir müssen uns in dieser Beziehung beschränken. Wenn die
Staatsregierung uns Gesetzentwürfevorlegt, oder wenn es sich um Gesetzeutwürfchandelt, die
die eigentlichenAufgaben des Provinziallandtages betreffen, dann werden und müssen wir uns
dieser Mühewaltung unterziehen, aber, meine Herren, nicht, wenn jeder beliebigeInteressent an
uns herantritt und irgendwelcheGesetzesänderungverlangt

Meine Herreil! Ich mahne Sie, in dieser Beziehung vorsichtigzu sein und in Zukunft
wenigstens zu sagen, wenn es sich nicht um Gesetze handelt, die die Provinz als solche berühren,
wir finden uns nicht veranlaßt, auf die Sache einzugehen. (Bravo!) Bei der gegenwärtigen
Sachlage aber bin ich, wie ich bereits hervorgehobenhabe, mit dem Antrage der Commissionin
dem Sinne einverstanden, in welchem er von dein Herrn Berichterstattererläutert worden ist, bezw.
in dem Sinne, in welchem ich ihn im Eingang meiner Rede erläutert habe. (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
LandesdirektorDr. Klein: Ich mochte nur zur Rechtfertigungdessen, was der Provinzial-

ausschuß in dieser Sache gethan hat, hervorheben, daß der vorige Provinziallandtag beschlossen
hat, diese Petition dein Provinzialnusschuß zur Bearbeitung und weiteren Berichterstattung zu
überweisen, sodah wir lediglich den Auftrag des Provinzialnusschussesausgeführt haben (Zurufe:
des Landtages!) — des Landtages ausgeführt haben.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteSeroaes.
Abgeordneter Seruaes: Meine Herren! Ich habe mich zum Wort gemeldet, um den

Antrag, den eben der Herr AbgeordneteLueg gestellt hat, zu unterstützen.
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Was zunächst die Frage betrifft, ob der Provinziallandtag ein Interesse an der betreffenden
Petition habe, die vom Herrn AbgeordnetenFritzen aufgeworfenwurde, fo ist sie ja schon durch
die Erklärung des Herrn Landesdirektors erledigt. Ich glaube aber auch, daß die Sache anders
liegt bei Petitionen, die allgemeine Gesetze betreffen, in denen gleiche Bestimmungen für den
ganzeil Staat vorhanden sind, als in dem Falle, wo es sich um Bestimmungen handelt, die in
den einzelnenProvinzen verschieden sind. Wir haben hier den Fall, daß in allen Provinzen
unseres Staates ein gewisses Wahlrecht der juristischenPersonen bei communalenWahlen besteht
und nur in der Nheinvrovinz nicht. Deswegen liegt es in diesem Falle wesentlich im Interesse
der Provinz, eine Gleichstellungmit den anderen Provinzen herbeizuführen. Wenn es sich um
eine Petition gegen ein allgemeingültiges Gesetz handelte, so würde ich Herrn Fritzen darin Recht
geben, daß das weniger Sache des Prouinziallandtages, als vielleicht Sache des Abgeordneten¬
hauses wäre.

Was nun die Berechtigung der juristischen Personen zur Theilnahme an communalen
Wahlen anbetrifft, so ist ja vom Ausschusse sowohl als auch von der Commissionanerkannt, daß
es eine Ungerechtigkeit ist, daß die Nheinvrovinz in dieser Beziehung ungünstiger gestellt ist, als
andere Provinzen dieses Staates, und daß ein Weg gefunden werden muß, um dicfe Ungerechtig¬
keit zu beseitigen.

Nun besteht auf der einen Seite der Antrag des Ausschusses und auf der anderen
Seite der Antrag der Commission. Ich muß gestehen, daß ich mehr für den Antrag des Aus¬
schusses stimme, weil er doch positiver dasjenige ausspricht, was nicht blos der Wunsch der
Petenten, sondern auch die Anschauungsehr Vieler in diesem Hause ist, während der Antrag der
Commissiondie Sache etwas verwässert und auf die lange Nahn zu ziehen scheint. Es ist der
Antrag des Prouinzialausschusses ja auch kein positiver, der eiue bestimmte Forderung aufstellt,
sondern er geht auch nur dahin, die Staatsregierung zu ersuchen, diese Sache zu geeigneter
Zeit zu erwägen und dann eben die Ungleichheitenzwischen Westfalen und Rheinland in der
Weise zu beseitigen,daß die Bestimmungen, wie sie jetzt für juristischePersonen in Westfalen in
Beziehung auf die Theilnahme an Gemeindewahlen Geltung haben, auch für die Rheinprovinz
Anwendung finden.

Der Antrag enthält also nur eine Hinweisnng auf den Weg, den man eingefchlagenzu
fehen wünscht, und bleibt es der Negierung überlassen, in ihrer eventuellenGesetzesvorlagevor¬
zuschlagen, was sie will. Für die Sache selbst ist es sicherlich besser, einen positiven Hinweis zu
machen, als nur im Allgemeinenzu sagen, wir wünschenzur geeignetenZeit in geeigneterWeise
eine Abänderung des jetzigenZustandes, Ich hoffe, Sie stimmen mir Alle darin bei, daß es
eine Ungerechtigkeitist, daß diejenigen juristischen Personen, die in manchen Kreisen den bei
weitem größten Theil der Lasten zu tragen haben, absolut nichts bei der Bestimmung der Aus¬
gaben :c, im Kreise mitzusprecheu haben. Daß das beseitigt werden muß, unterliegt für mich
keinem Zweifel.

Ich habe mich aber auch zum Worte gemeldet, weil in dem Antrage der Commifsion
die Petition einzelner Landwirthe aus der Gemeinde Beeck erwähnt worden ist, die auf die Ver¬
hältnisse in der Gemeinde Beeck Bezug nimmt und speziell die Gesellschaft Phönix erwähnt, an
deren Spitze zu stehen ich die Ehre habe, Meine Herren! Die Sache liegt hier so. Das durch
CommunalsteueraufzubringendeDefizit der Gemeinde Beeck stellt sich im vorigen Jahre im Ganzen
auf rund 235 000 M. Vou diesen, Communaldefizit von 235 000 M. hat meine Gesellschaft
allein die Kleinigkeit von 92 500 M. bezahlt, also ungefähr 40"/« des gefammtenDefizits. Und
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die Gesellschaft hat nicht ein Wort bei der Bestimmung der Höhe der Communalumlage oder bei
der Festsetzung der Ausgaben, die dieser zu Grunde liegen, mitzusprechen. Das ist doch ein
Uebelstand, der sehr tief eingreift, besonders wenn es in solche Summen geht, wie ich eben an¬
führte, Summen, die sich noch wesentlich erhöhen können, wie denn schon der durch Communal-
steuern aufzubringende Betrag für das Jahr 1895/96 auf über 300 000 M, gestiegen ist. Die
Gesellschaft Phönix wird also davon wahrscheinlichüber 40«/«, d, i. circa 120 000 M,, an
Communalsteuerzu bezahlen haben und hat nichts dazu zu sagen und nichts von der Gemeinde
dafür zu erwarten. Ich glaube, das sind doch Zahlen, die dringend dafür sprechen, dah eine
Abänderung geschaffen werden muß. Wenn nun angeführt worden ist, daß die Gefahr vor¬
handen sei, daß die Mehrheit im Gemeinderathe sich schließlich aus Vertretern der Industrie zu¬
sammensetzen würde, so liegt das doch wohl noch in sehr weiter Ferne, denn augenblicklichsind
in dem Gemcindcrathe von Beeck, der im Ganzen aus 38 Mitgliedern besteht, nur 5 Personen,
die Beamte der Gesellschaft Phönix sind; die Personen, die der Firma W. Grillo in Hamborn
oder H. Horloh« in Laar nahe stehen, und durch diese Firmen resp, deren Inhaber, die als
Privatleute das volle Wahlrecht wie jeder andere Berechtigte ausüben, in den Gemeinderath
gewählt sind, die können doch nicht als Vertreter der juristischenPersonen mitgerechnet werden,
Einstweilenist jedenfalls noch eine Majorität von 25 ländlichen Mitgliedern gegen vielleicht 13 Ver¬
treter der Industrie in dem Gemeinderath vorhanden, also eine Gefahr des Ueberstimmtwerdens
liegt für die ersteren nicht vor.

Ich bitte Sie, in Rücksichtdieser Verhältnisse den Antrag Ihres Ausschusses resp, den
Antrag Lueg anzunehmen, der eben etwas positiver den Wünschen entgegenkommt,als es der
Antrag der Commissionthut.

VorsitzeuderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteLindemann.
AbgeordneterLinde mann: Meine Herren! Ich gestatte mir in einer kurzen Bemerkung

Ihnen auch an der Hand der Erfahrungen, die ich hier und im nachbarlichenGebiet in der
Communaluerwaltung gemacht habe, zu empfehlen, den Antrag Ihrer Commission anzunehmen.
Ich behaupte mit aller Bestimmtheit, daß hier im Saale sehr wenige Herren in der Lage sind,
überhaupt zu übersehen, wie die Einführung der Bestimmungen für das Wahlrecht, wie sie jetzt
in Westfalen geltend sind, bei uns bezüglich der Zusammensetzungder Wahlkörper wirken würde.
Meine verehrten Herren! Nicht mit Unrecht ist diese Bestimmung, wie sie für Westfalen gilt, von
Anfang an als eine Anomalie bezeichnet worden. Wenn der geehrte Herr Vorredner meint, es
müßte eine Gleichmäßigkeithergestellt werden in Bezug auf die Wahlberechtigung juristischer
Personen im Lande, dann könnte man vielleichtviel richtiger auf die letzte gefetzlichcFestsetzung
des Wahlrechtes der juristischenPersonen, der Forensen und der Frauen und Minderjährigen
exemplifiziren, wie sie durch die Landgemeindeordnung für die sechs östlichen Provinzen statt¬
gefunden hat. Das ist die Auffassung,wie sie in der letzten Zeit bei den gesetzgebendenFaktoren
herrschend gewesen ist, wonach allerdings den juristischenPersonen und mit ihnen zugleich auch
den Frauen und Minderjährige»: ein gewisses Wahlrecht eingeräumt wird, aber ohne, daß sie in
dieser exorbitanten Weise berücksichtigtwerden, in der Weise, daß die Wählerschaft in Ab¬
theilungen getheilt wird, und daß unter Umständen sie in die Lage kommen können, eine ganze
Abtheilung allein zu beherrschen. Es ist dort die Bestimmung getroffen, daß alle Wähler gleich
berechtigtsind und nur bestimmteWähler zwei, drei und vier Stimmen auszuüben haben. Also
Sie sehen, diese Bestimmung weicht sehr ab von derjenigen, die heute uns anzunehmen empfohlen
wird, und es ist mir daher einigermaßen auffallend, warum nicht auf diese Bestimmuug, die
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zuletzt von den gesetzgebenden Faktoren eingeführt ist, exempliftzirtworden ist, und warum man
nicht die Annahme dieser Bestimmung vorschlägt.

Nun gestatte ich mir, darauf hinzuweisen,meine verehrtenHerren, daß die Bestimmung,
daß die juristischenPersonen dann wahlberechtigtsind, wenn sie sowohl au Staatssteuer wie an
Gemeindesteuermehr zahlen als einer der drei höchstbesteuerten Einwohner der Gemeinde außer¬
ordentlichwenig Anwendung gefunden hat, denn die Voraussetzung traf früher fast nie zu. Sie
wissen, die Aktiengesellschaften bezahlten früher keine Staatseinkommensteuer. Also, sie mußten,
um wahlberechtigtzu sein, blos an Gewerbesteuerund an Grundsteuer soviel zahlen wie einer der
höchstbesteuerten Einwohner. Das kam fast nie vor, insbesondere waren die Gewerkschaften nie
wahlberechtigt, denn diese zahlten keine Einkommensteuerund auch keine Grundsteuer, und die
Vergwerkssteuer kam nicht in Betracht. Infolge dessen stand diese Bestimmung in Westfalen
größtentheils nur auf dem Papier. Jetzt hat sich das geändert. Gegenwärtig ist die von der
Aktiengesellschaft gezahlte Gewerbe- und Grundsteuer keine Staatssteuer mehr, sie bezahlt aber
jetzt Einkommensteuer. Infolge dessen können die Aktiengesellschaften nur dort wählen, wo sie
Einkommensteuerbezahlen, und wenn sie Einkommensteuerzahlen. Die staatliche Einkommen¬
steuer wird nur bezahlt von dem Neineinkommennach Abzug von 3'/2«/<, des Kapitals, Aktien¬
gesellschaften, die nur 3'/2°/<> Dividende zahlen, brauchen daher keine Einkommensteuerzu ent¬
richten und werden niemals wahlberechtigt. Wenn die Gesellschaften aber wahlberechtigt sind,
dann kommen sie in derjenigen Gemeinde, wo sie zufällig die Einkommensteuerzahlen, bei der
Berechnung der Abtheilungen mit ihrer ganzen Einkommensteuerin Betracht. Darin liegt aber
eine große Unbilligkeit, denn die »leisten Aktiengesellschaften haben einen Geschäftskreis, der sich
über eine große Zahl von Gemeinden ausdehnt — ich sage nicht Alle, aber sehr viele. Ich
brauche Ihnen nur z. V. eine Aktiengesellschaftwie die GelsenkirchmerAergwerksgesellschaftzu
nennen. Sie wissen, daß diefe 6—7 Zechen hat, die ungefähr in 6 oder 7 verschiedenen
Gemeinden liegen. Die große Summe der von der Gesellschaft zu entrichtendenEinkommensteuer
wird aber nur in einer Gemeinde bezahlt und kommt dann in dieser Gemeinde im Ganzen zur
Berechnung bei der Bildung der Abtheilungen. Nun werden die geehrten Herren doch wohl
zugeben, daß das eine sehr große Anomalie ist. Es kann ja unter Umständen eintreten, daß
durch diese Einkommensteuer,die zu der Gemeinde nur geringe Beziehungen hat und in derselben
zur Deckungdes Gemeindedefizitsnur zum kleinsten Theile herangezogenwerden kann, die Ein¬
teilung der Wählerabtheilungen total verschoben wird. Die GelsenkirchenerBergwerksgesellschaft
— um darauf noch einmal zu exemplifiziren— hat ihren Sitz in einer kleinen Dorfgemeinde
und wird dort eine sehr hohe Staatseinkommenstcuer zu zahlen haben. Wein: die ganze Ein¬
kommensteuer dort zur Anrechnung kommt bei der Bildung der Abtheilungen, so halte ich es sehr
wohl für möglich, daß volle zwei Drittel der gesammten Staatssteuern der kleinen Dorfgemeinde
dort bloß durch diese Aktiengesellschaft gedeckt werden, und daß demnach das Resultat etwa sein
würde, daß die I. Abtheilung vollständig bestimmt würde von der Aktiengesellschaft und daß die
II. Abtheilung vielleicht ebenfalls lediglich von einer Perfon abhinge, etwa dem Generaldirektor
der Aktiengesellschaft. Sie werden mir Necht geben, das ist nicht zulässig, und Sie werden
mir ferner zugeben, daß aus dem, was ich mir erlaubte anzuführen, sich ergiebt, daß wir gar
nicht übersehenkönnen, wie die Einführung der beantragten Bestimmung wirken würde, daß es
vielfach vom Zufall abhängen würde, ob die Aktiengesellschaft in derjenigen Gemeinde, in der sie
einen bedeutendenTheil zur Communalsteuer beiträgt, überhaupt wahlberechtigtist, und daß da,
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wo sie wahlberechtigtsein wird, gewöhnlich eine unbilligeVerschiebungin den Wählerabtheilungen
eintreten wird.

Ich bitte Sie daher, dem Antrage der Commissionzuzustimmen.
VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg.
Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren! Ich stehe auch

auf dein Standpunkte, daß wer mitthatet, auch mitrathen soll, aber ich bin der Meinung, daß
das jetzt auch schon Seitens der Aktiengesellschaftengeschieht. Es haben, wie die Petition aus Aceck
ja nachweist,eine Anzahl der Beamten der dort in Frage kommenden Aktiengesellschaft regelmäßig
in den Gemeinderath gewählt und dort auch Vertretung gefunden und zwar eine Vertretung von
sehr prävalirender Art. Ich gebe zu erwägen — der Herr Kollege Fritzen hat ja auch schon
darauf hingedeutet — daß die Aktiengefcllfchaften häufig und zum großen Theil aus Ausländern
bestehen,aus Leuten, die also ein anderes Interesse, als das finanzielle, an der Gemeinde nicht
haben. Ich erlaube mir, dem gegenüber darauf hinzuweisen, daß doch auch Interessen ethischer
Natur mitsprechen. Ich will einmal sagen, in den Schulfragen u. s. w., für die bei den Aktien-
gesellschaftenkaum Herz und Verständniß vorausgesetztwerden kann, (Beifall und Unruhe.) —
bei den Aktiengesellschaften als solchen; ich spreche nicht von ihren einzelnen Mitgliedern (Oho!) —
und das ist doch auch ein Moment, was mit in Betracht gezogen werden muß bei der Formulirung
eines Gesetzes, das den Aktiengesellschaften als juristischen Personen ein Stimmrecht verleihen soll.

Es ist von Herrn Kollegen Fritzen, meines Erachtens mit Recht, schon darauf hingewiesen,
daß dazu eine größere Enquöte erforderlichist, daß dazu ein Abwägen der verschiedensten Gesichts¬
punkte und der verschiedensten Verhältnissenothwendig ist, wozu uns hier das Material vollständig
fehlt. Ich möchte deshalb auch meinerseits Sie bitten, abzusehenvon dem zu sehr in's Einzelne
gehenden Antrage des Provinzialausschussesund empfehleIhnen gleichfallsden Antrag der Lom.
Mission zur Annahme.

VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand mehr zum Worte geweidet. Ich schließe die
Verhandlung und gebe dein Herrn Berichterstatter das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Es ist im Laufe der Debatte
zunächst die Frage der Comvetenzdes Landtages angezweifelt worden, wenn ich mich so ausdrücken
darf, die Frage, ob es angezeigt wäre, daß sich der Landtag auf Grund einer Petition irgend
eines Interessenten mit einer wesentlich politischenFrage befassen soll. In der Eommission ist
diese Frage ebenfalls kurz gestreift worden, und es ist die Coinpetenz des Landtages und seine
Verpflichtung,sich mit der Petition zu befassen, lediglich von dem Gesichtspunkte aus bejaht worden,
daß hier die heimische Städteordnung und die heimische Landgemeindeordnung,die Rheinische
Städteordnung und die RheinischeLandgemeindeordnung eine von den benachbartenProvinzen
abweichende Vorschrift enthält, daß also ein provinzielles Interesse vorhanden ist an der Aus¬
gleichungdieser Unterscheidungzwischenden einzelnenProvinzen. Dies zur Rechtfertigung, aus
welchem Grunde wir in der Eommissiongeglaubt haben, in eine materielle Prüfung der Frage
eintreten zu müssen.

Es sind sodann in der Debatte zwei Gesichtspunkte hervorgehoben,welche eine gegensätzliche
Stellung zu der von der CommissioneingenommenenStellung nehmen. In der Commissionhat
man die Frage, ob den Aktiengesellschaften bezw. den juristischen Personen das gemeine Wahlrecht
einzuräumen sei, geglaubt bejahen zu müssen, und hier ist in der Debatte von zwei Seiten eine
Aeußerung gefallen, welche darauf schließen liehe, daß man diese Frage lieber verneinen sollte.
Es ist einmal behauptet, daß ein Doppel-Wahlrechtdurch die Verleihung des Wahlrechtes an die
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Aktiengesellschaften entstehen müsse. Meine Herren, dieses Doppelwahlrecht, wenn man es als
begründet ansieht, ist aber vollständig ausgeglichen durch die Doppelbesteuerung,die ja ebenfalls
vorhanden ist. Wenn einmal die Besteuerung zur Grundlage des Wahlrechts gemacht wird, und
die Aktiengesellschaft Steuer zahlt für ihr Einkommenund außerdem der Aktionär Steuer zahlt für
fein Einkommen, dann ist es auch durchaus billig, wenn dieses auf die Besteuerung gegründete
Wahlrecht sowohl der Steuer zahlenden Aktiengesellschaft,wie dem Steuer zahlenden Aktionär
verliehen wird.

Sodann ist auch behauptet worden, daß die Aktiengesellschaften deshalb keine Wahlrechte
haben müßten, weil sie an vielen Gemeindeangelegenheiten,namentlich solchen ethischer Natur,
kein Interesse hätten. In der Commissionist auch diese Frage vou einer Seite gestreift worden.
Es ist aber ausdrücklichhervorgehoben,daß die Aktiengesellschaften an diesen Sachen jedenfalls ein
sehr erheblichesfinanzielles Interesse hätten, lind daß Gemeinden im Wesentlichenwirthschastliche
Verbände sind zur Erreichungganz bestimmter, ihnen im Gesetze überwiesener Zwecke, und daß daher
auch, insoweit ethische Aufgaben dc» Gemeinden überwicfen sind, für sie und ihre Verwaltung im
Wesentlichendie wirthschaftliche Seite diefer ethischen Zwecke in Frage kommt. Meine Herren, das
ist ja auch thatsächlichrichtig. Auf die ganze Entwickelung unseres Schulwesenshaben die Gemeinden
nicht den leisestenEinfluß. Sie haben lediglich die wirthschaftlicheSeite der Sache zu lösen, sie
haben zn bezahlen nnd die KöniglicheStaatsregierung hat zu bestimmen, was aus den Schulen
werden soll. Daran aber — am Bezahlen — haben die Aktiengesellschaftenjedenfalls auch ein
sehr lebhaftes Interesse. Aus diesen Gründen haben wir also die Frage, ob den Aktiengesell¬
schaftenein Gemeindcwahlrechtverliehenwerden foll, entschieden bejahen zu müssen geglaubt, und
das ist der einzige positive Inhalt der Ihnen vorgelegtenResolution. Es ist darin ausgesprochen,
daß der Provinziallandtag bei der Regelung der Frage die Meinung vertritt, daß den Aktien¬
gesellschaften ein Gemeindewahlrechtverliehen werden foll. Das „Wie", meine Herren, haben wir
allerdings unbeantwortet gelassen und absichtlichunbeantwortet gelassen. Meine Herren! Wir hatten
darüber gar keinen Zweifel, daß ohne Unterlagen die Sache nicht beantwortet werden kann, daß
andererseits aber auch diese Unterlagen lediglich dazu dienen werden, den Kampf der politischen
Parteien entbrennen zu lassen, denn sowie die Unterlagen gegeben werden, rechnet sich jede Partei
ans, wieviel Mandate mehr sie in jedem einzelnen Wahlrecht bekommt und wieviel sie weniger
bekommt; das thut eine Partei wie die andere, und je nach dem Resultat diefer Ausrechnung
ist ihre Stellung zu dem betreffeuden Vorschlagegegeben, Die allzugroßenUnterlagen sind daher
zweifellos für die Reform irgend eines Wahlrechts auch eine gewisse Gefahr. Es ist sodann auch
die Frage, die von dem Herrn OberbürgermeisterLindemann hervorgehoben wurde, einer ein¬
gehendenErörterung in der Commissionunterzogen worden, zumal sie ja auch der Gegenstand,
wie ich im Eingang meines Referats hervorgehobenhabe, Gegenstand einer Petition ist.

In der Petition, und zwar in der des bergbaulichenVereins, wird ausdrücklichgebeten,
daß den Aktiengesellschaften das Wahlrecht nicht an derjenigen Stelle zugestanden werden möchte,
wo sie zufällig ihren juristischen Sitz haben, sondern daß sie das Wahlrecht mit dem entsprechenden
Theile ihrer Staats- und Gemeindesteuern überall da haben möchten, wo ihr Betrieb liegt, wo
sie also auch wirklichein Interesse an der Entwickelungder Gemeindeangelegenhcitenhaben. So
sehr man diesen Grundsatz an sich als richtig anerkennen kann, so bedeutet er doch eine voll¬
ständige Abänderung des jetzt bestehenden Gemeindewahlrechts. Es ist diese von dem bergbaulichen
Verein ausgesprochene Bitte gar nicht zn vereinbaren mit dein Autrage des Prouiuzialausschusses,
lediglich die in Westfalen geltenden Bestimmungen auf Rheinland auszudehuen, fondern will man
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den Wunsch des bergbaulichen Vereins erfüllen, dann muß man thatsächlich zu einer vollständigen
Umänderung des Genieindewahlrechtsübergehen.

Aus allen diesen Gründen sind wir der Ansichtgewesen, dah wir die Frage des „Wie"
nicht entscheidenkönnen. Wir haben absichtlich beschlossen, alle die verschiedenen Möglichkeiten,
wie sie entschieden werden könnte, und speziell auch die Frage der Vermehrung der Abtheilungen
bei der Debatte kurz zum Ausdruck zu bringen, um dadurch die Königliche Staatsregierung zu
ersuchen, alle diese Möglichkeiten in den Kreis der Erörterungen zu ziehen, im Uebrigen uns aber
eines bestimmtenendgültigen Urtheils über die Frage zu enthalten.

VorsitzenderBecker: Wir kommen zur Abstimmung. Die Unterlage für unsere Be¬
rathungen bildet der Antrag unserer ersten Fachcommission. Der Antrag Lueg, an dessen Stelle
den Antrag des Provinzialansschusseszu setzen, ist nach unserer Geschäftsordnungein Abänderungs-
antrag, weil er bestimmt ist, den Antrag der I. Fachcommissionzu ersetzen, Das steht aus¬
drücklich in unserer Geschäftsordnung, Man könnte sonst anderer Meinung sein. Ferner steht
in unserer Geschäftsordnung,daß alle Abänderungsanträge vor dein Hauptantrage zur Abstimmung
zu bringen sind. Deshalb bin ich der Auffassung, daß nach Maßgabe unserer Geschäftsordnung
zunächst darüber abgestimmt werden muß, ob statt des Antrages der I, Fachcommissionder An¬
trag des Prvvinzialausschusses zur Annahme gelangen soll. Wird der Antrag angenommen,
dann ist die Sache erledigt. Wird der Antrag abgelehnt, dann kommen wir zur Abstimmung
über den Antrag der I. Fachcommission,

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich darnach verfahren. Ich ersuche diejenigen
Herren, welche dem Antrage Lueg gemäß den Antrag des Provinzialausschussesannehmen wollen,
sich zu erheben. (Geschieht,)

Das ist die Minderheit, Der Antrag ist abgelehnt.
Dann darf ich wohl ohne Abstimmung feststellen,daß die Versammlung dein Antrage

Ihrer I. Fachcommission beitritt. (Nein!) Nicht? (Erneuter Ruf: Nein!)
Nun, meine Herren, dann kommen wir zur Abstimmung. Dann bitte ich diejenigen

Herren, welche den Antrag der I. Fachcommission — den ich als bekannt wohl voraussetzendarf
(Zustimmung) und der auf Nr. 48 der Drucksachen steht - annehmen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht.) Das ist die überwiegendeMajorität. Der Antrag ist angenommen. (Heiterkeit.)

Wir fahren in der Tagesordnung sort und kommenzum
„Antrage der I. Fachcommission, betreffend Bewilligungen aus dem
Dispositionsfonds des Provinziallandtags."

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. von Sandt, den, ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Sandt: Meine Herren! Zu dem vorliegen¬

den Gegenstände der Tagesordnung bitte ich Sie, Nr. 1? der Drucksacheuzu vergleiche»,
Sie finden auf der ersten Seite eine Zusammenstellung der Mittel, die dem Provinziallandtage
zur Verfügung stehen, dieselbenbelaufen sich auf 69 275 M. 73 Pf. am 31. März 1896, wozu
uoch im Laufe des Rechnungsjahres 1896/97 weitere 60 800 M. treten.

Von diesen zur Verfügung stehendenMitteln schlägt Ihnen der Provinzialausschuh und
die 1, Fachcommissionuor, zunächst „Für verschiedene Angelegenheiten"zu verwenden: eine Rate
von 10 000 M. Es ist dies die zweite Rate, die vom Provinziallandtage zu bewilligen ist und
die Bedingung, die an die Bewilligung dieser Rate früher geknüpft wurde, ist dahin erfüllt, daß
ein Theil des historifchenAtlas der Nheinvrouinz bereits fertig gestellt und im Buchhandel
erschienen ist.
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Meine Herren! Ich glaube mich bezüglich der weiteren Vorschläge des Provinzialcms-
schusscs insoweit kurz fassen zu können, als die Bewilligung einer zweiten Rate in Frage steht,
da Sie bei Bewilligung der ersten Rate bereits zu den in Betracht kommendenFragen Stellung
genommenhaben, welche kunsthistorischeBedeutung einerseits die betreffenden Baudenkmäler haben,
und wie andererseits die Prästationsverhältnisse der betreffenden Pfarr- oder Civilgemcindc
beschaffen sind.

Demnach glaube ich lediglich auf die gedruckte Vorlage bezüglich folgenderNaudcukmciler,
katholische Pfarrkirche zu Hocheltenim Kreise Nees, ferner evangelischePfarrkirche (Peterskirche)
zu Vacharach im Kreise St. Goar, weiter katholische Pfarrkirche (Liebfrauenkirche)in Oberwesel
im Kreise St. Goar und Kreuzgang des Aachener Münsters, sowie katholische Liebfrauenkirche zu
Trier verweisen zu können. Es handelt sich hier, wie gesagt, um die Bewilligung einer zweiten
Rate; die Bewilligung der ersten Rate ist vom vorigen Provinziallandtag bereits beschlossenworden.

Aehulichliegt die Sache bezüglich der katholischen Pfarrkirche zu Hönningen im Kreise
Adenau. Für diese hat der 38. RheinischeProvinziallandtag eine Rate von 4000 M. bewilligt,
aber nicht ausgesprochen, dah diese Summe die erste von zwei gleichen Raten darstellen solle.
Vielmehr war Seitens der I. Fachcommissionim vorigen Jahre empfohlen worden, daß eine
weitere Beihülfe gewährt werden möge, und der Provinziallandtag hat sich ohne Widerspruch
dieser Empfehlung der Fachcommifsionangefchlofsen.

Meine Herren! Etwas Genaueres werden Sie zu erfahren wünschenbezüglich der evan¬
gelischen Pfarrkirche in Andernach, die zum ersten Mal eine Bewilligung erhalten soll. Die
evangelische Kirche zu Andernach ist eine der seltenen RheinischenHallenkirchen,welcher die zwei-
schiffige Anlage und der weit hinausgeschobeneChor besondere kunstgeschichtlicheBedeutung ver¬
leiht. Es ist einer der interessantestenspätgothigen Bauten des mittleren Nheinthales zwischen
Mainz und Köln. Bisher war nur der Chor für den Gottesdienst eingerichtet; es besteht nun¬
mehr die Absicht, das ganz verwahrloste Langhaus, desseu Schönheit schon Friedrich Wilhelm IV.
bewunderte und das jetzt durch einen Lettner vom Chor getrennt ist, für den Kultus zu benutzen
lind einzurichte,'. Die Mittel der Gemeinde werden durch diefe Arbeiten ganz aufgebraucht. Ohne
die Unterstützung der Provinz kann die vom Standpunkt der Denkmalspflege weiter dringend
nothwendigeRestauration des Aeußern der Kirche nicht unternommen werden. Während also die
Gemeinde die auf 11 400 M. veranschlagtenKosten der inneren Restauration tragen will, handelt
es sich bei der Beihülfe der Provinz um die äußere Restauration, für welche 4000 M. als erste
Rate zu bewilligen, der Provinzialausschuß und die Commission Ihnen empfehlen. Da die
katholische Liebfrauenkirche,für welche die Provinz 30 000 M. aufgewandt und der grohe Wart¬
thurm bereits durch die Liberalität des Provinziallandtags restaurirt sind, würde nach der Vollen¬
dung der Arbeiten an der evangelifchenKirche der ganze Dcnkmälerbestandder Stadt Andernach
dauernd gesichert sein.

Was die weitere Position Nr. 8 der Drucksache,die katholische Pfarrkirche zu Neuwerk
im Kreise M.-Gladbach betrifft, so ist diese Kirche eiue hochinteressante frühromanischePfeiler¬
basilika, dreischiffig,mit einem einzigenunregelmäßig an eine Ecke gesetzten Südthurm. Gegründet
in der ersten Hälfte des zwölften Jahrhunderts als Benediktinerklosterist das Denkmal wichtig
auch durch die baugeschichtliche Abhängigkeit von M.-Gladbach. Die romanische Westfayade ist
bei einem Umbau im 18. Jahrhundert entstellt wurden, der Giebel selbst ist abgeschnitten, die
alten Fenster sind vermauert, neben ihnen neue gebrochen worden. Eine Wiederherstellungin der
ursprünglichen Form ist nach den erhaltenen Resten möglich.
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Der Prouinzialausfchuß, und im Anschlüsse an dessen Vorschlagdie Commission, schlagt
Ihnen vor, für die Wiederherstellungdieser Kirche einen Beitrag von 3000 M. zu bewilligen.
Die Prästationsfähigkeit der Gemeinde finden Sie des Näheren ziffermäßig in Spalte 4 der
Seite 13 erläutert.

Die nach Nr, 9 der Drucksachen zu dotirendePfarrgemeinde ist Cornelimünster und zwar
steht die Restauration der Cornelikapclle daselbst in Frage. Für deren Restauration schlagen
Ihnen der Provinzialansschnß und die Commissionvor, eine Summe von 3000 M. zu bewilligen.

Die Cornelikapelleist achteckig, ein barocker Ban, an den Chor der Stiftskirche angebaut,
ähnlich der Schatzkapelle in Trier. Der Bau ist im Innern mit wirkungsvollenStuckreliefs ver¬
ziert, das Dach schließtmit einer thurmartigen achtseitigenLaterne ab, auf der sich die Gestalt
des heiligen Cornelius erhebt. Die Kapelle war bereits dem Untergange geweiht; aus Ver¬
anlassung des staatlichen Conservators der Kunstdenkmälcrist ihre Wiederherstellungin's Auge
gefaßt worden. Die Kosten sind verhältnißmäßig bedeutend, da die ganze Laterne erneuert
werden muß. Die Erhaltung der Kapelle ist lediglich im Interesse der Denkmalspflegegeboten.

Meine Herren! Wenn sich soweit Ihre Commission den Vorschlägen des Ausschusses
angeschlossen hat, so ist sie zu ihrem Bedauern nicht in der Lage gewesen, das Gleichezu thun
bezüglich der 10. Position, „KatholischeSt. Nicolaus-Pfarrkirche zu Aachen", und zwar aus dein
Grunde, weil die Prästationsverhältnisse der Gemeinde, die Sie in Spalte 4 angegeben finden,
der Commissionnicht genügend geklärt schienen. Es ist dort angeführt, baß die Leistungsfähigkeit
der Pfarrangehorigen in den letzten Jahren sehr zurückgegangen sei und daß seit längeren Jahren
die Kirchenrechnungenmit einem Defizit schließen — ein Schicksal, das wohl viele Civil« und
Kirchengemeindenmit der Pfarrkirche St. Nicolaus zu Aachen theilen. Jedenfalls konnte die
Commission eine genügende Klärung der Prästationsverhältnisse in diesen Anführungen nicht
finden. Die Commission schlägt Ihnen daher, wie Sie aus Nr. 66 der Drucksachenersehen
wollen, vor:

„Der Provinziallandtag wolle
1. a) für 1895/96 die unter ^. uud L Nr. 1 bis 9 der Druckfachen. Nr. 1? aufgeführten

Beihülfen im Gesammtbetmge von 63 200 M.,
d) für 1896/9? die nach der Zusammenstellung— Seite 5, ? und 11 — für das

Rechnungsjahr 1896/9? fälligen letzten Raten:
1. für die evangelische Pfarrkirche zu Bacharach mit ..... 5 200 M.
2. für den Kreuzgang des Münsters in Aachenmit ...... 11000 „
3. für die evangelische Kirche in Andernachmit ....... 4 000 „

bewilligen, ferner
2. den Provinzialausfchuß ersuchen, bezüglich des Antrages der katholischen St. Nikolaus¬

kirche zu Aachen — Nr. 10, Seite 14 und 15 der Drucksachen.Nr. 1? — die
Prästationsverhältnisse der Kirchengemeindezunächst näher festzustellen und event, den
Antrag dem nächstenProvinziallandtage wieder vorzulegen.

Meine Herren! Die Erfahrung hat gelehrt, daß in manchenFällen die Ausführuug vou
Reparaturbauten in einer Weise erfolgt ist, die den Interessen der Denkmalspflegezuwiderläuft.
Eine verschärfte Controle erscheintdaher bei der Ausführung derjenigen Reparaturen, zu welchen
die Provinz Mittel bewilligt hat, durchaus am Platze.

Schwieriger erscheintaber die Losung der Frage, ob und wie die Provinz es erreichen
könne, daß bei einer späteren Neparaturperiode nicht solche Veränderungen Seitens der betreffenden
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kirchlichen oder Civilgcmeinde an einem Kunstdenkmalvorgenommenwerden, welche die Erfolge
der mit Provinzialmitteln unterstützten früheren Erhaltungsarbeiten in Frage stellen. Die
Wichtigkeitund Nothwendigkeiteines Schutzes des früher Gewonnenen gegen spätere unfachgemäße
und nicht sachverständigeVeränderungen liegt auf der Hand; welche Schutzmittel möglichund zu¬
lässig seien, ist aber wohl nicht unstreitig.

Die CommissionempfiehltIhnen daher, bezügliche Erwägungen zunächst dem Provinzial-
ausschuß bezw. der Denkmalscommissionzu überlassen; eine Verpflichtung der früher Seitens der
Provinz bedachten Gemeindezur Mittheilung beabsichtigter neuer Veränderungen an dem betreffenden
Baudenkmal würde vielleicht schon die geeignete Grundlage bieten, um eine Controle durch den
Herrn Provinzialconseruator und auf Grund derselben ein Einschreiten gegen die zu besorgende
Vcrballhornung zu sichern.

Schließlich glaubt die Commissson, daß das hohe Haus Interesse an einer Zusammen¬
stellung nehmen werde, welche die Provinzialverwaltung über die bewilligten Beihülfen aus
Provinzialmitteln zur Förderung von Kunst und Wissenschaft, insbesonderezur Unterhaltung von
Knnstdcnkmälerugemachthat. Diese Zusammenstellungumfaßt den Zeitraum von 1874 bis zum
1. April 1895. Danach sind „für verschiedene Angelegenheiten" in dem angegebenenZeitraum
Beihülfen in Höhe von 1687 653 M. bewilligt worden; ferner für Erhaltung von Denkmälern
im RegierungsbezirkAachen 149 000 M., im RegierungsbezirkCoblenz 228 000 M., im Regierungs¬
bezirk Köln 195 000 M., im RegierungsbezirkDüsseldorf 151 000 M. und im Regierungsbezirk
Trier 95 000 M., zusammen 849132 M., sodaß die Provinz für die Förderung der Kunst und
Wissenschaft aus ihren Mitteln zusammen eine Summe von 2 536 755 M. bewilligt hat — gewiß
eine stattlicheSumme, die beredt für das warme Interesse der Provinzialvertretung an der
Erhaltung der Kunstdcnkmälerspricht. (Beifall,)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteIanßen.
Abgeordneter Ianßen: Meine Herren! Ich möchte mich mit einigen Worten über die

Position 10 des vorliegenden Verzeichnissesäußern, zu welcher von der I. Fachcommifsionein
Monitum gezogen worden ist. Ich bitte Sie, dieses Monitum fallen zu lassen und den von:
Provinzialausfchuß resp, von der Denkmalspflege-Commissionbeantragten Betrag von 6000 M.
Subvention für die St, Nicolauskirchein Aachen sogleich zu bewilligen. Ich richte diefe Bitte
umsomehr an Sie, weil eiuestheils dieses die erste Beanstandung eines derartigen Beschlusses ist,
die mir erinnerlich ist, und weil anderentheils nach meiner besten Kenntniß der Sache die
Verhältnisse der Pfarre derart liegen, daß Sie die Subvention mit allerbestem Gewissen
gewähren können,

Es war mir nicht ganz erklärlich,wie die I Fachcommission zu ihrem Beschlußgekommen
ist, und habe mir daher die Akten zu dem Falle kommenlassen. Daraus geht hervor, daß die
Verhältnisse der Pfarre in der That die drückendsten und ärmlichstensind, die man sich in einer
Stadtgemeinde denkenkann. Die Pfarre ist belastet mit einer Schuld von 90 000 M. Sie hat
eine Iahresumlage von 33"/<> der Staatssteuern, und wenn auch das Aufkommender Einkommen¬
steuer, die voil den katholischenEingefesseneudieser Pfarre getragen wird, augenblicklichauf
20 0U0 M. steht, so ist doch nach den Verhältnissen,unter denen diefe Pfarre cxistirt, anzunehmen,
daß ihr Aufkommenvon Jahr zu Jahr weiter zurückgeht. Ich wohne in der Nahe von Aachen
und kann daher aus eigener Kenntniß der Dinge bekunden, daß in der Pfarre früher das große
Iustizgebäude für den LandgerichtsbezirkAachen belegen war, daß damals die Einwohnerschaft
aus recht vielen prästationsfähigen Elementen, auch namentlich katholischen Bekenntnisses bestand,
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und daß es daher der Gemeinde leicht war, sich mit dem Gedanken einer Restauration ihrer sehr
schönen alten Kirche zu befreunden. Vielleichtist sie damals etwas über ihre Verhältnisse hinaus¬
gegangen Wenn sie gewußt hätte, daß es zu einer Verlegung des Iustizgebäudes kommenwürde,
würde sie vielleicht nicht so weit in ihren Projekten gegangen sein. Diese Verlegung ist inzwischen
eingetreten. In Folge dessen hat sich eine ganze Menge von potenterenElementen aus der Pfarre
entfernt, die größeren Geschäfte sind eingegangen, und was von solchen noch existirt, das sind
kleinere Manufakturgeschäfte, die sich zumeist in jüdischemBesitz befinden, deren Inhaber also
zu den Lasten für eine katholische Pfarre nicht beitragen. Augenblicklich besteht der Haupt¬
theil der Bevölkerung der Pfarre aus Tagelöhnern, ans Handwerkern und aus Fabrikarbeitern.
Wie von allen Kennern der Verhältnisse— ich recurrire da auf das Zeugniß der Herren aus
Aachen — bestätigt werden kann, gehen die Verhältnisse, wie ich eben schon sagte, von Tag zu
Tag zurück.

Nun ist mir mitgetheiltworden, in der Commission sei auch der Kunstwerthdes Gebäudes
bemängelt worden. Die Sache liegt so: Der Provinzialnusschuß hat sich zunächst mit diesem
Antrage befaßt, ohne den Veirath der Denkmalspstege^Commissiondarüber entgegengenommenzu
haben. Die Denkmalspflege-Commissionbesteht, wie Sie wissen, aus den Mitgliedern des
Provinzilllausschusscsund zwölf der besten Kunstautoritäte», die wir in der Provinz besitzen.
Diese Commissiontritt dann zusammen, wenn ihr für ihre Berathungen Material geboten werden
kann. So trat dieselbe denn auch zusammen, als der Provinzialnusschuß in der Lage war, ihr
das Verzeichnißderjenigen Anträge unterbreiten zu können, die er vorhatte, dem hohen Landtage
vorzulegen. In dieses Verzeichniß war auch der Vorschlag zu Gunsten der St. Nikolauskirche
aufgenommen worden. In der Commission wurde der Kunstwerth des Gebäudes von der einen
Seite in etwa bemängelt. Dann traten aber zwei Herren, die den AachenerVerhältnissen nahe
stehen — ich kann die Namen nennen, es war der Professor Frentzen aus Aachen und der
Vaurath Stubben aus Köln, der früher Stadtbaumeister in Aachen war — nachdrücklichst für
den hohen Kunstwerth der Kirche ein und bestätigten das Urtheil des Lokalarchitekten,der gleich¬
falls einen guten Namen hat, des ArchitektenVuchkremcr,daß die St. Nikolaus-Pfarrkirche,die
zweitschönste der alten Pfarrkirchen der Stadt Aachen sei, und sie befürworteten mit Lebhaftigkeit
die Zuwendung sogar noch etwas erhöhter Beträge. Meine Herren! Wenn Sie diese Mitthei¬
lungen, die ich die Ehre hatte, Ihnen vorzutragen, berücksichtigen, so glaube ich wohl, an Ihr
mildes Herz — ich möchte säst noch mehr sagen, an die korrekte Stellung, welche Sie solchen
Auträgen gegenüber stets einnahmen — apuelliren uud Sie bitten zu dürfe!', das Monitum fallen
zu lassen und weder dein Ausschuß, noch auch der Denkmalspflege-Commissiondas Desaueu zu
Theil werden zu lassen, daß Sie über diese Sache in der Art und Weise bestimmen, wie es die
I. FachcommissionIhnen vorschlägt, (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Ich möchte Ihnen vorschlagen, daß wir, um eine
klare Verhandlung zu bekommen, zunächst die Nr. 10 allein zur Diskussion stellen, daß also die
Herren, welche sich zum Wort melden, das zunächst nur zu Nr. 10 thun. Wenn diese erledigt ist,
dann werde ich fragen, ob sonst noch Jemand das Wort ergreifen will. Dann kann das ja zn
jeder anderen Position geschehen. Wenn Sie damit einverstanden sind, so möchte ich zunächst
Herrn AbgeordnetenCourth fragen, ob er zu Nr. 10 sprechen will?

AbgeordneterCourth: New.
VorsitzenderBecker: Dann gebe ich Herrn AbgeordnetenIörissen das Wort, von dem

ich annehme, daß er zu Nr. 10 sprechen will.
2«
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Abgeordneter Iörissen: Das ist richtig. Meine Herren! Den Bemerkungen,die eben
der Herr Vorredner vorgetragen hat, habe ich nur Weniges hinzuzufügen. Ich wollte nur eins
bemerken. Im Verlaufe seiner Auseinandersetzungenhat der Herr Vorredner geineint, es hätte
die Pfarre wegen der früher besseren Verhältnisse, worin sie sich befunden hat, den Plan zur
Restauration der Kirche gefaßt, den sie, wenn sie gewußt hätte, in welche Verhältnisse sie später
kommen würde, nicht in so umfassenderWeise gefaßt haben würde. Dem ist nicht so, meine
Herren. Die erste Veranlassung znr Restauration der Kirche war ein Unfall. Der Blitz hatte
sie getroffen und es war der westliche Giebel derselbenzusammengestürzt Damals ist zwar auch
die Stadtgemeinde mit eingetreten; damals hat aber auch die Pfarrgemeindc sich schwer belasten
müssen, um eben diese nöthigen Reparaturen auszuführen, und heute, meine Herren, ist es eben¬
falls wieder die Nothwendigkeit, die den größten Theil der Bauten veranlaßt hat, welche eben
auch denjenigen Theil von Kosten veranlaßt, der als zur Denkmalspflege gehörig, hier in der
Vorlage des Provinzialausschussesbezeichnet ist.

Im Uebrigen, meine Herren, kann ich alles dasjenige, was der Herr Vorredner über die
geringe Prästationsfähigkeit der Pfarrgemeinde Ihnen ausgeführt hat, nur bestätigen. Noch in
dem letzten Jahr sind zwei recht bedeutendeSteuerzahler aus der Pfarre weg und anderswohin
gezogen, und nach Lage der Verhältnisse ist das auch fernerhin noch zu erwarten, Sie würden
also, meine Herren, wenn Sie dem Antrag des Provinzialausfchusscsbeistimmen,nur die Grund¬
sätze beobachten,die Sie sonst auch immer zu beobachten gewohnt sind, und ich glaube, Ihnen
mit gutem Gewissendie Sache dringend an's Herz legen zu können.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher-Antweiler.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich bedaure

lebhaft, den Ausführungen der Herren Aachener entgegentreten zu müssen, bin dazu aber
genöthigt, da es sich um einen Antrag der I, Fachcommissionhandelt, der ich angehöre.

Meine Herren! Zunächst möchte ich dein hochverehrtenHerrn Ianßen erwidern, daß es
doch schon recht oft vorgekommen ist, daß hier im Landtage Aenderungen an vorgeschlagenen
Bewilligungen gemachtworden sind. Die Herren, die dein Landtage länger angehören, werden
sich dessen wohl erinnern

Sodann aber, meine Herren, glaube ich, daß gerade die Behandlung, welche die
I. Fachcommissiondieser Sache hat angedeihen lassen, eine außerordentlich wohlwollende war.
Man hat über das Kunstdenkmalselbst möglichst wenig gesprochenund man hat den Nachweis
für die Leistungsunfähigkeitgefordert.

Meine Herren! Für solche Bewilligungen giebt es ja zwei für uus nöthige Kriterien.
Das eine ist also: Ist ein solches Monument wirklich ein Kunstdenkmal, welches der Erhaltnug
uud Unterstützungwerth ist? uud zweitens: Ist der Besitzer oder der zur Unterhaltung Verpflichtete
nicht im Stande, dem nachzukommen?

Meine Herren! In der Commifsionging es ziemlich unwidersprochenaus allein hervor,
daß diese Prästationsunfähigkeit, d, h. das Unterstützungsbedürfuißder Eingesessenennur mähig
erwiesenwar, und wir glaubten also ohne uns in eine Entscheidungder Sache selbst einlassenzu
sollen, möglichst wohlwollenddie Sache dahin zu behandeln, indem wir sagten, daß die Prä-
stationsverhältnisseder Gemeinde zunächst näher festzustellen seien und eventuell der Antrag dem
nächsten Landtag wieder vorzulegen sei.

Ich glaube, die Herren würden ihrer Sache den besten Dienst erwiesen haben, wenn sie
sich damit begnügt hätten. Denn, wenn sie im nächsten Landtage wirklich den Nachweis



30. RheinischerProvinziallandtag, 8. Sitzung am 7. Mai 1895, 203

erbrächten, daß diese Pfarrgemeinde nicht prästationsfähig sei, dann würde der Beitrag jawohl
bewilligt werden.

Nunmehr bin ich aber auch genöthigt, auf den künstlerischen Werth der Sache einzu¬
gehen. Meine Herren! Mail hat in der Provinz einen Provinzialconservator angestelltund dieser
Provinzialconservator ist derjenige, welcher in authentischerWeise mittheilt, wie der Kunstwerth
der betreffendenSache sich verhalt. Zu der Coinmissionssitzung der I. Fachcommissionist dieser
Provinzialconservator aus Vonn hierher zitirt worden und er hat ausdrücklichbetout, meine
Herren, daß, wenn eine solche Bewilligung ausgesprochenwerde, dann noch unendlichviele andere
kommenwürden, die von gleicher Güte wären, und er hat diese Kirche als Kunstdenkmalsechsten
Ranges bezeichnet (Hört!) — sechsten Ranges! also das hat uns denn doch sehr stutzig machen
müssen. Heute ist nun zwar von den Herren Aachenern ausgeführt worden, daß in einer
größeren Commissionvon Sachverständigenzwei Herren es für ein wirklichgutes Denkmal erklärt
hätten. Allerdings ist dabei das Malheur mit untergelaufen, daß diese beiden Herren auch
Aachener sind, die uns genannt wurden, (Heiterkeit!) sodaß also die Sache zweifellos doch den Charakter
eines Lokalpatriotismus gewinnt, und ich möchte den Landtag deshalb bitten, dein Antrag der
I. Fachcommifsionzuzustimmen,zunächst die Prästationsfähigkeit feststellen zu lassen und dann im
nächsten Landtag die Sache wieder zum Vortrag zu bringen.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Klein; ich nehme an
zu Nr. 10.

Abgeordneter Dr. Klein: Jawohl zu Nr. 10.
Meine Herren! Es sind zwei Bedenkengegen die hier in Rebe stehende Bewilligung für

die Nicolauskirchein Aachen vorgebracht worden. Einmal wurde der künstlerische Werth des
Denkmalsbemängeltund das andere Mal wurden die Prästationsuerhältnissenicht hinreichend geklärt
erachtet. Was den ersten Einwand anbelangt, so setzt es mich in Erstauuen zu hören — ich bin
bei Berathung dieser Vorlage nicht in der I. Fachcommissionzugegengewesen—daß dort der Pro¬
vinzialconservatorsich in dem so eben von dein Herrn Vorredner refcrirtenSinne geäußert hat. Ich
muß dem gegenüber hervorheben,daß der Herr Provinzialconservator sich bei der ersten Berathung
in der Denkmalspflege-Commissionnicht so ablehnend ausgesprochen hat, ebensowenigin seinem
schriftlichen Berichte. Ich bedaure umfomehr, daß die künstlerischen Bedenkendes Herrn Pro-
uinzialconservators nicht in der Denkmalspflege-Commissionzur Sprache gekommen sind, als die
dort anwesend gewesenen Herren Frentzcn und Stubben, welche wir doch auch wohl auf diesem
Gebiete als Sachverständige betrachten müssen, sich ganz anders in dieser Hinsicht ausgesprochen
haben. Es hatte alsdann durch Rede und Gegenrede die Sache geklärt werden können. Wir
befanden uns im Provinzialausschusseunter dein Eindrucke, daß die hier fragliche Bewilligung
vom Provinzialconservator nicht beanstandet werde, und da dieselbe ferner auf das Wärmste
von dem Herrn Professor Frentzen und dem Herrn Stadtbaurath Stubben befürwortet ivurde, so
glauben wir die Bewilligung dem Provinziallandtag vorschlagenzu dürfen,

Was die Prästationsfähigkeit anlangt, meine Herren, so sind die hierzu erforderlichen
Angaben ja im Wesentlichenin der gedruckten Vorlage enthalten. Wir würden Ihnen auch über
zwei Jahre nichts Anderes mittheilen können, als was wir heute Ihnen bereits vorgelegt und
außerdem fo eben von zuverlässigerSeite erfahren haben.

Die Herren Ianßen und Iörifsen, die mit den Verhältnissen ans das Genaueste vertraut
sind, haben Ihnen auseinandergesetzt,daß es sich hier um eine Pfarrgemeinde handelt, die großen-
theils aus Arbeitern und kleineren Geschäftsleuten besteht, und daß die gesammten direkten

26»
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Steuern der Pfarreingescssenen 20 000 M. im günstigsten Falle nicht erreichen. Was wollen
Sie da Großes durch Umlegen an Kirchensteuern erzielen? Wenn Sie 10°/» von diesen
20 000 M. erheben, dann haben Sie 2000 M. Mit diesen Zahlen ist meines Dafürhaltens
schon die Frage der Prästation vollständig geklärt. Es ist auch außerdem niemals Usus gewesen,
daß man bei der Bewilligung von Unterstützungenfür Kunstdenkmälerganz genau den Nachweis
der Leistungsunfähigkeit verlangt hat (Sehr wahr!), sondern man hat allgemein nur darauf
gesehen, ob es eine reiche, wohlhabendeoder minder leistungsfähige Gemeinde war, welche die
Beihülfe verlangt. Letzterestrifft aber im vorliegenden Falle zu.

Die beiden Bedenken, welche hcnte und in der Fachcommifsionznr Sprache gekommen
sind, können demnachnicht für zutreffend erachtet werden, und mochte ich deshalb bitten, den
Antrag des Provinzialausfchufsesauzunehmen.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteIanhen.
Abgeordneter Ianßen: Meine Herren! Was ich noch zu sagen habe, besteht wesentlich

in personlichen Bemerkungen. Ich muß mich dagegen wenden, daß Herr Freiherr von Solemachcr
diese Angelegenheitzu einer Lokalsache zu stempeln versucht. Ich will zunächst betonen, daß ich
nicht Aachener bin. Der einzige Aachener, der sich zur Sache geäußert hat, ist Herr Kollege
Iörissen, Von den Kunstcmtoritätcn, von denen ich gesprochenhabe und die dem Herrn Pro-
vinzialconservator entgegengetretensind, die sogar das einstimmigeVotum der Deukmalspflege-
Eommisfion durch ihre Darlegungen bewirkt haben, ist der eine früher als Stadtbaumeister in
Aachen beschäftigt gewesen; er kennt also genau das Kunstdeukmal,um das es sich handelt. Herr
ProfessorFrentzen in Aachen aber, der andere dieser Herren, ist von viel zu vornehmer Dcukungs-
weise, als daß er sich durch irgend welche lokale Rücksichten in seiner Beurtheilung von Kunst¬
denkmälern leiten ließe.

Ich bitte, meine Herren, votiren Sie nach meinem Antrage. (Beifall.)
VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet. — Ich schließe

die Verhandlung über Nr. 10. — Wünscht noch der Herr Berichterstatter das Wort zu nehmen?
Berichterstatter AbgeordneterDr. von Sandt: Meine Herren! Ich habe nur noch

nachzutragen, was in der Commissionüber den Kunstwerth des Denkmals gesagt worden ist. Ich
konstatire ausdrücklich,daß ich die Frage des Kunstwerthes des Denkmals in meinemReferate nicht
angeregt habe, und ich würde auch gar nicht davon gesprochen haben, wenn nicht der Herr Landrath
Ianßen diese Frage in die Arena hingeworfen hätte.

Meine Herren! So ganz klar scheint sich doch auch der Provinzialausschuß über den
erhebliche,: Kunstwerth der Nikolaus-Pfarrkirche nicht gewesen zu sein, denn wenn Sie lesen, was
der Provinzialausschuß uns mittheilt in der Spalte 3, so heißt es da:

„Das einzig Vemerkcnswerthe an ihr ist das schöne und scharfprofilirte Maßwerk.
Außer ihrer Geräumigkeit hebt sich diese Kirche wenig von den sonstigen Franziskanerkirchenin
den Rhcinlanden ab. Das sehr glückliche und in stilistischer wie architektonischer Bcziehuug ein-
wandsreie Bauprojekt beabsichtigtnur zum klciueu Theile eine Restauration uud Wiederherstellung
des alten Gebäudes, der größere Theil der veranschlagtenKosten ist für Kosten eines Neubaues
angesetzt, die sich zwar au den alten Theil unmittelbar auschliehenund zur Erhöhung seiner
Wirkung beitragen werden, mit der Denkmalspflegedirekt aber nichts zu thun haben."

Ich meine, daß das doch widersprichtdemjenigen, was der Herr Landrath Ianßen aus¬
geführt hat, daß man bei Restaurationen eines Denkmals nicht so scharf darauf fehen müßte, wie
die Prastationsfähigkeit der betreffendenGemeinden beschaffen ist.
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Meine Herren! Ich constatire aber nochmals ausdrücklich,daß die CommissionIhnen
nicht vorschlägt, ein ablehnendes Votum zu fällen, sondern nur nochmals die Prästationsfähigkeit
zn prüfen. Ich halte das für nm fo richtiger, als wir fönst in die Lage gefetzt werden, daß
ein einzelner Abgeordneter in lebhafter Vertretung der Interessen seines Kreises dazu
kommenkönnte, uns Angaben zu machen, deren Nichtigkeitich absolut nicht bestreitc, deren Nich¬
tigkeit zn controliren, uns aber doch die Möglichkeit fehlt, was uns in allen anderen Fällen
geboten wird.

Wenn der Herr Landrath Ianßcn schließlich gesagt hat, er appellire an das milde Herz
der Landtagsllbgeordnetcnbeziehungsweisean deren corrckte Haltung, so kann ich im Namen der
Commissionnur constatircn, daß unfer mildes Herz uns nicht dazu hat verleiten können, eine
incorrckteHaltung anzunehmen, (Beifall und Heiterkeit.)

Abgeordneter Ianßen: Darf ich zu einer persönlichenBemerkung in Bezug ans die
letzten Aeußerungen des Herrn Berichterstatters das Wort erbitten?

VorsitzenderBecker: Zu einer persönlichenBemerkung hat Herr Abgeordneter Ianßen
das Wort.

Abgeordneter Ianßcn: Meine Herren! Die von dem Herrn Referenten citirten
Bemerkungen in Spalte 3 bilden einen Theil der Vorlage, welche von dem Prouinzialausfchuß
auf Grund des von dem Prouinzialconseruator erstattetenBerichtes der Denkmalspflege-Commission
übermittelt worden war. Meine Erläuterungen aber bezogen sich ans die Verhandlungen in der
Denkmalspflege'Commission,welch' letztere durch ihren Beschluß die Bemerkungen in Spalte 3,
zu welchen der Ausschuh anfänglich veranlaßt war, durch ein besseres Kunsturtheil berichtigthat.

VorsitzenderBecker: Wir kommen zur Abstimmung, und zwar müssenwir nach meiner
Auffassung zunächst abstimmen über den Antrag Ianßen, also nicht den Ausschuß zu ersuchen,
bis zum uächsteuLandtag noch Ermittelungen herbeizuführen,sondern die Summe von 6000 M.
für die Nikolaus-Pfarrkirche in Aachen fchon heute zu bewilligen (Znruf: 3000 M,!) — von
6000 M, von 3000 ist keine Rede.

Nenn Sie damit einverstanden sind, meine Herren, dann ersuche ich diejenigen Herren,
welche dem Antrag des Herrn Ianßen entsprechenddie 6000 M. schon heute bewilligenwollen,
sich zn erheben. (Geschieht.) — Machen wir die Gegenprobe, Ich bitte Diejenigen sich hinzu¬
setzen, die eben gestanden haben, nnd bitte Diejenigen, welche die 6000 M. nicht bewillige,: wollen,
sich zu erheben. (Geschieht.)— Das Erstere war die Majorität. — Die 6000 M, sind bewilligt.

Dann gebe ich dem Herrn AbgeordnetenCourth das Wort.
Abgeordneter Conrth: Meine Herren! Ich will nicht über die vorliegenden Anträge

sprechen, sondern ich will mir nur eine Anfrage erlauben.
Vorsitzender Becker: Verzeihen Sie, dann könnte ich vielleicht erst fragen, ob noch

Jemand zu den einzelnen Nummern das Wort wünfcht. Dann wären wir mit der Angelegenheit
in Ordnung und konnten diesen Theil des Beschlusses auch anders redigiren, wie das ja nun der
Fall sein muß.

Wünscht noch Jemand zu einer der Bewilligungen das Wort? — Das ist nicht der
Fall. — Herr Abgeordneter Graf von Arnhl hat das Wort.

AbgeordneterGraf von Vrühl: Es ist hier unter Nr. 1 von dem historischen Atlas
der Rheinprovinz die Rede. Nun habe ich mich danach erkundigt, wie man den Atlas bekommen
könnte, und habe gehört, dafür müßte mau Mitglied des historischen Vereins werden. Ich möchte
nur die Anregung geben, ob nicht eine etwas leichtere Art des Bezuges des Atlas möglich
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wäre. Ich habe wenigstens hier eine Reihe von Mitgliedern gesprochen, die den Atlas bisher
überhaupt noch gar nicht gesehen haben und den Wunsch haben, ihn naher kennen zu lernen. Es ist
ja dabei auch sehr schlimm,daß der Atlas so ungeheuerunförmlichausgefallen ist, dah man ihn kaum
in die Hand nehmen kann. Ich möchte nur anregen, ob nicht auch für die einzelnen Theile der Nhein-
provinz eine Sonderausgabe in einem etwas kleineren und handlicheren Format ausgegeben werden kann.

Im Uebrigen möchte ich nur noch zu den Anträgen, die hier vorliegen, meine Freude
aussprechen, daß auch ausnahmsweise einmal etwas für eiuen Barockbau in Aussicht genommen
ist, das ist für die Kirche in Cornelimünstcr. Das ist ja wohl bisher, glaube ich, das erste Mal,
dah für einen Barockbau etwas gegebenwird. Ich möchte daran die Hoffnung und den Wunfch
knüpfen, daß auch für den hervorragenden Barockbau, den wir in Trier am Dom haben, später
etwas zu erhalten ist,

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Klein.
AbgeordneterDr. Klein: Ich möchte auf die erste Anfrage des Herrn Lanbraths Grafen

von Brühl erwidern, daß in den Mittheilungen auf Seite 3 es wörtlich heißt: „Inzwischen sind
von dem Atlas die die Zeit von 1789, sowie von 1813 behandelndenKarten vollendet und im
Buchhandel erschienen", sodah also der Atlas durch den Buchhandel bezogen werden kann und
zwar von Jedermann und nicht nur von Mitgliedern des Vereins.

VorsitzenderBecker: Sonst hat sich Niemand weiter zu den einzelnenPositionen der
Bewilligungen zum Wort gemeldet. Ich schließe daher die Verhandlung über diesen Gegenstand.

Meine Herren! Wir würden dann wohl statt des Antrages der 1. Fachcommission Nr. 1
der Drucksache Nr. 66, der ja die 6000 M. nicht enthält, den übrigens wörtlich mit dem Autrag
Ianhen übereinstimmendenAntrag des Provinzialnusschussesannehmen müssen, der die 6000 M.
enthält; die 6000 M. sind ja bewilligt für die Nicolauskirchein Aachen. Sie finden den Antrag
des Provinzialausfchusfcs in dem Bericht und Antrag auf Seite 2, Da werden die vollen
69 200 M. bewilligt für 1895/96 und zwar in folgender Weise: „Für 1895/96 die unter ^
und L Nr. 1—10 aufgeführten Beihülfen im Gefammtbetrage von 69 200 M., und für 1896/9?
die fälligen letzten Raten «., d, o". Wenn Sie diesen Veschlußentwurfannehmen statt des An¬
trages der 1. Fachcommission,dann ist die Bewilligung der 6000 M. für die Nicolauskirche in
Aachen erfolgt. Sind Sie damit einverstanden, meine Herren? (Zuruf: Ja!) Oder wünschen Sie
eine besondere Abstimmung? (Zuruf: Nein!) Das ist nicht der Fall, dann stelle ich das fest.

Nun gebe ich zunächst dem Herrn AbgeordnetenCourth das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich wollte mir die Anfrage erlauben, zu welcher Zeit die Voll¬

endung der Gruppe, die mit Hülfe der Mittel des Dispositionsfonds hier vor dem Stände-
Haufe errichtet werden soll, endlich zu erwarten ist.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Klein.
Abgeordneter Öl-, Klein: Die Fertigstellung ist für diesen Herbst in Aussicht genommen.

Die Gruppe soll bereits in der Gießerei fein.
VorsitzenderBecker: Sonst hat sich Niemand zum Wort gemeldet, meine Herren. —

Dann schließe ich die Verhandlung.
Dann würde die Nr. 2 des Antrages der I. Fachcomnnssion,noch weitere Ermittelungen

über die Vermögenslage der Nicolaus-Pfarrkirche in Aachen anzustellen, natürlich fortzufallen
haben, sie ist beseitigt durch Ihren Beschluß zu alinea 1.

Dagegen Nr. 3, wo gesagt wird, daß die Denkmals-Commissionveranlaßt werden solle,
dahin Fürsorge zu treffen, daß bei späteren Reparaturen an Kunstdenkmälerndie Erfolge der mit
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Provinzialmitteln unterstütztenfrüheren Erhaltungsarbeiten nicht in Frage gestellt werden, würde
von Ihnen noch anzunehmen sein.

Bedenkendagegen sind nicht erhöbe»,. Ich darf das wohl feststellen. Damit wäre der
Gegenstand erledigt.

Nun kämen wir, meine Herren, zum Gegenstand Nr. 5 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat für die erweiterte Armen¬
pflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für die Etatsjahre vom
1. April 1895 bis 31, März 1897."

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Graf von Vrühl.
BerichterstatterAbgeordneter Graf von Vrühl: Die II. Fachcommission schlägt Ihnen vor:

„Der Prouinziallandtag wolle den uorbezeichncten Etat unverändert annehmen".
In dem Etat ist eine recht erhebliche Erhöhung der Einnahmen und der Ausgaben vor¬

gesehen, nämlichum 146 000 M. Einmal soll aus den Beiträgen aus dem Vermögenvon Kranken
und von Drittelverpflichtetcn10 000 M. mehr aufgewendetwerden, anderseits soll mich von Seiten
der Kreise und Gemeinden l 36 000 M. mehr anfgebmcht werden. Die Annahme, daß hierfür
ein derartiger Mehrbedarf nothwendig werden dürfte, geht von den bisherigen Erfahrungen aus,
wonach alljährlich, fcitdcm das Gesetz vom 11. Juli 1891 in Kraft getreten ist, ei» Mehrbedarf
eingetreten ist. Es wird immer mehr bekannt, daß die Kreise der Provinz einen Zuschuß dazu
leisten und daher vermehren sich auch die Anträge auf die Gewährung der sogenanntenerweiterten
Armenpflege. Im Ucbrigen geht, wie gesagt, der Antrag der ll. Fachcommissiondahin, diesen
Etat unverändert anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenbcrg-Stammheim: Meine Herren!
Ich frage, ob Jemand das Wort hierzu verlangt. — Das fchcint nicht der Fall zn fein. Dann
schließe ich die Diskussion uud darf wohl nach den früheren Erfahrungen annehmen, daß Sie mit
dem Antrage des Herrn Berichterstatters einverstandensind.

Wir kommendann zum 6. Gcgeustand der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und den Anträgen des
Prouinziülausschusses, betreffend die Abänderung des Reglements vom
10. Dezember 1892 über die Ausführung des Preußischen Armengesetzes
vom 11. Juli 1891,"

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Simons, welchem ich das Wort ertheile.
Berichterstatter AbgeordneterSimons: Meine Herren! Die Vorschläge, welche Ihnen

gemachtwerden znr Abänderung des Regulativs für die Preußische Armengesetzgebung von 1891
bewegen sich nach dreifacher Richtung. Znnächst ist es eigentlichselbstverständlich, das der §, 13
des bisherigen Regulativs, wonach erstattungspflichtig ist, so lange ein definitiv verpflichteter
Armenuerband noch nicht ermittelt ist, der vorläufige fürsorgepftichtigeOrtsarmenuerband — nach¬
dem dies aufgehobendurch Reichsgesetz ist es ja zweifellos,daß jetzt das Landarmenwefensofort den
definitivenOrtsarmenuerband zu ermitteln und festzustellenfncht. Ich halte die Sache für abgefchlossen.

In anderer Richtung hat sich auch die Nothwendigkeit oder das Wünschenswert!)«einer
Abänderung herausgestellt, nämlich, daß die Einzahlung für Kleiderausrüstung von 40 M. an
die Landesbank für Rechnung der Ortsarmenverbände nicht allein für Idioten und Epileptiker
eintritt, wie dies bisher geschah, sondern für alle Pfleglinge überhaupt. Es fcheint mir diefes
auch eiu Gruudfatz der Gerechtigkeitzu sein. Es ist außerdem die neue Fassung, die Ihnen
vorgeschlagen wird, einfacherund übersichtlicher. Die neue Fassung heißt:
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„Bei der Einweisung muß derselbe(der Pflegling) mindestens einen guten vollständigen
Anzug nebst Wäsche,Fußbekleidungu, s. w. besitzen. Die diesen Anforderungennicht entsprechenden
sowie die fehlenden Kleidungsstückewerden von der Anstalt auf Kosten des zahlungspflichtigen
Ortsarmenvcrbandes beschafft. Außerdem ist für die weitere Ausstattung eine einmalige Summe
von 40 M. Seitens des ZahlungspflichtigenOrtsarmenuerbandes an die Landesbank zu zahlen.
Die Hälfte des letzterenBetrages wird zurückerstattet, sofern der (die) Kranke vor Ablauf der
ersten 3 Monate wieder aus der Anstaltspflege entlassenworden ist."

Also, meine Herren, Sie sehen aus dem Nachsatz, daß in jeder Beziehung die Billigkeit
gewahrt ist, sofern der Kranke nur kurze Zeit in der Anstalt verbleibt.

Die dritte Veränderung ist im Interesse der Einfachheitgeschehen. Die Berechnungerfolgte
bisher nach dem Ergebnisse des laufenden Jahres und zwar quartaliter. Es ist jetzt die neue Fassung beliebt:

„Die Abrechnungüber die Verpflegungs-, Kleidungs-und sonstigen Kosten erfolgt zwischen
dem Landarmenvcrband und den Ortsarmenuerbünden durch Vermittelung der Kreise jährlich
einmal am Schlüsse des Nechuuugsjahres.

Während des Rechnungsjahres und zwar am Schlüsse eines jeden Vierteljahres haben
die zahlungspflichtigenVerbände an den Landarmenuerband Abschlagszahlungenzu leisten.

Die Höhe dieser Abschlagszahlungenrichtet sich nach dem rechnungsmäßigen Abschluß
des vorhergegangenenRechnungsjahres und wird den Kreisen vom Landarmenverband mitgetheilt."

Meine Herren! Es ist ja augenscheinlich,daß dieses eine sehr große Vereinfachung in
sich schließt, daß die Berechnung nicht erfolgen soll und zu erfolgen braucht im Laufe des Jahres,
daß dadurch viele Reklamationen unnöthig sind, ähnlich denjenigen, die im letzten Etat des
Landarmenwcsens zum Vorschein kamen. Ich glaube, es empfiehlt sich diese Fassung, sie ist,
wenn ich richtig berichtet bin, auch schou seit einiger Zeit in der Praxis ausgeführt. Wenn das
nicht der Fall sein sollte, so halte ich es doch für sehr wünschenswert!),wenn wir auf diesem
Standpunkte bestehen bleiben. Denn, meine Herren, wenn im Zeitraum von 3 Jahren die Gesetz¬
gebung zweimal verändert worden ist, im Jahre 1891 und 1894, ist es zweifelsohne,daß dadurch
die Kosten und die Schwierigkeiten, welche die Landarmcngesetzgebungerfährt, bedeutend erhöht
sind. Auf der anderen Seite scheint es mir unzweifelhaft, daß durch das neue Arbeiterfchutzgesetz
Complikationen entstehen,die nur durch eine möglichst einfacheund genaue Revision zu beseitigen
sind. Ich glaube, Sie sehen davon ab, daß über jeden Antrag gesondert abgestimmt wird.
Jedenfalls empfiehlt Ihnen die II. Fachcommissionfolgenden Antrag:

„Der Provinziallandtag wolle die Anträge des Provinzialausschusfes unverändert
annehmen."

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussion und frage, ob Jemand das Wort dazu verlangt. — Das scheint wohl
nicht der Fall. Dann sind die Herren auch wohl damit einverstanden, daß nach dem Antrage
des Herrn Berichterstatters nicht über jede einzelne Position abgestimmt wird, sondern im Ganzen,
und ich darf wohl annehmen, wenn keiner das Wort mehr verlangt, daß die Positionen nach
dein Wortlaut des Vortrages des Herrn Berichterstatters angenommen sind.

Wir kommendann zum ?. Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der II, Fachcoinmission zu dem Bericht und den Anträgen des
Provinzialausschusfes, betreffend die Errichtung zweier befonderer Ab¬
theilungen bezw. Lehrknrse für schwachbcgabte taubstumme Schüler."

Berichterstatterist Herr Abgeordneter Kattwinkel,
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Berichterstatter Abgeordneter Kattwinkel: Meine Herren! Die Provinzialverwaltung
hat in den Taubstummen-Lehranstaltendie Erfahrung gemacht, wie man sie vielfach auch in
anderen Lehranstalten und Schulen macht, daß nnter der Zahl der Schüler es immer einige giebt,
die nicht mitkommen, die dem Unterricht nicht zu folgen vermögen. Das sind in diesen Taub¬
stummenanstalten die Kinder, welche wegen geringer Begabung dem Unterricht nicht zu folgen
vermögen, dann solche, die wegen irgend eines organischenFehlers am Sprechenlernen verhindert
sind, oder auch solche, die wegen Kurzsichtigkeit oder sonstigen mangelhaften Sehvermögens dem
Lehrer das Sprechen nicht absehen können. Es ist nun klar, meine Herren, daß gerade an den
Taubstummenanstalten dies als ein schwerer Ucbelstand empfunden werden muß; denn wenn der
Taubstummenunterrichtan und für sich schon schwierigzu ertheilen ist, fo ist es, wie es in den:
Berichte heißt, selbst bei dem größten Aufwand von Fleiß nicht möglich gewesen, diese Kinder
neben den normal Befähigten mit durchzuziehen; entweder haben die Anstalten ihre Aufgaben
bezüglich der normal Befähigten nicht ausführen können, oder aber diese schwachbegabten Kinder
mußten vernachlässigtwerden. Das letztere ist dann leider auch vielfach eingetreten und in den
letzten fünf Jahren haben, wie der Bericht des Provinzialausfchussesnachweist,nicht weniger als
24 derartig schwachbegabte Kinder aus den Anstalten entlassenwerden müssen, und einer ganzen
Reihe von andern Kindern dieser Kategorie mußte die Aufnahme in die Anstalten überhaupt
verfugt werden. Um nun diesen« Mihstcmdeein Ende zu machen, schlägt der Provinzialausschuh
Ihnen vor, diese Kinder aus den Anstalten herauszunehmen nnd in besonderenLehrkurscn in
besonderenAbtheilungen zu unterrichten. Man hofft damit, diesen armen Kindern einen noch
intensiveren Unterricht geben zu können, man hofft auch darin eine andere Methode anwenden zn
können, nämlich die Methode der Gebärden- und Zeichensprache,die ja im Uebrigen auf den
Taubstummenanstalten ausgeschlossen ist.

Was nun die körperliche Pflege dieser Zurückgebliebenenanbelangt, so hat sich gezeigt,
daß das Unvermögen dem Unterrichte zu folgen, vielfach mit körperlichenAnorinalitäten und
Schwächenzusammenhängt, es wird daher vorgeschlagen,von der gewöhnlichenFamilienpflegebei
diesen Zöglingen abzusehenund dafür Internate einzurichten. Es sollen zunächst zwei derartige
Kurse eingerichtetwerden, ein größerer für etwa 50 katholische Kinder an der Anstalt zu Essen
und ein kleinerer Kursus für etwa 25 evangelische Kinder an der Anstalt in Neuwied. Es ist
bei der Auswahl der Plätze bestimmendgewesen,daß sich sowohl in Essen als auch in Renwied
Gelegenheit bietet, diese Internate, wie sie vom Provinzialausschusse vorgeschlagenwerden, in
zweckentsprechender Weife einzurichten. Der Prouinzialausfchuß stand nämlich vor der Frage:
Sollen eigene Anstalten für diese Internate gebaut und von der Provinz geleitet werden, oder
will man die Pflege dieser Zöglinge überhaupt den Genossenschaften überlassen?

Der Provinzialausschuh schlägt nun vor — und die Fachcommission ist auch damit voll¬
ständig einverstandengewesen—, daß der letztere Weg beschrittcnwird. Es sind auch Verhand¬
lungen in dieser Richtung gepflogenworden und zwar in Essen mit dein Vorstande des Vereins
zur Erziehung und Pflege katholischer Idioten und in Neuwied mit dem Vorstande des Otto¬
hauses, solche haben dahin geführt, daß sich die beiden Anstalten bereit erklärt haben, diese
Zöglinge in Pflege zu nehmen und zwar zu Essen, wenn man eine Mindestzahl von etwa 40 uud
in Reuwied, wenn man eine Mindestzahl von etwa 20 garantirt. Außerdem verlaugt der Verein
in Essen, daß ihm zur Ausführung der Bauten ein Kapital von ca. 60 009 M. zu 3'/2"/« Zinsen
und 1«/u jährlicher Tilgung als Darlehen aus der Lcmdesbankbewilligt wird, um damit die
Kosten des Baues bestreuen zu können.

27
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Was nun die Kosten selbst anbelangt, so hat der Ausschuß eine Berechnung gemacht
wonach der Aufwand für Essen etwa 28 000 M. und für Neuwied etwa 16 000 M,, also
zusammen etwa 44 000 M. beträgt. Davon würden etwa 14 000 M., die durch das Heraus¬
nehmen der Kinder aus den anderen Anstalten erspart werden, abgehen, so daß eine wirkliche
Mehrausgabe von etwa 30 000 M. entsteht.

Es könnte bei der Berechnung dieser Kosten auffällig erscheinen,daß für diefe Kinder
ein Pflegegeld von 1 M. 20 Pf. pro Tag, alfo für 311 Tage im Jahre etwa 370 bis 380 M.
vorgesehen ist, während im Uebrigen die Kosten an den Taubstummenanstalten sich etwa auf
220—250 M. belaufen; aber man muß bedenken, daß in diesen Kosten auch die Amortisation
und Verzinsung der Gebäude enthalten sind, und daß außerdem die Entschädigung für das
Wartepersonal mit darin einbegriffen ist, und dementsprechenderschien auch der Commissionder
Pflegesatz von 1 M. 20 Pf. gerechtfertigt.

Im Uebrigen aber fchlägt Ihnen die II. Fachcommissionvor, den Antrag des Provinzial¬
ausschusses, wie er Ihnen gedruckt in den Drucksachen Nr. 14 vorliegt, anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fttrstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussion. — Da Niemand das Wort verlangt, schließe ich die Diskussion und darf wohl
annehmen, daß nach den früheren Vorgängen auch dieser Antrag nach dem Antrage des Herrn
Berichterstatters angenommen ist.

Wir kommendann zum 8. Gegenstand der Tagesordnung:
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die zur Ausführung der
Beschlüsse des 38. Rheinischen Provinziallandtags getroffenen Anord¬
nungen."

Berichterstatter ist Herr Landesdirektor Dr. Klein.
Berichterstatter Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Ich habe bereits die Ehre

gehabt, über diesen Gegenstand der Tagesordnung ausführlich in der vorigen Woche zu berichten.
Es ist daraufhin die Sache an die Commissionverwiesen worden, und die Commission hat sich
nunmehr mit dieser Berichterstattung befaßt, hat Ihnen aber keinerleiAenderungen oder Anträge
dazn zu stelle». Ich bitte also, Kenntniß von dem Bericht zu nehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussion. — Es scheint Keiner das Wort zu verlangen, dann wird also der Bericht einfach zur
Kenntniß genommen.

Wir kämen zum 9. Gegenstande der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachcommiffion zu dein Bericht des Provinzialausschusses,
bezw. dem Nachtrage zu diesem Berichte, betr. die zur Ausführung der
Beschlüsse des 38. Rheinischen Provinziallandtags über die Ausgleichung
der Einquartierungslast getroffenen Anordnungen."

Ich ertheile dem Herrn Berichterstatter Linz das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterLinz: Meine Herren! Die I. Fachcommissionbeantragt,

dem Antrage des Provinzialausschusses vom vorigen Jahre entsprechend,zunächst die weiteren
Mahnahmen der Staatsregierung und die Entwickelung der sich daraus ergebendenVerhältnisse
abzuwarten, mit anderen Worten, meine Herren, die I, Fachcommissionschlägt Ihnen nicht vor,
daß aus Prouinzialmittel zur Erleichterung der Einquartierungslast ein Zuschuß gegeben werden soll,
weiter, meine Herren, schlägt sie vor, statistische Ermittelungen darüber anstellenzu lassen, ob die von
Seiten des Herr» Ober-Präsidenten bei der letzten Behandlung dieser Frage mitgetheilten, in Aussicht
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genommenenErleichterungender Einquartierungslast wirklich zu Entlastungen in den betreffenden
Gemeinden auch geführt haben. Meine Herren! Ich werde Ihnen nur kurz mittheilen, auf
Grund welcher Erwäguugen die Commissionzu dieser Entschließung gekommen ist Die Commission
hat sich zuerst gefragt, ob in Wirklichkeit auf dein Gebiete der Einquartierungslast Mihstände vor¬
liegen, und da, meine Herren, war die Antwort eine sehr einfache. Wir brauchten nicht eine
große Anzahl von Akten durchzustudireu;meine Herren, die Commissionbrauchte auch nicht sich
die vielen Klagen, die in der Presse und ans verschiedenen Theilen der Nheinvrovinz erschallen,
näher anzusehen, sondern, meine Herren, wenn wir nur einen Blick werfen auf die Aufstellung,
die im vorigen Jahre gegebenworden ist, dann werden Sie Zahlen finden, die eklatant belegen,
daß in Wirklichkeit Mißstände bei der Einquartirungslast vorliegen. Sie finden dort, und zwar
in den Verhandlungen des 38. Provinziallandtags, S. 234 Zusammenstellung^ L, daß im
Jahre 1889 von der Gesammtleistung für die Einquartierten in Höhe von 570 426 M. nicht
weniger als 336 738 M. von Seiten der Gemeinden und Quartiergeber bezahlt worden sind,
und daß von dieser Summe direkt aus der Tasche der Quartiergeber geflossen sind 236 049 M.
Im Jahre 1890 betrug die Gesmnmtzahl für die Einquartierung 1151262 M. Von dieser
Gesammtleistung haben die Gemeinden und die Quartiergeber aus ihrer Tasche zugeschossen
671486 M, und von dieser Summe wieder direkt und allein die Quartiergeber 359 291 M.

Meine Herren! Das sind ganz gewaltige Summen. Die Summen wirken aber doch
erst plastisch und gewinnen erst dann Fleisch und Blut, wenn man diese ZusammenstellungL
mit derjenigen unter ^ vergleicht,woraus sofort ersichtlich wird, daß diese Summen weitaus zum
größten Theil von den ärmsten Theilen der Provinz aufgebracht werden. Aus dieser Zusammen¬
stellung ^, meine Herren, möchte ich mir nur erlauben, einige Daten anzuführen, Sie finden,
daß im Jahre 1889 von 7464 einquartierten Offizieren 5491 allein auf die Bezirke Trier und
Coblenz entfallen, und von 230 266 einquartierten Mannschaften 157 053, alfo ungefähr ?5°/<>,
Wohlverstanden, meine Herren, diese Einquartierungen haben nicht stattgefunden in den ver¬
mögendenTheilen von Coblenzund Trier, fondern gerade in den ärmeren Theilen diefer Bezirke.
Wenn Sie das zusammenhalten, meine Herren, so ergiebt sich daraus, daß die ganz gewaltigen
Summen, die ich im Anfang anführte, nicht auf die breiteren, fondern auf die ärmeren Schultern
der Provinz abgewälzt werden. Aus welchem Grunde, meine Herren, das wissen Sie ja. Das
Manöverfeld in der Eifel ist erstens einmal billiger als in anderen Gegenden, und zweitens,
meine Herren, um das auch nicht unerörtert zu lassen, es ist auch taktisch verwerthbarer.

Wenn man nun weiter fragt, wie die colossal großen Zufchüffe sich näher zusammen¬
setzen, so kann ich Folgendes kurz zu Ihrer Orientirung bemerken. Meine Herren! Bei Marsch¬
quartier — und zwar werden weitaus bei dem geringsten Theil der Einquartierten Marsch-
Verpflegungssätze als Zuschuß gewährt — beläuft sich der Zuschuß aus fiskalischen Mitteln auf
80 Pf., während in Wirklichkeit etwa 1 M. 20 Pf. pro Mann und Tag gezahlt werden müssen.
Bei Kantonementsquartier — das weitaus stärker in Anspruch genommen wird — beläuft sich
der Zuschuß aus fiskalischen Mitteln auf 60 Pf. und die Quartierwirthe müssen 100°/« aus
ihrer eigenen Tasche zulegen, denn 1 M. 20 Pf. betragen, wie fchon erwähnt, die Aufwendungen,
die thatsächlichfür Quartiermannschaften pro Kopf und Tag zu machen sind. Und endlich, meine
Herren, wenn Sie erwägen — in der Beziehung erschallen ja gerade die Klagen am lautesten —,
daß der größte Theil der Truppen weder mit Marschquartierverpflegungnoch auch mit Kantonements-
quartierverpflegung, fondern einfach ohne Verpflegung einquartiert wird, dann springt sofort in
die Augen, woher die colossalen Zuschußsummenkommen. Denn, meine Herren, bei dieser Art
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der Einquartierung bekommtder Betreffende 6 Pf, Servis. Daß da ganz bedeutendeZulagen
dazu nöthig sind, meine Herren, liegt auf der stachen Hand.

Die Verhältnisse, meine Herren, haben sich nun nicht in den letzten Jahren — wie man
annehmen sollte, da seit dem Jahre 1890 doch einige Zeit verflossen ist — gebessert, sondern sie
haben sich verschlechtert. Es ist constatirt worden, daß seit dem Jahre 1890 der Bezirk Trier
nicht mehr einem Armeecorps zufällt, sondern zwei Armeccorps. Er wird getheilt in das Mctzer
Armeecorps und in das RheinischeArmeecorps, und die Klagen, die aus dem Kreise Adenau,
aus dein Kreise Simmern, aus Mülheim a. Rhein erschallen, deuten mit Sicherheit darauf hin,
daß in Wirklichkeit die Einquartierungslast zwischenzeitlich eher noch eine größere wie eine geringere
geworden ist, und darum lag ja, meine Herren, für uns in der Commissiondie Frage doppelt
und dreifach nahe, mit besondererAufmerksamkeit,mit besondererGewissenhaftigkeitzu prüfen,
ob da nicht mit Provinzialmitteln eingetreten werden foll.

Meine Herren! Die Antwort auf diefe Frage, wer eintreten foll, wurde uns fehr dadurch
erleichtert,wenn wir uns vorher frugen, ob überhaupt verschiedene concurrirende Verpflichteteda
sind, ob es verschiedene Communaluerbändegiebt, sei es der Provinzialverband, sei es der Kreis-
verband, die dafür gesetzlich einzutreten verpflichtet sind. Meine Herren! Das ist aber nach dein
klaren bestimmtenWortlaut des Gesetzes nicht der Fall. Es ist durch das Gesetz klar und
bestimmt ausgesprochen, daß das Reich dafür einzutreten hat, und die Commission hat mich
beauftragt, mit aller Schärfe, wie ich das hiermit thue, den Standpunkt zu vertreten, daß alle
die eben genannten Communalverbände absolut gar keine Verpflichtung dazu haben, dafür ein¬
zutreten, daß aber umgekehrt, wenn wir uns einigermaßen geneigt zeigen, auf unfere fchwacheu
Schultern das zu übernehmen, wozu wir nicht verpflichtet sind, der Fiskus dies sofort entgegen¬
nehmen und hiervon Akt nehmen wird.

Meine Herren! Je länger man sich meiner Auffassung nach hier im Provinziallandtag
über die Frage unterhält, ist ein Communaluerband verpflichtet, dafür einzutreten, desto mehr
wird der Militärfiskus die Ohren spitzen. Wir waren also der Ansicht, »reine Herren, daß die
gesetzlicheVerpflichtung klipp, klar, bestimmt und präcis dahin ausgedrückt ist, daß das Reich
dafür einzutreten hat, und wenn Sie, meine Herren, auf dieser Basis stehen, dann wird die
Beantwortung der weiteren Frage, die sich die Commissionstellte, eine ungemein einfache. Wir
fragten uns weiter, ob die Kreise einzutreten haben. Nein, meine Herren, der Kreis nicht, weil
eben das Reich einzutreten hat, der Kreis umsoweniger, wenn Sie bedenken, daß die Ein¬
quartierungslast vorzugsweisedie armen Kreise trifft, welche vorzugsweiseaus ihrer Tasche zuzu¬
schießen haben würden. Der Kreis Adenau — um darauf hier zu exemplificiren— der ja ganz
kolossal unter der Einquartierungslast leidet, würde gar nicht in der Lage sein, aus seiner eigenen
Tasche den gerechtfertigtenAnsprüchender Quartierwirthe Rechnung tragen zu können, er würde
hierzu gar nicht die Mittel aufbringen können. Ziehen Sie weiter in Erwägung, daß die lex
Iluone in der Zwischenzeitfortgefallen ist, dann ergiebt sich ja evident, daß die Kreise erst recht
nicht in der Lage sind, die Mittel aufzubringen; die Provinz auch nicht, weil die Provinz gar
keine Verpflichtung dazu hat, und felbst wenn man darin anderer Ansicht sein sollte, so würde
jedenfalls der gegenwärtige Zeitpunkt ein fehr ungeeigneter fein, denn es läßt sich nicht ver¬
kennen, daß doch einige Veränderungen bezüglich der Aufbringung der Einquartierungslast ein¬
getreten sind bezw. in Alissichtgenommen waren. Wenn Sie die Veränderungen, die der Herr
Ober-Präsident im vorigen Jahre mitgetheilt hat, naher in's Auge fassen, so finden Sie in Nr. 1
näher ausgesprochen,daß überhaupt nicht mehr so stark einquartiert werden soll, sondern daß die
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Truppen mehr Bivouaks beziehe», ebenso daß die Truppen mehr in Garnisonen untergebracht
werden sollen, daß ferner unter Nr. 3 — und das, meine Herren, ist eine wesentliche Erleichte¬
rung — die Einquartierung ohne Verpflegung möglichst fortfallen soll, daß die Einquartierung
mit Verpflegung stets dann stattzufinden hat, wenn der Quarticrgeber sich dazu bereit erklärt.
Sie finden aber unter Nr. 2 am Schluß den wichtigsten Punkt, der dahin geht, daß die Militär¬
verwaltung, und zwar im Laufe dieses Jahres, mit den Vorarbeiten beginnen wird, um eine
Erhöhung der Verpflegungssätzeeintreten zu lassen.

Ja, meine Herren, wenn wir grade in jetziger Zeit, wo die Neichsregierung ihrer Ver¬
pflichtungeneingedenk wird, die Einquartierungslast zu erleichtern, dafür eintreten, dies aus com-
munalen Mitteln zu thuu, dann bin ich doch fest davon überzeugt, der Zuschuß, deu wir jetzt
auch nur für kurze Zeit geben wollen, würde unbedingt für immer in die Tafche des Fiskus
hineinwandern. Meine Herren, man sagte — ich glaube, es war der verehrte Herr Abgeorduete
von Grand-Ny, der im vorigen Jahre den Vorschlag machte, und das ist auch unbedingt richtig
— wenn wir einen Prouinzialzuschuh gebeu sollen, so geben wir ihn nur für 2 Jahre. Ja,
meine Herren, ich halte das für fchr verhiingnihvoll, überhaupt hier ein Jawort zu sagen.
Wollen wir das Verhältniß auch nur für 2 Jahre auknüpfen, so wird der Militärfiskus dies
Verhältniß in ein lebenslänglichesund zwar zu Ungunstcn der Provinz gestalten.

Von diesen Erwägungen ausgehend, weil wir ferner uns sagen muhteu, daß wir grade
im Interesse der Gemeinden, im Interesse der Kreise handeln, wenn wir neue Provinziallastcn
ablehnen — denn, meine Herren, wenn die Provinz eintreten soll, woher soll das Geld kommen?
das Geld komint doch schließlichaus den Taschen der Kreise, der Gemeinden, der Einzelnen
heraus — habeil wir eine solche dauernde Belastung abgelehnt, die unbedingt, wenn wir auch
nur für 2 Jahre Zuschüsse bewilligen, eintreten würde. Endlich haben wir uns gesagt, wenn
wir erwarten, nun in 2 Jahren und zwar aus den Neichsmitteln eine hinreichendeErleichterung
zu erfahren, dann handeln wir einstweilen,fo fehr wir auch die Lage der von der Einquartierungs¬
last Betroffenen bedauern, in deren ureigenstemInteresse. Zum Schluß, meine Herren, möchte
ich nicht verfehlen, entsprechenddem Auftrage der Commifsion, an den Herrn Ober-Präsidenten
die Bitte zu richten und die Hoffnung auszufprechen, daß er doch auch uns seine thatkräftige
Hülfe in diefer Angelegenheit nicht versagen wolle. Wir wissen, meine Herren, daß es seiner
Fürsorge hauptsächlichmit zu verdanken ist, daß in der Eifel, die ja hauptsächlichunter der
Einquartierungslast leidet, die Wunden sich zu schließen begiuueu, die eine rauhe Natur der Eifel
gefchlagen hat. Wir hoffen aber auch, daß es feiner Fürforge mitgelingen wird, die Wunden
zu schließen, die ein uurichtiger Schutz der Gesetzgebung gegenüber den Quartiergebern bisher noch
fortgesetzt schlägt. (Beifall!)

VorsitzenderBecker: Ich frage, ob sich Jemand zu diesem Gegenstande zum Worte
meldet? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die Verhandlung.

Meine Herren! Die Anträge der I. Fachcommisfionliegen unter Nr. 73 der Drucksachen
Ihnen Allen vor. Es sind zwei, einmal zunächst weitere Mahnahmen der Staatörcgiernng abzu.
warten, und zweitens statistische Ermittelungen darüber anstellenzu lasse», ob und inwieweit die
zur Erleichterung der Einquartierungslast angestrebtenMahnahmen thatsächlich zu einer Entlastung
geführt haben.

Ich darf wohl ohne weitere Abstimmung feststellen, daß Sie diese beiden Veschluhentwürfe
zu den Ihrigen machen.— Es erhebt sich kein Widerspruch, dann stelle ich das fest. Damit ist

- der Gegenstand erledigt.
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Wir kommen zum Gegenstand Nr. 10 der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachcommission zu der Petition des pensionirten
Provinzial-Straßenaufsehers Apitz zu Weiten, Kreis Saarburg, um
Erhöhung seines Ruhegehalts unter Anrechnung des Jahres 1871 als
Kricgsjahr."

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Niesewand.
Berichterstatter Abgeordnetervon Niesewand: Meine Herren! Der am 1. März 1894

nach 38jähriger Dienstzeit pensionirte Strahcnbauaufschcr Apitz hat mit Rücksicht darauf, daß cr
Ende Dezember als Ersatzreservistbeim Ersatzbataillon des 25. Regiments nach Frankreichgezogen
und Mitte Februar auf Reklamation der Königlichen Eisenbahndirektionzum Eisenbahndienstwieder
einberufen worden ist, unter den, 18. April d. Is. an die Prouinzialverwaltung das Bittgesuch
gestellt, ihm die in Frankreichzugebrachte Zeit als volles Kriegsjahr zu berechnen. Nach der Aller¬
höchsten Kabinetsordre vom 16. Mai 1871 soll nur den Betreffenden, welche volle 2 Monate, bis
zum 2. März 1871, aus dienstlicherVeranlassung in Frankreich gewesensind, ein volles Kriegs¬
jahr angerechnet werden können. Spricht daher schon die Bestimmung dieser vorgedachtenCabinets-
ordre gegen eine nothwendigeBerücksichtigungdieses Bittgesuches, so stehen demselbenwesentliche
Hindernisserücksichtlichder dienstlichen Führung des p. Apitz entgegen. Nach Einsicht der Personal¬
akten desselben haben sowohl die beiden LandesbauinspektorenBecker und Berrens als auch nament¬
lich der WegebauinspektorInhoffen in einem Spezialbcricht vom 20, Juni 1893 an den Herrn
Landesdirektor sehr wesentliche Klagen gegen denselben vorgebracht. In diesem Berichte ist aus¬
geführt, erstens, daß der p. Apitz seine Dienstverrichtungensehr vernachlässigt habe, daß er im
Verkehr mit Unternehmern unzuverlässig gewesen, daß er im dienstlichen Verkehr Unwahrheiten
und Frechheitensich habe zu Schulden kommenlassen (Heiterkeit), und endlich daß ihm der Vor¬
wurf der Trunkenheit nicht erspart hätte bleiben können (Heiterkeit). Von diesen verschiedenen,
grauirenden, amtlich festgestellten Gesichtspunktenaus glaubt der Prouinzialausschuß im Verein
mit der I. Fachcommission,das Gesuchdes p. Apitz ablehnen zu müssen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und darf wohl feststellen,daß die Versammlungmit dem Antrage der I Fachcommission einverstanden ist.

Wir kommenzum GegenstandeNr. 11 der Tagesordnung:
„Antrag der I, Fachcommission zu der Petition der Stadtverordneten¬
versammlung zu Kirchberg um Vereinigung der keinen eigenen Kreis bil¬
denden Städte der Nheinprovinz in Verbindung mit den Landbürger-
meistereien und Gemeinden zu einem Kassenverbande, welchem es obliegt,
den in Ruhestand versetzten besoldeten Beamten die ihnen zustehenden
Pensionen zu zahlen."

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterZweigert,
Berichterstatter Abgeordneter Iweigert: Meine Herren! Die Gemeinde Kirchberg hat

dem Prouinziallandtage der Nheinprovinz einen Beschluß der Stadtverordnetenversammlung über¬
reicht, welcher dahin geht: „Die Stadtverordnetenversammlnng beschließt, eine Petition an den
Prouinziallandtag zwecks Erstrebung der Ausdehnung der Pensionskasseder Landbürgermeistcreien
und Gemeinden der Nheinprovinz auf die Städte zu richten". Diesen Beschluß reichte der Herr
Bürgermeister von Kirchbergdem Prouinziallandtag« ein mit der Bitte, beschließen zu wollen, daß
die keinen eigenen Kreis bildenden Städte der Nheinprovinz in Verbindung mit den Landbürger¬
meistereienund Gemeindenzn einein Kassenverbandevereinigt werden möchten,welchem es obliegt,
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den in den Ruhestand versetzten besoldeten Beamten die ihnen zustehenden Penstonen zu zahlen,
und der Herr Landesdirektor überreichtediese Petition dem Provinziallandtage mit dem Ersuchen,
die Sache in Erwägung zu ziehen. Motiuirt ist die Petition mit keinem Wort. Das ist Alles
was an Thatsächlichem mitzutheilen ist. Die Commissionhat trotzdem die Petition einer sehr
eingehendenErörterung unterzogen. Die Commission war der Auffassung, daß das Bedürfniß
nach Einführung der Pensionsberechtigung für die Gemeindebeamtender Nheinprouinz nach wie
vor als vorliegend anzusehensei. Der Provinziallandtag hat bereits in wiederholtenResolutionen
die Bitte an die KöniglicheStaatsrcgierung gerichtet, es möchte im Wege der Gesetzgebung den
Gemeindcbeamtenebenso die Pensionsberechtigungverliehen werden, wie sie in den Städten und
Laudgemeindeordungender östlichen Provinzen und der Provinz Westfalen den Gemeindebeamten
thatfächlichverliehen ist.

Ob aber zu diesem Zweck ein Pensionskassenuerbandgebildet werden müsse, erschien der
Commissionzweifelhaft. Zunächst steht das eine fest, daß in den östlichen Provinzen die Pen¬
sionsberechtigungder Gemeindcbeamtenbesteht, durchführbar ist und durchgeführtworden ist, ohne
daß eine Pensionskassevorher begründet worden ist. Es steht aber weiter fest, daß speziell die
kleineren Gemeinden der Nheinvrovinz Bedenken tragen, die Pensionsberechtigungfreiwillig aus-
zusprechcn,lediglichaus dein Grunde, weil sie fürchten, daß dadurch ihre finanziellenVerhältnisse
zu sehr belastet werde» möchten oder in Unordnung gerathen könnten, Sie würden dagegen
wohl in den allermeisten Fällen lein Bedenken tragen, den Beamten Pensionsberechtigungzu
verleihen, wenn die Pensionen demnächstaus dem großen Topfe, nämlich aus dem Pensions-
kassenverbandegezahlt werden sollten. Ein Analogon dafür ist zu erblicken in dem Pensions¬
verbande für die Volksfchullehrer, der ja regierungsbezirksweiseim Wege der Gesetzgebung ein¬
geführt ist.

Von anderer Seite wurde aber gcgcu den Pensionskassenverbandgeltend gemacht, daß
die Erleichterung der Pensionirung der einzelnen Beamten auch dazu führen könnte, Beamte,
die wohl »och, wenn auch nicht an der Stelle, an der sie gerade stehen, so doch an anderer
Stelle als brauchbar sich erweiseu würden, vorzeitig zu pensioniren. Ein erster Gcmeindesekretiir,
der alt geworden ist, kann vielleicht »och in einer weniger bedeutenden Stellung im Gemeindedicnst
verwendetwerden, ein Polizeicommissar,der bei irgend einer dienstlichen Verletzungeinen Arm ver¬
loren hat, ist wohl »och zu verwenden als Gemcindesekretiir. Jetzt, wo die Gemeinde ihn selbst
pensioniren muh, wird sie ihn wohl in einer andere» Stelle zu verwende» suchen. Ist aber ein
großer Pensionskassenuerbandda, so wird sie sehr bald dazu übergehen, zu sagen: „Ach was!
wir wollen ihn pensioniren, das bezahlt ja der große Topf und wir nicht allein."

Es hat daher die Commissionsich nicht ohne Weiteres für die Bildung von Pensions¬
kassenverbänden aussprechenwollen. Es ist dazu unbedingt nöthig, daß eine finanziellePrüfung
der Leistungsfähigkeit der Gemeinden zunächst eintrete» muß. Es muh festgestellt werde», ob
denn in der That, abweichend von allen den östlichen Provinzen und von Westfalen, die Rheinischen
Gemeinden nicht leistungsfähig sind, die Pensionen allein zu über»ehmen. Erst wenn man diese
Frage bejaht, dann wird man nach der Meinung der Commissionzur Bildung von Pensions-
kassenverbändenübergehen müssen und auch dann wird wiederum wohl zu erwägeu sein, daß
diese Pensionskassenverbändenicht etwa eine Angelegenheitder Provinz bilden dürfen, sondern
daß sie ganz unabhängig von der Provinz, unter wesentlicher Mitwirkung der betheiligten Ge¬
meinden bei der Verwaltung derselben errichtet werden. Aus diesem Grunde schlägt Ihnen die
Commission vor:
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„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
„Der Provinziallandtag erklärt wiederholt, daß er eine Regelung der Penstonsver-
hältuisse der städtischenund ländlichen Gemeindebcamtender Rheinprovinz im Wege
der Gesetzgebung für dringend nothwendig erachtet,""

Dieser Beschluß, meine Herren, ist bereits 4 oder 5 Mal gefaßt worden. — Er giebt
dabei der Erwägung der Staatsregierung anheim, ob zu diesem Zwecke die Stadt- uud Land¬
gemeinden — mit Ausschluß der einem Landkreise nicht ungehörigenStädte — zu Pensionsverbänden
zu vereinigen sind, deren Verwaltung im Wesentlichenden Gemeinden selbst zu überlassen ist.

Ich lmpfehle Ihnen die Annahme dieses Antrages.
VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung

und darf wohl feststellen, daß Sie dem verlesenenAntrage der I. Fachcommissiondie Zustimmung
ertheilen.

Wir tonnn en zum
„Antrag der II. Fachcommission zu der Eingabe des Vorsitzenden des
Kreisausschusses des Landkreises Aachen betreffs Errichtung einer land-
wirthschaftlichen Winterschule in Eschweiler."

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Fischer.
BerichterstatterAbgeordneterFischer: Meine Herren! Der Vorsitzende des Kreisausschusses

des Landkreises Aachen hat aus Anlaß der Vereinbarungen, welche neuerdings zwischen dem
Provinzialausschusse und dem Vorstande des landwirthschaftlichenVereins für Rheinpreußen
bezüglich der landwirthschaftlichenWinterschulen getroffen worden sind, und in Rücksicht auf den
in den betheiligten Kreisen schon lange gehegten und jetzt von Neuem besonders hervorgetretenen
Wunsch, es möge auch innerhalb des Landkreises Aachen, speziell in Eschweiler oder einem
benachbartenOrte eine landwirthschaftliche Winterschule errichtetwerden, dein Herrn Landesdirektor
die Bitte vorgetragen, dahin wirken zu wollen, daß auch in Eschweileroder in einem benachbarten
Orte eine Winterschuleerrichtet werde, und namentlich zu bewerkstelligen,daß aus den von der
Provinz für solche Zwecke bereit gestellten Mitteln der regelmäßige Zuschuß von 2500 M,
gewährt werde.

Eine völlig fertige Grundlage für die Organisation gedachterSchule sowie die Sichcr-
stellung der für deren Unterhaltung erforderlichenMittel hat bei der Kürze der Zeit zwar noch
nicht beschafftwerden können, die nöthigen Verhandlungen mit dem Vorstande des landwirth¬
schaftlichen Vereins, sowie mit der als Sitz der Schule in Aussicht genommenenGemeinde sind
indeß eingeleitet, und hat auch der Vorsitzende des Kreisausschussesdes Landkreises Aachen
geglaubt, bestimmt in Aussicht uehmen zu können, daß aus Mitteln des Kreises im Bedarfsfall
ein angemessener Zuschuß bezw. eine angemessene Unterstützungder Schule werde zu Theil werden.

Der Antrag wird damit begründet, daß im RegierungsbezirkAachen bisher nur 2 land¬
wirthschaftliche Winterschulenbestehen, während in allen anderen Bezirken die Zahl der Winter¬
schulen eine viel größere ist, daß die in den Gemeinden Geilenkirchenund Imgenbroich bestehenden
beiden Winterschulen von den Bewohnern des Landkreises Aachen uud der benachbartenKreise
nur schwer erreichbar sind, daß dagegen, wenn eine weitere landwirthschaftlicheWinterschule in
Eschweiler oder in einem benachbartenOrte errichtet werden würde, dieselbegerade für diejenigen
Gemeinden des gedachtenBezirkes in Wirksamkeit treten und von großem Nutzen sein würde,
welche eben wegen der schlechten Verbindungen von den bestehenden beiden Schulen kaum einen
Gebrauch machen tonnen und dieselbendeshalb auch nur spärlich beschicken.
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Was speziell die Stadt Eschweiler anbelangt, sofern sie als Sitz der Schule in Betracht
käme, so ist zu sagen, daß Eschweilerschon jetzt durch die Bahnlinien Aachen-Kölnund Aachen-
Inlich sehr günstige Verbindungen besitzt und daß, sofern das augenblicklichsehr ernst geplante
Unternehmen des Ausbaues eines Kleineisenbahnnetzes für Eschweiler und Umgegend sich verwirk¬
lichen sollte, jene Verbindungenspeziell für vorschwebendenZweck sich noch wesentlich verbessern würden.

Meine Herren! Der auf die erwähnten Gründe sich stützende Antrag ist dann von dein
Herrn Landesdirektor dem Provinzialausschuß vorgelegt worden, und dieser hat keinerlei Bedenken
dagegen erhoben, daß in Eschweileroder in einer benachbartenGemeinde eine landwirthschaftliche
Wintcrschule neu errichtet werde, er hat vielmehr beschlossen,dein Provinziallandtage diese
Angelegenheitzur geeignetenweiteren Veranlassung zu unterbreiten. In der Ihnen vorliegenden
Drucksache Nr. 74 finden Sie, meine Herren, den Antrag der II. Fachcommission,der also lautet:

„Dem Provinzialausschuß wird der Antrag des Vorsitzenden des Kreisausschussesdes
Landkreises Aachen auf Errichtung einer landwirthschaftlichen Winterschulein Vschweiler
oder in einer benachbarten Gemeinde zur Ausführung empfohlen."

Bei der Berathung und Beschlußfassungüber diese Vorlage hat die II. Fachcommission
die Erwägung eintreten lassen, daß, da überall, wo bis jetzt landwirthschaftliche Winterschulenin's
Leben getreten sind, dieselben sich außerordentlich scgenbringend und ersprießlich erwiesen haben,
es nur dringend gewünscht werden könne, wenn überall dort, wo das Bildungsbedürfnis; der
Landwirthschaft treibenden Bevölkerung es erfordert, derartige Anstalten eingerichtetwürden, und
daß dies namentlich da geschehe, wo man erwarten dürfe, daß die Schule regen und fleißigen
Besuch finden werde. Bei der Geneigtheit dieses hohen Hauses, Fragen, welche das landwirth¬
schaftliche Interesse berühren, mit besonderem Wohlwollen zu behandeln, darf wohl gehofft werden,
daß der Antrag der II. FachcommissionIhre Genehmigung finde, und möchte ich die Annahme
desselben Ihnen recht angelegentlichempfehlen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und darf wohl feststellen, daß Sie dem Antrage der II, Fachcommission zugestimmthaben.

Wir kommen,meine Herren, zum
«Antrag der II. Fachcommission zu dem Antrag des Vorstandes des
Biene»- und Seidcnzuchtvereins der Rheinprovinz auf Gewährung eines
jährlichen Zufchusses von 2000 M."

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Graf von Vrühl.
Berichterstatter Abgeordneter Graf von Vrühl: Die II. Fachcommifsionschlägt dem

Provinziallandtage vor:
er wolle den Antrag des Bienen- und Seidcnzuchtvereins dem Provinzialausschuß

zur wohlwollendenPrüfung überweifen".
Der Antrag des Vereins geht dahin, daß ihm 2000 M. überwicfen werden, damit er

seine Vereinszeitschrifthebe und verbessere, damit er Wanderlehrer anstelle und Imkerfachschulen
einrichte. Es wird dabei darauf verwiesen, daß die Provinz Hannover, das Grohherzogthum
Mecklenburgund der RegierungsbezirkWiesbaden alljährlich die gleiche Summe für Zuschüsse zur
Bienenzuchtverwenden. Daneben wird selbstverständlich auf die Wichtigkeitder Bienenzuchthin¬
gewiesen und auch hervorgehoben,daß der Verein bei seinen bisherigen Einnahnicn,die ungefähr jährlich
2000 M. an Vereinsbeiträgen und ähnlichen Zuschüssen ausmachen, nicht mehr leisten könne, wie
er bisher geleistethabe, daß aber besonders in den Gebirgskreisen eine weitere Ausbildung der
Bienenzuchtein Unterricht in den neuerenBetriebsweisenunbedingtnöthig und wünschenswert!) seien.

26
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Nun hat die II. FachcommissionIhnen den Antrag des Bicnenzuchtvereins nicht ohne
Weiteres zur Annahme empfehlenzu können geglaubt, weil es der erste Schritt ist, welcherdann
in Bezug auf einen unmittelbaren Zuschuß für die Bienenzucht Seitens der Provinz vorläge.
Bisher sind ja aus den landwirthschaftlichenUnterstützungen Zuwendungen erfolgt für die
Rindviehzucht,für Pferdezucht, für Fischzucht, aber bisher nicht für die Bienenzucht.

Dann wurde auch in der Commission hervorgehoben, daß es gewisse Schwierigkeiten
habe, eine Vereinszeitschriftzu subventioniren, das; auch die Errichtung ciuer Fachschule und die
Heranbildung und Hinanssendung von Wanderlehrern vorläufig noch erhebliche Schwierigkeiten
habe, und daß es deswegen wohl besser sein würde, man überließe die Sache zunächst dem
Provinzialausschuß zur weiteren Bearbeitung, da bisher der Provinzialausschuß die Sache auch
nicht bekommen hat. Der ganze Antrag des Viencnzuchtuercins ist erst verhältnißmähig spät
hier eingegangen, und deswegen hat sich der Provinzialausschuß nicht mehr damit befaßt. Des¬
wegen glaubte die II. Fachcommission,den vorhin erwähnten Antrag Ihnen unterbreiten zu sollen-

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort, Ich schließe die Verhandlung
und darf feststellen, daß Sie dein Antrage Ihrer II, Fachcoimnissionzustimmen.

Wir kommen zum
„Antrage der II. Fachcommission, betreffend die Ausführung des Gesetzes
vom 11. Juli 1891 über die erweiterte Armenpflege in der Rhcinprovinz,"

Referent ist Herr AbgeordneterConze.
Zweiter Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Knebel.
Ich gebe zunächst Herrn Abgeordneten Conze das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Conze: Meine Herren! Dem 37. Provinziallandtage hat

der Provinzialausschuß zur Ausführung der Bestimmungen des erweiterten Armengefctzcsvom
11. Juli 1891 Bericht erstattet über die Art und Weise, wie er diesen Anforderungen zu genügen
gedenke. Dieser Bericht erstreckte sich über sämmtlichePflegebefohlene, nicht blos Irre, sondern
auch Epileptische,Idioten, Blinde :c. Ganz speziell ist in diefem Berichte auch ausgeführt, welche
Mahnahmen der Provinzialausschuß schon früher getroffen hatte für die Unterbringung von
Irren, die nicht mehr in den bestehenden 5 Provinzialanstalten Aufnahme finden konnten. Im
Jahre 1888 stellte sich die überraschende Thatsache heraus, daß die 10, 12 Jahre vorher
errichteten Irrenanstalten nicht mehr für die Aufnahme fnchenden Irren ausreichten. Der Noth
gehorchend, nicht dein eigenen Triebe, hat sich damals der Provinzialausschuß, die Provinzial-
verwaltung entschlossen, die sogenannten unheilbaren Kranken den Privatanstalten zu überweisen,
um für die heilbaren Fälle, d. h. solche, die man in den Provinzialanstalten zu heilen versucht,
Platz zu schaffen. Diese Maßnahme ist in jenem Bericht vom Dezember 1892 sehr ausführlich
begründet und in der Fachcommissionsowohl wie hier im hohen Hause gründlich behandelt
worden. Einstimmig sind die Anordnungen der Prouinzialverwaltung genehmigt worden.

Wenn dem jetzt tagenden Provinziallandtage der Provinzialausschuß nochmalseinen aus¬
führlichen Bericht über die in Privatanstalten untergebrachtenIrren vorlegt, so liegt die Ver¬
anlassung dazu in den heftigen Angriffen, die diese Anordnungen der Prouinzialverwaltung in
der Presse und von ärztlichen Vereinen erfahren haben. Der Provinzialausschuß will den Provinzial-
landtag nochmals in die Lage bringen, die erhobenen Vorwürfe und Bedenken hinsichtlichder
Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 in Bezug auf die feiner Pflege anvertrauten
Irren einer näheren Prüfung zu unterziehen, dazu Stellung zu nehmen und zu entscheiden,ob
das bisher befolgte System der Benutzung von Privatanstalten beizubehaltenist, oder ob, soweit
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das augenblicklich noch möglich, dieses System verlassen und die Errichtung neuer eigener Irren¬
anstalten in Angriff genommenwerden soll.

Sie haben den Bericht des Provinzialausschusses in der DrucksacheNr. 23 vorliegen,
und ich darf wohl annehmen, daß jedes Mitglied dieses hohen Hauses den höchst interessanten
Bericht gründlich studirt hat. Ich würde dieser trefflichenArbeit, die sowohl in der Darstellung
der Sachlage, wie in der Begründung des bisher befolgten Systems Vortreffliches leistet, nicht
gerecht werden und auch der Rücksicht auf die dein Provinziallandtag so knapp bemessene Arbeits¬
zeit ermangeln, wenn ich noch im Einzelnen auf die Punkte eingehen wollte, die sehr viel besser,
als ich dies sagen kann, in diesem Berichte Ihnen vorgetragen sind. Ich beschränke mich deshalb
darauf, »ur diejenigen Gründe hervorzuheben,die Ihre II. Fachcommissionzu dem Ihnen unter
Nr. 1 vorliegenden Antrage veranlaßt haben, daß Sie sich mit dem bisher befolgten System
einverstanden erklären möchten. Ich füge noch hinzu, daß Ihre Commission,der Wichtigkeitdes
Gegenstandes entsprechend,geglaubt hat, sich durch persönliche Einsichtnahme,durch den Augen¬
schein überzeugen zu sollen, ob die Pflege in den Irrenanstalten der geistlichen Genossenschaften
vollkommen den Anforderungen entspricht, die das Vertrauen der Provinz erheischt, und sie hat
sich zu diesem Zwecke in der vorigen Woche nach Ncuh begeben in die dortigen Anstalten der
Alexianerbrüder und der Augustinerinnen und dann die Provinzialansto.lt zu Düren besncht, um
vergleichsweise ein Urtheil zu gewinnen, wie die Verpflegung in der Provinzialanstnlt sich zu der
Verpflegung in den Genossenschaftsanstaltenverhält.

Die Bedenken, welche im Bericht besprochenwerden, sind zunächst medizinifcher Natur,
sie liegen auf dein medizinischen Gebiet. Ihre Fachcommissionhat gemeint, von einer Prüfung
dieses Punktes absehen zu sollen, wenigstenssoweit es sich lediglich um die Frage handelt, ob
Anstalten für Heilbare oder gemifchte Anstalten für heilbare und unheilbare Kranke zu errichte»
wären, und hat den zweiten Punkt der Einwände, die mangelnde ärztliche Beaufsichtignngin den
Privatanstalten auch nur insoweit einer Prüfung unterzogen, als bei jenein Besuch constatirt
werden konnte, daß die ärztliche Aufsicht den Ihnen in den Normativbestimmungcnvorliegenden
Vorschriften treulich entspricht, lind hat im Ucbrigen geglaubt, sich mit der Erklärung unserer Anstalts¬
ärzte, die den jetzt getroffenen Maßnahmen zur Beaufsichtigungzustimmen,begnügenzu sollen. Die
fünf Direktorender Rheinischen Provinzialanstalten erklären durch Beschluß vom 28. Dezember 1893:

„Mit diesen Maßnahmen — nämlich Anstellung von psychiatrisch gebildetenAerzten an
den Pflegcanstalten in Vereiubarung mit dem Landcsdirektor, Revision der Pflegeanstalten durch
die Direktoren der Provinzial-Irrenanstalten — waren sämmtliche anwesenden Herren einverstanden
und erklärte man damit vorläufig die Frage der Irrcnfürsorge auf Grund des Gesetzes vom
11. Juli 1891 für ausreichend und sachgemäßgelöst."

Nach dieser Seite hin glaubt Ihre FachcommissionIhnen die Versicherunggeben zu
können, daß die Einwände und Vorwürfe, die man in Bezug auf mangelnde ärztlicheBeaufsich¬
tigung in den Priuatpflegeanstalten erhoben hat, vollständig unbegründet sind.

Was nun den dritten Vorwurf anbelangt, der erhoben ist, daß die für den Wartedienst
in den Anstalten — not«, dono den Privatanstalten — verwandten religiösen Genossenschaften
eine einheitlicheärztlicheLeitung schwierigmachen, so ist Ihnen im Bericht weitläufig auseinander
gesetzt, in welcherWeise diese Verbindung gedacht ist, und auch da kann Ihre Fachcommission
Ihnen nur bestätigen, daß Schwierigkeitensich bisher nicht herausgestellthabcu.

Dann aber komme ich nun zu dem Punkte, der Ihre Commission veranlaßt, zu erklären,
daß es nicht blos zulässig ist, diese sogenannten Unheilbaren in genossenschaftlichenPflegeanstalten
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verpflegenzu lassen, sondern daß ihnen in diesen Pflegeanstalten wirklicheine Wohlthat zu Theil
wird, wie sie in den Provinzialanstalten nach den gegebenenVerhältnisseil in gleichem Maße
nicht zu Theil werdeil kann. Es bezieht sich das auf den Vorzug des Wärterpersonals der
genossenschaftlichen Anstalten,

Einstimmig sind alle Irrenärzte der Ansicht,daß, abgesehenvon der Beseitigung körper¬
licher Störungen oder von Krankheiten, denen Irre ebenso gut wie Gesunde ausgesetztsind, das
einzige Heilmittel, was zur Verfügung steht, um eine Genesung des Geistes herbeizuführen, in
der möglichst vollkommenenNuhe besteht, die man dem Kranken verschaffenkann. Nun ist es
ja einleuchtend, daß Nichts auf den Mcnfchen beruhigender einwirkt, als seine persönliche Um¬
gebung, die Einwirkuug der Personen, die ihn den ganzen Tag umgeben.

Wenn man nun einen Blick auf die Tabellen wirft, die dein Bericht beigefügt sind, und
sieht, in welche», Maße das Wärterpersonal in den Provinzialanstalten wechselt, so liegt allein
schon in dem Umstände, daß immerwährend den Kranken neue fremde Gesichter vorgeführt werden,
eine gewisse Beunruhigung; wer dagegen einmal in den genossenschaftlichen Anstalten in das
Gesicht der Brüder und Schwester» geschaut hat und sieht, in welcher freundlichen, zutrauliche!!
Weise die Brüder und Schwestern mit den Kranken und wiederum die Kranken mit den Brüdern
und Schwestern verkehren, der wird ganz gewiß zugeben müsse», auch nicht im Entferntesten
bestreiken, daß in diesem Pflegepersonal diesen unglücklichsten Kranken, den Unheilbaren, eine
ganz außerordentlicheWohlthat zu Theil wird. Wenn also die Provinz in der Lage ist, den
Kranken in den Privatanstalten ein solches höheres Maß von Beruhigung zu gewähre», da»»
liegt dari» ein Anlaß, das jetzt bestehendeVerhältniß »icht blos geduldet bestehen zu lassen,
sondern fortzusetzen und auszudehnen.

Ich berühre zum Schluß auch noch den Geldpunkt, Der Herr Laudesdirektor hat fcho»
in seiner Etatsrede gesagt, daß, wenn Provinzialanstalten gebaut werden mühten, um alle die¬
jenigen unterzubringen, die jetzt in Priuatanstalten untergebracht sind, etwa 14 bis 15 Millionen
aufzuwenden seien. Sie haben darin den Maßstab für die Kosten der Amortisation und der
Zinsen, die sich also auf fünf bis sechsmalhunderttausend Mark belaufen würden und die zu
den Pstegefätzcn,die wir jetzt den Privalanstalten zahlen, noch hinzukommenwürden. Also auch
vom pekuniärenGesichtspunkte aus kann das jetzige Verhältniß nur gebilligt und befürwortetwerden.

Ich möchte noch ein Wort über das hinzufügen, was ich eben schon in Bezug auf das
Wärterverfonal gesagt habe, weil Ihnen unter Nr. 2 des Antrages der Fachcommissionein
Beschluß vorgeschlagen wird, dahingehend, den Pruvinzialausschuß zu beauftrage», sich dem
Studium der Wärterfrage zu widme» und Ermittelungen anzustellen,deren Ergebniß dem nächsten
Provinziallandtage mitzutheile» sei» würde. Die Klage über mangelhaftes Wärterpersonal wird
von allen Anstaltsdirektoren gleichmäßiggeführt; sie werden nicht verstumme», weu» nicht Mah¬
regeln ergriffen werden, um die Vesctzuug der Wärterposte» dem zufälligen Augcbot zu entziehe,,.
Bei unserem Gange durch die Irrenanstalten hatten wir alle wieder den Eindruck, daß es die
schwerste Aufgabe ist, die sich ein Mensch stellen kann, dauernd oder auch nur Jahre lang Wärter
in einer solchen Anstalt zu fein. Es wird alfo nicht den, Zufall überlassen bleiben können, welche
Wärter sich anbieten, sondern nothwmdig sei», Mahregeln zu ergreifen, die eine» regelmähigen
Zufluß der erforderlichenWärter herbeiführen.

In dem Berichte werden Sie gefunden haben, dah zwei Wege bisher versucht worden
sind. Frankfurt und München haben durch höhere Löhne, durch höhere Gehälter tüchtige Männer
herauzuziehe»gesucht, uud dann hat das KönigreichSachsen — und wie wir in der Commission
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gehört haben, jetzt auch die Stadt Hamburg — begonnen, Pflegerschulen zu bilden, in denen
uicht blos die Wärter vorgebildet werden, sondern auch korporativ zu Genossenschaften,die ihnen
einen Halt bieten, zusammengefaßtwerden.

Um zur Prüfung dieser wichtigenAngelegenheitAnlaß zu geben, ist Ihnen unter Nr. 2
der Antrag gestellt, den Provinzialausfchuß mit Ermittelungen zu betrauen, worüber dem nächsten
Provinziallandtage zu berichten sein würde.

Ich habe im Auftrage der II. FachcommissionIhnen zu empfehlen:
„Der Provinziallandtag wolle

fein Einverständnih mit den vom Prouinzialansfchusfe getroffenenAnordnungen zur
Unterbringung von Geisteskrankenin Privat-Irreuanstalteu, insbesondere in den von
religiösen Genossenschaften geleiteten Pflegeanstaltcn ausfprechen und sich der in dem
Bericht — Druckfachen Nr, 23 — ausgefprochenenAnsichtdes Provinzialausfchusfcs,
daß einstweilen von der Errichtung neuer eigener Irrenanstalten abzusehen sei,
anschließen, und sodann beschließen, den Provinzialausschuß zu beauftragen, die
Frage der Heranbildung eines berufsmäßigen Wärter- und Wärterümenperfonals
und namentlich die Errichtung von Schulen zur Ausbildung vou Wärtern und
Wärterinnen unverweilt in Erwägung zu nehmen und dem nächsten Landtage darüber
zu berichten."

VorsitzenderBecker: Ich gebe dem zweitenBerichterstatter, Herrn AbgeordnetenKnebel,
das Wort.

Corrcferent AbgeordneterKnebel: Meine Herren! Der Herr Referent hat Ihnen fo
erschöpfend berichtet, daß mir nur wenig zu fagcn übrig bleibt.

Zunächst kann ich nur bestätigen, daß ganz überwiegendeGründe dafür sprechen, daß
die Genofsenschaftsanstalten,welche wir gesehen haben, zur Pflege der ihnen übergebenen Kranken
benutzt werden, und daß nicht etwa ein Neubau oder eine Neuerrichtung von Anstalten stattfindet.

Zunächst ist es ja zweifellos, daß das getroffene Abkommen finanziellungleichgünstigerfür
den Provinzialverband ist, als wenn er eigene Anstalten gründen müßte.

Weit wichtiger erscheint mir aber, daß thatsächlich— darin bin ich vollkommen mit
dem Herrn Vorredner einverstanden — für diefe Kranken besser in den Genossenschaftsanstalten
gesorgt ist, als es in den öffentlichenAnstalten der Fall sein würde, wo Laienwärtern die Pflege
übertragen ist. Bei unserer Vereisung war gar nicht zu verkennen, daß ein großer Unterschied
in dein Pflegerpersonal besteht, daß namentlich die Genossenschaftspflegermit einer durchaus
anderen Hingebung und Liebe ihrem Amte nachkamen.

Für diejenigen, die etwa noch Bedenken tragen füllten, dürfte es übrigens beruhigend
fein, daß es sich ja hier um solche Kranke handelt, deren Hcilnng bereits aufgegebenist, wo also
eine Einwirkung geistiger Art nach keiner Richtung denkbar ist.

Das ist das, was ich zu dem ersten Punkte zu sagen habe.
Die Commissiondürfte mich wefentlichmit Rücksicht darauf zum Correferenten bestimmt

haben, daß auch die Frage der Heranbildung der Wärter für die Prouinzialanstalten in Gestalt
eines Antrages von der Commifsionan dieses hohe Haus gebrachtworden ist,

Die außerordentlichdcmkenswerthe Uebersicht, die uns in dem Bericht über das gegen¬
wärtige Personal gegeben ist, ist ihrem Inhalte nach eigentlich doch erschreckend. Ich sage
„dankenswert!)", keineswegs,weil sie erfreulich ist, fondern deshalb, weil sie ein scharfes Schlag¬
licht auf die gegenwärtigen Zustände wirft.
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Ich brauche nur anzuführen, daß das männliche Wartepersonal in folgender Weife
gewechselt hat: Es sind in Andernach unter 28 Wärtern 11, die weniger als ein Jahr dort
beschäftigt sind, in Bonn von 29:10, in Dürcn von 32:11, in Grafenberg von 36:10, in
Merzig von 26:9 kürzer als ein Jahr. Im Ganzen sind von 151 Wärtern 51, also mehr als
der dritte Theil der gesammten Wärterschaft, weniger als ein Jahr in den Anstalten thätig.
Dazu kommt noch, datz diese Wärter sich aus den verschiedenartigstenBerufen rekrutiren. Die
bei weiten, größte Mehrzahl sind, ehe sie Wärter wurden, Fabrikarbeiter, Tagelöhner und Knechte
gewesen, nämlich im Ganzen 50. Außerdem haben sie sich rekrutirt aus Hausdienern, Kutschern,
Portiers, Kellnern, Handwerkern, Ackerern,Berufslosen, und alles in allem sind nur 24 von
den 151 berufsmäßige Wärter.

Aehnlichliegt die Sache, wenn auch nicht ganz so schlimm,bei dem weiblichen Personal.
Da sind im Ganzen von 142 Wärterinnen 43, also immerhin über ein Viertel weniger als
ein Jahr in den Anstalten beschäftigt. Ihr früherer Beruf war hauptsächlich der als Dienstboten,
nämlich im Ganzen 67. Im Uebrigen kommen sie aber aus dem Stande der Fabrikarbeiterinnen,
der Näherinnen, ohne Beruf, bei der Familie u, f. w.

Ich glaube, meine Herren, daß diese Nachweifung nach zwei Richtungen hin zu recht
großen Bedenken Anlaß giebt, erstens wegen des fortwährenden Wechsels und zweitens wegen
der Verfchicdenartigkeitder Nekrntirung. Man bekommt den Eindruck, daß wohl ein großer
Theil dieser Personen erst dann sich entschlossen hat, die Stelle als Wärter oder Wärterin in
einer Irrenanstalt anznnehme», nachdem sie in ihrem sonstigen Beruf nicht vorangekommen,ent¬
gleist sind.

Zieht man in Betracht, daß grade zum Krankenwärter und wohl am »leisten zum
Wärter von geistig Kranken eine große Hingebung gehört, um den Pflichten, die da erwachsen,
auch in vollem Maße nachzukommen, dann muß man fürchten, daß mit diesem Personal unmöglich
das geleistetwerden kann, was gefordert werden müßte.

Es fragt sich, wie ist Abhülfe zu schaffen, und da hat der Herr Referent bereits ange¬
deutet, daß solche nach zwei Richtungen zu versuchenist. Am nächsten liegt die Gehaltserhöhung.
Aber wir waren in der Commissiondarüber einverstanden, daß eine Gehaltserhöhung allein eine
grundlegendeAenderung, wie sie nothwendig ist, wenn ein anderes Personal geschaffen werden soll,
nicht hervorbringen kann, sondern daß dazu ein Weiteres gehört. Die Commission war der
Ansicht,daß zur Krankenpflegeso gut, wie in anderen Berufen auch, eine Anzahl von Personen
sich schon im jugendlichenAlter berufen fühlen wird. Diese Personen haben aber gegenwärtig
gar keine Gelegenheit, irgendwie der Neigung Folge zn leisten, die sie beseelt. Es besteheneinst¬
weilen Krankenwärterschulennicht. Allein im KönigreichSachsen hat man den Versuch mit der
Einführung von solchen gemacht, einen Versuch, der auch im Ganzen, bisher wenigstens, zu voller
Zufriedenheit der dortigen Behörden ausgefallen ist.

Der Commifsion erschien der Weg, der anderwärts bereits sich bewahrt hat, der
angezeigte zu sein, auch für unsere RheinischeProvinzialverwaltung, Sie setzte dabei voraus,
daß dann, wenn einmal berufsmäßige Wärter und Wärterinnen ausgebildet fein würden, selbst¬
redend auch höhere Gehälter gewährt werden mühten. Denn die erhöhte Qualifikation berechtigt
natürlich zu vermehrten Ansprüchen. Aber sie hat den letzten Punkt für gar nicht erheblich
gehalten mit Rücksicht darauf, daß die Ausgabevermehrung an und für sich keine große ist und
namentlich nicht in Betracht komme, wenn sie verglichenwird mit dem Zweck, mit der besseren
Fürsorge für die geistig Erkrankten.
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Es sind nun in der Commission zwei weitere Fragen zur Erörterung gekommen, ohne
daß man sich darüber hat schlüssig machen wollen; zunächst, was von einem Mitgliede der
Commission für empfehlenswert erachtet wurde, ob nicht die Ausbildung der Wärter und
Wärterinnen in Genossenschaften, im korporativen Zusainmenschluherfolgen solle.

Die zweite Frage war, ob die Schulen im Zusammenhang mit unseren Provinzial-
Irrenanstalten errichtet werden sollten, wo sie in Verbindung mit bestehenden Organisationen ohne
große Kosten durchgeführt werden könnten.

Die Commifsionzog aber vor, über diese beiden Fragen sich nicht schlüssig zu macheu,
um den wichtigen Antrag, den sie vor dieses hohe Haus bringen wollte, nicht von vorneherein mit
zu vielen Direktiven zu bepacken;sie fürchtete, daß die Anregungen die gegeben werden konnten,
Meinuugsverschiedenheitenhervorrufen würden. Sie wollte dem Prouinzialausschuh vollkommen
freie Bahn für die Frage lassen, wie die Aufgabe zu lösen sein wird. In diefem Sinne empfiehlt
sie den Antrag, der Seitens des Herrn Referenten zur Verlesung gelangt ist.

VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Herr Abgeordneter
Zweigert hat das Wort.

Abgeordneter Zweigert: Meine Herreu! Ich möchte mir einige wenige Worte gestatten,
um nicht die Annahme aufkommen zu lassen, als ob das ganze Haus mit den in Druckfache
Nr. 23 niedergelegtenAusführungen einverstandenwäre. Ich möchte nur constatiren, daß ich für
meine Person mit diesen Ausführungen nicht einverstandenbin, sondern im Wesentlichenauf dem
Standpunkte stehe, den der Irrenärzte-Verein bei der Besprechungder Angelegenheiteingenommen
hat. Sie werden, meine verehrten Herren, von mir nicht erwarten, daß ich bei der Geschäfts¬
lage des Hauses und in dieser Stunde in eine eingehendeErörterung der Angelegenheiteintrete.
Es würde das zur nothwendigenFolge haben, daß wir in eine sehr ausgedehnteund langwierige
Diskussion der Frage eintreten müßten. Ich will mich daher auf ganz wenige Gesichtspunkte beschränken.

In der Denkschriftdes Prouinzialausfchussesist zunächst der erste Einwand der Irren¬
ärzte über die Frage der Trennung der Heilbaren und Unheilbaren als erster Punkt behandelt.
Der Herr Referent hat uns gesagt, daß die Commission sich über diese Frage nicht schlüssig
gemacht habe, sie ließ sie auf sich beruhen. Es wird daher auch sehr schwer sein, die Frage in
diesem hohen Hause zu lösen, und es wird nur auch nichts Anderes übrig bleiben, als die Frage
auf sich beruhen zu lassen. Nur eins möchte ich constatiren, daß man allerhöchsten« sagen kann,
die Frage, ob es richtig ist, Heilbare und Unheilbare zusammen oder in getrennten Anstalten zu
behandeln, ist noch nicht gelöst, und daß man keines Falls daher sagen kann, die Rheinprovinz hat
mit der Veautwortuug dieser Frage in bejahendem Sinne, im Sinne der Trennung der Heilbaren
voll den Unheilbaren, absolut das Nichtige getroffen; höchstens kann man zugeben,daß möglicher
Weise die Nheinprovinz das Nichtige getroffen hat.

Der zweite Einwand, meine Herren, betrifft die Benutzungder genofsenfchaftlichenAnstalten.
In dieser Beziehung nun haben die beiden Referenten zwei Gesichtspunkte geltend gemacht, Sie
haben einmal gesagt, die Provinz steht sich finanzielldabei besser, und sie haben zweitens die Be¬
hauptung aufgestellt, daß die Kranken besser verpflegt würden Meine Herren, dabei wird immer
zweierlei verwechselt, — ich nehme den zweiten Punkt vorweg — als ob eine Pflege durch ein
genossenschaftliches Personal, durch römisch-katholische Ordensschwestern,durch evangelische Dia¬
konissen,eben nur möglichwäre in genossenschaftlichen Anstalten, und als ob nicht auch in den
eigenen Anstalten der Provinz sehr wohl die Pflege durch religiöse Genossenschaften durchgeführt
werden könnte.
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Meine Herren! Der Verein der Irrenanstaltsärzte hat sich in den Verhandlungen, die
Ihnen ja wahrscheinlichebenso wie mir zugegangen sein werden, mit keinem Worte dagegen
ausgesprochen,daß die Pflege durch die religiösen Genossenschaftenund deren Mitglieder bewirkt
werde. Er hat nur verlangt, daß die oberste Leitung der Irrenanstalten in den Handen der
Provinz sein solle und von ihr in die Hände eines Arztes gelegt werden müsse, daß die oberste
Leitung der Anstalt in andere Hände als in die einer religiösen Genossenschaftgelegt werden
müsse, während er andererseits die Ucberlassungder Pflege an die geistlichen Genossenschaften als
eine ganz vorzüglicheauf jeder Seite seines Berichtes anerkannt hat. Alle Gründe also, meine
Herren, die in der Denkschrift behandelt sind gegen die in eigener Verwaltung der Provinz
stehendenAnstalten und die geschöpft sind aus der Unzulänglichkeit des Laienwärterpersonals,
treffen nicht zu. Auch in den Provinzialanstalten könnte die Pflege sehr wohl durch geistliche
Genossenschaften ausgeübt werden.

Ebenso, meine Herren, liegt die Sache auch bei der finanziellen Seite der Frage. Es
wird immer hervorgehoben, wie viel die Nheinprovinz schon gespart hat. Meine Herren! Wie
liegt es nun aber in Wirklichkeit?

Die Nheinprovinz baut jetzt die Anstalt nicht selbst, sie giebt aber das Vankapital in
seinem ganzen Umfange her gegen einen mähigen Zinssatz und gegen eine mäßige Amortisation
als Darlehen an einen Verein oder eine Genossenschaft. Der Verein baut mit diesem Gelde die
Anstalt. Für Zinssatz und Amortisation garantirt aber wieder die Provinz, indem sie dem
Vereine die Aufnahme einer bestimmtenAnzahl von Kranken zu einem vorab vereinbartenPflege-
satze sichert, der so bemessen ist, daß dieser Verein Zinsen und Amortisation davon bezahlen kann.

Meine Herren! Das ist doch im Wesentlichennichts anderes, als ob die Provinz selber
baut. Der einzige Unterschiedliegt darin, daß der etwaige Wertzuwachs der Grundstücke, welcher
in der Zwischenzeit durch die Länge der Zeit und durch die veränderte Lage erfolgt, nun nicht
der Provinz zu Gute kommt, sondern dem wirklichenEigenthümer, das ist dem Verein oder der
Genossenschaft, welche die Irrenanstalt gebaut hat. Ich kann daher ohne Weiteres und ohne eine
eingehendereGrundlage für die Prüfung nicht zugeben, daß das jetzt befolgte System finanziell
fo außerordentlichviel vortheilhafter sein soll.

Meine Herren! Ich schließe damit meine Ausführungen, die sich, wie ich auch voraus¬
gesagt habe, nur auf einige Punkte beschranken sollten, weil ich es für ganz ausgefchloffen erachte,
bei der jetzigenGeschäftslagedie vorliegende Frage einer eingehendenDiskussion zu unterwerfen,
und weil andererfeits wir ja auch in dem einmal befolgten System in der Rheinprovinz bereits
viel zu weit gegangen sind, als daß wir nun wieder zurück könnten. Es ist ganz ausgeschlossen,
nachdemman einmal dieses Prinzip verfolgt hat, daß man nun zurücktretenkann.

Meine Herren! Zum Schluß möchte ich mir aber noch eine Bemerkung gestatten. Ich
möchte ausdrücklichdagegen Verwahrung einlegen, daß man aus diesen meinen Worten etwa
eine übelwollende Kritik unserer Rheinischen Irrenpstege herleiten könnte, im Gegeutheil, ich
erkennegern und vollständig an, daß unsere Rheinische Irrenpflcge sich in einem durchaus guten
Zustande befindet und wir gar nichts in dieser Beziehung zu wünschenübrig haben; nur wollte
ich mich wenden gegen die Kritik, die die Denkschriftan dem Verein der Irrenärzte geübt hat,
die ich in ihrer Schärfe, in der sie zum Ausdruck gekommen ist, nicht für berechtigt erachte. (Beifall)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
LandesdirektorDr. Klein: Meine Herren! Ich beabsichtige nicht, auf die Ausführungen

des Herrn OberbürgermeisterZweigert im Einzelnen einzugehen,denn ich würde dann dasjenige
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herbeiführen, was er vermieden haben wollte, nämlich eine Diskussion über die in der Denkschrift
des Provinzialausschusses berührten Fragen der Irrenpflege. Allein eine Bemerkung kann ich
doch nicht unterdrücken. Herr Oberbürgermeister Zweigert geht meines Erachtens von einer
Voraussetzungaus, die nicht zutrifft. Er stellt die Sache so dar, als wenn wir bei Einführung
des Gesetzes von 1891 freie Hand gehabt und die Irrenpflege in der Rheinprovinz so hätten
organisiren können, wie dieses nach theoretischen Gesichtspunktenam Nichtigstenerschien. Letzteres
war indessen nicht der Fall, sondern wir standen vielmehr damals, wie auch heute noch thatsächlich
gegebenenVerhältnissen gegenüber, welche wir nicht ignorircn dürfen. Wenn Herr Zweigert dies
anerkennt, indem er fagt, wir sind heute zu weit gegangen, als daß eine Umkehr möglich sei, so
gilt dieser Ausspruch nicht nur für heute, fondern auch für das Jahr 1891 und insbesondere
auch für das Jahr 1888, in welchen: die Provinz die ersten Verträge mit Genossenschasts-
anstalten zur Aufnahme von Pfleglingen, welche aus den Provinzial-Heilanstalten entfernt werden
mußten, abgeschlossen hat. Ich muh aber ausdrücklichbetonen, daß die Prouinzialverwaltung die
Verhältnisse, welche für unser Vorgehen bestimmendwaren, nicht geschaffen hat, fondern daß diese
allmählich, wie die vorliegende Denkschriftergiebt, auf historifchem Wege unter Mitwirkung der
Gemeinden sich entwickelt haben. Es war nämlich bereits im Jahre 1888 und viel früher eine
erhebliche Zahl von Geisteskranken von Seiten der Städte und anderer Gemeindenin Genossenschafts-
anstalten untergebracht und dort zur Zufriedenheitder betreffenden Communalverwaltungenverpflegt
worden. Diefe Erfahrungen durfte die Prouinzialverwaltung nicht übersehen und wir muhten
uns, als wir zur Ausführung des Gesetzes von 1891 schritten, vor allem die Frage vorlegen,
ob wir die Kranken dort belassen sollten, wo sie von den Gemeinden untergebracht waren, oder
aber mit der Errichtung neuer Provinzialanstalten vorgehen sollten. Der letztere Weg wäre
offenbar nur dann angezeigt gewesen, wenn das Bestehendedem Bedürfnisse nicht genügt hätte.
Man würde es in der Provinz offenbar nicht verstanden haben, wenn wir nach dem Inkrafttreten
des Gefetzes von 1891 die Geisteskranken,welche bis dahin zur vollen Zufriedenheit in vorhandenen
Anstalten verpflegt wurden, aus denfelbenherausgenommenund in neu erbaute Provinzialanstalten
untergebrachthätten. Wenn z. N. eine so gut verwaltete Stadt, wie Crefeld, die Geisteskranken
in einer derartigen GenossenschaftsanstaltJahre hindurch untergebracht hatte, weshalb foll die
Provinz als Nachfolgerinder Stadt auf diesem Gebiete anders handeln? Hierfür mühten doch
bewegendeGründe angeführt werden. Wenn man zu diesem Endzwecke auf die in der vor¬
liegenden Denkschrift erwähnten Resolutionen der Irren-Aerzte hinweist, so möchte ich doch
bemerken, daß diese Resolutionen für die Nheinvrovinz aus dem Grunde keinen Werth haben,
weil diefelbendie in der Nheinvrovinz historisch entstandenenVerhältnisse auher Acht lassen und
von Voraussetzungenausgehen, welche hier nicht bestehen.

Wenn wir in der Nheinvrovinz auf Grund des Gesetzes von 1891, wie dieses in der Mehr¬
zahl der übrigen Provinzen der Fall war, für die Unterbringung der unter das Gefetz fallenden
Personen neue Einrichtungenhätten treffen müssen, so würden allerdings die von Herrn Oberbürger¬
meister Zweigelt aufgeworfenen Fragen fowie die in den bezogenen Resolutionenaufgestellten Grundsätze
in Frage gekommen fein, allein für uns lag hierzu eine Veranlassung nicht vor, weil die bestehen¬
den Verhältnisse dem Bedürfnisse im Allgemeinen genügten und nur im Einzelnen der bessernden
Hand bedurften, welche wir, wie die Vorlagen ergeben, recht kräftig angelegt haben. Die
von Herrn OberbürgermeisterZweigert endlich erwähnten Verträge anlangend, so sind solche nur
mit einer Minderheit von Genossenschajten und Vereinen zur Ergänzuug des bestehenden Systems
abgeschlossenworden. Der Provinzialausschuh glaubte aber in dieser Hinsicht an einem bestimmten
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System festhalten zu müssen. Entweder würde das System der bisherigenUnterbringung genügen
oder es ist dies nicht der Fall. Alsdann erfordert aber die Pflicht, daß wir sonach den Weg
der Pflege in nicht öffentlichen Anstalten verlassen und dazu übergehen, für die sämmtlich unserer
Fürsorge unterliegendenKranken, welche sich auf mehr als 3000 Köpfe belaufen, öffentliche
Anstalten zu errichten beziehungsweise solche neu zu bauen. Sind wir aber der Ansicht, daß die
bestehendennicht öffentlichen Pflegeanstalten sich in einer solchen Weise einrichten und beauf¬
sichtigen lassen, daß wir ihnen unheilbareKranke — und lediglich um solche handelt es sich hier —
aus unseren Heilanstalten überweisenkönnen, so entspricht es nur der Consequenz, daß wir die
Errichtung solcher Priuat-Pflegeanstalten in der Weise, wie das geschehen ist, weiter befördern.
Diese Gesichtspunkte sind für die Fachcommifsion wie für den Provinzialausfchuß für ihre
Beschlüsse wesentlichmaßgebend gewesen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand weiter zum Wort. Ich schließe die Ver¬
handlung und frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünscht.

Berichterstatter Abgeordneter Conze: Ich erlaube mir, dem Herrn Abgeordneten
Zweigert auf 2 Punkte zu erwidern. Wenn die Commifsion die Frage über die Zweckmäßigkeit
der Theilung der Anstalten in solche, die Heilbare allein, und solche, die Unheilbare und Heilbare
aufnehmen, zu unterfuchen abgelehnt hat, dann hat sie das gethan, eben weil die Frage noch
nicht spruchreif ist, auch unter den Aerzten selbst streitig ist. Und ferner möchte ich darauf
hinweisen, daß, wenn der Herr Abgeordnete Zweigert die Möglichkeit hinstellt, die religiösen
Genossenschaftenals Pfleger in die Provinzialanstalten einzuführen, hierdurch eine Trennung
nach Confessionengegeben sein würde (Sehr richtig!), und ich möchte glauben, daß gerade der
Herr AbgeordneteZweigert am Wenigsteneiner solchen Trennung das Wort reden würde. Endlich
möchte ich doch auch in Bezug auf den Pstegefatz seine Behauptung einigermaßen berichtigen.
Er meint, daß bei den von der Provinz mit den Privatanstalten vereinbarten Pflegesätzen Zinsen
und Amortisation mit eingeschlossen seien, und also die Provinz eigentlichimplicite das bezahle,
was sie vermeiden wolle. Ich kann aus einem mir persönlichbekannten Falle constatiren, daß
das leider nicht der Fall ist, wenigstens nicht bei den evangelischen Anstalten. Bei den katho¬
lischen Anstalten glaube ich allerdings, daß sie mit dein Pflegesatz auskommen werden, weil das
Pflegepersonal, das um Gottes-Willen dient, ihnen sehr wenig kostet. Die evangelischen Anstalten
dagegen werden schwerlich mit dem Pflegesatzeauskommen und werden in anderer Weise suchen
müssen, das zu ergänzen, was ihnen für Zinsen und Amortisation des Vaukapitals fehlt. Im
Uebrigen hoffe ich, daß die Zukunft den Maßnahmen der Provinzialverwaltung ebenso Recht
geben wird, wie die Vergangenheit, und daß wir auch mit Herrn AbgeordnetenZweigert künftig
in Beurtheilung der Verpflegung in Prioatanstalten völlig einverstanden sein werden.

VorsitzenderBecker: Der zweite Herr Berichterstatter verzichtet.
Das Wort hat zur persönlichenBemerkung Herr AbgeordneterZweigert.
AbgeordneterZweigert: Der Herr AbgeordneteConze hat eben die Behauptung aufgestellt,

daß ich einer Trennung der Irrenanstaltspflege nach Confessionen abgeneigtwäre, und daß ich schwerlich
meine Zustimmung dazu geben würde. Wie der Herr Abgeordnete Conze zu dieser Behauptung
kommt, ist mir vollständig unerfindlich. In meinem ganzen Vortrage habe ich davon leine Silbe
gesagt, auch kein Wort gesagt, das den Herrn AbgeordnetenConze zu diesem Schlüsse berechtigt.

Vorsitzender Becker: Gegenanträge liegen nicht vor, meine Herren. Ich darf daher
wohl feststellen, daß die Versammlung mit den beiden Anträgen der II. Fachcommission (Der
AbgeordneteIürissen meldet sich zum Wort.) Wünschen Sie zur Abstimmung das Wort?
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Abgeordneter Iörissen: Ich möchte zur Fragestellung das Wort nehmen. Es handelt
sich um die Tragweite der Anträge der II. Fachcommission.

VorsitzenderBecker: Zur Fragestellung Herr AbgeordneterIörissen.
Abgeordneter Iörissen: Vielleicht könnte der Herr Landesdirektor diese Auskunft

ertheilen. —--------
VorsitzenderBecker: Ja, verzeihen Sie, jetzt können wir keine Auskunft mehr geben.

Die Diskussion ist geschlossen; es handelt sich nur um die Art der Abstimmung. Wenn also das
Bedenkenhiermit erledigt ist und sonst keine Bedenken gegen meinen Vorschlag obwalten, dann
bitte ich diejenigen, welche die beiden Anträge der II. Fachcommissionannehmen wollen, sich zu
erheben. (Geschieht) — Das scheint die einstimmigeAnnahme zu sein, ich darf das feststellen.

Dann, meine Herren, kommen wir zum GegenstandeNr. 15 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend die Erhöhung des Pensionssatzes für die
Kranken der I. Klasse in den 5 Provinzial-Irrenanstalten."

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Conze.
Berichterstatter Abgeordneter Conze: Meine Herren! Ich bitte auf der 1. Seite der

Druckfache Nr. 10 einen Druckfehler zu korrigiren, der sich durch verschiedeneandere Blätter
hindurchgezogen hat, wo auf diesen Bericht Bezug genommenist. Es muß dort heißen: „Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusfes,betreffenddie Erhöhung des Pensionssatzesfür die Kranken
der I. Klasse in den fünf Provinzial-Irrenanstalten." Es steht da in der I. und II. Klasse. Es
ist aber, wie Sie aus dem Text gesehen haben, nur die Rede von der Erhöhung der Pcnsionssätze
der I. Klasse. Meine Herren! Es handelt sich hier um den Antrag des Provinzialausschufses,
zum Zwecke einer reichlicherenAusstattung der Beköstigung in der I. Klasse den Pensionssatz
um 50 Pf. zu erhöhen.

Die II Fachcommifsionhat den Bericht der Provinzialvcrwaltung darüber entgegen¬
genommen und hat sich dabei beruhigt, daß die Provinzialuerwaltung der Ansicht ist, es müsse
geschehen, um diese Klasse besser auszustatten und gewisseKlagen, die von Zeit zu Zeit über die
Beköstigung in der I. Klaffe laut geworden sind, verstummen zu machen. Es entzieht sich
das unserer Beurtheilung insofern, wie wir das Bedürfniß nicht im Einzelnen unterfuchenkönnen.
Die Fachcommifsionglaubt aber im Vertrauen auf die bewährteEinsicht der Prouinzialverwaltung
Ihnen empfehlenzu sollen, diesem Antrage zuzustimmen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann darf ich die Verhand¬
lung schließen und darf wohl feststellen, daß Sie mit dem Vorschlageder II. Fachcommifsionein¬
verstanden sind.

Dann kommenwir zum
„Antrag der II. Fachcommifsion zu den Etats der Provinzial-Irren¬
anstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Grafenberg und Merzig für die
Etatsjahre 1. April 1895 bis 31, März 1897."

Berichterstatter ist auch Herr Abgeordneter Conze.
Abgeordneter Conze: Meine Herren! Die Etats der Provinzial-Irrenanstalten laufen

seit Jahren in fo festen Geleisen, daß sich prinzipielle Fragen sehr selten bei der Beurtheilung
erheben. Die Aenderungen, die in vorliegenden Etats gegen die der vorigen Etatsperiode
vorgenommen sind, betreffen entweder Erhöhungen der Gehälter, wie sie nach dem Normal-
Besoldungsplanesich von selbst ergeben, oder sie betreffen die Erhöhung der Kosten der Beköstigung,

29*
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die durch den eben von Ihnen gefaßten Beschluß herbeigeführt ist. Es ist daneben in diesen
Etats vorgesehen,daß nicht nur die Beköstigungder ersten Etatsklasse erhöht werden soll, sondern
daß auch die zweite, dritte und vierte etwas verbessert werden könne. Dieser wohlwollenden
Absicht der Provinzialverwaltung glaubte die Fachcommissionnicht entgegentreten zu sollen,
umsoweniger, da ja auch in den Pflegesätzen, die von den Kranken bezahlt werden, ein Ersatz
gegebenwird. Sie finden diese Erhöhung in der Gesammtaufstellung unter Nr. 3 der Wege¬
kosten in der Einnahme und in der Ausgabe ebenso unter Nr. 3. Die Erhöhung für Bekleidung,
Lagerung, für Mobilien ist schon in dem Vorberichte als nothwendig bezeichnet und wird dagegen
nichts einzuwendeilsein.

Der eine Punkt, über den noch zu reden wäre, betrifft die Unterhaltung der Gebäude,
für die plötzlich 9500 M. mehr eingesetzt sind. Der Vertreter der Provinzialverwaltung hat
uns gesagt, daß man für Instandhaltung der Gebäude mit dem Satze, der seit Beginn der
eigenen Anstalten festgehalten ist, nicht mehr auskommenkönne, weil jetzt größere Reparaturen vor¬
zunehmen und abgenutzteMobilien zu ersetzen sind, Bedürfnisse, die man bisher noch nicht in
Betracht gezogen habe. Er hat uns angekündigt, es werde wohl nicht bei dieser einmaligen
Erhöhung bleiben, sondern offen erklärt, daß der gleiche erhöhte Betrag auch für die folgenden
Jahre in Ansatz kommenwürde.

Im Uebrigen fand sich zum Etat uichts weiter zu erinnern und die II, Fachcommission
trägt darauf an:

„Der Provinziallandtag wolle die vorbezeichneten Etats unverändert annehmen."
VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Ver¬

handlung und darf die Feststellungder Etats und die Genehmigung derselben feststellen.
Meine Herren! Dann kommenwir zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:

„Antrag der II. Fachkommission zu dem Antrage von Niesewand auf
schärfere Controle der Einfuhr ausländischen Fleisches,"

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLimbourg.
Berichterstatter Abgeordneter Limbourg: An den Grenzen des preußischenStaates

haben sich auf ausländifchem Gebiete Schlachthäuser etablirt, welche meist amerikanischesund
australischesVieh schlachtenoder geschlachtetesbeziehen. Mit einem Atteste des ausländischen
Thierarztes versehen, wird das Fleisch über die Grenze geschoben. Dieses Fleisch wird von den
inländischenFleischern als ausländisches Fleisch ohne weitere Controle angekauft und mit den
selbstgeschlachteten Thieren an kleinere Metzger abgegeben. Gleich gefährlich für das confmnirende
Publikum nnd noch gefährlicher für die deutsche Viehzucht sind die vom Großkapitale im Inlande
errichteten Schlachthäuser. Die diesen Schlachthäusern zugeführten Thiere dürfen nur die Grenze
passiren, wenn sie gleich geschlachtet werden. Das Vieh wird von unsern Thierärzten untersucht,
oft den Freibänken überwiesen. Es wird als inländischesVieh bezeichnet! Die Waggons, womit
das Fleisch versandt wird, werden vorschriftsmäßig desinfizirt, die Menfchen, welche mit dem
Ileifche umgehen und überall dasselbe herumtragen, aber nicht. Der Ansteckungsstoff, welcheran
den Kleidern, am Schuhwerk sitzt, findet daher leichte Verbreitung. Herr Landesrath Kehl
berichtete in der Commission, daß fast alle Ausbrüche von Seuchen der holländischenGrenze
entlang auf solche Uebertragung zurückzuführensind. In voriger Woche sei auch die Lungenseuche
durch Dünger in einem GeHüfte von Köln importirt worden. Wandel muß geschaffen werden!

Besonders ist die Gefahr für unsere blühende Schweinezuchtvorhanden, indem Finnen,
dann Maul- und Klauenseuche,sowie Tuberkel und Milzbrand-Bazillus durch die Kühlmethode
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nicht getödtet werden, vielmehr bei 5—10°L, wieder aufleben. Die Gefahr für den Menfchenist
daher gleich groß. Auf die Gefahr der Verschleppungder Schweinepestmuß gleichfalls aufmerksam
gemacht werden. Herr Poensgen auf Haus Garath hat binnen 8 Tagen für 14 000 M. Schweinean
jener bis jetzt unheilbarenKrankheit verloren; der bekannte Schweinezüchter Meyer von Friedrichs-
werth verlor 600 Zuchtsauenim Werthe von über 120 000 M. In unserer Irrenanstalt in Grafen¬
berg sind zwei Sauen mit Tod abgegangen, die andern sind gleichfalls krank. Königliche Negierung
zu Düsseldorf hat jenen Kalamitäten große Beachtunggeschenkt, und bitte ich den Herrn Vorsitzenden,
den» Korreferenten Herrn Geheimrath von Nicsewand zu gestatten, nähere Aufklärungen zu geben.

Die II. Fachcommissiun stellt daher den Antrag:
„Der Provinziallandtag wolle die Königliche Staatsregierung unter Ueberweisungder
Petition des Abgeordnetenvon Niesewand ersuchen, dahin zu wirken, daß schleunigst
solche Maßnahmen ergriffen werden, die geeignet sind, gegenwärtig bestehendegroße
Mißstände, entstanden und herbeigeführt durch den Import von ausländischen:Vieh,
Fleisch, Milch, Butter, ähnlichen thierischenProdukten und Stalldünger, zu beseitigen
und den Vertrieb des ausländischenFleischesnicht unter leichteren Bedingungen zuzu¬
lassen, als den des inländischenFleisches."

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der zweite Berichterstatter Herr Abgeordneter
von Niesewand.

Correfereut Abgeordnetervon Niesewand: Meine Herren! Mir ist vor einigen Tagen
eine Zuschrift des Herrn Litz zugegangen, der einer meiner größten Oekonomen ist und der
nahezu 5000 Morgen als Pächter bewirthschaftet,dessen Ausführungen in dem mir zugegangenen
Schreiben von so veterinärpolizeilicherBedeutung sind, wie auch nach der landwirthschaftlichen
Seite hin so wichtig erscheinen, daß ich seine Ausführungen zu meinem Antrage machen zu müssen
geglaubt habe.

Gestatten Sie zunächst, meine Herren, daß ich Ihnen dies Schreiben des Herrn Litz vorlese:
„In dem schweren Kampfe um das Bestehen wird der deutschen Landwirthschastseit circa

zwei Jahren durch die Einsnhr von „AusländischemFleisch" eine derartige Concurrenz gemacht,
daß der deutschen Viehzucht und mit ihr den: Bestehen der Landwirthe bald das Todesurtheil
gesprochen sein wird.

Internationales Großkapital ist es auch hier, gerade so wie im Getreidebau und der
Zuckerfabrikation, welches dem deutschen Bauer mit tödtlichcr Gewißheit den Untergang vor
Augen führt.

An der Grenze sind sowohl im Inlande wie Auslande eine Menge „Schlachthäuser"
entstanden, die all das Vieh, welches wegen Verseuchungund Krankheit lebend nicht auf unsere
Märkte geführt werden darf, — abschlachten — und damit Deutschlandüberfluthen.

Dieses frische Fleischbesteht aus zwei Kategorien. Das erste ist in Schlachthäusernge¬
schlachtet, welche im Auslande liegen, das zweite kommt aus den sogenanntenGrenzschlachthäusern
des Inlandes, als da sind: Hamburg, Lübeck, Kiel, Rostock, Thorn, Kattowitz,Tarnowitz :c. :c.
(von allen kommt Fleisch nach Köln). Das Fleisch aus den ausländischenHäusern wird eingeführt
auf einen Gesundheitsscheindes ausländischenThierarztes und gilt als ausländisches Fleisch, das
aus den sogenannten Grenzschlachthäusern,in denen nur Vieh geschlachtet wird, welches lebend
nur zu dem Zwecke über die Grenze darf, um in's Messer zu gehen, weil es seucheverdächtig oder
sogar krank ist, wird von deutschen Fleischbeschauernoder Thierärzten untersucht und gilt nun
als deutsches Fleisch, weil es ja in deutschen Schlachthäusern geschlachtet worden ist.
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Von beiden Sorten droht uns die größte Gefahr für Ansteckungder deutschen Viehherden,
sowie auch für die Gesundheit der Menschen. Auf den Schein des ausländischenFleischbeschauers
läßt sich gar nichts geben und eine Nachuntersuchungkann nicht mehr stattfinden, weil keine Ein¬
geweidemehr bei dem Fleisch sind.

In den Grenzschlachthauserndes Inlandes weiß man schon bestimmt, daß man es mit
verdächtigenoder erkranktenThieren zu thun hat, sonst käme das Vieh nicht dahin, um ab°
geschlachtet zu werden.

Es ist das Bestreben des Herrn Ministers für Landwirthfchaft, Deutschland mit einem
eisernen Ring quasi zu umgeben, um kein lebendes Vieh hereinzulassen, damit die deutschen
Herden geschützt werden. Dies ist ein sehr lobenswerthes Bestreben, aber wie sich die Sache
jetzt gestaltet, werden gerade diese Grenzschlachthauser,in die nun nur noch das lebende Vieh des
Auslandes hinein darf, um dort in's Messer zu gehen, die mittelbaren Träger der Einschleppung
der Krankheiten und Seuchen in unsere Herden. Das Fleisch nämlich, ebenso wie das aus den
Auslandsschlachthäusern,kommt in ganzen Vierteln in Waggons nach den Städten und wird dort
in denselbenViehwagen abgeholt, welche auch das lebende Vieh bei den deutschen Bauern holen.
Hat nun das Fuhrwerk, mit denselbenLeuten, erst einen Waggon Fleisch abgefahren und fährt
von dort in ein Bauerngehöft, um lebendes Vieh zu holen, das Vieh belecktden Rock des
Mannes, auf dessen Arm gerade vorher jenes Fleisch geruht hat, dann ist eine Ansteckung leicht
zu erklären. Erklärlich wird es auch, warum seit der Einfuhr jenes geschlachteten Fleisches trotz
Schließen der Grenze und trotz aller Vorsicht bei lebendemVieh im Lande dennoch die Ansteckung
und der Ausbruch der Seuchen stets um die Orte herum stattfindet, wo ausländisches Fleisch
verkauft wird. Jene Wagen und Leute, bemerke ich noch, werden nicht oesinfizirt, wohl aber die
Waggons der Bahn. Es mühte angestrebt werden, daß die Provinz eine einheitlicheRemedur
schaffte. Die Grenze müßte geschlossenwerden für die Nheinprovinz. Nach dem Vorgehen von
Königsberg und Berlin ist das ja möglich, ein Einfuhrverbot wegen der Seuchengefahr und
Gefundheitsschädlichkeit zu erlassen. Von diesem Einfuhrverbot muß aber auch besonders betroffen
werden: das geräucherte, gepökelte, auch das sogenannte trocken gepökelte (es geschieht letzteres
nach einer noch als geheim betrachtetenMethode), sowie alles auf fonstige Weise conservirte
Fleisch. Während das frische Fleisch wenigstens einen Gesundheitsscheinbei sich führt und der
Form nach wenigstens zeigen soll, daß es untersucht ist, kommenalle obigen conservirten Sorten
ohne jedes Gcsundheitszeugnißunbeanstandet herein. Hier liegt die grüßte Gefahr für die Ge¬
sundheit der Menschen. Erstens soll der sogenannte Trockenvökel schon durch die geheime Methode
gcsundheitsgefährlichsein, zweitens ist die sogenannteEisconserve nur dazu angethan, gesundheits¬
schädliches und minderwcrthiges Fleisch zu liefern.

Obiges Pökelfleischwird durch die Firma Paul Wohl in Frankfurt am Main, aus
Chicago von der Firma Armour & Co. über das ganze Rheinland verbreitet, dies ist noch die
bessere Sorte, das fchlechtere kommt von Nelson & Moris in Chicago durch die Firma Kugel¬
mann in Hamburg, Alles dieses Fleisch steht im Preise so niedrig (es kostet von 15 Pf. bis
30 Pf. das Pfund frei Metzgerladen), daß der Bezug den Schweinemetzgern,die es in stets
steigendenMengen kommen lassen und verwursten, zu einem hohen Nutzen verhilft. Das con-
sumirende Publikum hat keinen Nutz«n davon, es erfährt nicht, daß es zu hohem Preise Wurst
von gesundheitsschädlichein Fleisch verzehren muß. Wenn das Texas-Fieber Grund dazu war,
die Grenze zu schließen, so zeigt sich hier, daß die Grenze noch offen ist und unsere Sanitäts¬
polizei Grund und Recht sowie die Pflicht hat, eine weitere Schließung zu unserer Aller Schutz
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vorzunehmen. Gerade die wenigen Monate seit Schließung der Grenze gegen die Einfuhr von
frischem Fleisch und Vieh wegen der Texas-Seuche genügten, um die Einfuhr des trocken und
naß gepökelten Fleisches so zu erhöhen, daß die Schweinemetzger,welche früher viel lebendes
Rindvieh schlachteten zur Wurst, dieses nicht mehr nöthig haben, weil das Vieh nun conseruirt
ihnen fix und fertig zu Spottpreisen in die Wurstmaschiuegeliefert wird, (Große Unruhe)

Noch will ich erklären, wie der Fleischhandel sich hier in Köln gestaltet hat. Unser
deutsches Vieh wird im Schlachthauselebend und geschlachtet uutersucht. Auch in den Vororten
von Köln wird Vieh geschlachtet, muh aber, wenn es nach Köln kommt, trotzdemes vom Thier-
arzte lebend und geschlachtet untersuchtund mit diesbezeugendemGesundheitsscheinversehen ist,
nochmals vor den Fleischbeschau«,da erhält es ein Schild, darauf steht: „EiugebrachtesFleisch".
(Steigende Unruhe. Zurufe: Aufhören!)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Es handelt sich nicht um eine geschriebene Rede
des Herrn von Niesewand, sonst würde ich die Sache nicht zugelassenhaben; das ist nach der
Geschäftsordnungverboten. Herr von Niesewand hat von dem Rechte Gebrauch gemacht, eine
an den Landtag gerichtete Eingabe vorzulesen. Er hätte dasselbe erreicht, wenn er beantragt
hätte, daß sie von dem Schriftführer vorgelefenwürde; dann hätten wir dem stattgeben müssen.
Aber vielleicht ist die Eingabe bald zu Ende. (Heiterkeit.) Jedenfalls dauert es nicht fo lange,
wenn Sie still zuhören. (Heiterkeit.)

Correfercnt Abgeordneter von Niesewand: Ja, meine Herren, ich glaube, ich kann
mich auch kürzer fassen. Ich möchte Ihnen nur noch die Mittheilung machen, daß, wie der
p. Litz constatiren will, der Metzger Prior, der die Militärlieferuugen hat, zu diesem Zwecke i»
4 Monaten nicht ein einziges lebendes Thier geschlachtet haben soll. Ich glaube, das ist doch
jedenfalls eine fehr interessante Mittheilung.

Nun, meine Herren, ich habe Gelegenheit gehabt, hier im Provinziallandwg auch bezüglich
dieser Sache etwas herum zu spioniren, und ich habe — nomin», sunt oäio»^ diese Rücksicht
habe ich zu nehmen uud muß sie auch beobachten — von einer größeren Stadt erfahren und
zwar vollständig offiziell, daß in diefer in der Zeit vom 1. Juli 1894 bis 1. April 1895 aus
Holland 3199 Viertel Rindfleifch, 5491 halbe Schweine, 84? ganze Kälber und eine ganze
Schafherde bezogen worden sind; zweitens aus den Hafenplätzen diefelbe Stadt und zwar
gröhtentheils aus Dänemark, Schweden — die aber in Schweden von vorneherein untersucht
werden, und deshalb weniger gefährlich sind — 4672 Viertel Rindfleisch,1252 halbe Schweine,
82 Kälber und 20 Schafe.

Sie fehen, meine Herren, die Zahlen sind ganz enorm, offiziell sind sie auch.
Nun frage ich, meine Herren, wenn eine derartige Einfuhr von fremdem Fleisch in

unserer Rheinprouinz stattfindet und die Thierärzte an der russischen Grenze mit der Untersuchung
dieses Fleischesbeauftragt sind, welchen Werth eine derartige Untersuchunghaben kann?

Ich, meine Herren, habe in meinem eigenen Kreis die Erfahrung gemacht, daß ein
Gutsbesitzerein krankes Stück Vieh geschlachtet hat, und ein beamteter Thierarzt das Thier für
ganz gefund befuuden hat. Wenn das selbst einem heimischen Thierarzt vassiren kann, welcher
Werth ist dann der Untersuchungauswärtiger Thicrärzte beizulegen? Ich glaube, meine Herren,
wir haben sowohl wegen unserer Gesundheitsverhältnisfeals auch namentlich der Landwirthschaft
wegen alles Interesse, diefer Petition näher zu treten, daß ein Einfuhrverbot eintreten möge,

Meine Herren! Ferner hat mir Herr Landesrath Kehl mitgetheilt, daß im Jahre 1894
im Ganzen 8 Viehbestände mit zusammen 127 Stück Rindvieh in den Kreisen Rees, Köln,
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Kempen wegen Lungenseuche von der Provinz angekauft sind und zwar zur sofortigen Abschlach-
tung im Schlachthause, und daß diese Herden einen Werth repräsentirten von 53 744 M. Im
Jahre 1895 sind 4 Bestände mit ca. 160 Stück Rindvieh von der Provinz wegen Lungenseuche
angekauft worden resp, müssen noch angekauft werden. In allen diefen Fälleu ist nachgewiesen,
daß die Ansteckung durch Thiere erfolgt ist, welche kurz vorher in dem Bezirk theils vom Inlanbe,
theils vom Auslande eingeführt waren. In mehreren Fällen bestand der dringende Verdacht, daß
eingeschmuggeltes Vieh die Ursachedieser Ansteckung war.

Ferner, meine Herren, wenn Sie, sich den Etat ansehen, dann werden Sie finden, daß
der Bestand des Reservefonds für Rindvieh um 85 000 M, dieses Jahr schon gekürzt werden
mußte, und daß für Milzbrand und Nauschbrand in Summe bereits 120 000 M. bezahlt
worden ist. Wenn Sie diese Summe allein in Betracht ziehen, so werden Sie doch auch zu der
Anschauungund Ueberzeugunggelangen, daß Alles vermieden werden muß, was irgendwie eine
neue Seuche herbeiführen könnte, und deshalb halte ich den Antrag des Herrn Litz für durchaus
zweckmäßig und empfehleIhnen denfelben. (Beifall,)

Vorsitzender Becker: Herr Litz kann doch hier keinen Antrag stellen (Heiterkeit), sondern da mühte
doch entweder der Herr Abgeordnete von Niesewand oder sonst Jemand aus dein Hause den Antrag stellen,

Abgeordneter von Niesewand-. Ja, ich habe ihn zu dem meinigen gemacht.
Vorsitzender Becker: Schön. Wünscht Jemand .... (Zuruf.) Herr Abgeordneter

Zwcigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Sie werden ja mit eben fo großem Interesse,

wie ich, das Todtenregisterder Rheinischen Säue aus dem Munde des Herrn Referenten vernommen
haben (Heiterkeit), und mit sehr großem Interesse die Verlesung mit angehört haben, die der
Herr Abgeordnete von Niesewand gemacht hat. Wenn aber jemals auf einen Gegenstand die
Worte des Herrn AbgeordnetenFritzen von heute morgen Anwendung finden, so ist es, glaube
ich, auf den vorliegenden. Wenn jeder große Oekonom aus der Rheinprovinz an feinen hier
anwesendenLandrath einen langen Brief schreiben und ihn bitten wollte, er möchte doch einen
Gegenstand über die landwirthschaftlicheNothlage zur Sprache bringen, und wenn wir dann
jedesmal diesen Gegenstand einer eingehenden Untersuchung unterziehen und uns alle darüber
schlüssig machen sollen, und wenn es sich noch dazu um einen Gegenstand von so kolossal weit¬
tragender Bedeutung handelt — denn es handelt sich bei der Frage der Einfuhr des auswärtigen
Fleifches nicht allein um die Interessen der Landwirthschaft, fondern in etwa auch, ein klein wenig
auch nur, um die Interessen des consumirendenPublikums (hört! hört!), die doch in der That
auch ein ganz klein wenig berücksichtigtwerden müssen (Heiterkeit) -, meine Herren, dann werden
wir die Zeit unserer Tagung verzehnfachen müssen.

Meine Herren! Wenn wir jetzt nach einem derart kurzen Referat, wie wir es vernommen
haben, einem soweit gehendenAntrag zustimmensollen, wie ihn der Herr Abgeordnetevon Niese¬
wand begründet hat: „die KöniglicheStaatsregierung zu ersuchen, ein vollständigesEinfuhrverbot
für alles auswärtige Fleifch zu erlassen", so glaube ich doch, daß das etwas zu viel verlangt ist,
und ich bin weiter der Meinung, daß das auch nicht zur Competeuz des Provinziallandtagcs
gehört. Es ist das eine Frage, die thatsächlich von kolossaler wirthschaftlicherBedeutung ist, daß
Sie uns unmöglichzumuthen können, so im Handumdrehen einem derartig weitgehendenAntrage
unsere Zustimmung zu geben.

Meine Herren! Ich gestatte mir daher, einen anderweiten Vorschlagzu machen, nämlich
den, daß wir diese Petition dem Provinzialausschuß zur weiteren Behandlung überweisen. Der



39. RheinischerProvinziallandtag, 8, Sitzung am 7. Mai 1895. 233

Provinzialausschuß mag auch die anderen Interessen, die dabei in Frage kommen, einmal recht
reiflich erwägen, denn er ist ja nun doch einmal unser Mädchen für Alles. (Heiterkeit,) Ich
bin fest überzeugt, er wird von der Petition diejenige Verwendung machen, die in der Sache
felbst geboten ist.

Ich muß mich daher gegen den Antrag der II. Fachcommissionaussprechen, stelle viel¬
mehr den Antrag, den ich gleich schriftlich einreichen werde, die Petition dem Provinzialausschuh
zur weiteren Veranlassung zugehen zu lassen.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Niesewand.
Abgeordnetervon Niesewand: Ich muh mich sehr darüber wundern, daß der Herr

OberbürgermeisterZwcigert mich quasi so hingestellt hat, als ob ich blos auf das Schreiben des
Herrn Litz diefen Antrag gestellt hätte, und daß der so unnatürlich wäre. Mir liegt hier eine
Verfügung des KöniglichenRegierungspräsidentenFreiherr« von der Necke vor, die doch Herr
Zweigert auch unbedingt mit bekommen hat, in der der Herr Regierungspräsident gerade über
die Einfuhruerhältnisse zum Bericht auffordert, und wo er ausdrücklich sagt: „Hauptsächlichbedarf
die Frage des Fleischeinfuhrverbotsgründlicher Erörterung, fowohl nach der vctäriniirpolizeilichen
als nach der wirthschaftlichenSeite hin. In Verbindung mit den gegen das Verbot geltend zu
machendenBedenkenwollen Ew. Hochwohlgeborcn thunlichst Vorschlägeinachen." Es ist das doch
ein Beweis, daß höhere Behörden sich bereits mit der Sache befaßt haben, und so hat ja gestern
der Herr AbgeordneteKnebel auch in der Fachcommissiondie Mittheilung gemacht, daß gerade
zur Zeit zwischendem Herrn Minister und einzelneu Abgeordneten die Frage sehr eingehend
ventilirt würde und es sehr wünschenswerth wäre, wenn dem Abgeordnetenhauseresp, dem
Ministerium die nöthigen diesbezüglichenMaterialien frühzeitig zugehenwürden.

Ich glaube aber, meine Herren, die Sache hat auch nach der landwirthschaftlichenSeite
hin insofern eine fehr große Bedeutung, daß wir unsere Nindviehzuchtdoch bedeutenddurch das
Einfuhrverbot heben würden, und daß die Landwirthe erst dann in die Lage zu einer ersprieß¬
lichen Nindviehzucht gesetzt werden, wenn das Verbot der Einfuhr geschlachteten Fleisches that¬
sächliche Geltung hat. (Sehr wahr!)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteGraf und Marquis von und
zu Hoensbroech.

Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Um nach den Worten
des Herrn Abgeordneten Zweigert den Antrag der II. Fachcommissionvor Mißdeutungen zu
schützen,möchte ich hervorheben, daß es sich bei demselbenabsolut nicht um das Verlangen nach
Sperruug der Einfuhr handelt, sondern blos um zwei Punkte, eincstheils um die Beseitigung
der thatsächlichvorhandenen Mihstände, welche durch die Einfuhr fremden Fleifches in Bezug auf
die Seuchcngefahr sich gezeigt haben, und zweitens um die Gleichstellungdes Vertriebes des
auswärtigen Fleischesmit dem hier produzirten.

Was den ersten Punkt anbelangt, so glaube ich, kann es auch vom Standpunkt des
Consumenten, der von Seiten des Herrn AbgeordnetenZwcigert hervorgehobenworden ist, nur
erwünscht sein, wenn die bestehenden Mihstände beseitigt werden, und wenn der Consument in
die Lage versetzt wird, statt Speck und Fleisch, was gesundheitsschädlich ist, derartige Artikel zu
bekommen, die von solchen Schädlichkeitenfrei sind und ihm und seiner Familie an Leib und
Leben keinen Schaden zufügen.

Was den andern Punkt betrifft, den Vertrieb des ausländischenFleisches, so glaube ich,
ist es doch die erste Forderung, die wir hier in der Nheinprovinz wie in jedem Landestheile

30
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stellen müssen, daß die inländische Produktion mindestens der ausländischen auf dem einheimischen
Markt gleich gestellt sein muß, (Bravo,)

Deshalb bitte ich Sie, meine Herren, dem Antrage der II. FachcommissionIhre Zu¬
stimmung zu geben.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKnebel,
AbgeordneterKnebel: Meine Herren! Ich freue mich feststellen zu können, daß ich in

diesem Falle mit dem Herrn Vorredner in allen Punkten übereinstimme. (Heiterkeit.) Es ist von
Seiten des Herrn von Niescwand mein Name genannt worden mit Bezug auf eine Mittheilung,
die ich in der Commissiongemachthabe. Es ist richtig, daß in diesem Augenblicke im Abgeord-
netcnhause über dieselbeFrage verhandelt wird, die diese Petition auch zur Sprache bringt, und
daß bereits eine Commission zur Erörterung derselben constituirt ist. In dieser Commission werden
selbstredend auch die Organe der Staatsregierung sich äußern, und da habe ich allerdings für
wünschenswert!) gehalten, daß das Material, welches in der Petition enthalten ist, ferner aber
auch das Material, welches der Herr Landesrath Kehl heute Morgen zur Kenntniß der Commifsion
gebracht hat, möglichst bald der KöniglichenStaatsregierung unterbreitet wird. Gerade darum
haben wir uns dagegen ausgesprochen, daß diese Petition dem Provinzialausschuß unterbreitet
werde, und haben statt dessen den Antrag gestellt,daß sie dein Herrn Staatscommissar überwiesen
werden soll. Daher geht der Antrag, nicht, wie es aufgefaßt wurde, etwa dahin, daß ein Aus¬
fuhrverbot erlasse» werde. Auch ich bitte um Annahme des Antrages.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZwcigert.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Die von dem Herrn Abgeordnetenvon Niese¬

wand vorgebrachte Regierungsverfügung ist mir allerdings bekannt, und es war auch Herrn
von Niesewand bekannt, daß sie mir bekannt war, denn das Exemplar, welches er in seinen
Händen hat, ist ja mein Eigenthum. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Was sodann die Ausführungen des Herrn Grafen Hoensbroechbetrifft,
so bemerke ich, daß ich in allen Punkten Wort für Wort die Ausführungen des Herrn Grafen
Hoensbroechunterschreibe. (Bravo!) Jede Zeile! Es fragt sich nur, meine Herren, ob durch die
Ausführungen, die Herr von Niesewaudgemacht hat, die Zwecke, die der Herr Graf Hoensbroechim
Auge hat, auch erreicht werden. Wenn in diesem Antrage steht, die KöniglicheStaatsregieruug
möge Mahnahmen treffen, wodurch einmal die Gesundheitsgefährlichkeitdes Fleisches, des Viehes
und der ähnlichen Produkte beseitigt wird — weshalb bei ähnlichen thierischenProdukten der
Stallmist nun noch besonders genannt ist, ist mir nicht ganz klar geworden — ich habe den Mist
bisher auch immer für ein thierischesProdutt gehalten. (Heiterkeit.) — Wenn also gesagt wird,
man möge Maßnahmen treffen, wodurchdie Gefahr beseitigt wird, so hat der Herr Abgeordnete
von Niesewand erklärt, daß dies nur geschehen könne durch ein Einfuhrverbot, und, meine Herren,
dazu follen wir durch Annahme der Resolution unsere Zustimmung geben. Gegen diesen Vor¬
schlag muh ich mich wenden und ich habe ausgeführt, daß es anderweite Mittel geben müsse,
dieses Ziel zu erreichen, als ein Einfuhrverbot.

Dann aber, meine Herren, hat der Herr AbgeordneteKnebel meines Erachtens am aller-
klarsten auseinandergesetzt,daß die Sache gar nicht zu unserer Entscheidung gehöre. Er sagte
uns, gegenwärtig wird im Abgeordnetenhausedarüber verhandelt. Ja, da gehört die Frage hin.
Die so außerordentlich schwierigenFragen der Einfuhr fremder Lebensmittel und des Schutzes
der Landwirthfchaftund der Consumentengehören zur Comvctenzder staatlichenGesetzgebung, das
sind alles Fragen, die wir unmöglichzwischen'/«^ und 5 Minuten vor 4 Uhr einer endgültigen
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Lösung entgegenführe»können. Deshalb bleibt meines Erachtens lediglich übrig die Sache dem
Provinzialausschussezu überweisen.

VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich schließe die
Verhandlung und frage, ob der Herr AbgeordneteLimbourg noch das Wort wünscht?

Berichterstatter AbgeordneterLimbourg: Meine Herren! Die Sache ist jetzt so klar,
daß wir alle wissen, woran wir sind. Herr Zweigert hat den Antrag nicht gelesen, sonst würde
er nicht gesagt haben, die Sache gehöre nicht zu unserer Comvetenz, denn ich glaube doch, dah
der Provinziallandtag ein Anrecht hat, seine Bitten und Beschwerden nach jeder Richtung hin
zum Ausdruck zu bringen, und wenn er sich auf den AbgeordnetenFritzen beruft, so handelt es
sich da um Gemeindeangelegenheiten,aber nicht um Sachen, die die Provinz in hohem Matze
angehen, wie die großen Opfer, die die Provinz jetzt bringen muh für Lungenfeucheund der.
gleichenSchäden, die jetzt vorgekommensind. Das ist ja eine Sache von sehr großer Bedeutung
für die Provinz (sehr richtig!), und wenn wir sogar noch einen Gesundheitsschadcnhaben, dann
ist das noch ein viel größeres Opfer, das gebrachtwird,

Opposition besteht ja nicht. Ich bitte also, den Antrag, wie er formulirt worden ist,
einfach anzunehmen.

Der Antrag lautet:
„Der Provinziallandtag wolle die Königliche Staatsregierung unter Ncberweifungder
Petition des Abgeordnetenvon Niesewand ersuchen, dahin zu wirken, datz schleunigst
solche Maßnahmen ergriffen werden, die geeignet sind, gegenwärtig bestehende große
Mißstände, entstanden und herbeigeführt durch den Import von ausländifchemVieh,
Fleisch, Milch, Butter, ähnlichen thierischenProdukten und Stalldünger, zu beseitigen
und den Vertrieb des ausländischenFleischesnicht unter leichteren Bedingungen zuzu»
lassen, als den des inländischenFleisches."

Vorsitzender Becker: Wünscht der zweite Berichterstatter Herr von Niesewand noch
das Wort?

Correferent Abgeordnetervon Niesewand: Nein, ich verzichte.
Vorsitzender Becker: Der zweite Herr Berichterstatter verzichtet.
Meine Herren! Dann kommen wir zur Abstimmung. Wir haben einmal hier vorliegen

den Antrag der II. Fachcommission,der bereits materiell in der Sache befindet. Wir haben
zweitens einen Antrag des Herrn Zwcigert, ohne materielle Entscheidungdie Angelegenheit den,
Provinzialausschutzzur Beschlußfassung zu überweisen.

Der zweite Antrag steht nach meiner Auffassung gleich einem Antrage auf Zurück¬
weisung an die Commissiouu. s. w. Ich glanbe, wir müssenzunächstüber diesen zweiten Antrag
Zweigert abstimmen (Zustimmung.) Wenn der abgelehnt wird, dann kommen wir zum Antrage
der II. Fachcommission. (Zustimmung.) Sind Sie damit einverstanden? (Erneute Zustimmung.)
Dann werde ich danach verfahren.

Ich ersuche diejenigen Herren, welche dein Antrage Zweigert gemäß diese Angelegenheit
dem Provinzialausschutzzur weiterenBeschlußfassungüberweisen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das war die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Dann ersuche ich diejenigen Herren, welche den Antrag der II, Fachcommission,den
Ihnen noch eben der erste Herr Referent verlesen hat, annehmen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht) Das ist die große Majorität. Der Antrag ist angenommen und damit der Gegen¬
stand erledigt.

30"
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Wir kommen zur Tagesordnung für die morgige Sitzung, und zwar schlage ich Ihnen
vor, meine Herren, diese Sitzung wegen des bereits starl entwickelten Heimathsgefühls um 11 Uhr
morgen früh anzuberaumen. (Rufe: 10!) Meine Herren, bitte lassen Sie mich erst die Aus¬
führungen vollständig machen. Um 11 Uhr wollte ich Ihnen vorschlagen. Die Tagesordnung
hat nicht die gewohnliche Länge, Es handelt sich nur noch um die Wahl zum stellvertretenden
Vorsitzenden des Provinzialausschusses. Damit diese Wahl in der öffentlichen Sitzung sich ohne
Schwierigkeitvollzieht, möchte ich Ihnen auf Wunsch von verschiedenen Seiten des Hauses vor¬
schlagen,vorher in einer vertraulichen Vorbesprechungdie Angelegenheitzu behandeln. Für diese
wollte ich mir unmaßgeblicherlauben, anheimzugeben,10'/s Uhr zu wählen. (Rufe: 10!) Wir
würden dann schon beinahe um 10 Uhr beginnen. Wollen Sie aber gerne um 10 Uhr die
Sache eintreten lassen (Rufe: Ja!), so können wir das auch thun.

Meine Herren: Die weiteren Gegenstände der Tagesordnung sind nun folgende:
Wahl des stellvertretendenVorsitzenden des Provinzialausschusses.
Antrag der Wahlprüfungscommission zu den Wahlen der Kreise M. Gladbach Land,

St. Goar, Malmedn, Merzig, Ottweiler, Nuhrort, Saarlouis, Simmern, Solingen, Trier Land
und Waldbroel,

Antrag der I. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen.
Antrag der II. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen.
Antrag der III. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen.
Antrag der I. Fachcommission zum Haupt-Etat der Prouinzialvcrwaltung für die Etats¬

jahre 1. April 1895 bis 31. März 189? (nebst Vorbericht)
Petition des L. Aktien in Düsseldorf, betreffenddie Bewilligung von Darlehen aus der

Landesbankder Nheinprovinz an kleine Gewerbetreibendeund Handwerker zu denfelben Bedingungen
wie an Landwirthe.

Bericht und Antrag des Provinzialausfchuffes, betreffend die Mittheilung des Herrn
Ober-Präsidenten der Nheinprovinz vom 6. Mai d. I. über die Bewilligung von Staatsbeihülfen
aus dem Fonds von 5 000 000 M. zur Beförderung des Kleinbahnwesens (Gesetz vom 8. April
1895, Ges.-Sammlung Seite 91 ff.).

Zu den beiden Anträgen bekommen wir jedenfalls noch einen Antrag der I. Fachcommifsion.
(Zuruf: Ist bereits unterzeichnet!)

Das, meine Herren, ist die ganze Tagesordnung, die nach meiner Auffassung nicht länger
als eine Stunde in Anspruch nehmen wird — Zwischcnfällenatürlich nicht ausgeschlossen.

WünschenSie nun trotzdem, daß die Verhandlung morgen schon um 10 Uhr beginnt?
(Zustimmung und Widerspruch.)

Gut, meine Herren, dann schlage ich Ihnen vor, die Vorbesprechungum 10 Uhr anzu¬
beraumen und die Sitzung um 10'/». Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.) Dann
werde ich danach verfahren und fchließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung gegen 4 Uhr.)
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Neunte Sitzung
UN Ständehause zu Düsseldorf, am Mittwoch den 8. Mai 1895.

Beginn: 10'/« Nhr Vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2 Wahl des stellvertretendenVorsitzenden des Provinzialausschusses.
3, Antrag der Wahlprüfungscommissionzu den Wahlen der Kreise M. Gladbach Land, St. Goar,

Malmedy, Merzig, Ottweiler, Nuhrort, Saarlouis, Simmeru, Solingen, Trier Land und
Waldbroel.

4, Antrag der I. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen.
5, Antrag der II. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen.
6, Antrag der III. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen.
?. Antrag der I. Fachcommissiouzum Haupt-Etat der Provinzialverwaltung für die Etatsjahre

1. April 1895 bis 31. März 189? (nebst Vorbericht),
8. Antrag der I. Fachcommissionzu der Petition des L. Aktien in Düsseldorf,betr. die Bewilligung

von Darlehen aus der Lcmdcsbankder Rheinprovinz an kleine Gewerbetreibendeund Hand¬
werker zu denselbenBedingungen wie an Landwirthe.

9. Antrag der III, Fachcommissiouzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betr.
die Mittheilung des Herrn Ober-Präsidenten der Nheinprovinz vom 6. Mai d. I über die
Bewilligung von Staatsbeihülfen aus dem Fonds von 5 000 000 M. zur Beförderung des
Kleinbahnwesens(Gesetz vom 8. April 1895, Ges.-Samml. Seite 91 ff.)

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung. An geschäftlichen Mittheilungen habe ich
Ihnen bekannt zu geben, zunächst, dah der Herr AbgeordneteKnebel für heute um Urlaub gebeten
hat wegen driugender Geschäfte im Nbgeordnetenhause,desgleichender Herr AbgeordneteLinde¬
mann wegen dringender anderweiter Geschäfte.

Sodann theile ich mit, daß die Auszahlung der Diäten in Zimmer Nr. XXII neben dein
Lefezimmererfolgt.

Eingänge sind nicht zu verzeichnen.
Wir treten fofort in die Tagesordnung ein. Erster Gegenstand der Tagesordnung ist:

„Die Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden des Provinzialausschusses."
Das Wort hat Herr AbgeordneterSchmidt von Schwind.
AbgeordneterSchmidt von Schwind: Meine Herren! Ich erlanbe mir Ihnen vor¬

zuschlagen, den Herrn Abgeordneten Grafen Beissel von Gnmnich per Acclamation zum stell¬
vertretenden Vorsitzenden des Provinzialausschusseszu wählen, (Beifall.)
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VorsitzenderBecker: Die Wahl per Acclamation kann nur erfolgen, wenn kein Wider¬
spruch erhobenwird. — Das scheint nicht der Fall zu sein. Dann darf ich feststellen,daß die
Versammlung den Herrn AbgeordnetenGrafen Beissel von Gymnich zum stellvertretendenVor¬
sitzenden des Provinzilllausschussesgewählt hat.

Ich frage denfelben, ob er die Wahl annimmt.
Abgeordneter Graf Veissel von Gymnich: Meine Herren! Ich danke recht herzlich

für die Wahl und nehme dieselbe an. Ich werde das Meinige thun, um dem Vertrauen, das
mir die Herren durch diese Wahl geschenkt haben, gerecht zu werden. (Beifall)

VorsitzenderBecker: Dann kommen wir zum zweiten Gegenstandeder Tagesordnung:
„Antrag der Wahlprüfungscommission zu verschiedenen Wahlen für den
Provinziallandtag."

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Spiritus.
Berichterstatter Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Die Wahlprüfungscommission

hat die Ersatzwahlenin den Kreisen M. GladbachLand, St. Goar, Malmedy, Merzig, Ottweiler,
Saarlouis, Simmern, Solingen und Trier Land einer Prüfung unterzogen. Einsprüche gegen
diese Wahlen lagen nicht vor, und die Wahlprüfungscommissionempfiehlt Ihnen nach Prüfung
der Wahloerhandlungen, sämmtlicheWahlen für gültig zu erklären.

Dagegen kann heute noch nicht beschlossenwerden über die Gültigkeit der Wahlen der
Kreise Nuhrort und Waldbroel, da bezüglich dieser Wahlen die Vierzehntägige Einspruchsfristuoch
nicht abgelaufen ist.

Sodann ist vom Herrn Landesdirektordurch ein Schreiben vom 24, April mitgetheilt
worden, daß die früheren Einsprüche gegen die Wahlen der Kreise Saarlouis und Waldbroel,
bezüglich deren in der vorigen Session kein Beschluß gefaßt ist, inzwischendadurch ihre Er¬
ledigung gefunden haben, daß in beiden Kreisen neue Wahlen stattgefundenhaben.

Sie werden gebeten, den Anträgen Ihrer Wahlprüfungscommifsionzustimmenzu wollen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich Niemand zum

Wort. Ich schließe die Verhandlung und darf feststellen,daß die Versammlung den Anträgen
der Wahlprüfungscommissionzustimmt.

Dann kommenwir zur „Entlastung von Rechnungen, zunächst von der I. Fach¬
kommission". Die Commissionempfiehlt, sämmtlicheRechnungenzu entlasten.

Es ist daher wohl das einfachste, wenn ich die einzelnen Herren Berichterstatter frage,
ob sie dem Antrage der Commissionnoch etwas hinzuzufügenhaben. Wenn dies nicht geschieht,
werde ich die Zustimmung der Versammlung zu den Anträgen der I, Fachcommifsionannehmen.

Zunächst Herr Abgeordneter Dr. von Sandt.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. von Sandt: Ich habe die Rechnungenüber den Haupt-

Etat für 1893/94, über deu Dispositionsfonds des Prouinziallandtages für 1893/94 und über den
Dispositionsfondsdes Provinzilllausschussesfür 1893/94 geprüft und habe nichts zu erinnern gehabt.

VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterLinz!
Berichterstatter AbgeordneterLinz: Ich habe nichts zu erinnern gefunden.
VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterGraeff!
BerichterstatterAbgeordneter Graeff: Nichts zu erinnern.
Vorsitzender Becker: Dann kommen wir zu den „Rechnungen der II. Fach¬

commission".
Herr AbgeordneterSimons.
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Berichterstatter Abgeordneter Simons: Nichts zu erinnern.
VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterGraf von Brühl.
Berichterstatter AbgeordneterGraf von Brühl: Nichts zu erinnern.
VorsitzenderBecker: Herr Abgeordneter Eisenlohr.
Berichterstatter Abgeordneter Eisenlohr: Nichts zu erinnern.
VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterFreiherr von Scheibler.
Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Scheibler: Nichts zu erinnern.
VorsitzenderBecker: Und Herr Abgeordneter Limbourg.
BerichterstatterAbgeordneterLimbourg: Ich habe vorzuschlagen, die von mir geprüften

Rechnungenzu dechargiren.
VorsitzenderBecker: Wir kommen dann zum „Bericht der III. Fachcommission".
Herr Abgeordnetervon Breuning. — Derselbe scheint nicht anwesend zu sein — Herr

AbgeordneterMelchers.
Berichterstatter AbgeordneterMelchers: Nichts zu erinnern.
VorsitzenderBecker: Sollte nicht vielleicht der Vorsitzende der III. Fachcommission in der

Lage sein, zu erklären, daß Herr von Breuning auch nichts zu erklären hat. (Heiterkeit,) Ist
auch nicht da! (Heiterkeit.)

Meine Herren! Vielleicht findet sich der Herr Berichterstatter noch ein. Dann will ich
vor Schluß unserer Verhandlungen noch auf die Rechnungenzurückkommen, über die er zu berichten
hat. Sonst, glaube ich, können wir uns jetzt zu dem Antrage der I. Fachkommission zum Haupt-
Etat der Provinzialverwaltung wenden. (Zurufe: Da kommt Herr vou Breuning!)

Herr Abgeordnetervon Breuning, wir möchtengerne von Ihnen die Erklärung haben,
daß Sie gegen die Rechnungen,die Sie geprüft haben, nichts einzuwendenhaben.

Berichterstatter Abgeordnetervon Breuning: Ich habe Nichts einzuwenden.
VorsitzenderBecker: Dann darf ich feststellen, daß der Landtag die sämmtlichenRech¬

nungen dechargirt hat.
Dann kommen wir zum nächsten Gegenstand:

„Antrag der I. Fachcommission zum Haupt-Etat der Provinzial¬
verwaltung für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 189? (nebst
Vor bericht)."

Berichterstatter ist der Herr Landesdirektor. --------(Zurufe: Der fehlt auch.)
Meine Herren! Dann lassen Sie uns den nächsten Gegenstand vorweg nehmen.

„Antrag der I. Fachcommission zn der Petition des L. Aktien in Düssel¬
dorf, betr die Bewilligung von Darlehen aus der Landesbank der
Rheinprovinz an kleine Gewerbetreibende und Handwerker zu deuselbeu
Bedingungen wie an Landwirthe."

Ich gebe dem Berichterstatter Herrn AbgeordnetenDr. von Sandt das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Sandt: Meine Herren! Den Wortlaut der

Petition kann ich Ihnen nicht ersparen, da die I. Fachcommisston in Zweifel darüber gewesen ist,
was der Petent eigentlichwill. Der Antrag lautet:

„Man hört vom Reichstag, vom Abgeordnetenhause, vom Provinziallandtag fast
nichts anders als von der armen Landwirthschaft. Ich will das nun gar nicht
anzweifeln, aber unfer armes Handwerk ist noch viel schlimmer daran! Warum soll
denn nur dem Landmanne billiges Geld zu °/4 Taxe von der Landeskasse gegeben



240 39. RheinischerProvinziallcmdtag, 9. Sitzung am 8, Mai 1895.

werden? Für uns Handwerker und gleich arme andere Gewerbetreibende ist eine
kleine Werkstatt und ein kleines Häuschen ebenso nothwendig wie für den Landmann
ein paar Morgen Land. Ich erlaube mir demzufolge,einen hohen Landtag zu bitten,
zu bestimmen,daß die Landeskasseuns arme kleine Gewerbetreibendeebenso günstig
beleihe, damit wir auch uns etwas ersparen können wie die Landleute. L. Aktien."

Seitens des Meldeamtes ist ein Träger dieses Namens als bekannt nicht ermittelt
worden und scheint es eine anonyme Petition zu sein. Trotzdem hat die I. Fachcommission Ihnen
empfehlenzu follen geglaubt, nicht zur Tagesordnung über diese Petition überzugehen, sondern
die Angelegenheit, zumal in Anbetracht der Kürze der Zeit, die zur weiteren Ermittelung der
Commissionzur Verfügung stand, dem Prouinzialausschuh zur weiteren Prüfung zu überlassen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Meiue Herren! Dann darf
ich die Verhandlung schließen und feststellen,daß Sie mit dem Vorschlageder I. Fachcommission
einverstandensind.

Wir erledigen dann den
„Antrag der I. Fachcommission zum Haupt-Etat der Provinzial-
verwaltung für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 189? (nebst
Vorbericht."

Berichterstatter ist der Herr Landesdirektor.
Berichterstatter Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Bei dem bevorstehenden

Schlüsseunserer Verhandlungen werde ich mich kurz fassen. Zum Haupt-Etat sind nur wenige
Bemerkungen zu machen. In den Fachcommissionensind nur drei Spezial-Etats abgeändert
worden, und zwar zunächst der Etat des Pruvinziallandtagcs, des Prouinzialausschussesund der
Centralverwaltuugsbehürde. Es haben hier einige Erhöhungen einzelner Positionen im Betrage
von annähernd 6000 M. stattgefunden. Die dadurch hervorgerufene Erhöhung des Zuschusses
aus Provinzialmitteln ist im Titel V bei den sonstigenAusgaben dadurch ausgeglichen worden,
daß die Summe von 14 281 M, welche als Vorschlagbei den sonstigen Ausgaben eingesetzt war,
auf 8 781 M. herabgemindert worden ist. Sodann sind bei dem Etat der Provinzial-Feuer-
Societiit und der Landesbank einige Aenderungen beschlossen worden, welche auf den Zufchuß
aus Provinzialmitteln bezw. den Haupt-Etat keinen Einfluß haben.

Im Uebrigen sind Aenderungen am Haupt-Etat nicht vorgenommenworden. Ich möchte
nur noch eine Bemerkung aus der Fachcommissionhier einschalten. In der I. Fachcommission
wurde hinsichtlich des Tit. IV der Einnahmen hervorgehoben, daß, nachdem nunmehr die Ein¬
nahme an Ueberschüssen aus der Landesbank um 50 000 M. höher eingesetzt worden sei, für die
Folge Bedacht genommen werden möge, daß keine außerordentlichenAusgaben, wie in dem letzten
Jahre mehr auf die Landesbank angewiesen würden, bezw. daß dahingehende Vorschläge dem
hohen Hause nicht mehr vorzulegen seien. Letzteres ist nicht die Absicht des Prouinzialausschusses,
sondern derselbe hat vielmehr, um nicht in die Lage zu gerathen, derartige Vorschlägemachen zu
müssen, die gedachte Erhöhung des Postens eintreten lassen. Die I. Fachcommissionschlägt
demnachvor:

„Der Provinziallandtag wolle
1. den nach dem Vorschlagedes Prouinzialausschussesmit 8 621000 M. in Einnahme

und Ausgabe balancirenden Haupt-Etat der Provinzialverwaltung annehmen vor¬
behaltlich der sich aus der Erhöhung des Etats des Provinziallandtags, des Provinzial-
ausschusses und der Centralverwaltungsbehördebei Titel II Nr. 1 des Haupt-Etats
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(Erhöhung von 234 100 M. auf 239 600 M.) und Titel V Nr. 1 desselbenEtats
(Ermäßigung von 14 281 M. auf 8781 M.) ergebenden rechnerischen Berichtigungen
~- die ich bereits habe eintreten lassen —,

2. genehmigen, daß nach diesem Haupt-Etat und den in demselben aufgeführten
Svezial-Etats auch nach dem 1. Januar 189? bezw. dem 1. April 189? die
Verwaltung so lange weitergeführt werde, bis der Provinziallandtag wieder
zusammengetretensein und neue Etats festgestellt haben wird."

Die vorgeschlagene allgemeine Ermächtigung beruht darauf, daß möglicherweifeder
Provinziallandtag nicht vor dem 1. Januar 1897 wieder zusammentritt. Damit in diefem Falle
die Verwaltung nicht in Verlegenheit kommt, wird beantragt, wie in früheren Jahren, fo auch
diesmal, den Etat fo lange gelten zu lassen, bis der nächste Provinziallandtag einen neuen Etat
beschlossen hat. Derselbe Beschlußist bekanntlichauch hinsichtlich des letzten Etats gefaßt worden,
und ist diefer auf Grund diefes Beschlussesüber den 1. April d. I, hinaus in Kraft geblieben,
jedoch' mit dem Vorbehalt, daß der jetzt von Ihnen beschlossene neue Etat vom 1. April ab in
Kraft gefetzt wird.

Diese Maßregel hat sich als durchaus zweckmäßig erwiesenund möchte ich Ihnen deshalb
die unveränderte Annahme der Anträge der I. Fachcommissionempfehlen.

VorsitzenderBecker: Wünfcht Jemand hierzu das Wort? — Das ist nicht der Fall.
Dann darf ich feststellen, daß das Haus sich mit dem Antrage der I. Fachcommifsion, betreffend
die Festsetzung des Haupt-Etats, als auch mit dem zweiten Antrage einverstandenerklärt, daß der
Etat so lange in Kraft bleibt, bis der neue Etat festgestellt ist

Wir kommen zum letzten Gegenstandeder Tagesordnung:
„Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzilllansschusses, betr. die Mittheilung des Herrn Ober-Präsidenten
der Nheinprovinz vom 6. Mai d. I. über die Bewilligung von Staats¬
beihülfen aus dem Fonds von 5 000 000 M. zur Beförderung des Klein-
bahnwesens."

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Richard Haldn.
BerichterstatterAbgeordneter Richard Haldy: Meine Herren! Sie werden sich erinnern,

daß in der Sitzung vom 3. Mai d. I. festgestellt worden ist, auf welche Weise die Kleinbahn¬
unternehmungen Seitens der Provinz unterstützt werden sollen. Sind Communnluerbände die
Unternehmer derartiger Bahnen, so soll das ganze Kapital denselben aus Provinzialfonds zur Ver¬
fügung gestellt werden zu 3«/» Zinsen und 1«/<> Amortisation. Werden die Kleinbahnen von
Privaten gebaut und betrieben, so soll die Hälfte des Kapitals gegen Verpfändung der Unter¬
nehmungeilzu 3l/2°/o Zinfen und zu !/«"/» Amortisation zur Verfügung gestellt werden. Eine
Betheiligung der Provinz auf eigenes Risiko soll hiernach nicht stattfinden.

Nachdemdieser Beschluß gefaßt war, ist ein Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten ein¬
gegangen, in welchen: derselbemittheilt, daß durch das Gesetz vom 8. April 1895 der Staats-
regierung ein Fonds von 5 Millionen zur Verfügung gestellt worden ist, um die Kleinbahnen zu
unterstützen, und in dem ferner die Hauptbedingungen mitgetheilt werden, unter denen dieser
5 Millionen-Fonds vertheilt werden soll.

Ich will in Kürze einige dieser Bedingungen angeben.
Es sollen die betreffenden Kleinbahnen einem öffentlichenInteresse, namentlich dem

öffentlichenVerkchrsinteressedienen. Ausgenommensind solche Bahnen, die den Personenverkehr
81
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von großen Städten nach den Nachbarorten vermitteln. Die Kosten der Bahnen sollen in
richtigem Verhältniß zu oem zu erwartenden wirthschaftlichenNutzen stehen, und es soll auch
festgestellt sein, daß eine, wenn auch nur mätzige Rente aus dem Unternehmen erzielt wird. Es
muh die Lcistungsunfähigkcitder Unternehmer der Kleinbahn zur Aufbringung des ganzen Kapitals
nachgewiefcn sein, und es muß — das ist die Hauptsachefür uns — der Provinzialverband
seinerseits sich an dem Unternehmen betheiligen. Es muh also festgestellt sein, dah die Provinz
geneigt ist, wie es wörtlich heiht, „zunächstdas ihrige zu thun". Nur unter diesen Bedingungen
wird eine Staatsbeihülfe gegeben.

Nun ist es nach dem Beschluß vom 3. Mai nicht möglich, daß die Provinz sich an
solchen Unternehmungen betheiligt, und es war daher nöthig, von Neuein sich mit dieser Frage
zu befassen. Der Prouinzialausschuß hat daher folgenden Antrag gestellt:

„Prouinziallandtag wolle den Provinzialausschuh ermächtigen, in einzelnen Fällen,
wo dieses zur Erlangung einer staatlichenUnterstützung für den Bau von Klein¬
bahnen erforderlich ist, weitergehendeUnterstützungen, wie solche in dem Beschlusse
des Provinziallandtags vom 3. d. Mts. vorgesehen stnd, zu bewilligen unter dem
Vorbehalte der Erstattung eines Berichtes und weiterer Vorschläge an den nächsten
Prouinziallandtag."

Dieser Antrag hat die III. Fachcommissionbeschäftigtund ist von derselben einstimmig
angenommenworden.

Man war in der Commissionder Ueberzeugung, daß zunächst auf anderem Wege eine
Betheiligung der Provinz nicht sicher gestellt werden könne, daß es aber doch wünschenswerthsei,
daß auch in der Zwischenzeitbis zum nächstenProuinziallandtag die Möglichkeit gegeben werde,
einiges von dem Fünf-Millionenfonds auch in die Nheinprovinz zu bringen.

Die Fachcommissionhatte das Vertrauen zum Prouinzialausschuß, daß er vorsichtig bei
der Betheiligung an solchen Unternehmen vorgehen werde.

In der Commissionwurde noch ausdrücklichfestgestellt,dah selbstverständlichnur dann
von einer Prouinzialbetheiligung die Rede sein könne, wenn auch der Staat seinerseits sich
beteiligt haben würde.

Die Art der Betheiligung wurde in der Commission mit folgendem Beispiel erläutert.
Eine Bahn soll etwa 600 N00 M, kosten, 300 000 M. können nach dem Beschluß vom 3. Mai
dem Unternehmer gegen Verpfändung der Bahn zur Verfügung gestelltwerden. Es bleiben also
dann noch 300 000 M. übrig Von diesen 300 000 M. können 100 000 M, Seitens der
betheiligten Interessenten aufgebracht werden. Zu weiteren Leistungen sind dieselben nicht fähig.
In die übrig bleibenden 200 000 M, theilen sich Staat und Provinz, sod'aß das Risiko der
Provinz bei einein Unternehmen, welches 600 000 M, kostet, sich auf 100 000 M. be¬
schränken würde.

Ich gestatte mir, das hohe Haus zu bitten, sich mit dem Antrage des Provinzial-
ausschusses einverstandenzu erklären.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort, Ich darf die Verhandlung
schließen und feststellen, daß Sie dem Antrage der III. Fachcommissionzugestimmt haben.

Damit, meine Herren, sind wir am Ende unserer Arbeiten angelangt.
Ich habe die Ehre, Sr. Excellenzden: Herrn Landtagscommissar und Ober-Präsidenten

die Meldung zu machen, daß der Landtag seine Arbeiten beendet hat.
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KöniglicherLandtagscommissarius, Ober-Präsident Nasse: (Die Mitglieder erheben sich.)

Hochgeehrte Herren!

Wirksam unterstützt und gefördert durch den regen Fleiß Ihrer Commissionenhaben Sie
unter der geschäftskundigenLeitung Ihres Herrn Vorsitzendendie umfangreichenArbeiten Ihrer
diesmaligen Tagung überraschendschnell erledigt.

Mögen die gefaßten Beschlüsse der Provinz zum Segen gereichen. Mögen insbesondere
die landwirtschaftlichen Vereine sich des hohen Vertrauens würdig zeigen, welches ihnen durch
ein verantwortungsvolles Votum der Provinziallandtag in der Ablehnung der Landwirthschafts-
kammervorlllgeder KöniglichenStaatsregierung erwiesenhat.

Auf Grund des ß. 26 der Provinzialordnung schließe ich den 39. Provinziallandtag der
Nheinprovinz,

VorsitzenderBecker: Das Wort hat noch Herr Abgeordneter Iantzen erbeten.
Prouinzialausschuß-VorsitzendcrAbgeordneterIanßen: Meine Herren! Es würde in dem

Abschlüsseder Verhandlungen unserer diesmaligen Tagung ein Wesentliches fehlen, wenn wir
nicht unferm verehrten Herrn Vorsitzendenfür seine umsichtigeund geschickteWahrnehmung der
Geschäfteunsern lebhaften Dank aussprächen. Ich gestatte mir, dies in Ihrem Namen zu thun.
(Lebhafter allfeitiger Beifall.)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Ich danke Ihnen für diesen Beweis des Ver¬
trauens in meine Geschäftsführung und für die Nachsicht, die Sie derselben gewährt haben.

Und nun, meine hochverehrtenHerren, lassen Sie uns beim Auseinandergehen(die Mit¬
glieder erheben sich) wie auch beim Zusammentritt nochmals den Gefühlen hoher Verehrung,
inniger Liebe und tiefster Ergebenheit gegen unsern erhabenen Kaiser Ausdruck geben, indem Sie
einstimmenin den Ruf: „Seine Majestät der Kaiser und König lebe hoch, nochmals hoch und
zum dritten Male hoch!" (Die Mitglieder stimmen begeistert in das dreimalige Hoch ein.)

(Schluß der Sitzung: 11 Uhr.)
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